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92. DEUTSCHER KATHOLIKENTAG 

"Unterwegs zur Einheit" 
Klaus Brandt 

Dies war das Motto des 92. 
Deutschen Katholikentags des Zen­
tralkomitees der deutschen Katholi­
ken vom 29.06.-03 .07.1994 im gast­
gebenden Bistum Dresden-Meißen. 

Der Willkommensgruß forderte 
Christen und ihre Kirchen auf, mehr 
denn je sich der immer neuen Frage 
nach dem Sinn des Lebens anzuneh­
men . "Im gemeinsamen Dialog mit 
Nichtgläubigen" - die jungen Bun­
desländer sind christliche (religiöse) 
Diaspora - , "Muslimen und Juden, 

mit den Gästen aus Europa und der 
Welt genauso wie mit den Bürgerin­
nen und Bürgern Dresdens wollten 
Christen beim Katholikentag tragfä­
hige Perspektiven fur das eigene Le­
ben und fur das Zusammenwachsen 
Deutschlands, Europas und der Einen 
Welt diskutieren." Ein offener und 
transparenter Katholikentag sollte es 
werden - das ist gelungen. 

Auf der 2,5' km langen "Kirchen­
meile" vom Hauptbahnhof - Wiener 
Platz, entlang der Prager Straße, über 

Foto: Brockmeier Blick in die "Kirchentagsmeile" mit Zelten und Pagoden 
vom Wiener Platz aus in Richtung Prager Straße 
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den Altrnarkt zur Augustusbrücke als 
Elbübergang bis zum Albertplatz wa­
ren die 220 gelb-weiß-gestreiften Zelte 
und die Pagoden nicht zu übersehen. 
Die "Meile" war in vier Abschnitte mit 
je einer Open-AU-Bühne aufgeteilt: 

Der erste Teil unter dem Motto 
" ... damit Leben lohnt" war geprägt 
von Ordensgemeinschaften, Geistli­
chen Bewegungen, Diözesen, aber 
auch der Gemeinschaft Christlicher 
Motorradfahrer. 

Im zweiten unter dem Leitwort 
" ... damit Einheit gelingt" präsen­
tierten sich 39 Verbände, darunter 
Hilfswerke wie ADVENIAT, RENO­
VABIS oder Pax Christi. Auch die 
Katholische Polizei seelsorge war hier 
vertreten. In diesem Bereich disku­
tierten polnische Theologiestudenten 
über die Ost-West-Begegnung. 

Der dritte Abschnitt stand unter 
dem Thema "... damit Menschheit 
überlebt". Zu dieser zentralgelege­
nen Gruppe gehörten Entwicklungs­
hilfe-Organisationen sowie der gut 
besuchte Standort der Militärseelsor­
ge und der Gemeinschaft Katholi­
scher Soldaten (GKS). 

" ... damit Glaube wächst" war 
die vierte Teilstrecke überschrieben, 
wo in 50 Zelten verschiedene katholi­
sche Organisationen, wie z.B. die Ar­
beitsgemeinschaft Katholischer Pres­
se (AKP), der Bund Katholischer Un­
ternehmer (BKU) oder die Arbeitsge­
meinschaft der Pfarrhaushälterinnen 
ihre Ziele und Aufgaben darstellten. 

Über ganz Dresden verteilt wur-
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den in zentralen Veranstaltungen, 
Werkstätten, geistlichen Zentren und 
TreffPunkten die verschiedensten 
Themengebiete vertieft. Viele Gottes­
dienste - auch in evangelischen Kir­
chen - dienten der geistlichen Beglei­
tung. Kulturelle Veranstaltungen aus 
den Bereichen Musik und Theater so­
wie Ausstellungen rundeten den Ka­
tholikentag ab. 

Insgesamt war es ein kleinerer als 
fiiiher, aber heiterer, oft zum Nach­
denken anregender Katholikentag. 
Sein Motto bezog sich nicht nur auf 
die deutsche Einheit, sondern auch auf 
die Einheit der Welt. Die Suche der 
Menschen nach einem geistigen Stand­
ort zeigte sich besonders in dem kaum 
zu stillenden Wunsch der Besucher 
nach Infoffilationsmaterial . 

,." " '~~"'J,.,,,,~ ,h." ......~tt .,. ~",~ '" ".'''_'''~ 

Fragen, die im Zentrum 
d"s KätholiKtint'agspfo­
gramms standen: 

. 9 V/le ; I(.erwirklicben wir . 
iJ.en ~/rtschaftlichen ' . . 
A;u~ljl~/ch, äiesqiJlIle ' 
Gerechtigkeit, den 
Lebensschutz? . 

, 9 Wie lgebenwirmitdenen 
um,dl!8US aller Weit zu 

. uns kommen? 
9 Wie übernehmen wir ver­


antWortung in'lf~rge­

",einschaff der l16Hw? 


; 9 .WleJ~o,lIen wir mit unseref! 

f/mwelt;(jfiji/jte'1?' " 
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Botschaft des HI. Vaters, 
Papst Johannes Paul 11., 
an den 92. Deutschen 
Katholi kentag 
Meinem verehrten Bruder 
Joachim Reinelt, Bischof 
von Dresden-Meißen 
Verehrter Mitbruder im Bischofs­
amt! 

Liebe Schwestern und Brüder! 

"Unterwegs zur Einheit" - Wlter 

diesem Leitwort seid ihr zum 92. Deut­
schen Katholikentag in Dresden zu­
sammengekommen. Mein herzlicher 
Gruß gilt Euch allen, die Thr Euch heute 
zum Hauptgottesdienst auf dem Platz 
vor der ehrwürdigen Hofkirche versam­
melthabt. Vor einigen Jahren noch hätte 
sich kaum jemand vorstellen können, 
daß im Herzen der Stadt Dresden deut­
sche Katholiken aus West und Ost zu­
sammen kommen. Vom unvergeßlichen 
Katholikentreffen in Dresden 1987 
spannt sich ein lebendiger Bogen zum 
Katholikentag 1994. Wahrhaftig, Ihr 
seid unterwegs zur Einheit. 

Die Programmgestaltung und 
Durchfuhrung dieses Katholikentages 
und nicht zuletzt die Mitarbeit so vieler 
evangelischer Christen zeigen, daß die 
Christen in Deutschland unterwegs zur 
Einheit sind. Euer Zeugnis fiir die be­
freiende Botschaft Jesu Cluist be­

kommt durch das ökumenische Enga­
gement einen noch glaubwürdigeren 
Charakter. 

~n besonderer Relevanz ist in Eu­
rem Land der Dialog mit den Nicht­
glaubenden und Nichtgetauften. Auch 
sie habt Thr an Eurer Arbeit und an 
Euren Gesprächen beteiligt. Beim Auf­
bau einer neuen Welt und auf dem Weg 
zur Einheit sind alle Menschen guten 
Willens aufgerufen, zusammen­
zuarbeiten und ihren Beitrag zu leisten. 
Wenn Einheit gelingen soll, dann geht 
es zuallererst darum, fiireinander Ver­
ständnis und Solidarität aufZubringen. 
Aufeiner solchen Basis werdet Ihr auch 
die großen wirtschaftlichen und sozia­
len Herausforderungen, vor die ihr 
Euch gestellt seht und die manchen be­
drängen und in Resignation verfullen 
lassen, lösen können. Als tragender 
Grund fiir eine zukunftsorientierte und 
verläßliche Entwicklung des gesell­
schaftlichen Lebens muß unsere beson­
dere Aufmerksamkeit auf die Familie 
gerichtet sein. Denn "die Familie ist in 
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lebendiger, organischer Weise mit der 
Gesellschaft verbunden; (. ..) durch ih­
ren Auftrag, dem Leben zu dienen, bil­
det sie daran Grundlagen und ständigen 
Nährboden. In der Farnilie wachsen ja 
die Bürger heran, und dort finden sie 
auch ihre erste Schule für jene sozialen 
Tugenden., die das Leben und die Ent­
wicklung der Gesellschaft von innen 
her tragen und gestalten" (Familiaris 
consortio, Nr. 42). 

Unter den Schwächeren und Be­
nachteiligten kann uns das Schicksal 
der Arbeitslosen nicht gleichgültig las­
sen. Vielfhltige Anstrengungen sind 
notwendig, damit möglichst viele von 
ihnen neu in den Arbeitsprozeß inte­
griert werden können. Es ist Aufgabe 
aller in Wirtschaft und Staat Verant­
wortlichen., "die Arbeitslosigkeit zu be­
kämpfen., die in jedem Fall ein Übel ist 
und, wenn sie große Ausmaße an­
nimmt, zu einem echten sozialen Not­
stand werden kann. Ein besonders 
schmerzliches Problem \vird sie, wenn 
sie vor allem die Jugendlichen trifft, die 
(...) keinen Arbeitsplatz finden können 
und ihren ehrlichen Arbeitswilien und 
ihre Bereitschaft, die ihnen zukommen­
de Verantwortung fur die wirtschaft­
�iche und soziale Entwicklung der Ge­
sellschaft zu übernehmen, schmerzlich 
frustriert sehen" (Laborem exercens, 
Ne. 18). 

Unterwegs sein zur Einheit bedeu­
tet unterwegs sein zum Menschen. Dar­
um muß der Mensch im Mittelpunkt 
aller Anstrengungen stehen, so wie ihn 
Gott gemacht und geschaffen hat An-
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gesichts des Auftrages, die Zukunft aus 
dem Geist des Evangeliums zu gestal­
ten, muß uns immer bewußt bleiben., 
daß der "Mensch der Weg der Kirche" 
ist (Centesimus annus, Nr. 53). Nur 
unter Berücksichtigung der Erhaltung 
des Systems von geistigen und geistli­
chen Werten kann eine GeseUschaft 
wahrhaft menschlich sein. Je mehr es 
gelingt, auch das wirtschaftliche Leben 
am Menschen zu orientieren, um so er­
folgreicher kann Euer Land dazu bei­
tragen., daß die Verhältnisse in Europa 
und in der Welt ein menschliches Ant­
litz tragen. 

Liebe Schwestern und Brüder, die 
tiefSte Einheit ist und in Jesus Christus 
geschenkt. In ihm, in seinem Kreuzes 
Tod und in seiner Auferstehung, ist die 
Einheit zwischen Gott und den Men­
schen sichtbare und wirksame Realität 
geworden. Gesellschaftliche Einheit 
ohne legitime Vielfalt ist in der mensch­
lichen Gescmchte a1lzu oft in Diktatu­
ren entartet, wie in unserem Jahrhun­
dert viele Teile Europas schmerzlich er­
fuhren mußten. Vielfalt ohne Veran­
kerung in verbindender Einheit aber 
droht in Beliebigkei( abzugleiten., wie 
sie uns in vielen Bereichen der moder­
nen Zivilisation entgegentritt. Wrr müs­
sen zu einer Einheit finden., die Vielfalt 
einschließt. Hier einen Beitrag zu lei­
sten und Veränderungen menschlicher 
Strukturen ZU er.möglichen, fuWt sich 
nicht ZU letzt die Kirche aufger.ufen. Um 
ein solches Wachsen von Vielfult in ge­
meinsamer Verantwortung zu fordern., 
haben sich die Katholiken in Deutsch­
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land - und das möchte ich in diesem tet ihn um die Gnade, daß Ihr als die 
Zusammenhang dankbar in Erinnerung lebendigen Zeugen in Eure Hei­
bringen - durch die Gründung des neu­ matgemeinden zurückkehrt, damit die 
en Hilfswerkes RENOVABIS bereitge­ Kirche in ihrer Einheit ein vielfaitiges 
funden; in Gebetsverbundenheit und Zeugnis fur das Leben geben kann, das 
durch großzügiges finanzielles Engage­ uns in Christus geschenkt ist. 
ment arbeitet llir trotz wirtschaftlicher Dazu erteile ich Euch, den Teilneh­
Engpässe in Eurem eigenen Land an merinnen und Teilnehmern des 92. 
den gesellschaftlichen und kirchlichen Deutschen Katholikentages 1994 in 
Aufgaben in Mittel-, Ost- und Südost­ Dresden, den vielfliltigen Helfern und 
europa tatkräftig mit. Mitwirkenden, die zu einem guten Ge­

Ihr seid zur Feier der Eucharistie lingen dieser Begegnung beigetrageo 
versammelt. In ihr schenkt sich Jesus haben, von Herzen meinen Apostcli­
Christus und ninunt die Gläubigen in schen Segen. 
seine Einheit mit dem Vater hinein. Bit- Aus dem Vatikan, am 2 L Juni 1994 

", . •....- ,;.' . ,_ : '_ ,,, . ;;:., :'\ ::, 'J-, ; ,:> :" ', .:d_'::= ::>::: " " ".;.;.:: . '::,::: 
~nmer~U()9·.z:urD()~l.Imt)nt~~ipQde$K~~b9Iiken. 

t~9~ in~i~ser,n ·~YFt~I . 'j,· // ·. •...................... ... ... ........ 

i:;s istsch....,er,.. ausderF!in~ . qerV~'?qst.J!lmge!'i .· eines 1<~tholiken!;lge~ ; die 

.·Eiei!lniSse...hera.u~Yßnd.;,h , 9i!, .füi :~i!,weit~[9;.AiB$it .~h~~re' . G~mej~sp~~ftJiij, 
ptJIs," gebe.nk9ririen, oestf~!.I'''9fl · im. MlJi'llRqn~\!1e,r ~.~rj9f\1~'eir~ . ge.L~~~i(~len
Fragen de~Katholikerit~~es,;,.Vie .O~menir)!l!)WlrY'1r"~.o/Iqj1ong I!,(!i.r 
Gem'1insch"ftderyöikEir?"slehen: ". . . •• .. '.":' . 

tiier'zuw~rde~.v.oJallerq ,d!e VOrt[iig"des;Fo,uins .~Ktiege, Kriege -ollR.e 
· ~nde'l · Pe{~peklllle .. int~rnl!tl(mal"! · . F?I~~n$$lcher~ng"wiederllrgeben . · $ie­
~e$ War mit~~ h?ch~ar.~tiS~Q.pery;~ilIiSt\K~~fn,,!iepr9f{)rEim$tNagel, Gen 
a.D. DieterClauß,.Prof. pr.•Dieter S~ngha~s ;lJ;a . b.ilSet~t:Au<:h · d.asReferat v(On ' 

· Oe Thomas Hoppe ~ Kliiiie Gewalt -, ;;ci~;;>J~1 diel~stll~!!~md';sK;ie9ti$z"
Überwinden'.' Steht dJ.ir)tt iiiunir)ttI~lP1!r~riit ziJ~~h)r\1ilfll)~9 Diiise . f(iede~$. 
ethischen ' .Ü~ertegunge,!werden ..e,gärlztd4'ch die Dokümehtatio" ·· deJ ·.Leitsäl~e · 

..desBVerfG zu "internl!tiorial!<nE)nsätze" .der Büi"de,!'W~h!" ":di~ ~W Rlfhl> 
sehn ur tQr die.PQlitiScnelntefprefiltig.n ·ilerebenf~Jlsinqiellen1""UFTR""c;wieide'i' 

· gegebenEm ,;I<0iizeptIO!)eJleLi!iljfnie" , ,'~ ~e~aMVggefi~nkqnne'; . } . 
" Alleiding~Wirdd~iiOler~~eite~e$e~Je~llileilen,daIÜoib an'diile TlJeJllen-' 

felder, WieZB \,ilieileiltScbe ;:Eirh;~~" '{l?~tFär~,,~~ ;,'fi~~~I);jn i:utop,, -c 
• die vergessen 'HIlIffii" CpeUS'eh)'als B~iti~~ctpm JahW$th~m~. 199.4 9do/iiOb~r- ' 
•. regungen zür. }:rageeln.~r 1I1Igel!lelnj;hph'ri;ipllIChl!·(HoPR~lai.Jfg.l'nQrh6i~n . 
· wur:d,~n. ·'/.:',::::F: ...:,:,,·' ,':::>:":: ,, ",', , ... :.::.:.. .... ,-.-, :.: . ," .-:­. N' 

•Sowe~e!'möglich~ar, ~ai die Redak1i?" Klm:b"riclite Wifhliger K~!hq,*e~~ 
.• tag.$Veii'"st"lW?g~n~~r1"'h~ellei)@",mati0'l.. derWi~de,gabe v.dn komPletten 
Releiateriv<i'~pgi'!'tern. (P$) ' .. . '. ..' . 

" " 

mailto:tag.$Veii'"st"lW?g~n~~r1"'h~ellei)@",mati0'l
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Gen1einsam 

unterwegs, 

damit Einheit 

gelingt 

~8 .~ 
'V~~~~ 

P 9'1 1"\_. ~-"-­
~. I...IO;:I.II.)U /Cl 

AlT ZdK Katholkntag 
Dresden 
29.6.-3.Z/994 

Eröffnung des 92. Deutschen Katholikentags 
in Dresden 

Mit einem Appell zur Einheit un­
ter den Menschen, "in unserem Land, 
in der Kirche, in Europa und in der 
einen Welt" hat ZdK-Präsidentin 
Rita Waschbüsch am Mittwoch 
abend den 92. Deutschen Katholiken­
tag in Dresden eröffnet. "Dresden ist 
der richtige Ort, um weitere Schritte 
auf dem Weg zur Einheit zu tun", 
erklärte die Präsidentin des veranstal­
tenden Zentralkomitees der deutschen 
Katholiken vor rund 18.000 Men­
schen bei der Eröffnung auf dem 
Dresdener Scbloßplatz. "Hier sind in 
dunklen Zeiten unserer deutschen Ge­
schichte schmerzliche Opfer gebracht 
worden. Hier ist aber auch eine große 
Kraft der Zuversicht gewachsen und 
überall spürbar." Frau Waschbüsch 
äußerte ihre Freude, daß zu dem Ka­
tholikentag unter dem Leitwort "Un­
terwegs zur Einheit" Menschen aus 

Ost und West, aus vielen Ländern Eu­
ropas und aus aller Welt teilnehmen. 
"Laßt uns wirklich jeden Schritt auf­
einander zu tun", sagte Frau Wasch­
büseh. Bei hochsommerlichen Tem­
peraturen lud sie die Besucher bei al­
ler Unterschiedlichkeit der Herkunft, 
der Meinungen und Lebensformen 
zur Mitfeier und zur Suche nach Ein­
heit ein. 

Es gibt viel mehr, was uns verbindet 

Der scheidende Bundespräsi­
dent Richard von Weizsäcker, der 
mit lang anhaltendem Beifall be­
grüßt wurde, hat in einem Gruß­
wort beim Dresdener Katholikentag 
die Deutschen zu gegenseitigem 
Verständnis, Achtung und Lern­
bereitschaft aufgerufen und vor 
Angriffen auf Zugewanderte und 
Flüchtlinge gewarnt. "Wrr sind die 

http:I...IO;:I.II
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sei ben Menschen in Ost und West", 
sagte er bei der Eröffuungsveranstal­
tung. "Es gibt viel mehr, was uns 
verbindet als was uns voneinander 
unterscheidet". Den Katholiken 
dankte von Weizsäcker "fur ihre Of­
fenheit, ihre ökumenische Gesinnung 
und dafur, daß sie uns frischen Mut 
geben, damit wir gemeinsam den 
Weg finden, eins zu werden". 

Die Botschaft des Dresdener 
Katholikentags könne die Bürger an­
spornen, "sich dafur einzusetzen, 
daß niemand in unserer Gesellschaft 
ausgegrenzt wird", so der Bundes­
präsident an dem vorletzten Tag sei­
ner zehnjährigen Amtszeit. Gleich­
zeitig unterstrich er die Gemeinsam­
keit der Christen, die "nicht getrennt 
unterwegs, sondern zusammen" sei . 
Es gelte, mit jungen Menschen, die 
ohne religiöse Bindung aufgewach­
sen selen, "unvoremgenommen zu 
sprechen, ehrlich miteinander umzu­
gehen", ilmen zu helfen und Zuver­
sicht zu geben. Innerhalb der Chri­
stenheit dürften die dogmatischen 
Unterschiede nicht die Oberhand be­
halten über die Gemeinsamkeit. "Die 
Glaubwürdigkeit der Christenheit 
hängt davon ab, daß wir dies in der 
Welt zusammen bezeugen", sagte 
der Bundespräsident. 

Sachsen ist genau der richtige Ort 

Der sächsische Ministerpräsi­
dent, Kurt Biedenkopf, sagte bei 
emem Rundgespräch, daß Sachsen 
genau die richtige Stelle sei, um 

unterwegs zur Einheit zu sein. Der 
Katholikentag könne hierbei viel lei­
sten, wenn er als Begegnung von 
Menschen zwischen Ost und West 
betrachtet würde. 

Der Oberbürgenmeister der 
sächsischen Hauptstadt, Herbert 
Wagner, appellierte an alle Dresde­
ner und Gäste, sich solidarisch zu 
verhalten. Er rief dazu auf, eine große 
Gemeinschaft zu bilden. Gerne würde 
er allen Gästen die Ruine der Frauen­
kirehe zeigen, um ihnen das Auf­
bauprojekr zu erläutern. Der evange­
lische Kirchentagspräsident, Ernst ' 
Benda, gab "neidlos zu, daß die Ka­
tholiken schneller waren als wir" mit 
der Wahl des Veranstaltungsortes in 
einem neuen Bundesland. Bei dem 
von dem früheren Moderator des 
Runden Tisches in der DDR, Karl­
Heinz Ducke, moderierten Gespräch, 
verwies Benda auf den Kirchentag, 
der 1997 in Leipzig stattfinden und 
ebenfalls ein Stück zur Einheit beitra­
gen soll. 

Trennendes redlich ertragen 

Die Theologin Hanna-Barbara 
Gerl-Falkovitz verwies in ihrer 
Rede zum Leitwort (Wortlaut der 
Ansprache siehe Seite 11-18) dar­
auf, daß auf Einheit zugehen keines­
wegs heiße, in einrörmige Langewei­
le zu verfallen, spannungsarm und 
monologisch zu werden, sondern 
Trennendes redlich zu ertragen. Un­
terwegs zur Einheit zu sein, bedeute 
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Entschiedenheit zur politischen und 
sozialen Reife. Die Mitglieder der 
geeinten deutschen Gesellschaft 
dürften nicht nur nach Arbeit, Ein­
kommen und Kosten-Nutzen-Rech­
nung beurteilt werden, unterstrich 
Frau Gerl-Falkovitz . Einheit könne 
erst gelingen, "wenn menscbliches 
Leben in jeder Phase geachtet wird: 
das sogenannte unproduktive, das 
kinrlliche, das alte wie auch das er­
wünschte und unerwünschte". 

"Wie kann man in Dresden ohne 
Hoffnung sein", 

fragte Joachim Reinelt, Bi­
schof des Bistums Dresden-Mei­
ßen, bei einem geistlichen Gespräch 
und verwies auf die Erfahrung der 
Demonstranten im Oktober 1989. 
Wichtigste Aufgabe der Kirche sei, 
den Wartenden, insbesondere den 
Arbeitslosen Hilfe und Vertrauen zu 
geben. "Ein Herz der Gesellschaft" 
zu sein, Wärme, Verstehen und Fair­
neß auszustrahlen, forderte Volker 
Kreß, Landesbischof von Sachsen. 
Die Begegnung der Menschen und 
Kirchen sei trotz aller Unterschiede 
sehr wichtig. 

Zeichen für das Zusammenwach­
sen setzen 

Der Vorsitzende des Katholiken­
tag-Trägervereins, Landtagspräsident 
Erich ntgen, wies bei der Eröffnung 
darauf hin , daß in der fast 150jähri­
gen Geschichte der Deutschen Ka­
tholikentage dieser der erste in Sach-
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sen und der erste in einem jungen 
Bundesland sei. "Wir setzen damit 
ein gemeinsames Zeichen für das Zu­
sammenwachsen der Deutschen im 
Vollzug der inneren Einheit", hob 
lltgen hervor. Die Teilnehmer rief er 
auf, aufeinander zuzugehen, die Sor­
gen und Nöte, aber auch die Freuden 
und Hoffnungen des anderen kennen 
und teilen zu lernen. Im Anschluß an 
die Eröffnungsveranstaltung lud 
lltgen die Menschen zum kulturellen 
Abend in der Dresdener Innenstadt 
em. 

Das Kronenfor des 
Dresdener Zwingers 
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"Unterwegs zur Einheit" 
Gedanken zum Leitwort des 92. Deutschen 
Katholikentags in Dresden 1994 
Hanna-Barbara Gerl-Falkovifz* 

Unterschiede zulassen - Einheit 
reifen lassen 

Manche Gaben stellen sich im 
nachhinein a ls Aufgaben heraus . Das 
mindert nicht ihren Charakter als 
Gabe, im Gegenteil: Sie fordern den 
Beschenkten heraus . Zum eigenen 
Zutun nämlich, zur Zugabe. Ein sol­
ches unverhofftes Gratis war die Ein­
heit Deutschlands, die jetzt im nach­
hinein aus der Gabe zur Aufgabe 
wird . Was die Juristen ausgehandelt 
haben, wird sich nun erst in die leben­
dige, lebensmäßige Einheit verwan­
deln . Es gibt übellaunige Stimmen, 
die den seitherigen hohen Einsatz an 
Tempo, Geld und Menschen als böses 
Erwachen auslegen. Das ist ein Miß­
verständnis und verrät emen 
Märchenglauben an goldene Schlös­
ser, die urplötzlich irgendwo im Wald 
stehen und in die man glücklich-ah­
nungslos hineinstolpert. Eben wurde 
gesungen von den " richtigen Worten, 
den guten Gedanken, dem längeren 
Atem" - das sind die großangelegten 

• 	 Prof. Dr. Hanna-Barbara Gerl-Falkovitz 
ist Theologin und Professorin für Philo­
sophie in Dresden 
Anmerkung: Hervorhebungen und 
ZwischenOberschriflen im Text durch 
die Redaktion 

Antworten, die mehr als Hinein­
stolpern aufrufen, nämlich Zähigkeit, 
Anstrengung, Freude am Durchset­
zen gegen mancherlei Trägheit und 
Auflehnung westlich wie östlich. Und 
darum geht es in diesen kurzen Stun­
den des Katholikentages: auf die zeit­
gemäßen Haltungen aufinerksam zu 

. werden, sie wenigstens andeutungs­
weise gemeinsam zu trainieren - Hal­
tungen, die dem komplizierten Gewe­
be und Gewirr der andrängenden Auf­
gaben gerecht werden. Und den Hori­
zont zu zeigen, in den die Kräfte hin­
eingeworfen werden können. "Unter­
wegs zur Einheit" ist die fur diesmal 
gewählte Suchforroel. Sie kann eben­
so fur die nächsten Tage wie fur die 
nächsten Jahrzehnte und Generatio­
nen gelten. Dabei mag es ein Ansporn 
sein zu wissen, wie die biologische 
Entwicklungstheorie (H. Spencer) 
sagt: Je stärker sich ein Lebewesen 
integriert, desto differenzierter wer­
den seine Teile. Auf Einheit zugehen 
heLßt also keineswegs, in einIormige 
Langeweile verfallen, spannungsarro 
und monologisch werden, sondern 
Spannungen in sich auswägen, Weg­
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strebendes zusanunenfuhren, Tren­
nendes redlich ertragen. Einheit nicht 
der Diktatur und der Planierraupen, 
sondern Einheit des Vielstimmigen. 
Es gibt die ertrotzte Einheit, die alles 
Widerstrebende glattwalzt. Und es 
gibt die gelassene Einheit mitten im 
zugelassenen Unterschied. Wie 
reich könnte ein solches staatliches 
Gebilde mitten in Europa aussehen, 
wenn die kulturellen (nicht die ideolo­
gischen) Unterschiede zwischen Ost 
und West fruchtbar bleiben. Wirkli­
che Einheit ist polyphon, so wie eine 
wirkliche Beziehung immer aus zwei­
en besteht. Am Horizont der Wande­
rung zu einer solchen vielgliedrigen, 
gelassenen Freundschaft mit sich 
selbst, die gerade fur Deutschland so 
wichtig ist, stehen in diesen Tagen 
vier Themen wie Zielmarken. Wir 
sind nämlich nicht nur unterwegs, da­
mit die politische in die lebens­
weltliche Einheit Deutschlands über­
geht. Solche langfristige Einheit ist 
selbst vielmehr eine Frucht. Und diese 
reift organisch erst dann, wenn man 
gleichsam den gesamten Baum im 
Auge hat. So gruppieren sich um den 
Leitgedanken die vier Aufgaben, die 
über die politisch verstandene Eini­
gung weit hinausgreifen, indem sie 
andere zögernde Zusammenschlüsse 
befOrdern, andere Spaltungen mm­
dem oder überwinden. 

1. " ... damit Leben lohnt" ­
Sinngebung als Kulturaufgabe 

Denn am Boden aller staatlichen 

und gesellschaftlichen Einigung war­
tet, gleichsam als Erstaufgabe, eine 
andere, . ursprünglichere Wegsuche, 
"damit Leben lohnt" . Diese offene 
Formulierung deutet auf eine Wunde 
unserer Gesamtkultur: das Verblas­
sen von Sinn. Leben meint zwar letzt­
lich immer den Einzelnen, die eigene 
zuzeiten glückhafte, zuzeiten müh­
selige Suche nach Sinn, nach dem 
Größeren, dem man sieb in seiner Le­
benslinie getrost einfügen kann. Aber 
es ist doch zugleich eine Aufgabe der 
Gesamtkultur, den Blick für Sinn of­
fenzuhalten, in den Künsten, in der 
Literatur, dem Denken, der Wissen­
schaft. Einen wir uns auch in der Su­
che nach dem in sich aufgerichteten 
und aufrichtigen Leben. Mancher­
orts, auch in der Wissenschaft, ist 
Sinn eine leere Vokabel geworden, die 
auf müdes Abwinken trifft: Der 
Mensch sei eine Fehlkonstruktion, 
Leben sei vergeblich beliebig. Vom 
Sinnlosen ernährt sich aber niemand; 
und die trotzige Haltung, die angeb­
lich das Sinnlose heroisch besteht, ist 
letzten Endes unglaubwürdig, ja hilf­
los . Damit Leben lohnt, braucht es 
das Brot des Sinnvollen, das eigent­
liche "Lebenskraut", das übrigens 
wesentlich mit Freude zu tun hat. 
Nun gehört es zu den heißen Fragen 
unseres Jahrhunderts, was (wer?) die­
ser Sinn sei - auch hier haben die 
Ideologien die Sicht verdunkelt. Im 
Osten ist der - zugegebenermaßen 
verordnete, scheinbar bergende ­
Sinnhorizont des Kollektivs weg­
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gebrochen; im Westen nimmt die sich 
überschlagende Freiheit des Single 
überhand. Die beziehungslose Frei­
heit, östlich wie westlich, wird aber 
als unbestimmt-gleichgültig empfun­
den und verfuhrt zu jeder Art von 
Rausch, zum chemischen Rausch, 
aber auch zum Rausch der Gewalt 
und Tabuverletzung, nur um die eige­

bewußt zu machen, gerade mit dem 
unausgeschöpften Potential des Chri­
stentums, daß jedenfalls der Mensch 
keine Sache, sondern eine "Richtung" 
ist (Max Scheler). Worau:fhin sind 
wir gerichtet? Wohin wenden uns die 
Werte? Jedenfalls nicht nur auf uns 
selbst,jedenfalls nicht in das Nichts­
so weit war die Ernüchterung des 

ne Leere zu ver­
gessen. So stehen 
viele , zu viele ge­

genwärtig ant­
wortlos vor der 
Frage : Wofür 
lohnt es sich zu 
leben? Die dring­
lich geforderte 
Werteerziehung 
wird als Not­
bremse dieses 
nicht selten ver­
zweifelten Va­
kuums beschwo­
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Jahrhunderts 
dienlich. Ob aus 
der Ernüchterung 
wieder eine Zu­
stimmung wird, 
daß es das Gute, 
den Guten gibt, 
und zwar als eine 
unzerstörbare 
Mächtigkeit, soll­
te die Kulturauf­
gabe der kom­
menden Zeit wer­
den. 

ren. Doch die Werte selber erhellen 
sich nur aus einem unverfugbaren, al­
les durchtränkenden Sinn. Früher 
nannte man ihn das Gute. Das ist ein 
Name, mit dem die ungeheure Anzie­
hung gemeint ist, die den Menschen 
tagtäglich in Bewegung setzt, im 
Kleinen wie im Großen. Diese unge­
heure Anziehung besteht nicht allein 
in Sachen, nicht allein im Haben, 
nicht allein in Essen, Trinken, Schla­
fen und in bloßer Bedürfuisbe­
friedigung. Worin aber dann? Die 
heutige Kultur verharrt zögerlich, Un­
sicher über Weg und Ziel. So ist tief 

2, 	 "'" damit Einheit gelingt" ­
Einheit in Deutschland heißt 
Vielfalt 

Wenn Einheit mehr ist als ein ju­
ristischer Vertrag und rechtsstaatli­
eher Zusammenhalt, dann muß sie 
klarerweise erst noch gelingen - so 
das zweite große Thema dieser Tage. 
Deutschland hat VOr mehr als 100 
Jahren, 1870, die Einigung seiner 
Staaten im deutschen Reich bereits 
einmal vollzogen; die damals gewon­
nen Einheit ist allerdings zum Unse­
gen geworden. Die straffe politische 
Konzentration führte zu einer Selbst­

http:zu�jeder:Art�von.Raus.ch
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überschätzung der eigenen Stärke und 
zur überheblichen Abschottung von 
anderen Staaten. Das geschichtliche 
Gedächtnis kann daraus nur lernen, 
daß Einheit von Grund auf anderes 
bedeutet als Anlaß zum Eigendünkel. 
Das Gedächtnis kann aber auch auf 
die andere, besser gelungene Seite der 
Geschichte verweisen: daß nämlich 
Deutschlands bewährteste Tradition 
nicht im Zentralistischen, sondern im 
Föderalistischen besteht. Daß seine 
kulturelle und politische Stärke tat­
sächlich Vielfalt heißt: Vielfalt der 
Länder, der kulturellen Landschaften, 
der unterschiedlichen Heimaten, Dia­
lekte, ethnischen Eigenheiten. Wird 
diese Aufgabe behutsamer Einigung 
möglicherweise 
erdrückend? Zu­
mal die Last meh­
rerer politisch miß­
glückter Jahrzehnte 
noch unaufgear­
bertet ist und jetzt 
schon böses Blut 
bei der versuchten 
Klärung macht? 
Übernehmen wir 
uns in der Genera­
tionenaufgabe zu­
sammenwachsen? 
Hier ist auf die 

•. DeutschlandsEinheit . 
·heißt Vielfalt: 
Vielfalt der Länder, .d~r 

· kulturellen Landschaften, 
der unterschiedlichen 

·Heimaten, Dialekte, . 
ethnischen EIgenheiten. 

Unterwechs zurEinheit 
hießt unterwegs zur 
politischen und sozialen . 
Reife. 

Genauigkeit der Sprache zu achten: 
Sich übernehmen entläßt zwei Bedeu­
tungen, deren zweite in. der Regel 
überhört wird: daß man nämlich in 
der großen, vielleicht übergroßen 
Aufgabe sich nimmt, Stand fußt, in 

sich selbst einrückt. Es sieht so aus, 
als wäre jenem Kunstgebilde zweier 
noch dazu künstlich gegensätzlicher 
Staaten mitten in Europa, BRD und 
DDR, endlich das Übernehmen der 
eigenen, einen Kontur aufgenötigt 
worden. Ein solches Übernehmen ist 
Glück, nicht Unglück, fordert Rei­
fung und alle Anstrengungen des Er­
wachsenwerdens. Der Regenschirm 
fremder Behütung ist ein fur allemal 
entzogen, ebenso wie clie künstliche 
Feindseligkeit und künstliche Identi­
tät zusanunenbrachen; die Zeit der 
Selbst- und Fremdverantwortung ist 
unumkehrbar eingetreten. Unterwegs 
zur Einheit heißt hier unterwegs zur 
politischen Reife. 

Allerclings auch 
zur sozialen Reife . 
Unsere temporei­
che Gesellschaft 
darf nicht bloß zum 
keuchenden Mit­
kommen und Mit­
hasten anleiten, bei 
dem man nach 
Fehlversuchen zum 
Überwintern in so­
zialen Wännestuben 
ausgesondert wird. 
Unser Denken ist 
gewohnt, sozialen 

Wert in Arbeit zu setzen; das ist von 
der Sache her auch begründet. Denn 
der Mensch ist "ein Sohn des Wider­
standes'\ wie das chinesische Sprich­
wort sagt, und Arbeit ist eine solche 
erstrangige Form der Auseinanderset­
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zung mit Sachen, und wesentlich zum 
gemeinsamen Nutzen. Aber wir ha­
ben verlernt, und es soll kein bloßes 
Trostpflaster fiir die sein, die sich 
vergeblich um Arbeit mühen, daß der 
Mensch auch WIe weiterzu­
formulieren wäre ein "Kind der Frei­
heit" ist. Und Freiheit ist wesentlich 
auch Muße, Beisichsein. Soziale 
Reife würde heißen, daß die Mitglie-' 
der unserer geeinten Gesellschaft 
nicht bloß nach Arbeit und Einkom­
men und Kosten-Nutzen-Rechnung 
beurteilt werden. Sondern erstrangig 
nach sich selbst. Einheit kann erst ge­
lingen, Welill menschliches Leben in 
jeder Phase geachtet wird: das soge­
nannte unproduktive, das kindliche, 
das alte, das erwünschte, daß uner­
wünschte. Jedes Leben hat eine in 
sich aufsteigende Würde. Unterwegs 
zur Einheit heißt unterwegs zur Ach­
tung vor Freiheit, und sie trägt jeweils 
das - von mir nicht beurteilbare und 
verurteilbare - Gesicht des anderen. 

3. 	 w" damit Menschheit überlebt" ­
Besinnen auf verschollene 
Tugenden 

Die besondere Aufgabe der deut­
schen Einigung steht ferner in einem 
größeren Netzwerk, närrJich der 
Menschheit, damit sie "überlebt". 
Freilich ist Leben nicht bloß Überle­
ben. Denn Überleben ist die schwäch­
ste und eingeschränkteste Form der 
Existenz. Wir müssen aber einräu­
men, daß in vielen Teilen unserer 
Erde nur noch um das Überleben ge­

kämpft wird. In einem viel zu hören­
den Ausdruck wie die "eine Welt" 
beschworen; tatsächlich aber gibt es 
sie zumeist nur in der Sehnsucht der 
Armen und in den Anstrengungen der 
Wohlmeinenden, nicht zuletzt der 
Kirchen, deren Stimme an dieser Stel­
le immer noch die unbestochenste ist. 
Ein mittelalterlicher Satz spricht von 
einem "Netz der Freundschaft", in 
das Gott seine Schöpfung geworfen 
habe (Hildegard von Bingen). Das 
Netz ist durch generationenalte 
Schuld, um nur die offenen und heim­
lichen Kolonisatoren zu erwähnen, an 
vielen Stellen zerrissen, die 
"Menschheitsfamilie" in verschiede­
ne Gruppen aufgeteilt, von den Habe­
nichtsen über die, die ihr Auskommen 
finden, bis zu den "Habealles" und 
"Kaufealles". Verstärkt wird diese 
"Menschheitsfamilienteilung" durch 
die bewußt gewordene Umweltkrise . 
Früher lebte man im Vertrauen aufein 
nicht bloß unerschöpfliches, sondern 
sogar selbstheilendes System, an eine 
Überfiille von Gaben aus Händen, 
Busen, Schoß der Mutter Natur. Statt 
dessen scheint die unerschöpfliche 
Mutter heute erschöpft, von Algen 
zugewachsen, dem Hitzekollaps 
nahe, von schmelzenden Polkappen 
ertränkt. Aber über die wirtschaftli­
che und ökologische Zielsetzung der 
einen Welt hinaus sind auch und gera­
de die politischen Sünden des 20. 
Jahrhunderts mühsam abzutragen . 
Denn aus dem Geist und Ungeist des 
Jahrhundertanfangs stammte der viel­
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köpfige totalitäre Drache. Dun ent­
sprang das Jahr 1917 ebenso wie das 
Jahr 1933 nnd deren Folgen, die heute 
erst, nach immer noch unbegriffenen 
und unbegreiflichen funf Jahren auf­
zutauen beginnen. Das Festfrieren der 
Geschichte auf ein Ende, das jetzt 
Gottseidank nur als ein Zwischenhalt 
erscheint, hatte sich auf den halben 
europäischen Kontinent und aufeinen 
großen Teil Asiens und zum Teil Afri­
kas gesenkt, als zeitlose totalitäre 
Nacht. Daß die Folgelasten fur die 
gesamte Welt und insbesondere fur 
unsere östlichen Nachbarn noch un­
übersehbar sind, verdunkelt den poli­
tischen Horizont unmittelbar und ver­
mutlich noch fur lange. In dieser Lage 
gilt es, sich auf den gemeinsamen 
Weg zu machen, fast nur noch mit der 
paulinischen Hoffnung wider der 
Hoffnung in der Tasche. Aber sie hat 
ja auch vor funf Jahren gegriffen; nur 
wird der Weg jetzt notwendig wirk­
lich längeren Atem fordern. Die 
Schatzkammer christlichen Gedächt­
nisses sollte daraufhin noch einmal 
durchforstet werden. Denn vielleicht 
treten an dieser Stelle verschollene 
Tugenden in ein neues, unerwarte­
tes Licht: zuallererst die Tapfer­
keit, flankiert vou Mäßigung, Klug­
heit und Gerechtigkeit. 

4. " ... damit Glaube wächst" ~ 
Aufbruch, Charisma, Vision sind 
erforderlich 

Noch in einem letzten Bereich 
sind wir gemeinsam unterwegs: "da­

mit Glauhe wächst". Unterwegs sein 
im Glauben ruft zunächst ein leicht 
faßliches und ein wenig unverbindli­
ches Bild auf, fast ein Klischee. 

Darin tönt aber der ungeheure 
Resonanzboden der Geschichte auf; 
die urbildliche Wanderung eines an­
deren Volkes, das sich der Überliefe­
rung nach 40 Jahren durch die Wüste 
quälte und zuweilen nach den Fleisch­
töpfen der alten Zustände jammerte. 
Mit dieser ebenso geschichtlichen wie 
symbolischen Urwanderung heraus 
aus Ägypten, dem Land der Fron und 
Fremdherrschaft, ist die Wanderung 
des Glaubens ihrer Idylle entkleidet. 
Denn letztlich steht die Welt der 
Glaubenden - heute vielfach in der 
Wüste. In der Wüste der eigenen 
Zweifel, in der Wüste einer atheisti­
schen und agnostischen Kultur, die 
das Heilige und den Heiligen nicht 
mehr kennt und seinen Namen scheut. 
Aus diesem "Ägypten" der Gottver­
gessenheit herauszukommen, bedarf 
des gesammelten Aufbruches. Es 
braucht Charisma und Charme der 
Glaubenden. Es bedarf der gemein­
samen Vision. Zu dieser Vision ge­
hört noch etwas Alltägliches. In unse­
rem Land ist vor 470 Jahren eine 
Glaubensspaltung erfolgt, die ähnlich 
wie die frühere Spaltung der Ost- und 
Westkirehe bis heute die Christenheit 
in einem unfruchtbaren Streit hält, 
der ihr Wandern nach dem femen Ziel 
beeinträchtigt. Zwar ist der Weg in 
Anläufen wieder gemeinsam beschrit­
ten, theoretisch wie von der Sehn­
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sucht vieler; aber immer noch ist das 
nebeneinander schmerzlich. Um so 
schmerzlicher, als der Weg selbst ja 
Christus ist; wie lange braucht es 
noch, damit wir uns mit anderen 
Glaubensgemeinschaften, mit dem 
Judentum zuerst, dem lange verfem­
ten, auf dessen Ölbaum wir doch als 
Christen aufgepfropft wurden, wie 
Paulus schon vor 2000 Jahren mahn­
te. Auch hier ist der Glaube an den 
Einen und Selben Gott zu entdecken, 
woraus die gemeinsame Wanderung 
zu dem Einen Anfang über allen An­
fangen sich speist. Und neu ins Be­
wußtsein zu holen ist die Tatsache, 
daß auch der Islam sich auf den ge­
meinsamen Vater Abraham beruft, 
den Vater des Glaubens, hinter dem ja 
ebenfalls der Eine steht. Es wird si­
cher keine "Einheit" im Bekenntnis 
mit diesen Religionen geben, aus gu­
ten Gründen nicht, aber doch eine ge­
meinsame Bewegung in eine ver­
wandte Richtung, ja auf ein zutiefst 
gesuchtes und gleich geahntes Antlitz 
zu, und das Wissen und Mühen dar­
um wäre schon ein Gewinn. 

Letztlich sei noch aufeine Versu­
chung aufmerksam gemacht, die ge­
rade der deutschen Geistesgeschichte 
nicht fremd ist, nämlich beständig auf 
etwas hin unterwegs zu sein, ohne es 
je einzuholen - immer die Frucht spa­
ter versprechend, immer vom Alten 
sich abstoßend, aber nie "angekom­
men", immer berechtigt, unzufrieden 
und unruhig zu sein. Und wenn schon 
so etwas wie Ernte, dann erst, wenn 

wir sie erarbeitet haben, mit harter 
Mühe, - ja mit jener Entsagung, die 
allem Nichtgelassenen eignet. Dies 
fuhrt zu einem Selbstvergessen in der 
Dauersuche und Dauerrevolte, wah­
rend das wirklich gelassene Dasein 
jetzt und heute schon zufrieden ist, 
nicht aus eigener Anstrengung, son­
dern weil es sich ergänzen läßt - aus 
einer Quelle, die man nicht selber ver­
waltet. Dazu ein Gleichnis: Von den 
zwei Paradiesesbäumen heißt einer 
im Hebräischen" ezosipri" = Baum 
macht Frucht, der andere" ezpri" = 
Baum ist Frucht. Der erste ist der 
gefährliche, der sein Selbstverständ­
nis im Machen hat und im Zerteilen 
der Zeit in Abschnitte von ,jetzt noch 
nicht" und "dann später, wenn alles 
geleistet ist" . Dieser Baum kennt kei­
ne Zukunft außer der, die er selber 
zuläßt: damit tötet er das von selbst 
Kommende. Der zweite dagegen ist 
der Baum des Lebens, der durch­
scheinend ist auf das Spätere und es 
ohne Ungedu ld erwartet. So läßt sich 
das tiefe Glück in der Bibel nicht 
"machen"; man muß es sich zufallen 
lassen . Hier wirkt die altbekannte, 
trotzdem von jeder Generation neu zu 
lernende Dialektik des Glücks: Die 
ganze Welt gewinnen wollen, heißt sie 
verlieren; um Seinetwillen verlieren, 
heißt die ganze Welt wld sich dazu 
gewinnen. Es ist der Glaube, der sol­
che Bilder hat, und mehr als Bilder: 
Wirklichkeiten. Daß man sich bei al­
ler Mühe etwas schenkenlassen kann, 
und daß das Geschenk alles über­
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steigt, was man erhoffen und erträu­
men konnte: das sind jene Überra­
schungen, auf die nur der Glaube auf­
merksam macht "Bitte Gott um ein 
Glas Wasser, und er wird dich ins 
Meer werfen." (Paul Claudel) Wir 

haben Gott zaghaft um Einheit gebe­
ten und sind vor fiinf Jahren ins Meer 
geworfen worden; es kommt jetzt auf 
den Dank und das Erbitten anderer 
Einheiten und auf das unerschrockene 
Schwimmen an . 

"Ein bedeutsames Signal für 
unsere zerrissene Welf' 
Pressekonferenz: 

Noch nie hat es nach Angaben 
des Dresdener Bischofs Joachim 
Reinelt einen Katholikentag gege­
ben, "bei dem so viel Engagement 
der evaIlgelischen Schwestern und 
Brüder erkennbar gewesen ist wie in 
Dresden". Diese erkennbare Einheit 
unter Christen werde "hoffentlich ein 
bedeutsames Signal fur unsere zer­
rissene Welt sein", sagte Reinelt vor 
Journalisten am Donnerstag auf dem 
Katholikentag. Nach der Wende fuh­
re die beiden christlichen Kirchen 
nicht mehr gemeinsame Bedrängnis 
zueinander, sondern die Dankbarkeit 
gemeinsamen Glaubens und "die Er­
fahrung einer Freiheit, von der wir 
hier in Dresden früher nur träumen 
konnten". Nach Einschätzung des 

Bischofs werden die Gesprächsan­
gebote des KathoJikentreffens von 
den Einwohner Dresdens "voU ange­
nommen", 

Als eine "gute Herausforde­
rung" fiir die evangelisch-lutheri­
sche Kirche bezeichnete der evange­
lische Landesbischof Volker Kreß 
den Katholikentag in Dresden . Zum 
einen könnten sich die evangelischen 
Christen als gute Gastgeber bewäh­
ren, zum anderen biete sich die 
Chance, an die selbstverständliche 
Zusantmengehörigkeit der beiden 
christlichen Kirchen in den vergan­
genen Jahrzehnten anzuknüpfen . 
Was die Kirchen gemeinsam umtrei­
ben müsse, sei, so KreB, die Frage 
nach der Rolle des Glaubens in einer 
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säkular gewordenen Welt. Im Dialog 
zwischen den Kirchen im westlichen 
und östlichen Teil Deutschlands 
könnten die östlichen Kirchen ihre 
"Diasporaerfahrung" einbringen. 

Der Vizepräsident des Zentral­
komitees der deutschen Katholi­
ken (ZdK), Hans Joachim Meyer, 
erinnerte an zwei große christliche 
Begegnungen in Dresden vor der 
Wende: An das Katholikentreffen 
1987 und an die anschließenden öku­

menischen Versammlungen fur Frie­
den, Gerechtigkeit und Bewahrung 
der Schöpfung. Der 92. Katholiken­
tag, der erste in den neuen Bundes­
ländern, hat nach den Worten Mey­
ers die besondere Aufgabe, ostdeut­
sche Erfahrungen in einen gesamt­
deutschen Dialog einzubringen. Al­
lerdings dürfe der Katholikentag 
nicht auf die "ostdeutsche Dimensi­
on" reduziert werden, so Meyer. 

(ZdK) 

Foto: Brockmeler 

Zelte der GKS (li) lind der Militärseelsorge (re) aufder "Katholikentagsmeile" 

Zur Beteiligung von Militärseelsorge und Gemeinschaft Katholischer 
Soldaten aufdem Katholikentag siehe Berichte auf den Seiten 99-104. 
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Themenkreis 

" ... damit Leben lohnt" 


Was machtden Menschen zum Menschen? 
Auch in Demokratie und freier Gesellschaft ist das 
Menschsein bedroht 
Kurzberichl 

Die Bedrohung des Menschen un­
serer Breitengrade sieht Bundesar­
beitsminister Norbert Blüm in der 
Überhäufung von Wohltaten, nicht 
mehr in einer Diktatur. "Da haben wir 
unsere Lektion aus den Fehlern ge­
lernt", sagte Blüm beim ersten Forum 
zum Themenkreis ". damit Leben 
lohnt" auf dem Dresdener Katholiken­
tag am Donnerstag vormittag. Den Be­
suchern in der bis aufden letzten Platz 
gefüllten Kreuzkirche rief er zu, sie 
sollten den Politikern und wissen­
schaftlichen Experten mißtrauen, die 
mit dem Versprechen daherkämen, aUe 
Probleme lösen zu können. Der Name 
Dresden erinnere ihn an eine Kundge­
bung im Dezember 1989 vor der 
Frauenkirehe; da seien die Menschen 
voller Hoffnung auf Freiheit und Ein­
heit gewesen. "Ich wünsche mir, daß 
von dieser Sehnsucht etwas erhalten 
bleibt", sagte Blüm. Eine Gesellschaft 
von Zufriedenen, eine "Menschheit 
ohne Leiden" sei machbar, aber um 

den Preis des Verzichts auf Freiheit, 
betonte der Arbeitsminister. 

Die Menschen im staatlich ver­
ordneten Sozialismus, erinnerte der 
Vorsitzende der Deutschen Bischofs­
konferenz, der Mainzer Bischof 
Karl Lehmann, in seinem Statement 
zum Forum über ;,Menschenrechte 
und Lebensrecht", hätten sich trotz 
jahrzehntelanger Manipulation Ni­
schen geschaffen, um wenigstens im 
privaten Raum ein Stück letzter Unab­
hängigkeit zu bewahren. "Auch wenn 
wir selbst kaum mehr geglaubt haben, 
das Blatt könne sich wenden, so ist die 
Sehnsucht nach Freiheit am Ende doch 
stärker gewesen als die vielen Fesseln 
und Gefängnisse", sagte Lehmann. 
Daraus müßten wir die Lehre ziehen, 
daß "die Würde des Menschen, die in 
dieser Freiheit hegt", nie verletzt wer­
den dürfe; sie mache den Menschen 
zum Menschen, er dürfe niemals "Mit­
tel zum Zweck werden". Der Bischof 
begründete diese These mit der 
GottebenbildJichkeit des Menschen; 
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in seiner Gestalt könne man Gott 
selbst begegnen. 

Mehr Mut, fur diese Überzeu­
gung einzutreten, wünschte Jan 
Sokol aus Prag den Christen. Der 
frühere Parlamentspräsident der 
CSFR nach der Wende in der Tsche­
choslowakei sah die freiheitlichen 
Gesellschaften in Europa von Ne­
bensächlichkeiten abgelenkt, was sie 
daran hindere, die eigentliche Bedro­
hungen zu erkennen : eine Leiblich­
keit, die nach Ruhe, Bequemlichkeit 
und Sicherheit strebe, der geistige 
Tod, ein Bild von der Welt, das durch 
Reklame geschönt werde und Anpas­
sung als nützlich erscheinen lasse. 
Das Ringen mit diesen neuen 
"Mächten und Gewalten", diesen 
"tödlichen Sünden, die über uns re­
gieren" erfordere echten Kampf, 
"der unbedingt Mut verlangt", 
schloß Sokol sein Statement. 

Aus einer dreifachen Identität 

müsse der Mensch sein Selbstver­
ständnis gewinnen, erläuterte die 
Dresdener Philosophieprofessorin 
Hanna-Barbara Gerl-Falkovitz: 
aus der Spannung zwischen dem Ich 
und dem Wir, aus der Spannung mit 
sich selbst, aus der Spannung mit 
dem, was den Menschen übersteige, 
daraus baue sich diese Identität des 
Menschen auf. Er müsse das ein­
ordnen in die vielfältigen Gruppen, in 
denen er lebe, ebenso lernen wie die 
Übereinstimmung mit sich selbst, die 
Selbstbeherrschung, und die Kultur 
des Umgehens mit werthaften und re­
ligiösen Fragen. Wo diese mehrfa­
chen Strukturen des Menschseins ver­
gessen oder nicht gelebt wurden, wer­
de die Menschwerdung schwierig, 
denn sie laufe Gefahr, auf einen einzi­
gen Wert zu schrumpfen, resümierte 
die PhiJosophin: "Das kollektive Wir 
oder das erlebnishungrige, sich selbst 
vergötzende Ich." (ZdK) 

Wie frei bin ich eigentlich? - Zwischen 
Beliebigkeit und Verantwortung 
Freiheit ohne Grenzen nicht möglich 

Kurzbericht 
das Thema des Fonuns "Wie frei bin 

Das Thema sei ein "alter Hut", ich eigentlich?", das von sieben Podi­
denn schon die antiken Philosophen umsteilnehmern bestritten wurde, 
hätten sich mit der Freiheit und ihrer lockte über 1.500 Katholikentags­
Begrenzung befußt, gestand Modera­ besucher in den Kongreßsaal des 
tor Albert Herchenbach zu . Doch Deutschen Hygiene-Museums, der 
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wegen Überfüllung geschlossen wer­
den mußte. Von den Prominenten er­
warteten die vorwiegend jungen Leute 
wohl konkrete Lebenshilfe fur die Be­
reiche Partnerschaft, Medien und Me­
dizin. Naturgemäß mußten die Ant­
worten eher grundsätzlich klingen. 

Klärend und provozierend stellte 
der Berliner Jesuitenpater Klaus 
Mertes fes t: "Wir sind nicht frei " und 
warnte davor, den Begriff der Grenze 
gegen den der Freiheit auszuspielen. 
Die Grenze würde vielmehr befreien. 
Die wahre Freiheit sei selbstlos. Die 
Berner Psychologin und Therapeu­
tin Catherine Herriger betonte, in 
einer Ehe dürfe keiner der Partner auf 
die Dauer zu kurz kommen, da die 
Verantwortlichkeit fur den anderen 
nicht größer sein könne als fur einen 
selbst. Sonst sei eine Trennung ange­
raten. Für Dr. Werner Remmers, Vi­
zepräsident de:. Zentralkomitees der 
deutschen Katholiken, klang dies zu 
individualistisch. Man müsse auch 
Durststrecken überwinden und ein­
üben, mit Schwerem fertigzuwerden. 
Der Religionsphilosoph Prof. Dr. 
Jörg Splett merkte an, der Mensch 
brauche nicht nur eine Grenze, son­
dern auch eine Kontur, damit er eine 
Gestalt habe. Überdies meinte er: "Be­
Iiebigkeit ist Unfreiheit". 

RTL-Sprecher Peter Hoenisch 
beklagte, daß es in der Gesellschaft kei­
ne Übereinstinunwlg über allgemein­
gültige Werte gebe. Diesen Zustand 
spiegele auch das Fernsehen wieder, es 
sei nicht "die moralische Anstalt der 

Nation" . Den richtigen Gebrauch neuer 
Medientechnologie zu vermitteln sei 
nicht Sache des Fernsehens, sondern 
jedes einzelnen . Der Bonner Journalist 
Martin Lohmann nannte diese Einstel­
lung "zu simpel" und wurde darin aus 
dem Puhlikum unterstützt. Zur Freiheit 
der Medienscbaffenden gehöre auch die 
Verantwortung. 

Der Rechtsmediziner Prof. Dr. 
Hans Bernhard Wuermeling 
prophezeite, daß die Medizin die 
Grenze der Gerechtigkeit erreichen 
werde. Bald würden nämlich weder 
Kräfte noch Geld ausreichen, um al­
len Menschen medizinisch helfen zu 
können, die Hilfe nötig hätten. Eines 
Tages könnte die Frage lauten: "Darf 
man jemanden sterben lassen, wenn 
es sich nicht mehr 'lohnt'" ? (ZdK) " 

wahrheitsgetreu 

aktuell 

weltoffen 

r~ 

RAD I 0 
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Forum "Wie mit Fremden leben?" 
Chancen und Probleme einer offenen Gesellschaft 

Statement von Weihbischof Franz Grave, Essen 

Wie Sie wissen., komme ich aus 
dem Ruhrgebiet, das zum größten Teil 
mit dem Bistum Essen identisch ist. 

Im Ruhrgebiet wird man biswei­
len scherzhaft, aber nicht ohne 
Grund gefragt: "Hast Du auch eine 
polnische Großmutter?". Die Ant­
worten darauf sind selten abweisend. 
Nicht wenige die aus Duisburg, Es­
sen oder Bochum kommen haben ei­
nen polnischen, italienischen oder 
österreichischen Vorfahren. Viele 
können Ihre Familienlinien in die 
Niederlande, nach West- oder Ost­
preußen oder Schlesien zurückver­
folgen . Um es ganz deutlich zu sa­
gen, ich rede nicht von Menschen, 
die nach 1945 ins Ruhrgebiet kamen, 
sondern die bereits im 19. Jahrhun­
dert oder vor oder nach dem Ersten 
Weltkrieg - Arbeit und Wohnung su­
chend - in diese Region einwander­
ten. Hier haben sie gemeinsam mit 
den Ansässigen eine neue Kulturre­
gion geschaffen. 

Der Zustrom "neuer Fremder" 
ist auch nach dem Zweiten Weltkrieg 
nie abgerissen: Zwangsarbeiter, die 
blieben, Flüchtlinge, Vertriebene, 
dann Gastarbeiter und Aussiedler, 
Familienangehörige der sogenannten 
Gastarbeiter und wiederum Spätaus­

siedler, Asylsuchende und Kontin­
gentsflüchtlinge in unseren Tagen. Es 
dürfte nicht viele Großstädte oder Re­
gionen in Deutschland geben, in de­
nen so viele unterschiedliche Nationa­
litäten, Sprachen, Religionen und 
"Kulturen" anzutreffen sind wie im 
Ruhrgebiet. Diese Region ist wohl ei­
ner der größten und bedeutendsten 
"Schmelztiegel" in Europa. 

Wanderungen oder, wie man heu­
te sagt, Migrationen hat es zu allen 
Zeiten gegeben. Davon weiß schon 
die Bibel zu berichten. Aus den ver­
karsteten und unfruchtbaren Ge­
bieten, die das Volk nicht mehr zu 
ernähren vermochten, suchte man Zu­
flucht in fruchtbaren Gegenden um 
Euphrat und Tigris am Nil oder in 
Palästina. Heute richten sich die 
Flüchtlingsströme nur zum kleinsten 
Teil in die hochentwickelten Staaten. 
Ungleich mehr fliehen in die Nach­
barschaft und bleiben letztlich in ver­
gleichbarem Elend. 

Dagegen diskutiert man in den 
reichsten Ländern der Welt, ob man in 
der Lage ist, Flüchtlinge und Asylsu­
chende aufzunehmen. 

Die Bergpredigt schließt mit der 
Goldenen Regel: "Alles was ihr also 
von anderen erwartet, das tut auch 
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ihnen! Darin besteht das Gesetz und 
die Propheten." (Mt 7,12) Dies ist die 
Forderung nach universeller Unpar­
teilichkeit. Niemand darf fur sich 
beanspruchen, was er nicht - unter 
gleichen Bedingungen - jedem ande­
ren zuspricht. Diese Unparteilichkeits­
forderung finden wir in allen Welt­
religionen. Sie steht auch im Hinter­
grund von Artikel 1 unserer Verfas­
sung: "Die Würde des Menschen ist 
unantastbar." Es geht um die Würde 
des Menschen, nicht dieser oder jener 
Gruppe, Rasse oder Nation. 

Nun kennen wir seit altersher das 
Fremden-, heute sagen wir das Aus­
länderrecht. Der Fremde gehört zu ei­
nem anderen Vaterland, ist dennoch 
auch außerhalb seiner patria nicht 
rechtlos, kein "out-Iaw". Bereits Mo­
ses gab diese Verpflichtung den Rich­
tern mit: "Entscheidet gerecht, sei es 
der Streit eines Mannes mit einem 
Bruder oder mit einem Fremden. 
Kennt vor Gericht kein Ansehen der 
Person ... denn das Gericht hat mit 
Gott zu tun." (Deut 1,16 b f) Die 
Gleichheit aller vor Gott dem Schäp­
fer, wie auch vor dem erläsenden 
Gott, muß auch heute noch fur Glau­
bende ein ausgeprägtes Interesse am 
Fremdenrecht erzeugen. Dies gilt um 
so mehr in einer christlichen Glau­
benstradition, da Gottes Mensch­
werdung sich nicht zufällig unter sol­
chen ereignete, die sich heute als 
"Marginalisierte" - an den Rand Ge­
drängte - erleben und bezeichnen. 

Der Universalismus, der sich im 

Fremdenrecht ausdrückte, konnte da­
mals wie heute nicht darüber hinweg­
täuschen, daß nicht alle in den Korn­
kammern des Wohlstandes Platz hat­
ten. Deshalb wird bis heute der Unter­
schied zwischen Wohlwollen und 
Wohltun selten so deutlich wie beim 
Flüchtlings- und Asylproblem und in 
den Fragen der Entwicklungspolitik. 
Unser Wohlwollen kann grenzenlos 
universal sein. Dem entsprechen lei­
der nicht immer unsere Mäglichkeiten 
des Wohltuns. Allen Kranken begeg­
nen wir mit unendlichem Wohlwollen, 
wissen aber zugleich, daß die Medi­
zin nicht allen tatsächlich und wirk­
lich helfen kann. Damit können wir 
uns abfinden. Wir müssen diese 
Unterscheidung aber auch auf unser 
Problem übertragen: Begegnen wir 
den Asylbewerbern, die abgelehnt 
werden, den Flüchtlingen, deren Ab­
schiebung verfugt ist, mit wirklichem 
Wohlwollen? Drücken wi r ihnen ge­
genüber aus, daß es uns aufrichtig 
leid tut, ihnen nicht helfen zu können? 
Hier sind ernste Zweifel angebracht l 

Und auch bei denen die als Hilfs­
bedürftige anerkannt und als "Frem­
de" unter uns leben stellt sich die Fra­
ge, ob wir Ihnen auch mit Wohltun 
begegnen? 

"Deutschland den Deutschen, 
Ausländer rausi" spricht nicht dafur. 
Es ist das Motto fur Egoismus, Ab­
lehnung, wenn nicht gar fur Haß . Der 
Ausländer ist an allem Schuld, ohne 
ihn gäbe es weder Arbeitslosigkeit 
noch Wohnungsnot, noch die große 
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Zunahme an Kriminalität. Wer so 
eine neue Variante der "Sündenbock­
theorie" aufstellt, operiert mit Übel­
wollen, Ablehnung und er muß Wohl­
wollen und Wohltun systematisch ab­
schaffen. Dem entsprechen hartherzi-

Asylgewährung ist immer eine Frage 
der Generosität; und wenn man gene­
rös sein will, muß man riskieren, sich 
gegebenenfalls in der Person geirrt zu 
haben. Das ist eine Seite davon, und 

- darin liegt vielleicht auch die Würde 

Im Zelt der GKS: • Fremde begegnen sich Foto.- B,ockme;ec 

• hören einander ZU • reden miteinander 

ge Behandlung bei Behörden, Pöbe­
leien auf der Straße und eine Reaktion 
der Zuschauer vom Wegsehen bis 
zum BeifallkJatschen bei jeder Art 
von Fremdenfeindlichkeit. 

Es ist an Carlo Schmid zu erin­
nern, der bei der Beratung des Grund­
gesetzes im parlamentarischen Rat 
darauf aufmerksam machte: "Die 

eines solchen Aktes." 
Die Asylgewährung erhält ihre 

Würde aus der Würde des Antragstel­
lers . Eine rein ökonomische oder 
quantitative EinsteIlung zum Flücht­
ling, zum Asylbewerber, zum Frem­
den mag effizient sein, sie verspielt 
aber die Würde, die eigene wie die des 
anderen! 
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Ich möchte noch einmal auf das 
Ruhrgebiet zu sprechen kommen. Wie 
konnte es gelingen, daß durch die vie­
len Jahrzehnte hindurch die Integrati­
on des großen Zustroms an Fremden 
ohne große Auseinandersetzungen 
möglich war, während es heute in ei­
ner Wohlstandsgesellschaft offen­
sichtlich Schwierigkeiten macht, auf 
Fremde zuzugehen. 

Dies war aufs Ganze gesehen, in 
erster Linie ein Ergebnis der sozialen 
und ökonomischen Bedingungen. Das 
Ruhrgebiet bot Arbeit und Wohnung. 
Arbeitskräfte waren gesucht und so 
gab es keine Verdrängung und wenig 
Anlaß fur Neid und Mißgunst gegen­
über den Zuwanderern. Wohnraum 
wurde gemeinsam geschaffen. Die 
Zugewanderten beheimateten sich in 
der Regel bereits ansatzweise in der 
ersten Generation. Die meisten Zu­
wanderer der Vergangenheit kamen 
zudem aus einem christlichen Kultur­
kreis! Das hat es vor allem den Kir­
chen erheblich leichter gemacht. So 
hat die katholische Kirche im Ruhrge­
biet bereits seit dem 19. Jahrhundert 
im Ruhrgebiet bis in unsere Zeit auf 
eine zwar national orientierte, aber 
nachbarschaftlieh ausgerichtete Aus­
länderpastoral und -sozialarbeit ge­
setzt. Hierdurch konnte einer Ghetto­
isierung vorgebeugt werden . 

Für den Erfolg lassen sich als 
maßgebliche Beispiele erwähnen: 

die Öffnung kirchlicher Schulen 
und Kindergärten fu r Ki nder 
ausländischer .F amilien, 
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der Beitrag katholischer Jugend­
und Sozialverbände, so vor allem 
der DJK und DPSG sowie das 
Zusarrunengehen von KAB und 
italienischer AGLL, 
die Bemühungen unserer Fami­
lien bildungsstätten und anderer 
Bildungs- und Sozialeinrich­
tungen. 
Dem Wohltun, der wirklichen 

Hilfe, sind in der Flüchtlings- und 
Asylfrage Grenzen gesetzt. Darüber 
besteht allgemeiner Konsens . Doch 
wo die Grenzen liegen, bleibt immer 
noch offen. In der Pastoralkonsti­
tution wurden die reichen Kirchen 
aufgerufen, den Armen zu helfen: 
"Nicht nur vom Überfluß, sondern 
auch von der Substanz". Ich zweifle, 
ob wir als Kirche und als Gesellschaft 
schon an der Substanz angekommen 
sind. Ich kenne sehr wohl die Sorgen 
etwa der Gemeinden, die der Kosten 
fur Unterbringung und Unterhalt der 
Flüchtlinge nicht mehr Herr wurden . 
Doch zugleich stehen hunderttau­
sende von Ferienwohnungen die mei­
ste Zeit im Jahr leer. Insgesamt also 
stellt sich doch als offene Frage, ob 
wir wirklich an den Grenzen der Ge­
nerosität und der Gastfreundschaft 
angelangt sind. 

Die Umgangssprache macht aus 
denen, die zwischen Hunger und 
Flucht zu wählen haben, "Schein­
asylanten" und "Wirtschaftsflücht­
linge". Und diesen Worten unterliegt 
ein stark verurteilender, Beige­
schmack. Hier bündeln sich fehlende 
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Bereitschaft zum Wohlwollen mit 
unterentwickelter Hilfsbereitschaft: 
Der Fremde wird nicht nur zur Last, 
sondern lästig. Da er unsere Rechte, 
die uns Ja auch privilegieren, 
mitbeansprucht, wird er zum Kon­
kurrenten außer Konkurrenz. Aus 
Fremden werden Feinde. Freund 
kann nur der eigene Volksgenosse 
sein. Auf diesem Grund wächst Na­
tionalismus, jene Krankheit der eu­
ropäischen Neuzeit, die das Teil für 
das Ganze setzt, die dem Eigenen 
Höherwertigkeit, dem Fremden Min­
derwertigkeit zuspricht und so den 
Reichtum und die gegenseitige Er­
gänzung aus kultureller Verschie­
denheit verspielt. 

Bei meinen Firm- und Visita­
tionsreisen mache ich aber auch im­
mer wieder beeindruckende Gegen­
erfahrungen. Nach anfanglicher Un­
beholfenheit haben immer mehr 
Pfarreien unseres Bistums über sehr 
unterschiedliche Gruppierungen der 
Jugend-, Familien-, Erwachsenen­
und Caritasarbeit Zugang und Kon­
takte zu Asylbewerbern gefunden. In 
einigen Asylbewerber-Heimen sind 
aus Patenschaften bereits Partner­
schaften geworden. Unübersehbar 
bleibt, daß Teile unserer Gemeinden 
und einzelne Mitglieder nach wie vor 
distanziert und passiv bleiben. 

Hier muß mehr Phantasie ent­
wickelt werden, gesamtgemeindJ iche 
Aktivitäten zu nutzen, um Räume der 
Begegnung und des Kennenlernens ZU 

schaffen. 

In den Pfarrgemeinderäten, in 
den Verbänden und anderen ehren­
amtlichen Gruppen sollten mehr als 
bisher ausländische Schwestern und 
Brüder vertreten sein. 

Nicht weniger geboten ist auch 
Beistand und Anwaltschaft für Frem­
de, die allein oft hilflos den Mühlen 
von Justiz und Verwaltung ausgesetzt 
sind. Ich bin stolz, wenn Menschen 
beispielsweise gegen Behördenwill­
kür bei der Abschiebung von Flücht­
1ingen reagieren . Ich spreche hier 
von den von Abschiebung bedrohten 
glücklosen Asylbewerbern, bei de­
nen längst nicht immer die Rückkehr 
in das Heimatland zu verantworten 
ist. Ihnen hilft zum überwiegenden 
Teil bereits die zeitlich befristete Un­
terstützung bis zur nochmaligen 
Überprüfung ihrer Fälle. 

Doch ich glaube, unser Ansatz 
muß tiefer geben. Wir brauchen eine 
offene Gesellschaft, die es dann auch 
einer Regierung und einer Behörde 
ermöglicht, wohlwollend zu sein und 
bis an die Grenze des Wohltuns zu 
gehen. Dem Slogan ,,Ausländer raus" 
haben wir zu antworten: Dieser Aus­
länder ist mein Freund, und wenn ich 
ihm nicht helfen kann, so befallt mich 
tiefe Trauer. Diese Universalität des 
Wohlwollens ist unsere sittliche 
Pflicht, zugleich schafft sie die Vor­
aussetzung für Generosität und 
Gastfreundschaft' 

Gestatten Sie mir noch ein letztes 
Wort zu dem meines Erachtens bisher 
noch nicht hinreichenden Bemühen 
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um Begegnung und Dialog mit Men­
schen anderer Religionen, vornehm­
lich des Islam, und somit vor aUen 
den türkischen Mitbürgern, sowie je­
nen die aus Afrika oder Asien zu uns 
kommen. In diesem Bereich muß 
noch wesentlich mehr getan werden. 
Es beginnt bei der völlig unzureichen­
den Kenntnis über religiöse und 
soziokulturelle Gegebenheiten und 
endet bei bewußten Vermeidungs­
strategien fur persönliche Begeg­
nung. Dem entsprechend bestehen 
hier auch die größten Vorurteile auf 

Gedanken zu einem 
Gebet - Vater unser, 
unser Vater 
Günter Thye 

Die eigentliche Größe eines Men­
schen wird besonders deutlich in der 
Zeit seines Leidens. Als fur Kinder 
und Enkel abzusehen war, daß mei­
nem Schwiegervater nur noch wenige 
Tage verbleiben würden, häuften sich 
die an sich schon regen Besuche an 
seinem Krankenbett. Das Sprechen 
fiel ihm zunehmend schwerer und 
doch war er es, der sprach: mit den 
Augen, mit einem Händedruck, einem 
Lächeln. Er war es der durch diese 
Gesten uns Kraft vermittelte. 

Heute weiß ich, woher er diese 
Kraft erhielt: Als gläubiger Mensch 

beiden Seiten. Die überzeugendsten 
Beispiele, wie das zu verbessern 
wäre, erlebe ich vornehmlich in der 
offenen Jugendarbeit und bei den ka­
tholischen Sportvereinen. Es gibt 
auch einzelne Pfarreien, die hier vor­
zügliche Arbeit leisten. Noch ist das 
aber zu wenig. Hier müssen wir noch 
mutiger sein und mehr gute Bespiele 
geben. Vor allem aber ist auch dafur 
zu sorgen, daß in den Medien über 
diese guten Beispiele mehr und aus­
fuhrlicher berichtet wird. 

und großer Marienverehrer sagte er 
mir einmal nach der Rückkehr von 
einer seiner Lourdes-Wallfahrten: 
"Immer wieder beten wir in1 VATER 
UNSER ' Dein Wille geschehe, wie im 
Himmel, so auf Erden. ' Wenn wir uns 
dieses Satzes wirklich bewußt wer­
den) ja darum bitten, dann müssen wir 
auch die wenigen schönen Stunden 
genießen, die uns bleiben." 

In dieser Hinsicht hatte er sehr 
viel zu akzeptieren: Gefangenschaft 
im Weltkrieg in Rußland, Heimkehr 
als Schwerkriegsbeschädigter, harte 
Arbeit und ein bescheidener Ver­
dienst. 

Als Christ beten ist eine Sache, 
als Christ leben ist eine andere. Unser 
Vater hat es gerade in seiner schwer­
sten Zeit vorgemacht und damit for 
uns ein Zeichen gesetzt. 
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Themenkreis 

H--- damit Einheit gelingt" 


Öffentliches Nachdenken 
Weg zur Einheit 
Sensibilität für Lebensängste der Menschen in den 
neuen Bundesländern 
Kurzbericht 

Thre Enttäuschung über die mit 
der Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten verpaßten Chancen brachte 
die VIZepräsidentin des Deutschen 
Bundestages und hayerische SPD­
Landesvorsitzende Renate Schmidt 
im Rahmen eines Katholikentagsfo­
rums mit Künstlern, Theologen und 
Politikern im Deutschen Hygiene­
Museum zum Ausdruck. Ein wichti­
ger Teil der Lebenserfahrung der 
Menschen in den neuen Bundes­
ländern sei im Zuge des Einigungs­
prozesses "untergebuttert" worden. 
Als Minderheit innerhalb des verei­
nigten Deutschlands habe die Bevöl­
kerung der ehemaligen DDR zu we­
nig Chancen gehabt, sich politisch 
einzubringen. 

Die mit "Öffentliches Nachden­
ken über den Weg zur Einheit" beti­
telte Veranstaltung mit rund 400 Teil­
nelunern, darunter einer vergleichs­
weise hohen Zahl von Bürgern aus 

den neuen Bundesländern, befaßte 
sich mit einem weiten Spektrum von 
Fragen des Einigungsprozesses zwi­
schen Politik, Wirtschaft und Kultur. 
Der aus Mecklenburg stammende und 
zwangsweise aus der DDR ausgebür­
gerte Schriftsteller und Journalist 
U1rich Schacht forderte dazu auf, die 
Defizite einer ganzen Politikergene­
ration aufzuarbeiten, weil sie sich 
weiterhin blockierend auswirken. 
Schacht zeigte sich empört darüber, 
daß der Kampf fur die eine deutsche 
Nation auch in Westdeutschland hätte 
gekämpft werden müssen. 

Erheblichen Widerspruch aus 
dem Publikum erntete Schacht mit 
seinem Hinweis, es sei absurd, den 
Lebensbedingungen der ehemaligen 
DDR in der gegenwärtig schwierigen 
Lage nachzutrauern. Renate Sclunidt 
erhielt Zustimmung fur ihre Erwide­
rung, es gehe nicht um Nostalgie der 
ehemaligen DDR gegenüber, sondern 
um Sensibilität gegenüber den Lebens­
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ängsten der Menschen in den neuen 
Bundesländern. Der CDU-Bundes­
tagsabgeordnete Johannes Nitsch 
(Dresden) verwahrte sich gegen die 
"Negierung der Lebenserfahrung der 
Menschen in der ehemaligen DDR". 
Der aus der früheren DDR stammen­
de, aber heute in Westdeutschland le­
bende Musikverleger Thilo Medek 
kritisierte den Rigorismus, mit dem 
von der Treuhandanstalt "abgewik­
kelt" werde . In dem über weite Strek­
ken vom Erzählen persönlich erlebter 
Geschichte geprägten Forum wies der 
frühere bayerische Kultusminister 
und ehemalige ZdK-Präsident Hans 

Maier auf das "Schweigen" des lite­
rarisch-kulturellen Teils der deut­
schen Öffentlichkeit im Zuge des 
Einigungsprozesses hin. Das Volk 
habe die · Poesie geschrieben ("Wir 
sind das Volk"; "Wir sind ein Volk") 
bzw. ein Politiker wie Willy Brandt 
("Es wächst zusammen, was zusam­
men gehört"), nicht jedoch die Litera­
tur. Maier sprach sich fur ein diffe­
renziertes Fragen danach aus, was in 
Ost- wie in Westdeutschland an Kul­
turellem zu bewahren sei und was 
nicht. Eine Gegenüberstellung von 
Bonner und Berliner Republik lehnte 
Maier ab. (ZdK) 

"Ich dachte, ich bin schlauer als die" 
Kirche - operative Aufgabe des Ministeriums für 
Staatssicherheit 

Kurzbericht 

"Nicht mehr als eine Handvoll 
Fälle, die aus innerer Überzeugung 
oder Bejahung des Sozialismus fur das 
MfS gearbeitet haben", hat Prälat 
Dieter Grande bis jetzt bei der Unter­
suchung von Akten der MfS gefunden. 
Angst, Gewöhnung und Schmeichelei 
seien die Hauptgründe fur eine Mitar­
beit katholischer Priester, Ordensleute 
sowie haupt- und ehrenamtlicher Lai­
en gewesen. 80 % der vorliegenden 
Fälle wurden nach seiner Erkenntnis 
ohne ihr Wissen als :M registriert. Au­

ßer der differenzierten Auswertung 
und Beurteilung der MfS-Akten müßte 
ein eingehendes Gespräch mit den Be­
troffenen erfolgen, "um Wahrheit wld 
Lüge zu scheiden". Maria Luise 
Blazejewski vom Zentralkomitee 
der deutschen Katholiken und Mini­
ster Hans Joachim Meyer gaben als 
vierten Grund fur die Zusammenarbeit 
den Hochmut an. Das Gefuhl den Sta­
si-Funktionären intellektuell überlegen 
zu sein, hätte Theologiestudenten und 
Professoren zu einer Zusammenarbeit 
verfuhrt. 
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Bischof Joachim Wanke aus 
Erfurt sprach das gespaltene Verhält­
nis der Deutschen zum Phänomen der 
Schuld an. Mit dem Hinweis auf die 
gesellschaftlichen Verhältnisse, die 
Zeit- und Lebensumstände, würden 
sich die Betroffenen aus der "Schuld 
davonstehlen". Er wandte sich gegen 
pauschale Verdächtigungen katholi­
scher Geistlicher, forderte die Schul­
digen jedoch zu einem Bekennen von 
Schuld und Versagen auf, um Verge­
bung zu erlangen. Aufklärungshyste­
rie oder Begleichung alter Rechnun­
gell "wären schlimm", denn auch 
wirklich schuldig Gewordene sollten 
die Chance zu einem neuen Start be­
kommen, oder in ihren alten kirchli­
chen Aufgaben verbleiben dürfen.'­

Dagegen gab Minister Meyer zu 
bedenken, daß das MfS nur ein Teil 
der Aufarbeitung ausmacht. Die 
Macht von Kadern und Parteisekretä­
ren wäre ebenso wichtig gewesen. 
Starken Beifall erhielt er fur seine For­
derung, die Verantwortlichen fur die 
Menschemecbtsverletzungen heraus­
zufinden und zu bestrafun. Zweimal 
betonte er, daß bis heute noch kein 
Hauptverantwortlicher des SED-Re­
gimes zur Verantwortung gezogen und 
bestraft wurde. Nur dann könne am 
Ende des Weges zur Versöhnung ge­
funden werden. Die Fragen und State­
ments aus dem Publikum waren in 
puncto Vergeben anderer Ansicht: "In 
Sack und Asche und im Büßerhemd 
sollten die Schuldigen Seelsorge in 
Krankenhäusern oder Altenheimen lei­

steno Noch immer wären die schon na­
mentlich geoannten IMs in Amt und 
Würden . Erst Bestrafung dann Verge­
bung." Prälat Grande gab auf die viel­
fache Aufforderung, Zahlen und Na­
men zu nennen, bekannt, daß seiner 
Arbeitsgruppe zur Aufarbeitung der 
Beziehungen zwischen MfS und ka­
tholischer Kirche 20 Priester und Lai­
en bekannt seien. Davon wären drei 
erpreßt worden, 15 abgeschöpft und 
zwei hätten einen offiziellen Ge­
sprächsauftrag gehabt. Als eine Ver­
gleichszalll wurde von Ladewig von 
der "Gauck-Behörde" fiir 1988 eine 
Zahl von 170.000 IMs und 80.000 so­
genannten Zelleninformanten, freiwil­
ligen Helfern, genannt. (ZdK) 

" ... damitEinh~it geIMgt", 
Fragen aulif;m Katf!oÜkentag . 

• 	 WaS/ehlttur deutschen Einl . 
heit? . 	 . . 

• 	. Wie·gehen/wie mit dem "Sinn~ ' 
schock" um? . . 

• 	 Wze )inden wir vöm "Kd#e­
schock" des Rechtsstaates' 
zum.au/richtig'en,Umgangmit . 
Schuld, wie schar<!" wir poli­
tisch uhiJ soZial" !!J!s ;B'iinilnis 
von Fie.i!teit umi GeteChtig- . 
keit? . . 

• .. Wli find~ii wir nach (Je, Er­
/alirung v"on ReMtung ·und 
JndokMnDtion, (J}DR)und ge~ 
langWeiltem . Wohlstahd (Bun­
(Jesrepu6lik) zut ' verantworte­
ten Freiheit? '. . 
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Themenkreis 
-c 'fL~> KothoikMfagU< " ... damit Leben lohnt" ..-<~~-

"Beginnt der Stunn auf die Wohlstands­
burgen? Vom wachsenden Abstand 
zwischen Arm und Reich in der Welt" 
Neues Feindbild Dritte Welt? 

Kurzberichf 

Wird die Dritte Welt nach dem 
Ende des Ost-West-Konflikts zum 
neueIl Feindbild? Entwickeln sich in 
unserer Gesellschaft als Folge der 
weltweiten Wanderungs- und Flücht­
lings bewegung neue Bedrohungsvor ­

. stellungen? Das Bild von der Dritten 
Welt verfinstere sich zunehmend, sag­
te Prof. Lothar Brock vom Hessi­
sehen Institut für Friedens- und 
Konfliktforschung in seinem einlei­
tenden Statement im Forum "Beginnt 
der Sturm auf die Wohlstands­
burgen ?" Die Nachrichten aus dem 
Süden, so Brack, würden sich immer 
mehr zu einem Schreckensbild ver­
dichten: glanzlos, überfuHt, gewalttä­
tig, ohne Perspektive. Wo die Dritte 
Welt Interesse wecke, gelte dieses In­
teresse weniger den Hoffnungen als 
vielmehr den Gefahren, die man fur 
die Stabilität der Weltwirtschaft und 
fur Wohlstand und Sicherheit der In­

dustrie1änder sehe. 

Kernprobleme aus den Bedroh­
ungsvorsrellungen nach Brack: ein 
Bevölkerungswachstum, das zu 90 
Prozent auf die Entwicklungsländer 
entfalle; die rückläufige Entwicklung 
der Nahrungsmittelproduktion pro 
Kopf der Weltbevölkerung; der Ver­
such der Entwicklungsländer, ohne 
Rücksicht auf die ökologische Trag­
fahigkeit der Erde, eine Entwicklung 
nach dem Muster der westlichen In­
dustrieländer anzustreben; eine Ten­
denz zur ideologisch-kulturellen Ab­
grenzung, die Konfliktlösungen vor 
allem da entgegenwirke, wo sie in 
fundamentalistische Heilsfronten um­
schlage. 

Der Entwicklungspolitik, die er 
als "funftes Rad am Wagen" kenn­
zeichnete, drohe die Gefahr, ihren oh­
nehin geringen Einfluß auf die 
Gesamtpolitik vollends zu verlieren. 
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Was heute wirklich anstehe, sei die 
Umwandlung weltweiter Entwick­
lungszusammenarbeit in eine Welt­
sozialpolitik mit entsprechendem Ge­
wicht innerhalb der Politik der Indu­
strieländer. Staatssekretär Wighard 
Härdtl vom Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenar­
beit wandte sich gegen den Vorwurf, 
daß die deutsche Entwicklungshilfe 
überwiegend der Exportförderung 
diene; ihr primäres Ziel sei eindeutig 
die Armutsbekämpfung. 

Das Interesse aus dem Publikum 
konzentrierte sieb auf Fragen der in­
ternationalen sozialen Gerechtigkeit 
und die gegenwärtige Weltwirt ­
schaftsordnung. Was könne man 
selbst tun, wie könne man zum Teilen 
beitragen, um die Gräben zwischen 
Nord und Süd einzuebnen, wurde ge­
fragt. Als Erwartung an die Kirche 
wurde gefordert, ihre Anwalts­
funktionen gegenüber den Armen 
noch nachdrücklicher wahrzuneh­
men. Der Trierer Weihbischof Leo 
Schwarz und sein evangelischer 
Amtsbruder, Generalsuperinten­
dent i.R. Dr. Günther Krusche aus 
Berlin, nannten als Möglichkeiten so­
lidarischer Hilfe des einzelnen Bür­
gers die Einübung in den Lebensstil 
des anderen und den freiwilligen Kon­
sumverzicht. Der Kirche käme mit 
der Verkündigung des Wortes Gottes 
die Aufgabe zu , Zeichen in Richtung 
auf eine neue Geschwisterlichkeit zu 
setzen. Dazu gehöre auch, so der 
evangelische Vertreter, eine kritische 

Anfrage an das kirchliche Gehalts­
gefuge. 

Der brasilianische Indianer­
bischof Erwin Kräutler sagte aus 
der Sicht der Betroffenen, daß ihn 
stärker noch als die wirtschaftlichen 
Folgen des Nord-Süd-Konfliks, wie 
Verelendung und Verschuldung, die 
Ausgrenzung von ethnischen Minder­
heiten und ganzen Kulturen schmer­
ze. Europäer, die sich a ls Menschen 
erster Klasse fuhlten, hätten Indianer 
und Afrikaner zu Menschen zweiter 
Klasse gemacht und ihnen die Men­
schenwürde genommen . Kräutler: 
"Wir können die ganze Entwicklungs­
hilfe vergessen, wenn WIr die 
Exportprodukte der armen Länder 
nur angemessen bezahlen." (ZdK) 

I · I rW~rist 'Weise? 
'Wer von jderrrumn fe:rnt. 

~er ist star/(! 
'Wer sidisefD.st üPerwuufet .. 

.. iWer ist reUJi.? 

li 'Wltr sifli: * (ÜPI S eifiigelJ! .. 
. DtßnUgt. . 

'Wer is;t: qcfu:f;..ar? 
'Wer ifen 9ifenscfretJ aPf{et. 
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"Aufbruch nach gestern? Nationalis­
mus und Rassismus in Europa" 
1. Fragestellung 

Der Zusammenbnich des Kommunismus hat in Europa eine Reihe Nationen 
neu erstehen lassen, die sich schwer tun mit ihrer nationalen Identität. 
Zahlreiche neue Konflikte drohen die Freude über die Befreiung vom kommu­
nistischen Joch zu verdrängen. Wo verläuft die Grenze zwischen legitimem 
Patriotismus und verhängnisvollem Nationalismus ? Was kann die Kirche zur 
Unterscheidung zwischen diesen beiden HalhIngen beitragen? 

2. Kurzbericht über das Forum 
Europa droht nach Ansicht des 

Vorsitzenden des Zentralrats der 
Juden in Deutschland, Ignatz Bu­
bis, der Zerfall. Wenn der Weg nach 
Gestern, der Weg zurück zum Natio­
nalismus weiter gegangen werde, sei 
ein "gegenseitiges Abschlachten" zu 
befürchten , sagte Bubis am Freitag 
auf dem Katholikentag. Es dürfe kein 
Zurück zu den großen Blöcken geben, 
aber die europäischen Staaten dürften 
auch nicht ins gegenteilige Extrem 
verfallen. Es könne nicht sein, daß 
sich etwa qie 130 Völker der ehemali­
gen Sowjetunion gegenseitig das 
Lebensrecht streitig machten. 

Der f~ühere bayerische Kultus­
minister und ehemalige Präsident 
des Zentr~lkomitees der deutschen 
Katholiken (ZdK), Hans Maier, 
wies darauf hin, das Nationalgefühl 
und patriötischer Geist in Mittel-, 
Ost- und Südosteuropa während der 
Jahrzehnte: kommunistischer Herr­

schaft eine positive Funktion gehabt 
hätten. So sei die Identität dieser Völ­
ker bewahrt worden (Das Ein­
leitungs referat von Prof. H . Maier 
zum Forum "Aufbruch nach gestern? 
Nationalismus und Rassismus in Eu­
ropa" siehe Nr. 3., Seite 36 ff) . 

Der Jesuitenpater Adam Zak 
aus Krakau bestätigte diese These 
am Beispiel Polens . Wie Maier beton­
te, wird sich der Nationalstaat auch 
im ehemaligen Ostblock durchsetzen. 
Die Frage sei, wie groß der National­
staat sein müsse und wie klein er sein 
dürfe, um lebensfahig zu sein . Aller­
dings seien vier "Öffhungen" des na­
tionalstaatlichen Konzepts nötig: 
Minderheitenschutz, individuelle, so­
ziale und kulturelle Menschenrechte 
eine föderali stische Staatsorganisation 
sowie die Bereitschaft internationaler 
Zusammenarbeit. 

Der Umbruch in Europa hat nach 
den Worten Maiers auch innerhalb der 
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Kirchen eine neue Suche nach Identität 
ausgelöst, die die ökumenische Zu­
sanunenarbeit vor neue Probleme 
stelle. Die christliche Vergangenheit 
Mittel- und Osteuropas könnte nach 
Einschätzung des früheren ZdK-Prä­
sidenten eine verbindende Kraft sein, 
welche die auseinanderstrebenden 
Regionalismen und Nationalismen zu­
sanunenhalte. Maier forderte, die Kir­
chen sollten in vorderster Front gegen 
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und 
Antisemitismus kämpfen. Bubis ver­
langte von den Kirchen, das Mit­
menschliche ohne Unterschied der 
Religion in der Vordergrund zu steI­
len. 

Bischof Franjo Komarica aus 
dem bosnischen Banja Luka sprach 
vom dem "unbegreiflichen Drama" in 
seiner Heimat. Es sei noch un­
tertrieben, so der Bischof, das Verhal­
ten Europas und der Welt gegenüber 
Bosnien als gleichgültig zu bezeich­
nen. Der Keim des Krieges liegt nach 
den Worten Komaricas in der groß­
serbischen Ideologie. Als Folge des 
aggressiven serbischen Nationalis­
mus hätten in anderen Teilen Jugosla­
wiens' wie Slowenien oder Kroatien 
Diskussionen über eine nationale 
Selbständigkeit begonnen. Komarica 
berichtete, daß es zu Beginn des Krie­
ges in Bosnien mehrere gemeinsame 
Appelle der Religionsführer an die 
Politiker gegeben habe, das Zusam­
menleben der Bevölkerung in Bosnien 
friedlich fortzusetzen. 

Den völkischen Nationalismus 

nach der Parole "ein Volk, ein Staat" 
bezeichnete der Freiburger Politik­
wissenschaftler Dieter Oberndörfer 
als "Ausdruck provinziellen Den­
kens". Diese völkische Ideologie sei 
die Wurzel zweier Weltkriege gewe­
sen und von Deutschland nach Ost­
europa exportiert worden. Mittler­
weile seien aber alle westeuropäi­
schen Staaten zu Einwanderungs­
ländern geworden. Oberndörfer emp­
fahl diesen Staaten, sich auf die Men­
schenrechte als die normativen 
Grundlagen ihrer Verfassungen zu 
besinnen und mehr Menschen aus an­
deren Staaten aufzunehmen und als 
Staatsbürger zu akzeptieren. 

In den neuen Bundesländern gibt 
es keinen verstärkten Hang zu Na­
tionalismus und Rechtsextremismus. 
Das unterstrich der evangelische 
Theologe und frühere SPD-Frakti­
onsvorsitzender In der Volks­
kammer, Richard Schröder, in sei­
nem Redebeitrag. Als Beleg dafür 
verwies er auf die jüngsten Wahler­
gebnisse. Der Ruf aus der Wendezeit 
"Wir sind das Volk" war nach An­
sicht Schröders ein "Hilferuf', kein 
Zeichen nationalistischer Gesinnung. 
Er habe das Gefuhl, daß dieser Hilfe­
rufnicht erhört worden sei , bedauerte 
der Berliner Theologe. Die Zahl der 
Menschen in den neuen Ländern, die 
sich zuerst als ehemalige DDR-Bür­
ger und erst in zweiter Linie als Deut­
sehe fuhlten, sei zwischen 1990 und 
1994 stark gestiegen. (ZdK) 
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3. 	 Einleitende Bemerkungen zum Forum 
"Aufbruch nach gestern? Nationalismus 
und Rassismus in Europa" 

Hans Maier 

Das Jahr 1989 hat Europa von 
einer Last befreit. Nach dem national­
sozialistischen ist auch das kommuni­
stische Reich als Modell einer ideolo­
gisch fundierten "Großraum Ord­
nung" gescheitert. Doch die Zukunft 
der befreiten Länder ist ungewiß: Wer­
den sie, wie viele hoffen, Teile einer 
Europäischen Union werden oder in 
Nationalismus und Ethnizismus zu­
rückfallen? Wird sich, wie im Westen 
nach 1945, auch im Osten Europas 
eine föderale Staatenordnung entwik­
kein - oder droht der Rückfall in natio­
nale Abgrenzungen, "ethnische Säube­
rungen", Diskriminierung von Min­
derheiten, Hegemonialkriege, Chaos 
und Selbstzerstörung? 

1. Nationalgefuhl und patnot)­
scher Geist hatten in Mittel-, Ost- und 
Südosteuropa während der Jahrzehn­
te kommunistischer Herrschaft eine 
durchaus positive Funktion. Sie hal­
fen mit, die Identität der zwangs­
integrierten Völker zu bewahren, sie 
waren ein Anreiz zur Wiedergewin­
oung von Freiheit und Selbst­
bestimmuog. Unterdrückte Völker ­
von den Polen bis zu den Ukrainern, 
von den Ungarn bis zu den Albanern, 
von den Esten bis zu den Tschechen 
und Slowaken - konnten sich gegen­

über der so~etischen Übennacht nur 
auf ihre Überlieferungen stützen: auf 
Geschichte, Sprache, Religion, Kul­
tur. Daher haben Worte wie Heimat, 
Vaterland, Nation, NationalgefuhI, ja 
sogar Nationalismus in den Ländern 
des einstigen Ostblocks bis heute ei­
nen guten Klang. Keines dieser Völ­
ker kann sich eine Zukunft ohne N ati­
on und Nationalstaat vorstellen . Was 
EIs Oksaar, die in Hamburg lehrende 
bedeutende Sprachwissenschaftlerin., 
kürzlich festgestellt hat, dürfte die 
Meinung der Mehrheit dieser Völker 
treffen: "Ich meine, im künftigen Eu­
ropa hat keine Großmacht das Recht, 
den kleineren Völkern vorzuschrei­
ben, inwieweit sie sich als eine Nation 
verstehen wollen., gerade wenn Vater­
landsliebe und andere positive Gefuh­
le fur sein Land zum Ausdruck kom­
men. Als gebürtige Estin, die seit vie­
len Jahrzehnten in anderen Ländern 
lebt, habe ich in diesem Sinne immer 
national empfunden" (Bergedor.fer 
Gesprächskreis 9611992, S 28). 

2. Die vergangenen Jahre haben 
diese Haltung im Prinzip bestätigt. 
Nation und Nationalstaat haben auch 
im Osten Europas die alten Blöcke und 
Reichsbildungen abgelöst. Exempla­
risch wurde dieser Prozeß sichtbar im 
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Zerfall der Sowjetunion, in der Auflö­
sung Jugoslawiens, im Untergang der 
Tschechoslowakei. Nicht immer ist 
dieser Prozeß gewaltfrei verlaufen 
wie bei der friedlichen Scheidung der 
Tschechischen und Slowakischen Re­
publik Im ehemaligen Jugoslawien, 
aber auch in einzelnen Bereichen der 
GUS und Rußlands (Georgien, 
Moldavien) vollzieht sich der Über­
gang konfliktreich, in blutigen Kämp­
fen. Es handelt sich nicht um Bürger­
kriege; die Fronten verlaufen zwischen 
HegemoniaImächten, die alte Block­
blldungen und Unterordnungsver­
hältnisse verteidigen, einerseits und 
Nationalbewegungen, die um ihre 
staatliche Emanzipation kämpfen, an­
derseits. Großrussischen Hegemonial­
bestrebungen stehen Ukrainer, Weiß­
russen, Esten, Letten, Litauer und an­
dere Nationen gegenüber - großser­
bischen die Slowenen, Kroaten, Bosni­
er usw Auf der einen Seite die alte 
Tendenz zur Sammlung der russischen 
(oder serbischen) Erde, auf der ande­
ren Seite die staatlichen Aspirationen 
alter und neuer Nationen - nicht an­
ders als im 19. Jahrhundert gegenüber 
dem Zaren-, dem Habsburger-, dem 
Deutschen Reich. 

Ich bin sicher: Russen und Ser­
ben werden - trotz materieller Über­
legenheit - auf die Dauer gegenüber 
den Tendenzen zu nationaler Verselb­
ständigung den kürzeren ziehen . Der 
Nationalstaat wird sich auch in Mit­
tel-, Ost- und Südosteuropa durchset­
zen. Die Frage ist freilich, wie groß er 

sein muß (und wie klein er sein darf), 
um lebensfahig zu sein. Wenn eine 
Sowjetunion in 130 Völker zerfällt: 
welche der Völker bleiben Völker, 
welche werden Staaten? Daß Russen, 
Ukrainer, Weißrussen, Usbeken, Kir­
gisen, Tataren, Aserbaidschaner in 
staatlichen Organisationen leben wol­
len, leuchtet ein. Aber Jakuten, 
Schorzen, Dolganen, Nanajer, Tabas­
saranen, Rutulen, Tschuktschen, 
Itelmenen, Dunganen, J ugakiren? Wo 
ist die Grenze zu ziehen? Wie kann 
der Schutz der Minderheiten gesichert 
werden? Wie steht es mit dem Ruf 
"Tatarstan den Tataren", wenn in 
Tatarstan nur 26% der Bevölkerung 
Tataren sind? Fragen über Fragen, 
die der Lösung harren, nachdem die 
Blöcke zerfallen, die Ideologien zer­
borsten sind . Wird es genügend Spiel­
raum geben fur regionale Autonomie 
und Selbstbestimmung? Werden sich 
foderale übergreifende Ordnungen 
entwickeln? Oder wird das kommen, 
was Pessimisten wie György Konrad 
befiirchten: ..."anstatt der internatio­
nalen Repression die unserem Körper 
entsprungene, die blutsverwandte na­
tionale Repression, ... al s Gegensatz 
zum Universalismus der Integration 
der soziale Partikularismus der loka­
len Sturheit" (FAZ vom 09.11.91)? 

3. Fazit: sowohl die alten Reiche 
wie die ideologischen Blockbildungen 
sind überholt. Zu ihnen fuhrt kein 
Weg zurück - es sei denn der Weg der 
Gewalt und des Krieges . Anderseits 

http:09.11.91
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ist auch der Nationalstaat als zentrale 
Ordnungsform auf die postkommu­
nistische osteuropäische Wirklichkeit 
nicht ohne erhebliche Modifikationen 
anwendbar. Die Gründe sind vielfal­
tig: Siedlungsräume und Grenzen wa­
ren in Mittel-, Ost- und Südosteuropa 
bis in die jüngste Zeit hinein sehr viel 
fließ ender als im Westen Europas; 
ethnische Gemengelagen verhinderten 
lange, daß sich homogene National­
staaten bildeten wie im Westen, Sü­
den und Norden Europas (auch hier 
übrigens nicht ohne Einsatz von Ge­
walt und Verdrängung konkurrieren­
der Ethnien - man denke an die Früh­
geschichte Frankreichs, Englands, 
Spaniensi). Selbst die durch die 
Vorortverträge von 19 19/20 geschaf­
fene internationale Ordnung kam 
nicht ohne Kompromisse aus : sie be­
seitigte zwar die übernationalen Rei­
cbe, kombinierte jedoch den Natio­
nalstaat vielfach mit Hegemonial­
strukturen und verankerte den Min­
derheitenschutz nicht entschieden ge­
nug im Völkerrecht. 

Für heutige nationalstaatliehe 
Optionen in Mittel-, Ost- und Südost­
europa wird man daher fordern müs­
sen, daß sowohl die Rückkehr zu 
Hegemonialreichen wie auch die ge­
waltsame Herstellung ethnischer Ho­
mogenität ausgeschlossen werden. 
Nötig sind vier "Öffnungen" des na­
tionalstaatlichen Konzepts: 
a) Minderheitenschutz und Minder­

heitenvertretung; 
b) individuelle, soziale und kultu-
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relle Menschenrechte; 
c) eine föderalistische Staatsorga­

nisation, die das Eigenleben von 
Regionen und Minderheiten 
stärkt; 

d) Bereitschaft zur internationalen 
Zusammenarbeit und zur über­
nationalen Integration. 

Einem solchen Konzept mag man 
entgege1)halten, es sei kein im stren­
gen Sinne nationalstaatliches Kon­
zept mehr. ' Die Entwicklung in West­
europa - vom Schumanplan bis zum 
Vertrag von Maastricht zeigt jedoch, 
daß sich die Konzepte von National­
staat und übernationaler Integration 
auf eine weite historische Strecke hin 
verbinden lassen. Auch in der Euro­
päischen Union ist der Übergang zu 
"Vereinigten Staaten" mit einer ge­
meinsamen Exekutive noch lange 
nicht erreicht. In der "nachholenden 
Integration" des europäischen Ostens 
dürfte der Nationalstaat ebenfalls 
noch längere Zeit eine Rolle spielen; 
die Wendung zur "offenen Republik" 
(Dieter Oberndörfer) kann freilich 
heute schon eingeleitet werden . 

4. 	 Was können die Kirchen in die­
ser Lage tun? 
Die Antwort ist nicht einfach. 

Der Fall der Mauem in Europa hat 
zwar freies Geleit fur Religion und 
Kirchen geschaffen. Zugleich aber 
hat er innerhalb der Kirchen (der ka­
tholischen wie der protestantischen 
und orthodoxen) eine neue Suche 
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nach Identität, Erkennbarkeit, kon­
fessionsspezifisch Eigenem ausge­
löst, die die ök1Jmenische Zusammen­
arbeit vor neue Probleme stellt. So 
sind neue Konfliktfelder entstanden ­
in, Osten deutlicher als im Westen. 

Überraschend scharf treten heute 
die alten, vom Kommunismus zu­
rückgedrängten, aber nie ganz zer­
störten religiösen Strukturen Mittel-, 
Ost- und Südosteuropas neu hervor: 
die Orthodoxie in Rußland, Bulgari­
en, Rumänien, Serbien; die katholi­
sche Kircne in Litauen, der Ukraine, 
Polen, Ungarn, der Slowakei und 
Tschechien; die Gebiete protestanti­
scher Dominanz in Teilen Rumäni­
ens, Ungarns, Tschechiens, Ost­
deutschlands . Die christliche Vergan­
genheit Mittel- und Osteuropas, deut­
lich ans Tageslicht getreten seit den 
achtziger Jahren, könnte eine verbin­
dende Kraft sein, weIche die ausein­
anderstrebenden Regionalismen und 
Nationalismen der postkommunis­
tischen Ära zusammenhält . Tatsäch­
lich sind aber die Konfessionen viel­
faltig zerstritten, und an vielen Orten 
werden die politischen Auseinander­
setzungen durch religiöse Überliefe­
rungen keineswegs gemildert, son­
dern im Gegenteil verscharft. Man 
denke an die offene Parteinahme der 
Orthodoxie für die Serben im einsti­
gen Jugoslawien, an das mangelnde 
Verständnis orthodoxer Gruppen 
(aber auch lateinischer Christen I) fur 
die Unierten; an das weitgehende Sta­
gnieren der Verständigung zwischen 

den christlichen Kirchen Europas 
über zentrale Begriffe ihres Selbst­
verständnisses (Mission, Evangelisie­
rung, christlicher Weltauftrag) ange­
sichts der neuen Lage seit 1989 ­
endlich an das Auseinanderklaffen 
der Vorstellungen darüber, wie mit 
der totalitären Erblast der vergange­
nen Jahrzehnte innerhalb und außer­
halb der Kirchen umgegangen werden 
soll . 

Langfristig werden Christen und 
Kirchen in Europa daran gemessen 
werden, ob sie imstande sind, in der 
nachtotalitären Welt neue Lebens­
möglichkeiten, neue Perspektiven der 
Hoffnung zu erschließen. Das gilt 
auch für die europäischen Horizonte, 
auf die sich die Geschichte der Natio­
nalstaaten zubewegt. Aufgabe der 
Kirchen ist es, "ihre Gläubigen aufge­
schlossen zu machen fur das größere 
Europa, sie auf das Zusammenleben 
verschiedener Völker in größeren 
Räumen mit ihren übernationalen 
Verflechtungen vorzubereiten, sie aus 
nationalen Verengungen ... herauszu­
fuhren, ihnen die Ängste vor Fremden 
und vor Überfremdung zu nehmen, 
sie fur ein Zusammenleben unter­
schiedlicher Völkerschaften zu moti­
vieren und Vorurteile und Voreinge­
nommenheiten gegen die jeweiligen 
Nachbarvölker abzubauen" (Davit A. 
Seeber in einem Vortrag im Bayeri­
sehen Rundfunk am 08 .01.92) . Die 
Kirchen sollten sich in die vorderste 
Front derer stellen, die gegen Frem­
denfeindlichkeit, Rassismus und An­

http:08.01.92
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tisemlt!smus kämpfen. Sie sollten 
mithelfen, ein Klima öffentlicher 
Auseinanderset+ung zu schaffen, in 
dem die unverstellte, wahrheitsge­
treue, verläßliche Rede herrscht, so 
daß Politik, Wirtschaft, Kultur "in 
der Wahrheit leben" können (Vaclav 
Havel) . Gewiß können si.e das nicht 

allein tun. Viele Kräfte müssen hier 
zusammen wirken . Aber der Beitrag 
der Kirchen ist unentbehrlich; ohne 
sie, ohne ihre wachsende Zusammen­
arbeit, ihren vermehrten und verbes­
serten ökumenischen Dialog wird das 
werdende Europa nicht Gestalt an­
nehmen. 

Foto: Brockmeler 

Der Eingangsbereich des GKS-Zeltes mit der neu gestalteten Ste[[wand 
mit plakativen Informationen aber die Gemeinschaft 
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Themenkreis 
- 'IL~" ... damit die ,..... ~oc 

a...>n 

Menschheit überlebt" ~rm 
.~ 

Warum immer neue Kriege? Aufgaben 
internationaler Friedenssicherung 
Friedenssicherung im Dilemma der Gewalt? 

Kurzbericht 

"Dilemma" - unter diesem Stich­
wort stand die Diskussion im Forum 
"Warum immer neue Kriege?" des 
Katholikentages in Dresden am Don­
nerstag morgen mit fast 500 Teilneh­
mern . Dieses Problem, "daß man et­
was tun muß, was man eigentlich 
ni cht ,,~II" , nämlich militärische Ge­
walt einzusetzen, durchzog die ge­
samte Veranstaltung - allerdings auf 
heilsame Weise. Es machte nämlich 
deutlich, daß alle Podiumsteilnehmer 
militärische Gewalt nur als wirklich 
allerletzte Option in der internationa­
len Konfliktbewältigung akzeptieren 
konnten . 

Das Podium deckte ein breites 
und hochrangiges Spektrum interna­
tionaler Friedensarbeit und Friedens­
forschung ab. Unter ihnen der bekann­
te Friedensforscher Prof. Dr. Seng­
haas (Referat s . S. 56 ff.), General a. 
D. Dieter C1auß (Statements S. 57 f), 
Dr. Rupert Neudeck, Cap Anamur 
(Statement s. S. 54 ff.), und Mili­

tärdekan Rainer Schadt (Statement 
s. S . 58 f.). 

Prof. Nagel, Leiter des katholi­
schen Instituts "Theologie und 
Frieden~' aus Hamburg, skizzierte in 
seinem Einfiihrungsvortrag (s. S. 43 ff), 
wie schwierig es ist, im internationa­
len Rahmen bestehendes Recht und 
Abmachungen durchzusetzen. Im Ge­
genzug zu legitimierten nationalen Re­
gierungen habe die UNO kein grund­
sätzliches Anrecht, als "Weltpolizei" 
zu fungieren. Ob, wann und in weI­
chem Maß militärische Truppen zum 
Schutz einzelner Länder, Bevölke­
rungsgruppen oder auch humanitärer 
Hilfe eingesetzt werden, hänge letzt­
endlich von den nationalen Regierun­
gen der Mitgliedsstaaten a b; daß hier 
häufig eigene Interessen eine prägen­
de Rolle spielen, wurde im Verlauf 
der Diskussion mehrfach deutlich. 

Verschiedene Redner plädierten 
!Ur ein frühzeitigeres internationales 
oder regionales Eingreifen in Konflikte, 
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Fotos: Brockmeier 

DasPodium beim Forum ,,Aufgaben internationaler Friex:lenssicherung": 
v.ln.r1+of DDr. Ernst Nagel, Gen a.D. Dieter Clouß, Joachim Garstecki (pax 
Christi), Frau Cumin (UNHCR), Dr. C Bertram (Moderator); 
Bild aufder gegenUberliegenden Seite: Dr. Ruper/ Neudeck, MilDek 
Rainer Schadt, 1+of Dr. Dieler Senghaas 

im Notfall auch durch gezielte Drohun­
gen, bei denen aber, so die deutliche 
Forderung von Frau Cumin, Vertrett>­
rin des UN-Flüchtlingskommis­
sarilltes in Bonn (Statement s. S. 56 
f), der Wille bestehen soUte, diese auch 
durchzusetzen. Die UNO habe durch 
leere Drohungen in der Vergangenheit 
bereits genügend an Glaubwürdigkeit 
eingebüßt. Inwiefern solche im nach­
hinein verkündeten Einsichten vorab 
abschätzbar gewesen wären, und ob sie 
einen deeskalierenden Effekt gehabt 
hätten, blieb offen: nachher weiß man, 
was man hätte tun sollen. 

Für eine wesentlich verstärkte 
Ausschöpfung der HandJungsalterna­
tiven vor dem Einsatz militärischer 

Gewalt im Sinne einer Konfliktprä- . 
vention setzte sich Joachim Gars­
tecki, Generalsekretär von Pax 
Christi (Statement s. S. 61 ff.), ein . 
Die Diskussion wn die "letzte Option" 
Gewalt verdecke und verhindere die 
Auseinandersetzung mit gewaltlosen 
HandJungsmöglichkeiten der Politik. 
Hier sei Deutschland aufgrund seiner 
Geschichte besonders gefordert. 

Die Frage, ob es aktuell mehr 
Kriege als früher gäbe, war letzt­
endlich nicht entscheidend . Einig war 
man sich aber darüber, daß der Frie­
den in Zukunft in stärkerem Maße als 
bisher durch wachsenden Nationalis­
mus, ethnische Konflikte aber vor al­
lem drastische soziale Ungleichge­
wichte bedroht würde. (ZdK) 
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Kriege, Kriege - ohne Ende? Perspek­
tive internationaler Friedenssicherung 
Ernst J NageL 

1. 	 Zur Lage 
Nahezu 200 Kriege hat die Welt 

erlebt, seit die UNO-Charta selbst die 
Androhung von Gewalt zwischen 
Staaten kategorisch verboten hat. Zu­
nächst fanden sie fast ausschließlich 
in der Dritten Welt statt. Wir glaub­
ten, es seien "Stellvertreterkriege" im 
Ost-West-Konflikt. Zwei Drittel bis 
drei Viertel der gegenwärtigen Kriege 
haben jedoch ethnischen Hinter­
grund') Und die Einschläge kommen 
näher. Bisher glaubten wir, derlei sei 
wiederum typisch fur die Dritte Welt. 
Dort sei die Staatswerdung durch 

*) Vgl. Christian P. Scherrer, Ethno-Natio­
nalismus als globales Phänomen. Zur 
Krise der Staaten in der Dritten Welt und 
der früheren UDSSR, INEF-Report, Ge­
samthochschule Duisburg, Heft 6/1994 
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künstliche Grenzziehung und ähnli­
ches noch nicht hinreichend gelungen. 
Nun haben die gewaltsam ausgetra­
genen ethnischen Konflikte den Süd­
osten und Osten Europas erreicht. 

So entstand auch in Westeu ropa 
hinreichend Angst um die eigene Zu­
kunft, jene Angst, die hierzulande im­
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mer erforderlich war, damit das The­

ma "Krieg und Frieden" beachtet und 

öffentlich wurde. Wir lebten seit dem 

Umbruch um 1990 in Euphorie. 

Selbst die professionelle Politik war 


' vor Euphorismen nicht gefeit. Ein 

Überschwang an Hoffnung schlug 

sich 1990 in der Charta von Paris 

nieder: Dem Do-

g~E

auch die Überzeu­
gungsktaft der 
Marktwirtschaft 

nun auf einem 
weltweiten nicht 
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Balkan dagegen. Eine militärische in­
tervention der Vereinten Nationen 
(VN) kann in gewissen Fällen greifen . 
Doch nirgends haben wir die Verhei­
ßung, daß sie immer Erfolg verspricht 
und daß sie die Kriegsächtung welt­
weit durchzusetzen vermag. 

Früherkennung von Krisen, prä­

f~H!~ 
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nur Vor-, sondern.f[qp~ye'tqf!,~f1,!'If~it: 
Durchmarsch. An ' VOtiJ;JN,Trpppeti ; 
die Stelle der Ost- ..•\ >"',/... 
West-Antinomie war, so zeigte man 
sich sicher, der Konsens getreten. 
Wen verwundert es, daß dieser Eu­
phorie bald bittere Enttäuschung 
folgtei 

Aus dem Mißerfolgen von Soma­
lia bis Ruanda zogen wir die Konse­
quenz, das Kind nicht erst in den 
Brunnen fallen zu lassen und dann zu 
reagieren. "Prävention" wurde zum 
Schlüsselbegriff. Und dies ist gewiß 
richtig. Denn daß die Vereinten Na­
tionen mit ihren "militärischen Maß­
nahmen" den Krieg gegen den Krieg 
gewinnen könnten, wird niemand 
mehr behaupten. Zu deutlich spre­
ehen Erfahrungen von Vietnam über 
Afghanistan bis gegenwärtig auf dem 

: ...".•!: . ' 

ventive Diploma­
tie und Verrnitt­
lung, fiühzeitige 
Ingangsetzung 
etwa des KSZE-
Mechanismus ' 
wie 1991 in La 
Valletta entwor­

fen, frühe Verfug­
barkeit von UN-
Truppen - all dies 
sind wichtige stra­
tegische Momente 

der Krisenbeherrschung. Sie können 
Krisen deeskalieren und in mancher 
Region Gewalt verhindern. An ihnen 
zu arbeiten lohnt. Auf sie zu verzich­
ten, wäre unverantwortlich. Doch es 
gibt in der UN-Charta wie im Völ­
kerrecht ein absolutes Gewaltverbot. 
Soll dies nur bemüht werden über ,,gute 
Dienste" und präventive Diplomatie? 
Kann man hier auf Treu und Glauben 
der Regierungen der Welt bauen? Die 
200 Kriege seit 1945 widerlegen diese 
Hoffuung. Mir wenigstens scheint, daß 
Prävention alleine nicht genügt und kei­
ne hinreichend verläßlich Perspektive 
eröffuet. Im Gegenteil bedürfen all die­
se Vorfeld-Bemühungen eines Rah­
mens, der sie notfulls trägt. 

mailto:fln'i{Y~rii.JIttlu'J@i
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2. 	 Perspektive 

Nahezu drei Jahrhunderte euro· 
päischer Geschichte hindurch bean­
spruchten die Staaten absolute Sou­
veränität Der absolute Souverän ist 
durch kein über ihm stehendes Recht 
eingeengt. Alles andere wäre ein Wi­
derspruch. Folglich durfte der Staat 
auch Krieg fuhren, wann immer er es 
fiir nützlich hielt 

Derart lange Erfahrungen prägen 
Denken und Wahrnehmung. In einem 
stillen Hinterzimmer unseres Be­
wußtseins schlummert immer noch 
die Überzeugung, daß unter gewissen 
Umständen, bei entsetzlicher Unter­
drückung und Ausbeutung der kollek­
tive Griff zur Waffe das kleinere Übel 
ist Selbst die Vereinten Nationen sind 
hier schwach geworden. Angesichts 
des menschen verachtenden Rassis­
mus in Südafrika zeigten sie ein ge­
wisses Wohlwollen gegenüber kriege­
rischer und gewaltsamer Resistenz. 

Hier ist Umdenken geboten, doch 
kein selbstgenügsames: Ein Staat 
wie Deutschland benötigt keinen 
Krieg. Er kann ohne Not eine ganz 
und gar gewaltlose Außenpolitik 
zelebrieren. Er hat keine "Erzfein­
de", ist gut gerüstet, sicher einge­
bunden in ein machtvolles Bündnis 
und stark genug, seine anderweiti­
gen Interessen auch ohne Gewalt 
durchzusetzell. Selbst Saddam 
Hussein könnte sagen, befande er sich 
in einer derart privilegierten Position 
hätte er auch keine Kriege gefiihrt . . ' 

Gewaltlosigkeit und Kriegs­

ächtung als isolierte und vereinzelte 
Forderung erheben und vorschreiben, 
ist notwendig. Es reiche jedoch nicht 
hin, um eine realistische Friedens­
oder Sicherheitsperspektive zu bieten. 
Das Verteidigungsrecht der UN­
Charta ist strikt auf einen "miIitäri­
sehen Angriff' begrenzt. Und das ist 
gut so. Doch Butros Ghali weist in 
seiner ,,Agenda fiir den Frieden"-) 
ebenfalls aus gutem Grund darauf 
hin, daß auch ohne militärische Inter­
vention einem Volk Schäden zugefiigt 
werden können, die nicht weniger er­
heblich sind. Und hier muß die Frage 
nach einer Ordnung stabiler Sicher­
heit und einer zumutbaren Welt ohne 
Krieg ansetzen. 

Kriegsächtung und Gewaltver­
bot würden eine Zumutung, wenn 
sie den kleinen und machtloseren 
Staaten zur Auflage machten, "um 
des lieben Friedens willen" alles 
Unrecht geduldig zu ertragen. Nein, 
eine Friedensordnung muß eine bes­
sere Perspektive bieten als der Wiener 
Kongreß, der nur den fünf Groß­
mächten Rechte zuerkannte. Die klei­
nen Staaten bildeten 1815 lediglich 
Puffer, derer die Großen sich bedie­
nen durften. Dies fuhrte zwangsläufig 
zum Zeitalter des Imperialismus. Und 
an dessen Ende stand der Erste Welt­
krieg. 

*) Anmerkung der Redaktion : 
siehe dazu auch den Beitrag von Klaus 
Liebetanz: Nicht Siegen, sondern Die­
nen - ,,Agenda for PeaceH und die neue 
Rolle der Bundeswehr, in diesem AUF­
TRAG, Seite 163-169. 
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Als Benedikt xv. 1917 wenn 
auch erfolglos versuchte, diesen ersten 
Weltkrieg zu beenden, wollte er mehr 
als nur einen Waffenstillstand fur eine 
neue Zwischenkriegszeit. Wie 1795 
bei Inunanuel Kant sollte nicht nur 
dieser, sondern jeder Krieg fur alle Zu­
kunft beendet werden. Dieser Versuch 
stand dann unter der umfassenden 
Zielsetzung: An die Stelle der Gewalt 
der Waffen soll treten die Macht des 
Rechts. Zwischenstaatliche Konflikte, 
die inuner auftreten werden, sollen auf 
der Basis-des Völkerrechts gelöst wer­
den. So würde sich jede militärische 
Auseinandersetzung zwischen Staaten 
erübrigen. 

Ich höre nun bereits grollende 
Einsprüche derer, die sich als Reali­
sten bezeichnen: Dies sei "Idealis­
mus" - zwar schön, doch undurch­
fuhrbar. Der Idealismusvorbehalt ge­
genüber einer umfassenden Friedens­
ordnung unterstellt in der Regel, in 
einer stabilen Friedensordnung wären 
alle Völker, Gruppen und Individuen 
vom Friedenswillen so tief durch­
drungen, daß schon darum Krieg und 
internationale Gewalt sich nicht mehr 
ereigneten. 

Das Gegenteil ist der Fall: Wer 
eine derartige Friedlichkeit und Frie­
densliebe fur gegeben hält, benötigt 
keine Ordnung mehr. Ordnungen ha­
ben nur Sinn, wenn abgestinuntes, 
gesolltes oder sozial-erwünschtes 
Handeln sich nicht von selbst einstellt. 
Wenn gute Sitten in der Praxis respek­
tiert werden, bedarfes weder eines Ge­

setzes noch dessen Durchsetzung. 
Die Frage "Warum inuner neue 

Kriege?" ist fur mich insofern nicht 
zuerst eine friedenspädagogische, viel­
mehr eine ordnungspolitische. Frie­
denspädagogik hat gewichtige Aufga­
ben, doch würde man sie mißverste­
hen, hieße das Ziel : Weltfrieden durch 
weltweite Friedlichkeit. 

Ein zweiter Vorbehalt gegen eine 
umfassende Weltfriedensordnung un­
terstellt, sie eröffne allenfalls den 
Weg zu einer Weltregierung, und die 
wolle man aus gutem Grund nicht. Da 
auch ich keinerlei Veränderung in 
Richtung Weltregierung anstrebe, 
sollten wir uns zunächst einmal über 
die Eigenart dieses Rechts verstän­
digen, das mächtig und machtvoll ge­
macht werden soll . 

3. 	 Welches Recht? 

Wir stellen uns in der Regel 
Recht so vor: Es wird von Regierung 
und Parlament erlassen, von Rechts­
gelehrten ausgelegt, vom Gericht ge­
sprochen, von der Polizei und im 
Strafvollzug durchgesetzt, vom Bür­
ger erfullt oder gegen ihn eingetrie­
ben. Unsere Rechtsvorstellungen neh­
men Maß am innerstaatlichen Recht, 
sind wie man sagt - "etatistisch". 
Recht setzt nach unserer alltäglichen 
Erfahrung Unterordnung voraus, ist 
Subordinationsrecht. Die vom Recht 
Betroffenen sind im Subordinations­
recht nicht identisch mit denen, die 
Recht schaffen. Die Rechtssetzung 
haben sie - wenn auch nur jeweils auf 
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Zeit - delegiert. Und selbst in einer 
direkten Demokratie müßte die Min­
derheit bereit sein, sich dem durch die 
Mehrheit geschaffenen Recht zu un­
terwerfen. 

Übertragen wir diese Rechtsvor­
stellungen auf die Staatenwelt, kom­
men wir folgerichtig zu einer Weltre­
gierung. Sie würde über die Mensch­
heit so regieren wie Bundesregierung 
und Bundestag über die Deutschen. 
Die Formel "Friede =Weltregierung" 
begegnet schon in den klassischen 
Friedensplänen erheblichen Einwän­
den. Es drohten Nebenwirkungen, die 
schlinuner sein können als die positi­
ven Leistungen. Eine Weltregierung 
öffne den Weg zu einer Weltdiktatur. 
Zum Glück sei sie auch nicht durch­
setzbar. Die Staaten wären zu einer 
solchen Selbstaufgabe nicht bereit . 

Nein, das Recht, das hier ge­
stärkt werden soll, ist nicht Subor­
dinationsrecht. Es nennt sich richti­
gerweise Koordinations- oder Kon­
sensrecht. Es richtet sich nicht am 
Zwangsfrieden des Römerreiches 
aus, sondern eher an den Verfahren 
der KSZE: Alle 33 Teilnehmerstaaten 
hatten 1975 die Schlußakte von Hel­
sinki zu unterzeichnen. Lag dieser 
umfassende Konsens nicht vor, gäbe 
es keine Schlußakte. Die Forderung 
nach Einstimmigkeit wurde dann spä­
ter und angesichts des Dramas in Ju­
goslawien verändert: Einer aber auch 
nur einer durfte aus dem Konsens 
ausscheren . An die Stelle der absolu­
ten Einstimmigkeit trat die quasi-

Einstimmigkeit, die quasi Unanimi­
tät. So war die Handlungsfiihigkeit 
der Gemeinschaft wenigstens theore­
tisch gesichert. 

Die Akteure auf dem internatio­
nalen Parkett werden die Staaten blei­
ben, und dies ist gut so. Und es zeuge 
nicht fur Staatsvergötzung, wenn die 
Souveränität dieses Staates bestehen 
bleiben soll, wenn Eingriffe in die "in­
neren Angelegenheiten« souveräner 
Staaten untersagt bleiben. Gerade der 
Konsens dieser Staaten ist Vorausset- · 
zuog fur die Entstehung wie fur die 
Durchsetzung der Kriegsächtung. 

Staaten sollen weiter leisten, was 
sie leisten können. Dabei werden sie 
an ihre individuellen Leistungsgren­
zen stoßen: Sicherheit ist mit nationa­
len Mitteln allein ebensowenig zu 
garantieren wie der Schutz der Um­
welt oder die Abwehr organisierter 
Kriminalität. So geht es nicht um die 
Abschaffung der staatlichen Souverä­
nität, sehr wohl um 'deren Leistungs­
grenzen. 

Immanuel Kant ist zuzustimmen, 
daß es oberhalb der Staaten keinen 
Richter gibt. Dies trifft zu, wenn wir 
unter Richter denjenigen verstehen, 
der Subordinationsrecht anwendet. 
Keineswegs aber heißt es, daß ober­
halb der Staaten kein Recht bestünde 
und Rechtsgarantien unmöglich oder 
unerwünscht wären. Wie aber sollen 
diese Rechtsgarantien zustande kom­
men? Führen sie nicht doch wieder in 
eine Art Subordinationsrecht - nun 
der wahrscheinlich machtlosen Min­
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derheit unter die mächtige und reiche­
re Mehrheit, vielleicht sogar der 
machtlosen Mehrheit unter die mäch­
tige Minderheit? 

Die Kriegsächtung des Briand­
Kellogg-Paktes wurde ab 1928 von ei­
ner quasi-Unanimität der damaligen 
Staatenwelt als irreversibel angenom­
men. Heute ist sie als zwingendes Völ­
kerrecht zu betrachten. Sie gilt darum 
auch gegenüber einer irakischen 
Regierung, die Kuwait besetzt. Und 
tatsächlich haben fast alle damals sou­
veränen Staaten die Kriegsächtung als 
zwingend und irreversibel anerkannt. 
Selbst Carl Scbmitt, dem geharnisch­
ten Gegner dieses Paktes, flllit kein 
anderes Land als Nepal ein, das da­
mals Souveränität besaß und den 
Kellogg-Pakt nicht unterzeichnete. 

Man hört als Einwand: Wenn der 
Irak den Kellogg-Pakt nicht un­
terzeichnet hätte, warum wäre er 
dann zur Gewaltlosigkeit verpflich­
tet? Warum sind die mehr als 180 
heute souveränen Staaten an ein Ab­
kommen gebunden, das um 1930 62 
Staaten für sich verbindlich abge­
schlossen haben? Derartige Fragen 
sind' ja nicht unsinnig. Sie verlangen 
nach einer Antwort. Diese könnte wie 
folgt lauten: Mit dem Kellogg-Pakt 
hat sich die Form "Staat" in einem 
wesentlichen Punkt verändert. Das 
Kriegsverbot ist als konstitutive Re­
gel in sie aufgenommen worden. Wer 
fortan für sich den Anspruch erhebt, 
ein Staat zu sein, und von der Völker­
gemeinschaft als Staat anerkannt 
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werden will , hat sich zu dem so defi­
nierten Staatswesen zu bekennen. Er 
kann sein Staatsverständnis nicht 
nach Belieben verändern, überneh­
men, was ihm gefallt, ignorieren, was 
ihn in die Pflicht nimmt. Dies ist ver­
gleichbar mit einem Staat, der die 
EG-Mitgliedschaft anstrebt: Er hat 
jene Konditionen zu übernehmen, die 
von den bisherigen EG-Mitgliedern 
definiert und gesetzt wurden. 
Konsensrecht und absolutes Gewalt­
verbot bilden folglich keinerlei Wi­
derspruch. 

Daneben aber steUt sich das prak­
tische Problem, wie man angesichts 
der Machtdifferenzen zwischen den 
kleinen und den großen Staaten ein 
solches Recht denn überhaupt zur Gel­
tung bringen kann. Ernst-Otto Czem­
piel entwickelt aus der grob unter­
schiedlichen MachtverteiJung zwi­
schen den Staaten dieser Welt einen 
ernst zu nehmenden Einwand gegen 
die UNO als "System kollektiver Si­
cherheit". Wie die Dinge gegenwärtig 
liegen, so ist die UNO fur den Fall, daß 
die Großmächte "in concert" agieren, 
als System kollektiver Sicherheit nicht 
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nötig. Gegen den Konsens der Groß­
mächte wird keiner ankommen. Falls 
die Großmächte sich jedoch selbst im 
Konflikt befinden, ist dieses Sicher­
heitssystem unwirksam. Ein umfas­
sendes System kollektiver Sicherheit 
wäre folglich unnötig, wenn es wirken 
könnte, und unwirksam, wenn man es 
brauchte. Es wäre nur hilfreich, wenn 
man es nicht bräuchte. 

Nun zeigen uns Somalia wie auch 
der Balkan, daß selbst die erste These 
nicht zutrifft. Die neuen Balkanstaaten 
lassen sich durch Drohungen aus Wa­
shington und Moskau leider nur in 
geringsten Quanten beeinflussen. 
Schlimmeres noch hat eine Super­
macht in Mogadischu erfahren. 

Doch gewichtiger ist die Frage, 
wie Recht angesichts der dispropor­
tionalen Machtverteilung zwischen 
kleinen und großen Staaten stark wer­
den kann . Wie kann Völkerrecht so 
stark werden, daß es die politische 
Wirklichkeit prägt. Wie kann verhin­
dert werden, daß der militärisch und 
ökonomisch Starke ihm genehmes 
Recht schafft, weltweit vorschreibt 
und dann auch durchsetzt? Malta 
wird nie so mächtig werden wie die 
USA und Rußland nie so ohnmächtig 
wie Haiti . Zwingt uns also die Reali­
tät dieser Welt, uns mit der Subordi­
nation unter die Großmächte oder de­
ren Verbindung abzufinden? 

Gedanklich und in der Theorie 
hat dieses Jahrhundert das Inter­
ventionsrecht der Weltmächte über­
wunden. Im Namen der Kultur, der 

eigenen, hohen Zivilisation und auch 
leider oft des Christentums glaubten 
Sie sich berechtigt, wenn nicht sogar 
verpflichtet, weltweit bei den "Barba­
ren" und 'lKulturlosen" zu ill­

tervenieren. Dem setzte Wilson 1917 
die These entgegen, die den Völker­
bund tragen sollte: Gleiches Recht fur 
alle Staaten "gleich ob groß oder 
klein". Diese These gewann wieder­
um in der Theorie Platz. Sie steht in 
der KSZE-Schlußakte an erster Stelle 
unter den Prinzipien - die "souveräne 
Gleichheit" aller Staaten. Sie fuhrt in 
derselben Akte schlüssig zu Prinzip 
VI, zur "Nichteinmischung in innere 
Angelegenheiten" eines Staates. Zwar 
kennen wir von ldi Amin und Bokasa 
bis zur heutigen Kurdenverfolgung 
die Grenzen des Interventionsverbots. 
Doch bleibt Intervention begrün­
dungsbedürftig. Keineswegs darf ein 
mächtiger Staat intervenieren, nur 
weil er mächtig ist. 

So bleibt die Frage: Wie soll eine 
Welt aussehen, in der die Machtdif­
ferenz unparteiliche Rechtsdurchset­
zung nicht aushebelt? Welches sind 
die hierzu erforderlichen Bedingun­
gen und sind diese nur schön, oder 
liegen sie auch im Trend realer politi­
scher Entwicklungen? Schon beim 
Vorschlag von Benedikt XV standen 
zwei Bedingungen fur machtvolles 
Völkerrecht im Vordergrund die For­
derung nach Abrüstung und die Ein­
fuhrung einer internationalen Schieds­
gerichtsbarkeit . . 
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4. Abrüstung 

Benedikt XV. wollte bei den ein­
zelnen Staaten nur soviele Ge­
waltoptionen belassen, wie zur Auf­
rechterhaltung von deren innerer Si­
cherheit erforderlich sind. Es blieben 
dann bei den Staaten nur noch Grenz­
schutz und Polizei . Dies scheint uto­
pisch zu sein . Doch unterscheiden wir 
das Ziel vom Weg. Auf dem Weg sind 
wir gewiß noch rucbt weit. Doch wenn 
das Ziel realistisch und notwendig ist, 
erhält der Weg eine Ausrichtung. 

Die Forderung nach "Allgemei­
ner und vollständiger Abrüstung" fin­
den wir als Ziel in der Präambel zahl­
reicher Rüstungskontroll- und Ab­
rüstungsverträge. Bereits Salt I be­
nennt die "Absicht, zum frübestmög­
lichen Zeitpunkt die Beendigung des 
nuklearen Wettrüstens herbeizufüh­
ren und wirksame Maßnalunen zur 
Verminderung der strategischen Waf­
fen, zur nuklearen Abrüstung und zur 
allgemeinen und vollständigen Ab­
rüstung zu treffen". Möglicherweise 
bedeutet dies keine Forderung nach 
"totaler Abrüstung . Jedenfalls aber 
dürften nur solche militärische Optio­
nen erhalten bleiben, die vom Kon­
sens der vertrags~rtner, letztlich der . 
Völkergemeinsch getragen sind. 
Rüsten ist keine ur nationale Ent­
scheIdung. Sie ist ihrem Wesen nach 
relational: Andere nehmen sie als ge­
fahrlieh und abschreckend wahr. Und 
genau das ist mit ihr bezweckt. 

Der Vertrag über die Nicht­
weiterverbreitung von Atomwaffen 
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aus dem Jahr 1968 bindet rucht nur 
die Nichtbesitzer von Nuklearwaffen, 
sondern auch die Besitzer. Nach Art. 
VJ, zu dem es auf Drängen der Nicht­
besitzer kam, nehmen die Besitzer 
von Nuklearwaffen die Verpflichtung 
auf sich, ihre nuklearen Bestände ab­
zubauen. Damit erkennen auch die 
Großen die Forderung nach Un­
parteilichkeit an: Wenn Gründe der 
Staatsräson den Nuklearmächten den 
Besitz erlauben, dann erlaubt dieselbe 
Räson den Nicht-Nuklearmächten 
werugstens im Prinzip die Beschaf­
fung. Und wenn wie damals häufig 
geäußert - der Besitz von Atomwaf­
fen nur "rationalen" Regierungen zu­
gestanden werden kann, hat dieser 
Vertrag ohnehin keine Chance: Wie 
könnte eine irrationaLe Regierung so­
viel Vernunft aufbringen, sich in ihm 
zu binden! 

Ich finde es gut und richtig, wenn 
der Bundesminister tur wirtschaft­
liche Zusammenarbeit seine MitteI­
vergabe an die Bedingung knüpft, daß 
der Empfängerstaat nicht übersuffi­
zient rüstet. Damit greift er rucht in 
die inneren Angelegenheiten eines 
souveränen Staates ein. Doch näher 
hinzublicken ist bei der Begründung, 
warum er dies rucht tut. Jemand 
könnte geltend machen, daß ja kein 
Staat einen Rechtsanspruch auf unse­
re F inanzmittel hat. Diese Begrün­
dung wäre in11altlich problematisch, 
allemal ohne Perspektive. Die Be­
gründung muß lauten, daß die Ent­
scheidung über Rüstung und Abrü­
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stung heute fur keinen mehr eine rein 
nationale Frage darstellt. Dann aber 
haben sich Geber wie Nehmer densel­
ben Maßstäben zu unterwerfen. Wie 
scbwierig die Umsetzung dieses Be­
schlusses des BMZ war, verdeutlicht, 
daß wir auf der Suebe nacb kom­
munikablen Maßstäben fur hinlängli­
ehe Rüstung noch nicht weit vorange­
kommen sind. 

Tatsächlich werden die Finanz­
minister zu Motoren der Abrüstung. 
Truppenreduzierungen sind die Folge 
leerer Kassen. Dies ist friedenspoli­
tisch wie -ethisch unerträglich: Ent­
weder es bestehen Gefahren oder Ri­
siken für die eigene Sicherheit, dann 
sind die entsprechenden Mittel zu be­
scbaffen. Oder aber solche Gefahren 
liegen nicbt vor, dann ist entspre­
chend abzurüsten, auch bei vollen 
Kassen . Denn militärische Potentiale 
sind begründungsbedürftig. Für Kin­
dergärten mag die Maxime gelten: Je 
mehr, um so besser. Rüstung unter­
liegt strengen Maßstäben der Suffi­
zienz, der Hinlänglichkeit. 

Häufig, wenn man ein Ergebnis 
nicht will, stellt man die Möglichkeit 
seiner rationalen Lösung in Frage. So 
auch heute wieder in der Abrüstungs­
frage. Niemand könne bestimmen, 
how much enough, wieviel genug sei. 
Ich jedenfalls finde es äußerst be­
trüblich, daß die UN-Vollversamm­
lungen zum Thema Abrüstung, die 
während des Kalten Krieges peri­
odisch stattfanden, heute nicht inten­
siver fortgesetzt werden. Der Ab­

rüstungsdialog der Großmächte ist 
notwendig, kannjedoch das Gespräch 
mit den kleinen nicht ersetzen. Ten­
denziell müssen alle Staaten bereit 
sein, in dem Maße auf nationale Rü­
stung zu verzichten, in dem keine Si- ' 
cherheitsrisiken vorliegen und inter­
oder supranationale Sicberheitsagen­
turen wirksam werden . Dies ist kei­
neswegs paradox, weniger jedenfalls 
als wenn heute noch Staaten glau ben., 
nationale oder Bündnismauem könn­
ten ihnen eine hinreichende Festungs­
sicherheit vermitteln. 

Diesem Rationale moderner Si­
cherheitspolitik unterwirft sich die 
überwiegende Mehrheit der Staaten­
welt, wenigstens in der Form von De­
klarationen. Diese Kritik soll nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß die Pra­
xis der Abrüstung schwierig ist. Den­
noch verwundert es, daß gerade zu 
einem Zeitpunkt, in dem deep cuts 
nicht mehr durch den Ost-West-Kon­
flikt behindert sind, die offiziellen 
Abrüstungsverhandlungen offenbar 
beendet werden und die Abrüstungs­
masse ungelenkt den leeren Kassen 
überantwortet wird. 

Wir brauchen praktikable Krite­
rien suffizienter Rüstung. Sie können 
nicht dilcitiert werden. Sie können nur 
einen Konsens entstanunen. Dies 
setzt den Abrüstungsdialog voraus. 
Leider findet er nicht einmal im ver­
einten Europa statt, seit dort Außen­
und Sicherheitspolitik wenigstens 
vorerst ausgeklanunert sind. Im glei­
chen Zusanunenbang steht die immer 
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wieder geforderte Refonn der UNO . 
Derul tiefe Abrüstungsschritte werden 
nur zumutbar, wenn die friedenser­
haltenden Fähigkeiten der Vereinten 
Nationen gestärkt werden . 

Es wird deutlich, wie komplex 
die Aufgabe ist. Wir werden durch 
Versuch und Irrtum hindurch müssen. 
Klugheit und Vorsicht sind angesagt. 
Doch das Ziel , zu dem sich po­
litische Vernunft heute bekennt, darf 
nicht den Ideen der Vergangenheit ge­
opfert werden . 
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Ähnliches gilt von der zweiten 
Säule, die Benedikt XV. tur eine Ord­
nung vorsah, in der Recht stark wäre, 
fur die Schiedsgerichtsbarkeit. 

5. Schiedsgerichtsbarkeit 

Am 18. September 1973 legte die 
Schweiz der KSZE einen Vertrags­
entwurf vor. Der Vorschlag galt ei­
nem "Vertrag über ein europäisches 
System der friedlichen Beilegung von 
Streitigkeiten". Wiederum ist es be­
zeichnend, daß dies einer der kleinen 
Staaten tat. Im übrigen fand dieser 
Vorschlag deutliche Unterstützung 
durch den Heiligen Stuhl - aus 
machtpolitischer Perspektive seit Ga­
ribaldi glücklicherweise ja auch einer 
der Kleinen . 

[n der Präambel finden wir zwei 
entscheidende Begründungen dieses 
Vorschlags: Erstens heißt es dort, di e 
Hohen Vertragsparteien seien über­
eingekommen " in der Überzeugung, 
daß in einer internationalen Gemein­
schaft, deren Mitglieder auf die An­
wendung oder Androhung von Ge­
walt verzichtet haben, ein System 
der friedlichen Beilegung von Strei­
tigkeiten unerläßlich ist". Dies ist of­
fensichtlich. Wer das Ziel Gewalt­
verbot ernstlich will, muß auch die 
erforderlichen Mittel bejahen. Und zu 
denen zählt eine effiziente Schiedsge­
richtsbarkeit Der zweite Grund be­
zieht sich auf die Souveränität der 
KSZE-Staaten: Wiederum wird der 
Konsens der Vertragspal1eien ange­
zeigt, "in Bekräftigung der souverä­
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nen Gleichheit und der Gleichberech­
tigung der Staaten, welche erst dann 
gewährleistet sind, wenn alle Staaten 
ohne Ansehen von Größe, Reichtum 
und Macht ihre Rechte und Interessen 
vor unabhängigen, neutralen interna­
tionalen Instanzen gleichberechtigt 
verteidigen können". Schiedsgerichts­
barkeit und gleiche Souveränität 
schließen sich folglich nicht aus, son­
dern bedingen sich gegenseitig. Dies 
ist es, was starkes Recht erbringen 
muß: Gleiches Recht fur die Staaten­
nochmals in der Sprache Woodrow 
Wilsons von 19 17 - "gleich ob groß 
oder klein". 

Der Schweizer Vorschlag wurde 
von der KSZE nicht angenommen. 
Seine Bedeutung fand jedoch insofern 
Anerkennung, daß er an eine Exper­
tenkomrnission , die in der Schweiz 
tagen sollte, verwiesen wurde. 1975 
begrüßte Kardinal Casaroli dies nach­
dlÜcklich. In diesem Zusammenhang 
äußerte er fur den Heiligen Stuhl, 
"daß es heute nicht ausreicht, einfach 
Prinzipien zu verkünden". Die oft ge­
scholtenen Idealisten erweisen sich 
als sehr realistisch. Heiligste Prinzi­
pien und Rechte bedürfen eben über 
die Proklamation hinaus der institu­
tionellen Stützung. 

Die Expertenkomrnissionen zum 
Thema "friedliche Streitbeilegung" 
tagten 1978 in Montreux und 1984 in 
Athen. Beide Treffen waren noch vom 
Ost-West-Konflikt überschattet. In­
sofern durfte man auf das Ergebnis 
der Tagung in La Valletta gespannt 

sein, das unter dem 08.02.91 vorge­
legt wurde. Sicherlich gab es auf 
Malta Fortschritte, ein Durchbruch 
jedoch war es nicht. 

Nun liegt es mir fern, zu unter­
stel len, die Einrichtung effizienter 
Schiedsgerichte werde lediglich durch 
die Uneinsichtigkeit der Großmächte 
verhindert. All die vorliegenden Vor­
schläge sind ambivalent. Sie stellen 
Fortschritt in Aussicht, können nega­
tive Nebenfolgen jedoch nicht innmer 
ausschließen. Die Erfahrungen etwa 
Deutschlands mit europäischen Ge­
richten sind nicht innmer positiv. Dies 
mindert die Europabegeisterung er­
heblich . Dies aber darf in Sachen 
Weltfriedensordnung nicht gesche­
hen, daß voreilige, wenngleich gutge­
meinte Beschlüsse im Nachhinein den 
Ansatz insgesamt delegitinnieren. 
Voreiligkeit und Ungeduld garantie­
ren Enttäuschung. 

Sehr wohl bleibt die Verpflich­
tung, die bisherigen Streitbeilegungs­
verfahren - sei es Verhandlung, Un­
tersuchung, Vermittlung, Schieds­
spruch oder gerichtliche Regelung ­
als Vorstufe ZU einer justitiabieren 
Lösung internationaler Konflikte zu 
verstehen. Die Praxis der Streitbei­
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legung hat ein Mehr an internationa­
ler Ordnung zum Ziel. Sie krum als 
Lemfeld für Völkerrechtsentwick­
lung wie für institutionelle Verbesse­
rungen dienen und weist insofern über 
ihren gegenwärtigen Status hinaus. 

Ein funktionsfahiges System kol­
lektiver Sicherheit - sei es regional 
oder global - ist das Ziel. Diese Idee 
ist alternativlos. 

5. Schlußbemerkung 

Zwei zentrale Felder, auf denen 
Fortschritt erforderlich und möglich 
ist, wurden genannt. Die Kritik am 
gegenwärtigen Zustand wurde dabei 
ebenso deutlich, wie die Mahnung zu 
Vorsicht. Letztere jedoch darf nicht 
als Ausrede für die Beibehaltung des 
status qua mißbraucht werden. 

In Abwandlung eines Brecht­
Wortes könnte man warnend sagen: 

Stell' Dir vor, es ist Krieg, und nie­
mand denkt an ihn; dann kommt der 
Krieg zu Dir. Gegen die Kriegsgefahr 
gibt es heute keine Festung mehr, we­
der die NATO noch die KSZE. Dies 
wissen wir, das weiß auch jede Regie­
rung . Doch leider überwiegt auch in 
der Bevölkerung Mutlosigkeit wie na­
tionales Denken. Trotz unserer Erfah­
rungen mit zwei Weltkriegen nimmt 
die Begeisterung für Europa wie für 
die Vereinten Nationen ab. Dies 
hemmt politischen Fortschritt an der 
Wurzel. Darum ist es auch politisch 
hilfreich, wenn sich die Öffentlichkeit 
zu einer neuen Qualität von Abrü­
stung, zur Stärkung internationalen 
Rechts durch Schiedsgerichte und da­
mit zur Ersetzung der Gewalt der 
Waffen durch starkes Recht bekennt. 
Diese Perspektive ist und bleibt 
alternativlos . 

Aufgaben internationaler Friedens­
sicherung am Beispiel Bosnien 
Rupert Neudeck 

1. 	 Das Ende der alten Friedens 
bewegung 

Die Friedensbewegung hat sich 
weder im Falle Kambodschas noch 
Somalias noch Bosniens und Ruan­
das bewährt. Sie hat ihre Wurzeln 
und Legitimation während der Zeit 
des Kalten Krieges gewonnen. Sie 
meinte, es reiche, gegen die Super­

mächte zu demonstrieren und die Ein­
dämmung und Kontrolle der Nuklear­
waffen zu fordern . Wir haben alle er­
lebt, daß uns in Bosnien dieser alte 
Pazifismus aus der Hand und dem 
Herzen heraustransportiert worden 
ist. Viele "Mitglieder" der Friedens ­
bewegung (ob BdKJ oder IPPNW) 
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haben ihre alte Haltung in Bosnien 
nicht aufrechterhalten können. Im 
Angesicht einer Zivilbevölkerung von 
Sarajevo, die 24 Monate unter dem 
Bombenterror einer Terrorrnacht, der 
BSA, leidet und kaputtgeht, kann 
man sich nicht mehr unter der war­
men Decke eines bequemen Pazifis­
mus verkriechen. 

Der Begriff "Krieg" war fur 
Bosnien falsch . Was in Gorazde, in 
Sarajevo, in Mostar, in Srebrenica 
geschah, was in den nächsten Wochen 
in T uzla geschehen wird, war/ist bru­
taler Terror gegen die Zivilbevölke­
rung. Keine Genfer oder sonstige 
Konvention hat diese Verrohung aller 
internationalen Sitten verhindern kön­
nen. 

2. 	 Die UNO gibt es noch gar 
nicht! 

Wenn uns die Nachrichten etwas 
von den UNPROFOR-Blauhelmen 
vorgaukeln, ist das Augenwischerei. 
Die nationalen Kontingente haben als 
einziges gemeinsames Vehikel - die 
blauen UN-Mützen, UN-Helme und 
allenfalls UN-Fahnen. Sonst ist alles 
bis hin zur Befehlsstruktur pur natio­
nal. Die über 6.000 Franzosen-Blau­
helme bekommen keinen einzigen Be­
fehl vom UNPROFOR-Kommandeur 
oder von Boutros Ghali, sondern al­
lein vom französischen Verteidi­
gungsminister Leotard . Die UNO, 
wie sie der gute, gutwillige UN-Gene­
ralsekretär haben will, ist noch lange 
nicht erreicht. 

Boutros Ghali hat eine 50.000 
UNO-Einsatz Task-Force gefordert, 
die unter seinem Kommando steht. 
Da zieren sich alle nationalen Regie­
rungen, auch die deutsche. Das 
Schlimmste, was es fur die Politik 
auch im 20. Jahrhundert auf der 
Schwelle zum 21. Jahrhundert gibt, 
ist freiwilliger Verzicht auf ein Vehi­
kel, das immer noch zu den schönsten 
Spielzeugen unserer Politik selbst in 
Europa gebört: der eigenen Territori­
al-Souveränität. Es hat nicht mal ge­
klappt, daß sich die deutsche und die 
französische Diplomatie auf zwei ge­
meinsame Botschaften einigen konn­
ten . Wobei man schon auf der ganzen 
Welt mit der Lupe gesucht hat, um die 
beiden unwichtigsten Länder zu fin­
den: MongoleifUlan Bator; Botswa­
na/Gabarone. 

3. 	 Die UNO hat in Bosnien, aber 
auch in Ruanda und in Ango­
la, jeden Kredit verspielt 

Am 8. Mai 1993 sind die spani­
schen UNPROFOR-Blauhelme mit 
allem, was sie in Mostar hatten, aus 
dieser Kesselstadt heimlich, ohne die 
Beteiligten zu informieren, herausge­
gangen - in ihre schönen Bungalow­
Quartiere in Medugorie. Es muß noch 
vor einem Tribunal in New York oder 
Genf untersucht werden, ob sich eine 
Schutztruppe so sträflich verhalten 
darf Die Bosnier muslimischer Her­
kunft erlebten dann ab 9. Mai, ab 
05 .05 Uhr, den unaufhörlichen Gra­
natendonner sowie die Aufforderung 
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durch das kroatische Radio, sich zu 
ergeben, weiße Laken aus den Fen­
stern zu hängen - in Mostar-Ost. Die 
Schutzsoldaten des SPABATT haben 
der Bevölkerung auf dem linken Ufer 
der Neretva kein Sterbenswörtchen 
gesagt, obwohl sie selbst informiert 
waren. Überall, wo der Konflikt los­
geht, die uns anvertrauten Völker in 
Lebensgefahr geraten, verschwinden 
die Blauhelme. Das war in Bosnien 
so, das war in Angola nach dem Aus­
bruch des Bürgerkrieges im Novem­
ber 1992 so, das war in Ruanda so, 
nachdem am 6. April das Flugzeug 
mit den Präsidenten von Ruanda und 
Burundi abgeschossen wurde. Der 
Konflikt und das Massaker beginnen, 
die UNO geht. Oft geht es nur noch 
um das Ziel : die eigenen wertvollen 
Westler, Europäer oder UNO-Leute 
zu schützen. 

4. 	 Die UNO darf nicht zahnlos 
bleiben 

Wenn sich die UNO zu einer in­
ternational gebilligten Einmischung 
entschließt, muß sie ihre Erklärungen 
und Enzykliken wahrmachen. Sie hat 
im Frühjahr 1993 sechs Enklaven als 
"Sichere Zonen" und Häfen ausge­
grenzt, hat aber fuf die Zivilbevölke­
rung von Srebrenica, Tuzla, Mostar, 
Zeppa, Sarajevo, Bihac nichts getan, 
um diesen Status auch nur durch die 
Tat zu bewahrheiten. Das war ein rei­
ner Wort-Titel, ein rhetorischer Kniff, 
mit dem man Wahlen gewinnen kann. 
So geht es mit vielem in der Politik. Es 
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werden von Genseher, Boutros Ghali, 
Mitterand usw. internationale 
Kriegsverbrechertibunale angesagt. 
Ich trafjemand in Pee im Kosovo, wo 
eine wahnsinnig mutige kleine Men­
schenrechtsgruppe unter permanenter 
Gefahr fur das eigene Leben die Akten 
fur dieses Tribunal in einem Berg­
versteck in der Nähe aufbewahrt. "Das 
sind die Akten, die wir fur den interna­
tionalen Prozeß aufbewahren, den 
Herr Genseher uns versprochen hati ", 
sagte mir der Chef der Men­
schenrechtsgruppe in Pec mit leuch­
tenden Augen. Ich werde niemals ver­
gessen, daß ich nicht einmal wagte, 
diesem wunderbaren Menschen, der 
schon mehrmals fur seine Arbeit zu­
sammengeschlagen wurde, die Wahr­
heit zu sagen: daß der Herr Genseher 
sich nicht einmal mehr erinnert, daß er 
dieses Tribunal mal versprochen hat. 

5. 	 Die Warlords und kleiuen 
Kriege werden zunehmen 

Wenn Boutros Ghali nach dem 
Bosnien-Debakel der UNO dem 
"Warlord" in Angola, Jonas Savimbi, 
"droht", dann wird der in seinem 
Hauptquartier in Huambo nur müde 
lächeln. Was Drohungen der UNO 
nach Bosnien und Somalia und Kam­
bodscha noch wert sind, muß der 
Lehrer seinen Schülern auch in 
Deutschland kaum erklären. Die Zahl 
derer wird zunehmen, die wie 
Karadzic und General Moharnmed 
Fahra Aideed es erfolgreich machen, 
die sich eine Privatarmee zulegen, aus 
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der So~etunion oder Ungarn alte 
Ostblock-Waffen kommen lassen, ihr 
Territorium definieren und sich sou­
verän allmächtig erklären. So hat die 
UNO als Ordnungsfaktor ausgedient. 

6. 	 In Europa härte die Europä­
ische Gemeinschaft den Kon­
flikt lösen müssen 

Europa aber schreit nach den 
Amerikanern, die unsern Balkan­
Konflikt lösen sollen. Europa bärte 
den Konflikt regeln können, wenn es 
schon politisch einig gewesen wäre. 
Europa aber ist zurückgefallen in die 
letzte Hälfte des 19. Jahrhunderts. In 
den verblödenden Nationalismus. 

Nur begrenzte Möglichkeiten für 

Humanitäre Hilfe 

Nach Ansicht der Leiterin des 
deutschen Büros des Hohen 
Flüchtlingskommissars der UNO 
(UNHCR), Frau Cumin, besteht eine 
immer größere Tendenz aufHilfsorga­
nisationen zurückzugreifen, wenn 
Staaten Probleme nicht politisch-di­
plomatisch lösen können oder wollen. 
Frau Cumin, die selbst vier Jahre lang 
im ehemaligen Jugoslawien Erfahrun­
gen sammelte, erklärte auf dem Fo­
rum "Warum immer neue Kriege ­
Aufgaben internationaler Friedens­
sicherung" humanitäre Hilfe könne 
nie politisches Handeln ersetzen. In 
Bosnien -Herzegowina habe jeder ge­
wußt, daß es zu einem Krieg kommen 
werde, ohne daß etwas Entscheiden­
des dagegen von der Politik unter­
nommen wurde. Humanitäre Hilfe 
könne immer häufiger nur noch unter 
militärischem Schutz geleistet wer­
den, was aber auch zu einer Politisie­
rung der Hilfeleistungen fuhre . 

Die UNHCR-Vertreterin stellte in 
ihrem Statement sieben Thesen auf: 
1. 	 Für Bosnien-Herzegowina oder 

Ruanda gibt es keine humanitä­
ren Lösungen. 

2. 	 Die Gefahr der Politisierung der 
Humanitären Hilfe wächst. 

3. 	 Humanitäre Hilfe bedeutet keine 
politische Lösung von Konflik­
ten . 

4. 	 Es wird zunehmend schwieriger 
politisch Verantwortliche rur 
Humanitäre Hilfe zu fmden. 

S. 	 Es gibt immer mehr Verstöße ge­
gen das Völkerrecht. 

6. 	 Die Hilfsorganisationen zersplit­
tern sich immer mehr in der 
Durchfuhrung aufgrund ihrer 
Vielzahl und Konkurrenz. 

7. 	 Es besteht die Gefahr einer 
"CNN-Welt", da von den Bürgern 
nur noch die Konflikte wahrge­
nommen werden, üher die Im 
Fernsehen berichtet wird. (bt) 
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Erfahrungen aus zwei UN-Einsätzen 
- Kamboscha und Somalia ­
als Militärseelsorger 
Rainer Schad! 

1. Sachstand 

Vom Dezember 1992 bis Februar 
1993 habe ich als Militärseelsorger 
am UNTAC-Field Hospital (Genna­
ny) in Phnom Penh, Kambodscha, 
Dienst getan. Im Juni 1993 verbrach­
te ich 10 Tage in Somalia, Belet Huen 
und Mogadischu, auch in Dschibutij, 
ebenfalls als Militärseelsorger. 

Das entscheidende Erlebnis fur 
mich in beiden Krisengebieten war 
einmal die konkrete Erfuhrung von 
Leid, Schmerz und Tod einer vom 
Bürgerkrieg und Chaos geplagten Be­
völkerung. Während meines Aufent­
halts in Kambodscha habe ich am 
Feldhospital 41 Menschen - alles 
Einheimische - sterben sehen, darun­
ter viele Frauen und Kinder. Zum 
Zweiten konnte ich die Arbeit der Sol­
daten, von den Medizinern über die 
Sanitäter, Instandsetzer, Femmelder, 
ABC- und Küchensoldaten bis zu den 
einheimischen Helfern aus nächster 
Nähe miterleben. In Somalia erlebte 
ich die deutschen Soldaten in einer 
Aufbausituation, verbu nden mit 
scharfen Sicherheitsmaßnahmen be­
sonders in Mogadischu. 

Meine konkrete Arbeit bestand 
zunächst in Phnom Penh dar.in, be­

sonders während der Advents- und 
Weihnachtszeit 1992, Gottesdienste 
mit den Soldaten zu feiern . Sehr 
schnell kamen intensive Glallbens­
gespräche, auch über die Sinnfragen 
des Lebens und des Einsatzes, hinzu. 
Immer wurde ich zu Sterbenden geru­
fen. Die Betreuung des Sanitätsper­
sonals, zunächst erschrocken ob der 
Vielfalt des Leidens, schloß sich naht­
los an . Schließlich war ich auch zu­
ständig fur die Feuerbestattung von 
Verstorbenen, um die sich die Ange­
hörigen nicht mehr kümmerten. 

Von Minen oder Schußwaffen 
verletzte ON-Soldaten bedurften der 
seelsorgerischen Begleitung wie das 
Kümmern wn Waisenkinder oder Le­
prakranke war Aufgabe des Militär­
pfarrers. 

In Somalia, quasi in der "Wüsten­
station" von Belet Huen, wnfaßte die 
Seelsorge wiederum das Gottesdienst­
angebot, auch fur andere Nationen, 
und das Gesprächsangebot. Die Hilfe 
des Militärpfarrers wurde auch erbe­
ten fur Vennittlungsdienste bei huma­
nitären Hilfsorganisationen und der 
Begegnung mit Fremdreligionen, hier 
dem Islam. 
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2. 	 Bewertung 

Die Anwesenheit des Militär­
seelsorgers in Kambodscha und in 
Somalia war willkommen. Ich wurde 
in die Kameradschaft der Soldaten 
integriert. Der Pfarrer genoß einen 
großen Vertrauensvorschuß. Bis in 
die intimsten Bereiche hinein haben 
sich die Soldaten mir gegenüber ge­
öffuet. Niemals zuvor habe ich so 
viele Beichtgespräche geführt. Hei­
matliche Themen, wie "Pille, Papst, 
PenUIl2en" waren sehr schnell abge­
arbeitet und wichen sehr viel ernst­
hafteren Fragestellungen und einer 
persönlichen Betroffenheit ange­
sichts des Lebens in einem Krisenge­
biet. Die Trennung über viele Mona­
te von der Familie, vom Lebenspart­
ner oder von der Partnerin, das Erle­

ben von Kriegshandlungen und deren 
Folgen, schließlich auch das Bewußt­
sein der persönlichen Gefahrdung 
sind Grunderfahrungen in Krisenge­
bieten. Nichts ist so wie zu Hause und 
Minen können auch UN-Soldaten tö­
ten. Durch all diese Aspekte bekommt 
die Seelsorge an den Soldaten ein im­
menses Gewicht. 

Zum Schluß ein Erlebnis kurz 
nach meiner Rückkehr aus Kambo­
dscha. Am Frankfurter Flughafen las 
ich im Februar vergangenen Jahres 
nach drei Monaten Aufenthalt in ei­
nem Krisengebiet folgende Schlagzei­
le einer großen deutschen Boulevard­
zeitung: "Deutschland: Angst vor 
neuen Postleitzahlen!"; wohl dem 
Land mit solchen Problemen! 

Warum immer neue Kriege? 
Aufgaben internationaler Friedenssicherung 

Statement von Dieter Clauß 

Es gibt viele Wege zum Frieden­
und wir müssen sie alle beschreiten. 
Sie umfassen die zeichenhaft gelebte 
Gewaltlosigkeit und Anstrengungen 
fur eine Gewaltminirnierung ebenso 
wie Strategien der Kriegsverhütung 
und die glaubwürdige Bereitschaft 
zur Verteidigung des Weltfriedens. 

Die Völker haben erfahreri, daß 
Stabilität und Frieden auch weiterhin 

gefahrdet bleiben und daß deshalb ­
wo immer möglich - die Ursachen 
von Konflikten in internationaler So­
lidarität vorbeugend beeinflußt wer­
den müssen. Es kommt fur die Völ­
kergemeinschaft darauf an, Unfrieden 
in Schach zu halten und Friedensstö­
rern entgegenzutreten. Bis zur "Ab­
schaffung des Krieges" durch verläß­
liche Friedensstrukturen bleiben wir 
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auf "Kriegsverhütung" angewiesen ­
von intensiven um Verständigung bis 
hin zur Abschreckung mit diplomati­
schen, wirtschaftlichen und schließ­
lich auch militärischen Mitteln. 
"Krisenmanagement" wird als sicher­
heitspolitische Aufgabe inuner wich­
tiger. 

"Wenn Du den Frieden willst, 
komm den Armen entgegen" lautete 
das Thema des Weltfriedentages 1994. 
Wer ist ärmer als unterdJiickte, ver­
hungernde oder mit gewaltsamen Tod 
bedrohte Mitmenschen' 

Vor diesem Hintergrund be­
stimmt eine Aussage des 11. Vatikani­
schen Konzils zunehmend das Selbst­
verständnis nicht nur katholischer 
Soldaten: "Wer als Soldat im Dienst 
des Vaterlandes steht, betrachte sich 
als Diener der Sicherheit und Freiheit 
der Völker. Indem er diese Aufgabe 
recht erfullt, trägt er wahrhaft zur Fe­
stigung des Friedens bei. " 

Nicht mehr die ausschließliche 
Fixierung aufdie Abwehr einer totali­
tären Gefahr, sondern Schutz, Hilfe 
und Aufbau treten jetzt in den Vorder­
grund soldatischen Dienstes . Dieses 
neue Verständnis von Sicherheitspoli­
tik und Streitkräften hat der Schwei­
zer Divisionär Däniker so formuliert : 
"Das Instrumentarium der Macht, 
sein Wesen, seine Einsatzgrundsätze 
und sein Gebrauch müssen sich ver­
ändern, weil sich sein Verwendungs­
zweck grundsätzlich geändert hat. 
Nicht Machtpolitik im imperialisti­
schen oder nationalistischen Stil ver-
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gangener Epochen, sondern eine Poli­
tik des geschützten Friedens gilt es 
damit durchzusetzen. Streitkräften 
ein neues Leitbild zu geben, das beide 
Extreme - Gewaltanwendung auf dei 
einen, Hilfe auf der anderen Seite ­
gleicherweise einbezieht, ist nicht nur 
notwendig, sondern entspricht auch 
dem einzig akzeptablen Vorgehen mo­
derner, demokratischer und rechts­
staatlich organisierter und damit zur 
Humanität verpflichteter Völker." 

Bei allen Zwistigkeiten ist es 
doch ermutigend zu sehen, wie unter 
den Völkern Europas das gemeinsa­
me Verständnis dafür wächst, wie wir 
unserer Verantwortung für eine "hei­
lere" Welt gerecht werden können. 
Das reicht von den Bemühungen um 
Sicherheitsstrukturen, die keinen 
Staat isolieren oder gar Trennungsli­
nien entstehen lassen dürfen, bis hin 
zur engen internationalen militäri­
schen Zusanunenarbeit und multina­
tionalen Truppenteilen, die nationale 
Alleingänge auf militärischem Gebiet 
unmöglich machen sollen. 

Wir haben - davon bin ich zu­
tiefst überzeugt - nicht nur politisch, 
sondern auch geistig eine Epochen­
schwelle überschritten und unsere 
Aufgabe erkannt: "Gemeinsam den 
Frieden sichern." 
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Statement katholische Friedensbe­
wegung Pax Christi 
"Warum immer neue Kriege? Aufgaben internatio­
naler Friedenssicherung" 
Joaehim Garsteeld 

Dieses Forum erörtert ein frie­
densethisches Problem von großer 
Tragweite, Das Problem läßt sich in 
folgendem Widerspruch bündeln: Wir 
müssen einerseits lernen, den Krieg 
als Institution dauerhaft zu überwin­
den. Wir stehen andererseits neu vor 
der Frage, ob wir dazu notfalls militä­
rische Gewalt einsetzen dürfen, ja un­
ter Umständen sogar einsetzen müs­
sen, Das hieße, den Krieg mit den 
Mitteln des Krieges zu bekämpfen, 
um Frieden zu schaffen, Über die Zu­
lässigkeit und über die politische 
Durchsetzbarkeit solcher militäri­
schen Gewalt als Mittel zum Frieden 
wird gegenwärtig in Deutschland 
noch viel zu wenig gestritten , 

Ich vertrete in diesem Streit Pax 
Christi, die internationale katholische 
Friedensbewegung, deutsche Sektion, 
Pax Christi ist Teil der katholischen 
Kirche und zugleich Teil der 
konziliaren Bewegung fur Gerechtig­
keit, Frieden und Bewahrung der 
Schöpfung in der christlichen Öku­
mene, Pax Christi will dem Frieden 
mit gewaltfreien Mitteln dienen , Die­
se Gewaltfreiheit folgt dem gewalt­
freien Weg lesu, Sie steht als politi­

sche Option aber auch in einem inne­
ren Verhältnis zum Ziel der Überwin­
dung von Gewalt und Krieg, Gewalt­
freiheit ist friedensethisch begründet 
und politisch vernünftig, 

Wir sehen in Bosnien und in Ru­
anda: Gewaltfreiheit bleibt ohnmäch­
tig gegenüber verbrecherischer Ge­
walttätigkeit und weitgehend hilflos, 
wenn ein Krieg erst einmal ausgebro­
chen ist Gleichwohl ist die Logik der 
Gewaltfreiheit nicht deshalb er­
schöpft, weil massenhaftes Unrecht, 
Mißachtung der Menschenrechte und 
Kriege weltweit im Vonnarsch sind, 
Im Gegenteil. Die neue Situation er­
fordert es, die Frage nach den Bedin­
gungen und Möglichkeiten gewalt­
freien Handelns in einer Welt zuneh­
mender Gewalt noch präziser zu stei­
len als bisher und wirksame Instru­
mente gewaltfreier Kriseninterven­
tion zu entwickeln, Das ist eine vor­
dringliche politische Aufgabe, Sie 
schärft unseren kritischen Blick ge­
genüber einer allzu schnellen Ge­
neigtheit, militärisch eingreifen zu 
wollen, Ihren politischen Ort hat diese 
Geneigtheit in der von der Bundesre­
gierung beabsichtigten Ausweitung 
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des Auftrags der Bundeswehr "out of 
area" und angesichts des in Kürze zu 
erwartenden Urteils des Bundesver­
fassungsgerichts zu dieser Frage. Ich 
mache aus der Sicht von Pax Christi 
dazu einige Arunerkungen. 

I. 	 Die Befurworter von Bundes­
wehreinsatzen "out ofarea" spre­
chen mit Vorliebe davon, Deutsch­
land habe nun seine volle Souve­
ränität wiedererlangt und müsse 
seinen Beitrag zur internationalen 
Friedenssicherung leisten wie je­
der andere Staat auch. Was mich 
an diesem Argument beunruhigt, 
ist die ungebrochen-unreflektierte 
Gleichsetzung von staatlicher 
Souveränität' und militärischer 
Eingreiffahigkeit, so als wüßten 
wir nicht, welche verhängnisvol­
len Folgen gerade diese Gleichset­
zung in unserer eigenen Geschich­
te gehabt hat Die "wiedererlangte 
volle Souveränität" Deutschlands 
muß zuerst einmal darin bestehen 
zu fragen, wie und wodurch 
Deutschland seme Friedens­
verantwortung in Zukunft am 
sinnvollsten wahrnehmen will. 
Volle Souveränität Deutschlands 
bedeutet ((ine Herausforderung an 
die Qualität deutscher Politik ­
und erst danach eine Einladlmg 
auch an die Bundeswehr, über 
ihre künftige Verwendung nach­
zuderiken. Deutschland kann 
wichtige zivile, international noch 
kaum bearbeitete Aufgaben im 

Rahmen der Vereinten Nationen 
wahrnehmen, ohne seine Verant­
wortung fur den Weltfrieden und 
seine Verpflichtung gegenüber der 
Völkergemeinschaft zu verleug­
nen, so z.B. auf dem Feld ziviler 
Streitschlichtung und klug vor­
ausschauender Diplomatie. Volle 
Souveränität heißt fur mich Auf­
merksamkeit, Fantasie und Krea­
tivität fur die Optimierung der po­
litischen Handlungsmöglichkeiten 
Deutschlands . 

2. 	 Das neu-deutsche Reden über den 
Beitrag Deutschland "zur militä­
rischen Gewährleistung des Frie­
dens" ist nicht so frei von natio­
nalstaatlicher Selbstbehauptung, 
wie es weltweite Gerechtigkeit 
und internationale Sicherheit ei­
gentlich erfordern. Ich halte es fur 
unehrlich, so zu tun, als hätten 
künftige militärische Einsätze der 
Bundeswehr nichts mit den natio­
nalen Interessen Deutschlands zu 
tun und bewegten sich in der 
Sphäre der reinen Nächstenliebe. 
Die Bundeswehr ist nicht die Ca­
ritas; sie wird gebraucht als In­
strument zur Durchsetzung poli­
tischer und ökonomischer Inter­
essen. Die Verteidigungspoliti­
schen Richtlinien vom 26. No­
vember 1993 lassen daran keine 
Zweifel. Sie zählen zu den vita­
len Sicherheitsinteressen Deutsch­
lands auch "die Aufrechterhal­
tung des freien Welthandels und 
des ungehinderten Zugangs zu 
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Märkten und Rohstoffen in aller 
Welt im Rahmen einer gerechten 
Weltwirtschaftsordnung" . Die 
deutschen Katholiken sollten so 
frei sein, diese Interessenlage im 
Streit um die künftigen Aufgaben 
der Bundeswehr beim Namen zu 
nennen und nicht hinter dem Be­
griff "internationale Solidarität" 
zu verstecken. 

3. 	 An der Diskussion über eine "mi­
litärische Gewährleistung des 
Friedens" beteiligt sich nun auch 
das Zentralkomitee der deutschen 
Katholiken mit einen eigenen 
Diskussionspapier ("Den Welt­
frieden fördern und sichern - eine 
solidarische Pflicht der Staaten­
gemeinschaft. Erwartungen des 
Zentralkomitees der deutsch"", 
Katholiken an die Sicherheitspoli­
tik angesichts der veränderten 
Weltlage", 20. Mai 1994). Es soll 
der deutschen Öffentlichkeit den 
Blick fur die weltweiten Aufga­
ben der Bundeswehr schärfen. 
Leider öffuet dieses Papier nicht 
in gleicher Weise die Augen fur 
die Tatsache, daß Deutschland als 
Wrrtschaftsrnacht längst an der 
Entstehung ungerechter Gewalt­
verhältnisse "out of area" betei­
ligt ist. Wir maßen uns an, mi­
litärisch reparieren zu wollen, 
was wir zuvor durch das Diktat 
unserer Märkte ökonomisch mit 
verursacht haben: Armut, Abhän­
gigkeit, ökologische Zerstörung 
tmd Militarisierung Unser Mili­

tärsystem - NATO und WEU in 
einem Atemzug neben UN und 
KSZEI - soll Frieden schaffen, 
während unsere Rüstungslobby 
durch Waffenexporte tausendfa ­
ehen Tod in die Dritte Welt expor­
tiert und die Spannungen in 
Konfliktregionen verschärft. Hier 
ist an das biblische Wort zu erin­
nern: "Arzt, heile dich selbst!" 
(Lk 4,23) Ich plädiere dafur, den 
offenkundigen Widerspruch zwi­
schen ökonomischer Schadens ­
verursachung und militärischer 
Schadensbegrenzung in den Mit­
telpunkt der Diskussion über die 
weltweite Friedensverantwortung 
der Deutschen zu rücken. Hier 
könnte Deutschland in der Tat sei­
ne "volle Souveränität" einsetzen. 

4. 	 Es gibt eine gefuhrliche Schief­
lage in der Diskussion um die 
deutsche Mitverantwortung fur 
den Frieden. Wir reden' neuer­
dings viel über Gewalt als ultima 
ratio der Politik und auffallend 
wenig darüber, daß die normale 
Ratio der deutschen Politik das 
politische Handeln zu sein hätte. 
Wer sich so eilfertig aufdas letz­
te Mittel militärischer Gewalt fi­
xieren läßt wie die gegenwärtige 
deutsche Außen- und Sicher­
heitspolitik, verliert die vorletz­
ten Mittel aus den Augen. Der 
Normalfall unserer weltpoliti­
schen Verantwortung ist und 
bleibt die politische Konfliktvor­
beugung und -eindämmung. Die 
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unter uns notwendige friedens­
ethisehe Debatte darf nicht zu ei­
ner "Notfall-Ethik out of area" 
fuhren. Das absorbiert schon 
jetzt jene zivilen Kräfte, die wir 
fur die Entwicklung und Ein­
übung gewaltfreier Alternativen 
so dringend brauchen. Die blei­
bende zivilisatorische Heraus­
forderung, vor der wir stehen, ist 
nicht die Legitimation von Ge­
waltmaßnahmen unter bestimm­
ten, streng begrenzten Bedingun­
gen, sondern unverändert die 
Überwindung von Gewalt als 
Mittel der Politik und die Äch­
tung des Krieges in allen seinen 
Fonnen. Ein Katholikentag, der 
nicht nur ein politisches Forum, 
sondern ein christliches Ereignis 
sein will, muß über die vernünfti­
ge Chance der Gewaltfreiheit auf 
dem Weg zum Frieden minde­
stens so intensiv diskutieren wie 
über die Bedingungen eines legi­
timen Einsatzes militärischer Ge­
walt. 

5. 	 In diesen Tagen wird viel über 
die Ökumene in Dresden geredet. 
Die Katholiken in den alten Bun­
desländern entdecken, daß sie 
nicht die ersten sind, die in dieser 
Stadt als Christinnen und Chri­
sten über ihre politische Friedens­
aufgabe nachdenken. Hier waren 
die Menschen in besonderer Wei­
se mit den Schrecken des Krieges 
konfrontiert. Während des legen­
dären I. Dresdner Friedensforums 

am 30. Februar 1982 in der 
Kreuzkirche rollten Jugendliche 
auf der Empore ein Transparent 
mit den Worten aus "Keine Ge­
walt!". Die Ökumenische Ver­
sammlung der Christen und Kir­
chen in der DDR vertrat im Mai 
1989 eine "vorrangige Option 
fur die Gewaltfreiheit" . In Dres­
den begegnet uns eine ausge­
prägte Traditionslinie christlich 
begründeter Gewaltfreiheit. Wir 
dürfen diesem Erbe nicht nur 
höflichen Respekt zollen. Wir 
haben zu fragen, welchen pro­
duktiven Beitrag dieses Erbe an­
gesichts neuer Fragen fur neue 
Antworten leisten kann . Ich 
schließe mit einem Zitat: "Im 
Schalom, der unsere Beziehun­
gen heilt, erkennen wir die Ver­
heißung fur unsere wechselseitig 
verflochtene Welt, die zugleich 
eine Welt wachsender Konflikte 
ist. Die Menschheit muß sich in 
ihrer Verflochtenheit als Über­
lebensgemeinschaft organisieren 
in einer verbindlichen Rechts­
gestalt, die den Schwächeren 
schützt und Konflikte politisch 
löst. " (ÖV Dresden, Theol. 
Grundlegung N r. 38) 

Ich wünsche dem Katholikentag, 
ich wünsche uns allen, wir möchten in 
der Lage sein, au f dieser Linie zu 
denken und zu handeln. 
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Frieden und Krieg in dieser Zeit 
Sechs Thesen 

Dieter Senghaas 

These I: 
Im Gegensatz zur gängigen Behaup­
tung einer wachsenden Entpolitisie­
rung und Politikverdrossenheit ist, 
weltweit betrachtet, eine wachsende 
Politisierung der Welt fes tzustellen. 
Diese zunehmende Politisierung hat 
objektive Gnlnde; sie erschwert und 
verschärft das Problem friedlicher 
Koexistenz aufallen Ebenen. 

Um diese erste These zu erläu­
tern, können ein kurzer Blick in die 
Vergangenheit und ein Ausblick in die 
absehbare Zukunft hil freich sein. 
Wenn man sich die Frage stellt, worin 
sich die Welt des Jahres 1500, 1700, 
1900 und 2100 unterschieden bzw. 
unterscheiden werden, dann gelangt 
man zunächst zu der Beobachtung, 
daß weite Teile der Welt noch bis in 
das 20. Jahrhundert hinein durch tra­
ditionale Gesellschaften gekennzei­
chnet waren, und daß, ausgehend von 
Nordwesteuropa, vor allem seit dem 
18. Jahrhundert ein tiefgreifender Um­
wandlungsprozeß in der Welt stattge­
funden hat: In der Folge von Moder­
nisierungsprozessen verschwinden tra­
ditionale Gesellschaften, und an die 
Stelle von traditionalen treten ,,mo­
deme" Gesellschaften. Beide Begrif­
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fe , traditionale bzw, modeme Gesell­
schaft, sollen in diesem Zusammen­
hang wertneutral benutzt werden; die 
lebensphilosophische Frage, ob die­
ser säku lare Umwandlungsprozeß, 
der inzwischen die Welt insgesamt er­
faßt hat, als Fortschritt, Rückschritt 
oder einfach als zwiespältig zu be­
werten ist, kann in diesem Zu sam­
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menhang undiskutiert bleiben. Hier 
interessieren nur der dramatische 
Strukturwandel und seine Konse­
quenzen fur die Friedensproblematik. 

Traditionale Gesellschaften sind, 
auf eine kurze Formel gebracht, Ge­
sellschaften, in der die meisten Men­
schen weit verstreut in dörflichen 
Kleingemeinschaften ihr Leben auf 
niedrigem Subsistenzniveau fristen, 
in aller Regel nur ein ganz geringes 
Mehrprodukt erwirtschaften und 
schreibe- und leseunkundig, also An­
alphabeten sind. Diese traditionalen 
Gesellschaften zeichnen sich überdies 
durch eine relati v einfache innere 
Klassenspaltung aus : An der Spitze 
der Gesellschaft befindet sich eine 
kleine tributeintreibende herrschende 
Klasse, die über eine sich politisch 
nicht bewußte und unorganisierte 
Masse von Menschen wie über Pri­
vateigentum verfugt. 

Demgegenüber sind modeme 
Gesellschaften das Ergebnis von im­
mer noch nicht abgeschlossenen 
Emanzipationsprozessen, wozu 
insbesondere zu rechnen sind: 
I. 	 die Herausbildung überdörfli­

cher Verkehrswirtschaften, die 
eme enorme Horizont- und 
Handlungserweiterung von Men­
schen bewirkt haben, 

2. 	 die Verstädterung mit der Fol­
ge, daß die Masse von Menschen 
m verdichteten Kommunika­
tionsräumen interessenbewußt 
und organisationsfahig wird, 

3. 	 die Alphabetisierung, die die 
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geistige Emanzipation der Masse 
der Menschen fördert, sowie 

4. 	 die Erweiterung politischer 
Mitbestimmung als Ergebnis 
langwieriger und wechselvoller, 
aber schließlich allermeist er­
folgreich durchgefochtener poli­
tischer Konflikte. 

Solche sich modernisierende bzw. 
modemen Gesellschaften sind im Un­
terschied zu traditional-stationären 
Gesellschaften, in denen die Position 
von Menschen statusmäßig vorge­
zeichnet ist, durch Pluralismus ge­
kennzeichnet. Pluralismus meint: die 
Pluralität von Identitäten im Sinne 
der Vielzahl von Selbst- und Umwelt­
bildern, von Meinungen und "Wahr­
heiten" einschließlich unterschiedli­
cher Gerechtigkeitsvorstellungen. 
Und Pluralität meint vor allem auch: 
die Pluralität der Interessen. 

Solchermaßen mündig geworde­
ne Gesellschaften sind per definitio­
nem konflikt- und tendenziell gewalt­
trächtige Gebilde. Auf sie bezogen ist 
die Antwort auf die Frage nach der 
"Natur des Menschen" - ist der 
Mensch an und fur sich gut oder 
aggressiv-böse? - ziemlich ohne Be­
lang: Auch mit einer optimistischen 
Anthropologie - einer best case-An­
thropologie - ließe sich der Zusam­
menhang zwischen geschilderter 
Transformation bzw. Emanzipation 
und Konfliktausweitung (mit dem 
Grenzfall des gewalttätig ausgetrage­
nen Konfliktes) nicht einfach defmi­
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risch aus der Welt schaffen. 
Wenn solche Gesellschaften, in 

denen Menschen sich ihrer Identität 
und ihrer Interessen bewußt werden 
und entsprechend organisieren, nicht 
in potentiell gewaltsame Dauerkon­
flikte, in bürgerkriegsälmliche Zu­
stände oder in tatsächliche Bürger­
kriege versinken sollen, bedarf es in 
ihnen der Vereinbarungen, illso einer 
Verständigung über friedliches Zu­
sammenleben oder Koexistenz gerade 
angesichts einer prinzipiell nicht 
überwindbaren Meinungs-, Identi­
täts- und Interessenvielfalt. Formen 
und Formeln der friedlichen Koexi­
stenz zu finden, unter deren Prä· 
missen anhaltende und unausweich­
liche Konflikte ohne Androhung 
und Anwendung von Gewalt ausge­
tragen werden, ist in modernen Ge­
sellschaften die zentrale zivilisatori­
sche Aufgabe schlechthin. Und diese 
Aufgabe obliegt der Politik, die ange­
sichts der Pluralitäten Vereinbarun­
gen im Grundsätzlichen, also Verfas­
sungen, und im Konkreten, also in 
einzelnen Politikfeldern, zustande zu 
bringen hat. Worum es also in sich 
modernisierenden bzw. in modemen 
Gesellschaften geht, ist, dauerhafte 
Formen konstruktiver, gewaltfreier 
Konfliktbearbeitung zu finden und 
zu institutionalisieren. Diese Pro­
blemstellwlg bezeichnet nichts ande­
res als einen wesentlichen Aspekt der 
modernen Friedensproblematik, näin­
lieh die Gestaltung und Sicherung 
des inneren Friedens angesichts des 

immer latent drohenden Bürgerkrie­
ges. 

Lassen sich in traditionalen Ge­
seilschaften Ruhe und Ordnung von 
oben nach unten, also von der herr­
schenden Klasse mit Hilfe der dieser 
zur Verfugung stehenden Machtmittel 
gegenüber einer Bevä lkerung ohne 
politisches Selbstbewußtsein und po­
litische Organisationsfähigkeit, d.h. 
ohne eigenes Gewicht, allermeist pro­
blemlos durchsetzen, ist in sich mo­
dernisierenden bzw. modemen Ge­
sellschaften eine vergleichbare Orga­
nisation von "Friedhofsruhe" nicht 
mehr möglich. Wo sie dennoch ange­
strebt wird, wie in diesem Jahrhun­
dert beispielsweise in den totalitären 
Systemen mit ihren unvergleichlichen 
Kontroll-, Überwachungs- und Spit­
zelapparaten, ist sie angesichts des 
anhaltenden Widerspruchs zwischen 
der versuchten Gängelung und Ein­
schüchterung mündiger Menschen ei­
nerseits und deren politisierbarem 
Anspruch aufpolitische Teilhabe, auf 
die Durchsetzung selbst definierter 
Interessen und auf die Verwirklichung 
eigener Identität früher oder später 
zum Scheitern verurteilt. 

Wenn also heute die Welt an allen 
Ecken und Enden politisch brodelt 
und die Vielzahl der Konflikte als ver­
wirrend und unüberschaubar empfun­
den wird, hängt dieser Sachverhalt 
damit zusammen, daß der genannte 
Umwandlungsprozeß in der Welt und 
seine oft wenig erfreulichen Folgen 
heute offenkundiger sind als in der 
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bipolaren MächtekonsteUation des 
Ost-West-Konfliktes während der 
Nachkriegszeit. Heute ist deutlicher 
als in den vergangenen vierzig Jahren, 
daß in der Zeit des Ost-West-Kon­
fliktes der geschilderte säkulare Um­
wandlungsprozeß nicht aufgehalten 
wurde. Im Gegenteil hat beispielswei­
se gerade der Versuch innerhalb der 
ehemals realsozialistischen Gesell­
schaften (SO\\jetunion und Osteuro­
pa), den Westen einzuholen und zu 
überholen, zu einer Beschleunigung 
der Umwandlung von traditionalen in 
sich modernisierende Gesellschaften 
geführt . Die Kluft zwischen sozio­
ökonomischer Modernisierung und 
politisch-institutioneller Gängelung 
hat zu den bekannten Symptomen, 
schließlich zum Zusanunenbruch die­
ser Gesellschaften geführt. 

Aber auch im Hinblick auf alle 
anderen Entwicklungsregionen der 
Welt läßt sich beobachten, daß der 
Prozeß der Herausbildung überdörf­
licher Verkehrswirtschaften voran­
schreitet: die Verstädterung in den 
Entwicklungsregionen der Welt, 
sichtbar werdend in den großen urba­
nen Agglomerationen, nimmt weiter 
zu und erreicht zum Teil dramatische 
Ausmaße; siebzig Prozent aller er­
wachsenen Menschen auf der Welt 
können lesen und schreiben; und in 
der Wissenschaft spricht man nicht 
umsonst von einer "dritten Welle der 
Demokratisierung", wobei mit der er­
sten Welle die Demokratisierung in 
Teilbereichen der Welt im 19. Jahr-
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hundert und nach dem Ersten Welt­
krieg, mit der zweiten Welle die im 
Anschluß an den Zweiten Weltkrieg 
beobachtbare Demokratisierung ge­
meint ist, während die dritte Welle der 
Demokratisierung in den 70er Jahren 
mit dem Fall der autoritären Regime 
Südeuropas einsetzte, um sich in Tei­
len der Dritten Welt (vor allem in La­
teinamerika ) und schließ lieh in den 
realsozialistischen Ländern in der 
östlichen Hälfte Europas fortzuset­
zen . 

Ist es schon schwierig, im Innern 
von sich politisierenden Gesell­
schaften Formen der verläßlichen 
friedlichen Koexistenz zu finden, so 
ist nicht überraschend, daß inner­
gesellschaftliche Konflikte die Gefahr 
zwischenstaatlicher und im wachsen­
den Maße interkultureller Gewaltaus­
bruche erhöhen, obgleich heute - rein 
statistisch betrachtet - die Zahl der 
akuten Bürgerkriege weit höher liegt 
als die Zahl zwischenstaatlicher krie­
gerischer Auseinandersetzungen. 

Der zitierte Modernisierungs­
prozeß schreitet, weltweit betrachtet, 
also voran; die Anforderungen einer 
wachsenden Zahl von Menschen an 
die jeweilige politische, soziale, öko­
nomische und kulturelle Ordnung, die 
sie für lebens wert halten, werden in 
Zukunft eher noch vielgestaltiger sein 
als heute oder in der Vergangenheit; 
die Konfliktträchtigkeit in der Welt 
wird deshalb in der Tendenz weiter 
zunehmen und mit ihr die Gefahr des 
Übergleitens von Konflikt- in Gewalt­
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trächtigkeit und in tatsächliche Ge­
waltanwendung. 

Im übrigen ist der Eindruck 
wahrscheinlich fal sch, als sei die hier­
zulande beobachtbare Politikverdros­
senheit ein Ausdruck von Entpoliti­
sierung. Viel mehr Sinn macht es in 
der viel zi tierten Politikverdrossenheit 
und dem entsprechenden Wahlverhal­
ten ein bewußtes, politisch motivier­
tes Protestverhalten zu vermuten . 

These 11 : 

In und zwischen politisierbaren bzw. 
politisierten Geselischaften Frieden 
zu sl1ften 1st ein vorausselzungs­
volies und immer rückfaligefährdetes 
Unterfangen: Frieden ist, insofern er 
überhaupt zustande kommt, ein brü­
chiges zivilisatorisches Kunstge­
bilde, das der ständigen Pflege und 
Erneuerung bedalf 

In sich modernisierenden und in 
modemen GeseUschaften, in denen 
unausweichlich eine Pluralität von 
Meinungen und Wahrheiten, von in­
teressen und Identitäten vorliegt, be­
darf es fur eine verläßliche Frie­
densgestaltung wenigstens sechs 
Voraussetzungen: 

Zunächst einmal ist von grundle­
gender Bedeutung die "Entwaffnung 
der Bürger", d.h. die Entmilitärisie­
rung der Gesellschaft bzw. die Her­
ausbildung eines legitimen, in aller 
Regel staatlichen Gewrutmonopols, 
dem die einzelnen untergeordnet sind. 

Diese Voraussetzung wird unmittel­
bar einsichtig, wenn man sich die 
heute in der Welt vielfach beobacht­
bare Kontrastwirklichkeit betrachtet, 
nämlich Situationen, in denen das 
Gewaltmonopol zusanunenbricht, die 
Wiederbewaffnung der Bürger eine 
Chance bekommt und eine tatsäch­
liche Wiederaufrüstung der einzelnen 
oder von Gruppen stattfindet. Im Hin­
blick auf entsprechende Vorgänge 
wird in der neueren Diskussion häufig 
und in der Sache unmißverständlich 
von der Gefahr einer "Libanisierung" 
bzw "Jugos lawisierung" gesprochen. 
In der Konsequenz bedeutet der Ver­
lust des Gewaltmonopols bzw. die 
Wiederbewaffnung der Bürger eine 
Renaissance von Bürgerkriegssitua­
tionen. 

Ein Gewaltmonopol, fiir sich al­
lein genommen., ist jedoch im Grenz­
fall nicht mehr a ls eine beschönigende 
Umschreibung von Diktatur, und sei­
ne Repräsentanten wären dann nichts 
anderes al s eine von mehreren 
Konfliktparteien in einer potentiellen 
Bürgerkriegssituation . Das Gewrut­
monopol bedarf also in einer zivili­
sierten Gesellschaft der Kontrolle 
durch die Prinzipien des Rechts­
staates: Rechtsstaatlich verfaßte po­
litische Ordnungen hegen das 
Gewaltmonopol ein, so durch den 
Schutz von Grundfreiheiten und die 
Gewährleistung von Menschenrech­
ten, durch die Gleichheit der Bürger 
vor dem Gesetz, durch die Gewalten­
teilung, di e freie Wahl und das Recht 
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auf politische Partizipation, durch die 
Rechtsgebundenheit von Regierung 
und Verwaltung, durch das Recht auf 
öffentliches und faires Gerichtsver­
fuhren, durch die Unschuldsver­
mutung bis zum richterlichen Nach­
weis der Schuld, u .s.f. 

Über das Verhältnis von Gewalt­
monopol und Rechtsstaat (die Kom­
bination beider läßt sich als Verfas­
sungsstaat bezeichnen) ist festzuhal­
ten: Ohne die vorgängige Konstituti­
on des Gewaltmonopols ist der demo­
kratische Rechtsstaat gar nicht vor­
stellbar. Der Rechtsstaat wird aber, 
wo ausgebildet, zum Inbegriff der 
Kontrolle des GewaltmonopolS; das 
Gewaltmonopol wird also seinerseits 
verrechtlicht. Herrschaft von Recht 
und Gesetz ist das politische Ziel in 
Verfassungsstaaten. 

Die Entprivatisierung von Ge­
walt und die Sozialisation in eine Fül­
le von rechtsstaatl ieh definierten in­
stitutionalisierten Konfliktregelungen 
fuhren, nicht anders als die Heraus­
bildung von großflächig angelegten 
Verflechtungen bei spielsweise in der 
Folge arbeitsteiliger Ökonomien, zu 
einer Kontrolle von Affekten. Affekt­
kontrolle in interdependenten Hand­
lungsgefiigen meint dabei Selbstkon­
trolle bzw. Selbstbeherrschung: Sie 
ist die Grundlage nicht nur von 
Aggressionshernmung und Gewalt­
verzicht, sondern darauf aufbauend 
von Toleranz und Kompromiß­
fuhigkeit. 

Eine vierte Voraussetzung fiir ei-
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nen verläßlichen Frieden ist in demo­
kratischer Beteiligung zu sehen. Der 
oben dargestellte säkulare Transfor­
mationsprozeß fuhrt anhaltend zur 
Herausbildung neuer Sozialschichten, 

, die je nach ihrer Verortung in der Ge­
sellschaft und abhängig von ihrer po­
tentiellen AufWärts- bzw. drohenden 
Abwärtsmobilität je spezifische Inter­
essen artikulieren und·verfechten . Die­
se Interessen müssen die Chance zur 
politischen Artikulation haben und in 
den gängigen politischen Prozeß inte­
griert werden. In aller Regel werden in 
fortgeschrittenen sozial mobilen Ge­
sellschaften Ausschließungs- und 
Uuterordnungsverhältnisse aufgrund 
von Geschlecht, Rasse, Klasse oder 
anderen Merkmalen von den Betroffe­
nen nicht mehr erduldet. 

Eine fiinfte Voraussetzung dafiir, 
verläßlichen Frieden zu stiften, ist das 
Bemühen um soziale Gerechtigkeit. 
In politisierten Gesellschaften ist eine 
aktive Politik der Chancen- und 
Verteilungsgerechtigkeit, letztlich er­
gänzt um Maßnahmen der Bedürfnis­
gerechtigkeit, unerläßlich, weil sich 
nur dann die Masse der Menschen in 
einem solchen politi sehen Rahmen 
fair aufgehoben fiihl! Die materielle 
Anreicherung bzw. Unterfiitterung 
von Rechtsstaatlichkeit insbesondere 
im Sinne eines fairen Anteils an 
Wohlfulut ist also nicht eine politi­
sche Option , der in solchen Gesell­
schaften nach Beli eben gefolgt wer­
den kann oder auch nicht; sie ist viel­
mehr eine konstitutive Bedingung der 
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Lebensfahigkeit von rechtsstaatlichen 
Ordnungen und damit des inneren 
Friedens VOn Gesellschaften. Rechts­
staatlieh verfaßte Gesellschaften tun 
deshalb gut daran, die Frage der Ge­
rechtigkeit niemals zur Ruhe konunen 
zu lassen, zumal wenn die ihnen zu­
grunde liegenden Ökonomien, in der 
Regel Marktwirtschaften, system­
bedingt in aller Regel eher Ungleich­
heit als Gleichheit produzieren. 

Gibt es in einer nach Interessen 
und Identitäten vielfaltig zerglieder­
ten Gesellschaft faire Chancen für die 
Artikulation und den Ausgleich von 
unterschiedlichen Interessen, kann al­
ler Erfahrung nach unterstellt wer­
den, daß ein solches Arrangement von 
Normen, Institutionen und Entschei­
dungsprozeduren von den Bürgern 
verinnerlicht wird, d.h., daß sich eine 
Bereitschaft zur produktiven Ausein­
andersetzung mit Konflikten entfaltet 
und kompromißorientierte Konflikt­
fahigkeit einschließlich der hierfür 
erforderlichen Toleranz zu emer 
selbstverständlichen Orientierung po­
litischen Handelns wird. Eine sol­
che konstruktive Konfliktkultur, 
"Bürgergesinnung'\ ist als sechste 
Voraussetzung des :Friedens aller­
dings nur zu erwarten, wenn die zu­
vor genannten fünf Voraussetzungen 
einigermaßen gegeben sind .. 

Wo Menschen verläßlich in Frie­
den zusanunenleben, liegt also nicht 
nur in aller Regel ein einheitlicher 
Rechtsraum, ein einheitlicher Wirt­
schafts- und Sozialraum und ggf ein 

einheitlicher Kulturraum vor, son­
dern auch, was meist wenig beachtet 
wird, ein entsprechender "Gefühls­
raum" , normalerweise als "nationale 
Identität" bezeichnet: Mit ihr wird die 
Fähigkeit beschrieben, im Hinblick 
auf eine weit größere Zahl von Men­
schen als die einem unmittelbar Nahe­
stehenden empathisch zu denken und 
zu handeln. Durch die Kombination 
solcher Handlungs- und Gefühls­
räume entsteht politische Gemein­
schaft. 

Im übrigen ist in politischer Ge­
meinschaft Frieden als dauerhafter 
Frieden nur vorstellbar, wenn die ge­
nannten sechs Voraussetzungen sich 
wechselseitig positiv verstärken. Ein­
bruchsgefuhrdet bleibt Frieden auch 
dann noch, weil von jedem der genann­
ten sechs Punkte ein solcher Einbrucb 
ausgehen kann: Das Gewaltmonopol 
kann in einen Polizeistaat umkippen. 
Die Rechtsstaatlichkeit und demokra­
tischen Grundsätze können sich als 
pure Fassaden herausstellen und an 
Legitimität verlieren. Gesellschaftli­
che Zusanunenhänge können sich auf­
lösen und Affekte freisetzen. Vertei­
lungsungegechtigkeit ist eine ständige 
Gefahr. Und sollten alle diese negati­
ven Sachverhalte sich bündeln, hat 
Konfliktkultur keine Chance. Die poli­
tische Gemeinschaft zerbricht. 

In solchem Zusanunenhang wird 
der Begriff der "Libanisierung" nicht 
umsonst benutzt. Das Beispiel des Li­
banon exemplifiziert ein repräsenta­
tives Zusanunenbruchsszenario: 
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Christen, Muslimen und andere 
Gruppierungen nehmen in einem lan­
ge Zeit fur relativ akzeptabel gehalte­
nen Verfassungs staat eine wachsende 
Chancen- und Verteilungsungerech­
tigkeit wahr. Daraufhin entlegitimiert 
sich der friiher einmal gefundene 
Verfassungskompromiß; die einge­
spielte und praktizierte Konflikt­
kultur bricht zusammen, und es 
kommt zu einer Reprivatisierung von 
Gewalt sowie zu einer Mißachtung 
rechtsstaatlicher Grundsätze und 
Prinzipien; schließlich munitionieren 
sich die Konfliktparteien massiv; die 
Ökonomie zerfallt und in der Folge 
lösen sich umfassende Handlungs­
geflechte auf; parochiale Affekte wer­
den freigesetzt; der offene Bürger­
krieg bricht aus, und es enthemmen 
sich in unerwartetem Maße die Affek­
te - bis sich schließlich die materiellen 
und emotionalen Kräfte der Beteilig­
ten erschöpfen. Während dieses Zu­
sammenbruchs flüchtet ein erhebli­
cher Teil der betroffenen Bevölkerung 
aus dem Kriegsgebiet. 

Die Dramatik, die sich heute in 
weiten Teilen der Welt im Hinblick 
auf die verfassungsmäßige, institutio­
nelle, materielle und emotionale Be­
gründung des Friedens zeigt, liegt 
darin, daß viele Gesellschaften weder 
über ein gesichertes Gewaltmonopol, 
noch über Rechtsstaatlichkeit, also 
auch nicht über die Kombination von 
beidem: den Verfassungsstaat verfu­
gen, überdies keine leistungsfahigen 
Ökonomien haben, weshalb auch 

Auftrag 213 

übergeordnete Handlungszusammen­
hänge und die aus ihnen resultieren­
den AffektkontrolJen instabil sind und 
demokratische Streitkultur eU! 
Fremdwort bleibt. Nüchtern betrach­
tet, bedeutet diese Sachlage in der 
Konsequenz: Man wird sich nicht nur 
auf Jahre, sondern auf Jahrzehnte 
vielfiiltiger politischer Turbulenzen 
einzurichten haben, ggf. auf die 
Chaotisierung politischer Ordnungen, 
pendelnd zwischen Anarchie und 
Diktatur, sowie auf eine in regionalen 
Zusammenhängen sich epidemiehaft 
ausbreitende Gewaltkultur als Ersatz 
fur eine demokratische Konflikt­
kultur, fur die wesentliche Vorausset­
zungen fehlen . 

Die Situation deutet, großflächig 
betrachtet, auf eine gewisse Ausweg­
losigkeit hin : Frieden einfach 
herrschafts- und ·machtrnäßig von 
oben nach unten im Sinne des 
"Leviathan" durchzusetzen, muß in 
sozial mobilen und politisierbaren 
Gesellschaften scheitern; fur den 
Aufbau einer lebensfahigen Friedens­
struktur fehlen aber in den meisten 
Gesellschaften der erforderliche hi­
storische Erfahrungsvorlauf und ins­
besondere die materielle Substanz. 
Dennoch gibt es, nachdem die Welt 
nun einmal heute nicht mehr aus 
traditionalen Gesellschaften besteht, 
keine Alternative zu einem zeitgemä­
ßen Friedenskonzept, in dem sich die 
Anstrengungen um den Schutz vor 
Gewalt, den Schutz von Freiheit, 
den Schutz vor Not und den Schutz 
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vor Chauvinismus bündeln'. Ange­
sichts der Umbrucbsituation in vielen 
Gesellscbaften wird man sich folglich 
allermeist mit einer Orientierung am 
zureichenden Minimum begnügen 
müssen, wenn die Ressourcen fur ein 
Optimum nicht zur Verfugung stehen 
und weniger als ein Minimum, näm­
lich Chaotisierung, verhindert werden 
soll. 

These 111 : 

Die Gleichzeitigkeit von Un­
gleichzeitigkeiten in der Welt ver­
schärft die Politisien.mg und er­
schwert dauerhafte oder verläßliche 
Koexistenz. 

Die Welt der Gegenwart, in der 
die Völker immer mehr untereinander 
in wirksame Verhältnisse kommen, 
wird durch zwei widersprüchliche 
Entwicklungstrends gekennzeichnet: 
Globalisicrung und Fragmentierung. 

Was die Globalisierung und de­
ren Vorstufen, die internationalisie­
rung bzw. Transnationalisierung an­
geht, so sind die mit diesem Begriff 
gemeinten Sachverhalte heute offen­
kundig: Wie in der Vergangenheit, so 
vernetzt auch heute internationaler 
Handel raumgeographi sch weit ge­
streute wirtschaftliche Aktivitäten . 
Der Anteil dieses Handels am Welt­
bruttosozialprodukt beträgt immer 
noch 15 Prozent, obgleich andere Di­
mensionen der Internationalisierung 
bzw. der Globalisierung von Welt­

wirtschaft gerade in den vergangenen 
fünfzehn Jahren an Bedeutung ge­
wonnen haben, so vor allem die 
Transnationalisierung von Produkti­
on durch multinationale Firmen, die 
immer mehr einer global orientierten 
Inszenierung yon Produktions­
standorten gleicht. Darin ist die inter­
nationalisierung des Dienstleistungs­
gewerbes zu einer inzwischen beson­
ders markanten weltwirtschaftlichen 
Wachstumsbranche geworden. Auch 
gewinnt der Technologietransfer an 
Bedeutung, ebenso neuerdings die 
Intemationalisierung von Forschungs­
und Entwicklungsaktivitäten mul­
tinationaler Firmen. Eine weltwirt­
schaftliehe Verflechtung eigener Art 
und Größenordnung ist inzwischen 
durch die Globalisierung der Finanz­
märkte zustande gekommen: Unter­
schiede in den Öffnungszeiten der 
großen Börsen der Welt spielen kaum 
noch eine Rolle; erhebliche Transak­
tionen finden zeitgleich statt. 

Dieses gegenwärtige Ausmaß an 
sich globalisierenden wirtschaftlichen 
Verflechtungen ist ohne die interna­
tionalisie rung von Information und 
Kommunikation nicht vorstellbar, 
auch nicht ohne preisgünstige inter­
nationale Verkehrsmittel. Das rei­
bungslose Funktionieren setzt eine 
Fülle VOll technokratisch-funktionalen 
Arrangements voraus, insbesondere 
weltweit gültige Standards und Regel­
werke, die es erlauben, daß sich weite 
Bereiche des internationalen Verkehrs 
relatiY reibungslos gestalten lassen. 

http:Politisien.mg
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Diese Globalisierung, die vor al­
lem im Weltwirtschaftssystem zu be­
obachten ist, untergräbt in vieler Hin­
sicht die nationale oder staatliche 
Souveränität der einzelnen Gesell­
schaften, Was früher staatlicherseits 
unschwer kontrollierbar war, bei­
spielsweise die außenwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen nationaler Öko­
nomien, entzieht sich heute immer 
mehr nationaler Kontrolle. Deshalb 
ist eine anhaltende Suche nach neuen, 
überstaatlichen Regelungsmechnis­
men zu beobachten, die ihrerseits als 
wirklich durchgreifende jedoch nicht 
ausreichend zustande kommen, weil 
die Einzelstaaten immer noch glau­
ben, Regelungskompetenzen zu besit­
zen, die sie nicht abgeben wollen, ob­
gleich diese Annahme eher von einer 
Fiktion ausgeht als realitätsträchtig 
ist. 

Während solche Globalisierung 
derzeit anhaltend zunimmt, ist gleich­
zeitig auch ein Zerfall von bisher zu­
sammenhängenden staatlichen Gebil­
den zu beobac,hten , Solcher Zerfall 
(Fragmentierung) ereilte jüngst ein 
Imperium wie die Sowjetunion, und 
man muß sich die Frage stellen, ob 
Indien (möglicherweise auch China) 
als staatlicbes Einheitsgebilde die 
kommenden Jahrzehnte wirklich über­
leben wird, Fragmentierung zeigt sich 
im Staatszerfall, so au f schreckliche 
Weise in Jugoslawien und auf noch 
passable Weise in der Tschechoslo­
wakei, Sie kommt auch in drohendem 
Staats zerfall zum Ausdruck, der so­

gar in hochentwickelten Staaten wie 
Kanada und Belgien, die über eine 
jahrzehntelange demokratische und 
rechtsstaatliche Erfahrung verfugen, 
nicht mehr auszuschließen ist. Glei­
chermaßen ist in solchem Zusammen­
hang an vielerorts beobachtbare sepa­
ratistische, sezessionistische und 
irredentistische Bewegungen zu den­
ken' aus denen heraus neue Staats­
gründungen angestrebt werden , 

In vielen der letzteren Fälle muß 
der vor Jahrzehnten begonnene Natio­
nalstaatsb ildungsprozcß als inzwi­
schen gescheitert gelten: Oft kam die 
KOfisolidierung von Territorialstaat­
Iichkeit nicht in hinreichendem Maße 
zustande, ebensowenig der Aufbau 
einer leistungsfahigen Volkswirt­
schaft oder die Vereinheitlichung 
wichtiger Lebensbereiche, insbeson­
dere nich't die Sicherung von Rechts­
staatlichkeit und die institutionell ab­
gesicherte Ausweitung demokrati­
scher Partizipation, 

Separatistischen, sezessionisti­
schen und regiona list ischen Bewe­
gungen geht es dabei zum Teil um die 
eigene Besitzstandswahrung (so bei­
spielsweise in Katalonien oder in 
Slowenien, neuerdings in der Lom­
bardei): Kritisiert wird dabei ein kon­
tinuierlicher Ressourcentransfer aus 
dem eigenen, höher ,entwickelten 
Entwicklungspol in zurückhängende 
Peripherien, Häufiger jedoch erwach­
sen Fragmentierungsvorgänge, die 
sich allerrneist in Ethnonationalismen 
ausdrücken, aus anderen Konstella­
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tionen: Mehrheiten wollen nicht mehr 
von einer Minderheit drangsaliert 
werden; sie wenden sich gegen Über­
fremdung (so die Albaner im Kosovo 
gegen die serbische Minderheit, die 
baltische" Völker gegen die zugewan­
derten Russen usf.) . Im Grenzfall 
geht es darum, ein Apartheid-System 
abzuschaffen (Diese Aussage betrifft 
heute präzise den Sachverhalt im Ko­
sovo). Am häufigsten jedoch sind Be­
wegungen, die von Minderheiten aus­
gehen und die sich gegen Mehrheiten 
wenden und darauf gerichtet sind, 
dem drohenden Verlust an Identität 
entgegenzuwirken. In diesem Fall 
also mobilisieren Minderheiten ihre 
Kräfte zur Abwehr drohender Assi­
milation und, konstruktiv formuliert, 
zur Bewahrung bzw. Wiedergewin­
nung der eigenen Identität. 

Diese Art von Defensivreaktio­
nen im Sinne von Abgrenzung und 
Desintegration ist auch in größeren, 
über einzelne Gesellschaften hinaus­
reichenden Bezugsbereichen zu beob­
achten. So haben die Reislamisie­
rungs bewegungen und der militante 
islamische Fundamentalismus eine in 
diesem Sinne zu deutende Funktion. 
Andere Sammelbewegungen wie der 
mancherorts wachsende hinduistische 
Fundamentalismus und der mögli­
cherweise wiedererstehende Pansla­
wismus müssen unter den gleichen 
Vorzeichen betrachtet werden. 

Allgemein kann formuliert wer­
den: Wo in der Abwehr von Kolo­
nialismus, Imperialismus und Neoko­

lonialismus, insbesondere in der Pha­
se nach der Dekolonisierung die Be­
mühungen um nachholende Entwick­
lung und einen Nationalsstaatsbil­
dungsprozeß gescheitert sind oder nur 
zum Teil erfolgreich waren, ist die 
Wahrscheinlichkeit groß, daß Defen­
sivreaktionen der genannten Art zu 
beobachten sind. Denn auch in diesen 
Fällen ist es trotz fehlgeleiteter und 
fehlgeschlagener Entwicklung zu den 
eingangs dargestellten säkularen Um­
wand lungsprozessen gekommen: zu 
sozialer Mobilisierung und einer Poli­
tisierung der Bevölkerung. Es ist also 
gerade aus solchen Zusanunenhängen 
eine neue Welle von Entwicklungs­
nationalismen ZU erwarten. 

Dabei muß nian die Doppelge­
sichtigkeit dieses wie jedes Entwick­
lungsnationalismus im Auge behal­
ten: Im Entwicklungsnationalismus 
geht es meist um die Mobilisierung 
der politischen, gesellschaftlichen, 
ökonomischen und kulturellen Kräfte 
vor Ort, um dadurch weitere Mar­
ginalisierung und Peripherisierung 
abzuwehren und um politische, öko­
nomische, gesellschaftliche und kul­
turelle Selbstbestimmung zu ermögli­
chen. Darin ist der rationale"Kem zu 
sehen, der entsprechenden Bewegun­
gen innewohnt. Doch die Gefahr, daß 
eine entwicklungs mäßig und kulturell 
motivierte Suche nach eigener Identi­
tät in ethnozentrische Abgrenzung 
und Ausschließung, schließlich in 
Chauvinismus mündet, ist bemer­
kenswert groß, und besonders groß ist 
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die Gefahr, daß solche Bewegungen 
brutal von Machtmenschen zu Zwek­
ken eigener politischer Karriere 
instrumentalisiert werden. 

Während die Globalisierung der 
Sicherheits-, Entwickhll1gs- und 
Ökologieproblematik neue überstaat­
liche Regelungen erforderlich macht , 
deren Übersetzung in politische Pra­
xis, kontrovers und konfliktreich, im­
mer auch aUgemeine und besondere 
nationale Interessen berührt, liegt 
derzeit die eigentliche Konflikt- bzw. 
Gewaltträchtigkeit in den Fragmen­
tierungsprozessen. Denn durch solche 
Prozesse der F ragmentierung werden 
existentielle Grundfragen des Zusam­
menlebens aufgewOTfen: Wer ist be­
reit, sich unter welchen Konditionen 
zu welcher politischen Gemeinschaft 
zusammenzufinden? Mit anderen 
Worten: Hier stellt sich die Verfas­
sungsfrage in einem politisch grund­
sätzlichen Sinne. Und während Ver­
fassungen Plattformen fur die 
Schlichtung von Konflikten sind, feh­
len in den allermeisten Konflikten, die 
in der Folge von Fragmentierungs­
prozessen aufbrechen, die elementar­
sten Voraussetzungen einer Streit­
schlichtung: die wechselseitige Aner­
kennung des Lebensrechtes; die Fä­
higkeit, sich in die Lebenslage des 
Kontrahenten hineinzuversetzen, be­
sondere Prozeduren fur einzelne Fälle 
der Streitschlichtung; . sowie, meist 
fur Streitschlichtung ganz wesentlich, 
die Hilfe Dritter Parteien. 

Wenn aber einseitig oder wech-
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selseitig das Lebensrecht bestritten 
wird, entsteht ein grundlegendes 
Sicherheitsdilemma, und elementare 
vertrauensbildende Maßnahmen wer­
den erforderlich. Gegen Ethnozentris­
mus ist Empathie zu mobilisieren; ge­
gen autistische Selbstverblendung 
eine Horizonterweiterung; gegen die 
Nullsummenrnentalität eine Problem­
lösungsorientierung. Das ist alles 
leichter formuliert als getan. Kurz: 
Gerade in einem Zusammenhang, in 
dem sich im Denken und in den Ge­
fuhlen die Dynamik von Gewaltkultur 
breitmacht, wären die Imperative ei­
ner produktiven Konfliktkultur ange­
sagt, fur die aber allerrneist im Ver­
laufe der Konflikt- und Gewalt, 
eskalation die Voraussetzungen 
schwinden. Dann hilft oft nur noch 
eine Intervention von dritter Seite. 

These IV: 

Die Welt steht heute an einem Schei­
deweg zwischen Zivilisierung oder 
Regression; die wahrscheinliche Zu­
kunft ist nicht prognostizierbar 

In diesen Jahren stehen die Welt 
insgesamt und insbesondere auch Eu­
ropa vor einer grundlegenden Alter­
native: Entweder wird es aufgrund 
bewußter und gezielter Anstrengun­
gen zu einer Weiterentwicklung inter­
nationaler Politik im Sinne ihrer Zivi­
lisierung kommen oder aber werden 
wir einen Zerfall schon erreichter 
Kooperationsgefiige der internationa­
Jen Politik insgesamt und auch in Eu­
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ropa erleben. Die Alternative lautet 
also: kooperationsorientierte Wei­
terentwicklung, politische Evolution 
bzw. Zivilisierung einerseits, Zerbrö­
selung, Auflösung oder Zerfall, also 
Regression andererseits. Die bloße 
Ausrichtung des Denkens und des 
Handelns auf den Status quo wird 
aller Wahrscheinlichkeit nach das 

. Abdriften in Regression fördern; Ak­
zentsetzungen in Richtung auf Zivili­
sierung sind demzufolge unerläßlich, 
selbst wenn man nur das Erreichte 
bewahren wollte. Denn das interna­
tionale System wird untergründig im­
mer noch durch Staatenanarchie und 
deren pathologisierende Dynamik ge­
prägt, und einzelne Gesellschaften 
bleiben rückfallgefahrdet. 

Regression käme einer Entzivi­
lisierung gleich, beispielsweise wenn 
ein einmal erreichter Konsens über 
bestimmte Normen wie das prin­
zipielle Gewaltverbot zerbröselt; wei­
terhin wenn multilaterale Institutio­
nen verfallen, wenn die materielle 
Grundlage politischer Gemeinschaft 
schwindet und Affektpolitik die ober­
hand gewinnt. Konkret würde Re­
gression z.B. bedeuten: Zerfall der 
Triade und Renaissance einer ent­
hemmten Geopolitik zwischen den 
USA, Japan und dem EG-Europa; 
weiterhin Zerfall des EG-Europa mit 
der Folge einer Erosion von Muti­
lateralismus und eines Wiederaufle­
bens konflikthafter und antagonisti­
scher Bilaterialismen im Sinne der 
politischen Zustände der 20er und 

30er Jahre dieses Jahrhunderts. Eine 
Renationalisierung der Außenwirt­
schaftspolitik wäre dabei ebenso un­
ausweichlich wie die Renationalisie­
rung von Sicherheitspolitik. Das hie­
ße aber beispielsweise innerhalb Eu­
ropas: die erneute Aktualisierung von 
Sicherheitsdilemmata im westlichen 
TeilEuropas, wo dieser Zustand ein 
für alle Mal für überwunden galt. Be­
mühungen in Ost- und Westeuropa, 
die östliche Hälfte in sich europäisie­
rende westeuropäische und in neue 
gesamteuropäische Institutionen ein­
zubinden, wären dann von vornherein 
zum Scheitern verurteilt. Die Idee ei­
nes friedlichen Gesamteuropas könn­
te ad acta gelegt werden. 

Auch wäre weder eine Ökono­
misierung der internationalen Politik 
noch deren überfallige Ökologisierung 
zu erwarten, sondern Militarisierung. 
Internationale Abmachungen würden 
an regulativer Kraft verlieren und 
zerbröseln. Regellosigkeit, Mangel an 
Erwartungsverläßlichkeit und Macht­
politik im Sinne der klassischen Defi­
nition, nämlich den eigenen Willen 
auch gegen den Widerstand anderer 
durchzusetzen, würden die politische 
Szene in und zwischen Gesellschaften 
charakterisieren. Solche Machtpolitik 
träte erneut an die Stelle der umsichti­
gen Steuerung von Interessenver­
flechtungen, also an die Stelle von 
Interdependenzmanagement. 

Zivilisierung würde sich in ei­
nem genau gegenteiligen Trend nie­
derschlagen. Insbesondere käme es in 
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solchem Falle zum Beispiel lfl 

Gesamteuropa zu einem Konsens über 
Minimalnormen friedlicher Kon­
fliktbearbeitung, die nicht unterscluit­
ten werden dürfen, ohne gemeinsame 
Sanktionen ZU provozieren. Nationale 
Souveränität würde dabei in einem 
Geflecht von intergouvernementalen 
und supranationalen Institutionen und 
Verfahren eingeschränkt; es entstün­
den Bereiche nicht nur gemeinsamer, 
sondern vergemeinschafteter Hand­
lungsfahigkeit, insbesondere allge­
mem akzeptierte Institutionen verläß­
licher friedlicher Streitbeilegung. 

Wohin die Entwicklung in der 
Welt insgesamt und insbesondere in 
Europa tendieren wird, zu Zivilisie­
rung oder zu Regression, kann derzeit 
nicht verläßlich prognostiziert wer­
den, da es in der Wirklichkeit sowohl 
Tendenzen in Richtung auf weitere 
Zivilisierung gibt als auch Tendenzen 
der Regression, die zur Zeit stärker, 
zumindest lautstärker sind und mögli­
cherweise sich zu einem Schreckens­
szenario bündeln . Um so mehr sind 
jedoch Gegenkräfte zu mobilisieren. 

These V; 

In einer Welt zunehmender Komple­
xitClt und aufbrechender Konflikte 
tendieren punktuell ansetzende poli­
tische Strategien dazu, in aller Regel 
über kurz oder lang 'zu versagen 
ÜberjClIligen konzertierten Aktionen 
aber fehlt allermeist der intellektuel­
le Vorlauf und der politische Rück­

halt, obgleich solche konzertierten 
Aktionen fiir Probleml6sungsstrate­
gien unerläßlich waren. Deshalb ver­
mitteln die Welt und in ihr die Politik 
den Eindruck, perspektivenlos ein­
fach dahinzudrijten. 

Die Politisierung der Welt wird 
aus objektiven Gründen weiter vor­
anschreiten, denn der eingangs ge­
kennzeichnete säkulare Umwand­
lungsprozeß ist bei weitem noch nicht 
abgeschlossen. Die Vemetzungen 
oder Interdependenzen in der Welt 
werden aller Wahrscheinlichkeit nach 
ebenfalls weiter wachsen, und als Er­
gebnis zunehmender Interdependen­
zen wird nach aller bisherigen Erfah­
rung die Welt nicht notwendigerweise 
einheitlicher, sondern eher zerklüfte­
ter, aufgeteilt in neue Verdichtungs­
und Grenzräwne, in Zentren und Pe­
ripherien . In solcher Struktur sam­
melt sich politischer Sprengstoff an: 
Wanderungsbewegungen aus ökono­
mischen, ökologischen oder politi­
schen Gründen; massenhaftes Pro­
testverhalten, das in fundamentalis­
tischen, nationa1chauvinistischen und 
xenophobischen Strömungen seinen 
politischen Ausdruck sucht; Gegen­
rnachtbildungen durch Aufrüstung 
insbesondere lffi Bereich der 
ABC-Waffen und damit Verschär­
fung der Proliferationsproblematik; 
wiederauflebender Terrorismus. Die­
ser politische Sprengstoff könnte we­
nigstens zum Teil entschärft werden, 
wenn viel Zeit zur Verfugung stünde. 
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Aber aus ' allen friedenspolitischen 
Problemen der Gegenwart erwächst 
je einzeln und schon gar in Kombina­
tion ein erheblicher Zeitdruck. 

Hinzu kommt, daß unter den 
Vorzeichen wachsender Komplexität, 
sich fortsetzender Politisierung und 
eines zunehmenden Problemdrucks 
eine fur Problemlösungen unabding­
bare Neudefinition von Prioritäten 
und Interessen nicht zustande kommt; 
daß es also unter solchen Vorzeichen 
eher zu intellektuellen, emotionalen 
und Interessenverhärtungen kommt 
als zu der eigentlich erforderlichen 
Lemoffenheit und der entsprechenden 
Anpassung im konkreten Verhalten. 

These VI: 

Politik bedarfals Orientierung eines 
Projektes. In friedenspolitisch er 
Hinsicht ist dabei die Orientierung 
an einem zeitgemäßen Friedens­
konzept unerläßlich. Nicht alles 
Wünschenswerte ist erreichbar, doch 
vieles kann zumal in Europa trotz 
aller Widrigkeiten erreicht werden. 

Man wird, was immer man sich 
einfallen läßt, das Wachstum der 
Weltbevöikerung nicht "in den Griff 
bekommen" , denn das einzelne Ver­
halten von Milliarden von Menschen 
läßt sich kaum oder nur am Rande 
steuern, von verläßlicher Kontrolle 
ganz zu schweigen. Man kann aber 
durch gezieltes Handeln in Europa 
verhindern, daß ctie heute noch beste­

henden gemeinsamen Institutionen in 
Westeuropa und in Gesamteuropa 
hinterrücks zerbrechen und daß als 
Ergehnis einer Renationalisierung der 
Politik in vielen Einzelstaaten die alte 
geopolitische Sicherheitsproblematik 
in Europa wieder auflebt. 

Der Zerfall eines Großgebildes 
wie Indien ist möglicherweise lang­
fri stig nicht aufhaltbar und schon gar 
von außen kaum in ctie eine oder an­
dere Richtung beeinflußbar. Aber die 
Idee, im gesamten Europa einen ein­
heitlichen Rechtsraum zu schaffen, in 
dem Menschenrechte und die Grund­
sätze des Verfussungsstaates zu einer 
Selbstverständlichkeit wurden, muß 
nicht nur eine Fiktion bleiben. 

So wie die Welt gelagert ist, ist 
die Entwicklungsfrage auf der Welt 
insgesamt aller Wahrscheinlichkeit 
nach mehr als eine J ahrhundertauf­
gabe . Aber innerhalb Europas könnte 
bei entsprechenden Anstrengungen 
das WirtschaftsgeHilie zwischen West 
und Ost schrittweise innerhalb von 
zwei bis drei politischen Generatio­
nen, d.h. in ca. 25 - 40 Jahren über­
wunden werden. Was dabei zu tun 
wäre, ist nach einer mehrjahrzehnte­
langen Entwicklungsctiskussion nicht 
unbekannt und in vieler Hinsicht auch 
nicht mehr strittig. 

Vielleicht steht die Welt vor ei­
nem internationalen Kulturkampf 
zwischen Islam und Christentum, 
Hinduismus und Islam, u.s.f. Aber es 
ist nicht einsichtig, warum ein Konti­
nent wie beispielsweise Europa nicht 
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faltig sein sollte, neu virulent werdende 
und aufbrechende Kulturfronten inner­
halb des eigenen I..ebensraumes zu 
mäßigen und die Begegnung der viel­
fultigen Kulturen, die gerade Europa 
in sich birgt, produktiv zu wenden. 

Man könnte noch andere Pro­
blembereiche einander gegenüberstel­
len. Vielleicht ist das "Friedens­
projekt Welt", definiert im Sinne ei­
nes zeitgemäßen Friedenskonzeptes, 
noch eine Utopie. Aber das 
"Friedensprojekt Europa" im Sinne 
der Herausbildung eines einheitlichen 
Rechtsraumes, gemeinsamer Sicher­
heitsstrukturen, eines gesamteuropäi­
schen Wirtschaftsraumes und eines 
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Raumes gelebter und erlebbarer kul­
tureller Koexistenz könnte demgegen­
über wirklich in absehbarer Zeit reali­
siert werden. Ohnehin ist der Welt­
frieden nur vorstellbar, wenn zu­
nächst einmal die einzelnen Regionen 
in der Welt, die in der Zukunft so 
wenig wie einzelne Gesellschaften 
noch von außen steuer- oder gar kon­
trollierbar sein werden, in den Dimen­
sionen von Recht, Sicherheit, Wirt­
schaft und Kultur friedensfahig wer ~ 
den, um schließlich als friedensför­
dernde Bausteine zu einer Weltfrie­
densordnung beitragen zu können. 

Foto: Brockmeier 
Weg zum Frieden: miteinander reden - aufeinander hören 

- einander ernst nehmen 
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" ... damit Friede wirklich wird" ­
Viele kleine Schritte zum Frieden 
Kurzbericht vom Kleinforum "Friede" 

Der frühere Nato-General 
Gerd Schmückle hat die UNO aufge­
fordert, weniger in militärischen Ka­
tegorien zu denken. Schmückle äu­
ßerte sich am Samstag auf dem Ka­
tholikentag skeptisch über die von der 
UNO praktizierte Interventions­
politik . Das Beispiel Somalia hat 
nach Ansicht Schmückles bewiesen, 
daß bei den betroffenen Völkern so­
fort die Erfahnmgen der Kolonialzeit 
wieder wach würden. Der ehemali&: 
Viersternegeneral plädierte dafur, 
Großregionen zu schaffen, die selbst 
fur die Friedenserhaltung sorgen soll­
ten . Das zusammenwachsende Euro­
pa sei das Modell fur eine solche 
Großregion. 

Für "viele kleine Schritte zum 
Frieden" plädierte der Präsident der 
deutschen Sektion der katholischen 
Friedensbewegung Pax Christi, der 
Trierer Bischof Hermann Josef Spi­
tal. Als Beispiele fur konkrete Schrite 
nannte er gemeinsames Beten, infor­
mation und Aufklärung über die Lage 
in anderen Staaten und Aktionen fur 

beit der israelisch-palästinensischen 
Friedeninitiative Neve Shalom. Die 
Gruppe sei aus der Erkenntnis ent­
standen, daß Schluß sein müsse mit 
den gegenseitigen Schuldzuweisun­
gen . Der Friedensprozeß im Nahen 
Osten sei, so Frau Farhat Nasa, erst 
so spät in Gang gekommen, "weil wir 
zuwenig voneinander gewußt haben". 
Der größte Feind des Friedens sei die 
Unwissenheit. Die Bewohnerin der 
Westbank bedauerte, daß das is­
raelisch-palästinensische Friedensab­
kommen noch keine Verbesserungen 
fur die Menschen in den besetzten Ge­
bieten gebracht habe. 

(}!Jfn;re (j.ott, nimm '.Du von i 

. miT 

aife.s, was irIic.k werufet von '! 
'lJiT_ . 

'0 mire (jott,' wJI(stgif!en triir" 
;was irticfi {ehrt a$;e1i:,zu '~iT. , 

O~"e (jOtt, niitf/1.t 1ftic1i. iiuCfi.:. 
die Länder der sogenannten Dritten , ijjk 
Welt. Als das "Ergebnis kleiner ,iJ.tlIf'fjw TIli.c!t.ganz zu eitfhJ-
Schritte" bezeichnete Sumaya 

. 'lJiT. . .. . "~.Farhat-Naser, eine Palästinenserin 
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. ,'>i, .>von der Westbank, die Friedensar­
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... damit Menschheit überlebt ­
Plädoyer für Friedenskonferenz 
der Religionen 
Ein Expertentalk auf dem Katholikentag in Dresden 

Die deutschen Bischöfe sind in 
Dresden von Teilnehmern des Katho­
likentages mit Nachdruck aufgefor­
dert worden, eine friedensstiftende 
Konferenz der Religionen in Bosnien 
möglichst mit dem Papst durchzuset­
zen . Unterstützt wurde rue Forderung 
der Katholiken vom früheren stell­
vertretenden Nato-Kommandeur 
Gerd Schmückle. Angesichts der tie­
fen . Religiosität aller drei am Krieg 
beteiligten Völker zeigte eine große 
religiöse Demonstration sicherlich 
Wirkung, erklärte der General. Von 
den USA als einziger verbliebener 
Großmacht ·und nach dem Versagen 
der UNO forderte Schmückle den 
Entwurf einer neuen Weltordnung so­
wie die Abschaffung der Atomwaf­
fen . Das auf dem Weg zu r Einheit 
befindliche Europa könnte ein welt­
weites Friedensmodell abgeben. Dar­
uber hinaus wurden beim Ka­
tholikentag auf Umweltforen die Teil­
nehmer aufgefordert, mit eigenem 
Konsumverzicht das Überleben der 
Menschheit zu fördern. 

Der Trierer Bischof und Präsi­
dent der katholischen Friedens­
bewegung Pax Christi, Herrnann-

Josef Spital, forderte internationale 
Verfahrens ordnungen fur das Zusam­
menleben mit Minderheiten. Der Kli­
ma- und Umweltexperte Reinhard 
Loske MuppertaJ) verwies darauf, 
daß ein Chinese mit zwei Tonnen 
KOhl endi1XYd, ein US-Amerikaner 
aber mit 20 Tonnen zur Umwelt­
belastung beitrage. Das zeige jeder­
mann, daß die Industrieländer über 
die Verhältnisse der Erde lebten. Der 
Moraltheologe Philipp Schmitz SJ 
(Frankfurt) betonte, das neue Um­
weltverhalten im Interesse des Über- . 
lebens der Erde müsse mit lauter klei­
nen persönlichen Beiträgen hegumen. 
Prof. Wilhelm Ernst (Erfurt) erin­
nerte daran , daß die Menschenrechte 
unteilbar sind, ob krank, geschädigt, 
ungeboren, ob Mann oder Frau. 

Bischof Spital wies Kritik am 
Vatikan zurück, der deutliche Beden­
ken gegen das Dokument der bevor­
stehenden Kairoer Weltbevölkerungs­
konferenz geübt hatte. Auch die Kir­
che trete für Geburtenkontrolle ein. 
Aber der Papst sei aus guten Gründen 
dagegen, den Völkern der Dritten 
Welt einen neuen Kolonialismus auf­
zudrängen und ilmen vorschreiben zu 
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lassen, wieviele Kinder sie haben dür­
fen. Das beste Mittel gegen die Über­
völkerung der Erde sei Bildung und 
sozialer Fortschritt. Unterstützung 
fand der Bischof beim Umweltex­
perten Loske. Für das Verhindern ei­
ner Bevölkerungsexplosion gebe es 
kein Patentrezept, und schon gar 
nicht sei das Verteilen von Kondomen 
eine Lösung. Die Entwicklungsländer 
selber müßten ihren Beitrag leisten 

und ungerechte innere Strukturen ver­
ändern. So dürfe nicht übersehen 
werden, daß es etwa in Indien eine 
bessergestellte Mittelschicht von etwa 
300 Millionen Menschen gebe. Auch 
diese hätten eine Verantwortung für 
die Armen. Eindeutig sei jedoch, daß 
die Ressou rcen der Erde für 14 Mi lli­
arden Menschen nicht ausreichen 
würden, so Loske. (ZdK) 

~>JI'<"'...----- 92~q:
Themenkreis ~f994 .._~
" ... damit Glaube wächst" 
Ansprache des Prager Erzbischofs Miroslav Vlk bei 
der Hauptveranstaltung am 2. Juli 1994 

Liebe Freunde hier in Dresden! 

Ich spreche zu Ihnen als Tsche­
che, als ein Bruder aus dem Nach­
barl and und als Bischof, der mit ih­
nen Glauben und Einheit wagen 
möchte. 

Schreckliche Zeiten liegen hinter 
uns. Der Terror der Nazis hat unser 
tschechisches Land überrollt und viele 
Unschuldige, zu Zehntausenden, dar­
unter auch viele Juden, in den Tod 
gebracht. Wlf Tschechen haben unse­
rerseits viele unschuldige Deutsche 
nach dem Krieg aus ihrer angestamm­
ten Heimat bei uns vertrieben. Der 
Kommunismus zerstörte in unserem 

Land in der Nachkriegszeit die tiefsten 
Werte der Bruderliebe und der Men­
schenwürde. Die Kirche wurde zum 
Schweigen gebracht. Viele Priester 
und Gläubige kamen ins Gefangnis . 
Und beim Prager Frühling 1968 muß­
ten wir erleben, daß sowjetische Trup­
pen zusammen mit Soldaten aus ande­
ren kommunistischen Staaten, darun­
ter auch aus der DDR, bei uns die 
gerade neu aufkeimende Freiheit zer­
störten. Auch ich durfte damals nicht 
mehr öffentlich als Priester arbeiten 
und mußte mich als Fensterputzer auf 
den Straßen Prags durchschlagen. 
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Damals durfte ich eme Erfah­
rung machen, die ich Umen heute mit­
teilen möchte - eine Erfahrung, die so 
tiefgreifend ist, daß ich Umen wirk­
lich als Bruder begegnen kann. 

Im Untergrund machte ich mit 
meinen Freunden die Erfahrung, daß 
der Glaube wachsen kann . Es ist fur 
mich noch heute beeindruckend, wie 
der Glaube an Jesus Christus uns von 
Angst und Engherzigkeit frei gemacht 
hat. Wir konnten eine Gemeinschaft 
bilden, wo einer den anderen unter­
stützte. Von außen besehen war dieses 
Leben sehr schwer. Von innen her be­
trachtet, war es echt und erfullend, 
weil dieses Leben ganz am wesentli­
chen, ganz an Gott orientiert war. 
Wenn ich diese Erfahrung heute bei 
Umen charakterisieren soll, möchte 
ich sie - ein Wort des verstorbenen 
Bischofs Klaus Hemmerle aufgrei­
fend - die Erfahrung von Wegge­
meinschaft nennen . 

Es war eine Weggemeinschaft im 
Glauben. Wir konnten jeden Tag be­
merken, daß es stimmte, was Jesus 
seinen Jüngern versprochen hatte: 
"Wo zwei oder drei in meinem Namen 
versammelt sind, da bin ich in ihrer 
Mitte. " Er war bei uns in unserer Mit­
te. Wir hatten keine Angst, auch wenn 
wir unsere Position verloren oder ins 
Gefiingnjs kamen. Nach außen hin 
ohne Sicherheit, war dieser Christus 
fiir uns echte Sicherheit und Kraft. 
Wir entdeckten das , was wir aus der 
Bibel heraus schon wußten: Als das 
Boot mit den Jüngern im Sturm unter-
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zugehen drohte, war Jesus bei ihnen 
und schenkte Sicherheit. Als die Jün­
ger kein Brot hatten, sorgte Jesus für 
sie auf seine Weise. So entfaltete bei 
uns das Wort der Bibel eine besondere 
Dynamik 

Besonders wichtig war fiir uns 
Jesu Wort von der Feindesliebe, die 
sogar denen Gutes zu tun, die einen 
hassen. Wir erlebten ganz persönlich, 
wie das Evangelium uns vom Haß 
befreite. Das Evangelium brachte uns 
auf den Weg zum Bruder und zur 
Schwester. Es machte uns bereit, mit 
ihnen zu teilen. Das Evangelium öff­
nete uns fiir die Not und die Fragen 
auch vieler nicbtglaubender Men­
schen. 

Wir konnten uns Init vielen auf 
den Weg machen. Wir begannen mit 
denen, die guten Willens waren, zu­
sammenzuarbeiten fur die Freiheit, 
fur die Solidarität, fur die unverstellte 
Wahrheit. 

Durch diesen Weg miteinander 
wurden viele auf Gott aufmerksam. 
Sie entdeckten, daß Gott auf der Seite 
des Menschen steht . Sie konnten an­
fangen , zu glauben und nach dem 
Evangelium zu leben. So machte ich 
die Erfahrung, daß der Glaube 
wächst, gerade bei Menschen, die 
noch nie etwas Gutes von Gott gehört 
hatten. 

Wenn es wegen der dauernden 
Unterdrückung durch die damaligen 
politischen Kraften nicht weiterging 
und wir am Ende waren, hat der Blick 
auf den Gekreuzigten uns aufgerich­
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tet und uns durchhalten lassen. Unse­
re Weggemeinschaft konnte der unge­
rechten Gewalt standhalten, weil wir 
durch die Gemeinschaft mit dem ge­
kreuzigten Christus die Kraft fanden, 
lieber dem Tod ins Auge zu sehen als 
Unrecht zu tun. 

Die Erfahrung der Weggemein­
schaft ist fur die Menschen unserer 
Zeit von entscheidender Bedeutung. 
Im Zeitalter der Kommunikation kann 
der suchende Mensch am besten Gott 
finden, wenn er im Alltag, an der SteI­
le, wo er lebt und arbeitet, Menschen 
begegnet, die aus dem Glauben leben 
und von ihm sprechen. Der suchende 
Mensch ist darauf angewiesen, daß er 
einen Weg gehen kann . Der suchende 
Mensch braucht dabei die Wegge­
meinschaft von Christinnen und 
Christen in seiner Nähel Darum 
möchte ich Sie bitten, wenn Sie das in 
Ihrem Herzen spüren: Machen Sie 
sich selber auf den Weg in Thren Ge­
meinden und Verbänden und bilden 
Sie Weggemeinschaften, wo Sie mit­
einander überlegen, wie Sie das 
Evangelium heute leben können. Nur 
so kann der Glaube wachsen. 

Der Weg ist das Modell fur die 
Kirche. Sie ist ja das pilgernde 
Gottesvolk aufdem Weg der Mensch­
heit. Vergessen wir nicht: J esus Chri­
stus hat: sich als erster auf den Weg 
gemacht Er ist auf uns Menschen 
zugekommen, um mit uns eine solche 
Weggemeinschaft zu bilden. Er zeigt 
die Richtnog an. Die Grafik auf der 
Bühne hinter mir deutet dies an. Wenn 

wir uns dem gekreuzigten und auf­
erstandenen Christus zuwenden, an 
ihn glauben, können wir inmitten von 
tausenderlei Zweifeln miteinander le­
ben und jegliche Entfremdung über­
winden. So können wir, wie dies die 
Pfeile im Kreuz anzeigen, in unserer 
Umgebung, in der Welt Zeugnis von 
Jesus Christus geben. 

Darum mächte ich diesen Herrn 
jetzt im Gebet ansprechen. Ich tue es 
mit einem Gebet, das der verstorbene 
Bischof Hemmerle uns geschenkt 
hat: 

"Herr, schenke "ns 
Osteraugen, 

die im Tod bis zum Leben, 
in der SchuLd bis 
zur Vergebung, 

in der Trennung bis 
zur Einheit, 

in den WundeIl bis zur 
Herrlichkeit, 

im Menschen bis zu Gott, 
in Gott bis zum Menschen, 

im Ich bis zum Du 
zu sehen vermögen. 
Schenke uns dazu 

deine österliche Kraft!" 
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Treffpunkt 
"Konziliarer Prozeß" 

Friedenssicherung 
nicht nur eine militärische Frage 
"Keine Gewalt" - oder: Ist die Institution des Krie­
ges zu überwinden? 
Kurzbericht 

Auch in absehbarer Zukunft 
bleibt die moralische und politische 
Ächtung des Krieges nach Überzeu­
gung von Dr.Thomas Hoppe vom 
Institut für Theologie und Frieden 
in Barsbüttel eine friedensethische 
Hauptaufgabe. Auf dem Katholiken­
tag in Dresden sagte Hoppe, es gelte 
zusätzlich nach Wegen zu suchen, die 
den Rückgriff auf gewaltsame Mittel 
der Gegenwehr auch dort überflüssig 
machen, wo sich nationale Akteure 
nicht an das internationale Gewalt­
verbot gebunden fuhlten. Er forderte 
eine "präventive Diplomatie" und 
eine Gesamtkonzeption von Politik, 
die an einer Bekämpfung von 
Konfliktursachen orientiert sei und 
die den Vorrang vor Strategien der 
Schadens bekämpfung haben müsse. 
Gleichzeitig muß nach Ansicht 
Hoppes der pOlitische und rechtliche 
Minderheitenschutz wesentlich ver­
bessert werden. Außerdem müsse der 

Protest gegen das, was menschliches 
Leben geHünde oder zerstöre, ergänzt 
werden durch die Ausarbeitung von 
Modellen konkreten solidarischen 
Handelns und ziviler Friedensdienste. 
Die "Institution des Krieges" läßt 
sich nach Überzeugung des Wissen­
schaftlers nur dann überwinden, 
wenn ,,kleine Schritte zu mehr 
Friedensfahigkeit auf allen Ebenen 
als praktische Herausforderung" be­
griffen wird. (vollständiger Text des 
Referats siehe Seite 88-99) 

Die "Friedens arbeiterin" Chri­
stine Schweitzer beklagte bei einer 
anschließenden Diskussion in der 
Herz-Jesu-Kirche, daß Politiker bei 
Fragen der Sicherheit immer noch in 
militärischen Dimensionen dächten. 
Sie sprach sich dafür aus, daß auch 
Regierungen verstärkt die Friedens­
und Menschenrechtsgruppen m 
Konfliktländem unterstützen, um so 
gewaltsame Konflikte verhindern zu 
belfen. Rudolf Albrecht, evangeli­
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scher Pfarrer aus Dresden, zeigte 
sich empört darüber, daß "die Kirche 
immer noch den moralischen Senf zur 
kriegerischen Wurst" liefere. Dage­
gen fehle es an der Ermutigung der 
Kriegsclienstverweigerer durch die 
Kirchenleitungen. Nach Darstellung 
des Generalsekretärs der deutschen 
Sektion der katholischen Friedens­
bewegung Pax Christi, Joachim 
Garstecki, entstammt die vorrangige 
Option fur Gewaltfreiheit der Ein­
sicht der Christen in der DDR. Diese 
Option bleibe weiterhin eine wichtige 
Perspektive und gehöre nicht "aufden 
Müllhaufen der Geschichte". 

Garstecki bemerkte angesichts 

der niedrigenTeilnehmerzahl bei dem 
Forum von rund 100 Zuhörern, die 
Frage der Friedensverantwortung in 
der Kirche dürfe nicht allein bei den 
katholischen Soldaten beheimatet 
sein. Bei dem von dem katholischen 
Hochschullehrer Heinz-Günter 
Stob be moderierten Gespräch forder­
te schließlich der Geschäftsführer 
der internationalen kirchlichen 
Friedensvereinigung "Church in 
peace", Gordon Matthews, eine kla­
re Absage der Kirchen an "Geist und 
Logik des Krieges" und den Aufbau 
von Institutionen des Friedens etwa 
zur Förderung des freiwilligen Frie­
densdienstes. (ZdK) 

Folo: BrockmeIer Der KAS-Stand im GKS-Zelt 
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"Keine Gewalt" - oder: Ist die Insti­

tution des Krieges zu überwinden? 

Thomas Hoppe 

I. Ausgangssituation 
Mit dem weltgeschichtlichen Ein­

schnitt des Jahres 1989 wurden in- wie 
außerhalb Europas hohe Erwartungen 
geweckt, was die zukünftigen Mög­
lichkeiten fur eine friedlichere Gestal­
tung der politischen Verhältnisse be­
traf. Die deutliche Verringerung der 
herkömmlichen Ost-West-Konfronta­
tion hatte jedenfulls die große Mehr­
heit jener, die die politische Öffentlich­
keit repräsentieren, zunächst eher un­
erwartet, wohl vielJach auch unvorbe­
reitet getroffen. Erleichterung, neue 
Hoffhungen, ja auch Freude über das 
Ende mancher erzwungener Trennun­
gen durch künstliche Grenzziehungen 
prägten die Stinunungslage und das 
Lebensgefuhl der Menschen . 

Doch hatte diese Epochenwende 
noch eine weitere, friedensethiSChe 
Konnotation, zumal fuf die Kirchen. 
Schließlich lautete eine zentrale Forde­
rung der Ökumenischen Versanunlun­
gen Ende der achtziger Jahre, es gelte 
die Institution des Krieges zu überwin­
den. Mit dieser Forderung war diejeni­
ge nach einer Überwindung der nu­
klearen Abschreckung eng verbunden . 
nenn die Risiken und Kosten dieser 
Weise der Kriegsverhütung erschienen 
zu hoch, um ethisch auf längere Zeit 
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erträglich zu sein. Ja mehr noch: der 
Konziliare Prozeß lebte aus dem Be­
wußtsein, daß die Zeit dränge; daß 
jene "Atempause" zu Ende zu gehen 
drohe, die ein prekärer Abschrek­
kungsfrieden vierzig Jahre tang ge­
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währt hatte. Schneller als erwartet 
schien nun ein gut Teil dieses frie­
densethischen Engagements belohnt 
worden zu sein. 

In der Welt des Jahres 1994 fin­
den sich jedoch gerade in friedens­
politischer Hinsicht viele der damali­
gen Hoffuungen und Visionen ent­
täuscht. Zwar ist vor allem die nuklea­
re Bedrohung, die mit dem Ost-West­
Antagonismus verbunden war, wenn­
gleich nicht beseitigt, so doch gegen­
über früheren Zeiten in ihrer politi­
schen Bedeutung wesentlich reduziert. 
Aber gleichzeitig wurde Europa selbst 
Zeuge einer Entwicklung hin zu neuen 
gewalttätigen Auseinandersetzungen, 
zu regional begrenzten Bürgerkriegen 
und Kriegen. Sie lassen die These 
plausibel erscheinen, daß die Drohung 
mit dem nuklearen Megatod vorerst 
durch die Realität des gewöhnlichen 
Leidens und Sterbens in konven­
tionellen Kriegen verdrängt worden 
ist. Der neuen friedenspoijtischen 
"Grundphilosophie", die in der "Char­
ta von Paris" von den Teilnehmerstaa­
ten der KSZE Ende 1990 feierlich be­

schlossen worden war, sind die not­
wendigen Schritte zeitgerecbter Um­
setzung nicht gefolgt. Zwar ist anzuer­
kennen, daß erste Konsequenzen aus 
den Prinzipien der Charta durchaus 
gezogen wurden . Doch gleichwohl öff­
net sich zunehmend die 'Schere zwi­
schen der Effizienz politischer Rege­
lungsmechanismen auf der einen Seite 
und dem Bedarf an Regelungs- und 
Bewältigungskompetenz fur regionale 

Krisen- und Koniliktsituationen auf 
der anderen. 

Gleichzeitig mit diesen Entwick­
lungen werden wir immer mehr der 
Tatsache gewahr, daß der Begriff ,,si­
cherheit" heute ungleich breiter zu 
definieren ist, als es in der jüngsten 
Vergangenheit erforderlich schien. 
Die heuristisch nützliche Unterscbei­
dung zwischen den Aufgaben der 
Friedenssicherung und der Friedens­
förderung läßt sieb weniger denn je 
trennscharf ziehen . Versäwnnisse auf 
dem Feld der Friedensförderung, der 
Kriegsursachenbekämpfung, haben 
unmittelbare Rückwirkungen auf die 
Chancen der Kriegsverhütung. Zwi­
schen dem Erhalt des politischen 
Friedens, der Verwirklichung elemen­
tarer Forderungen internationaler wie 
nationaler Gerechtigkeit und der Be­
wahrung der Lebensgrundlagen fur 
künftige Generationen bestehen viel­
fältige Bezüge und Querverbindun­
gen. Auf diese Trias lassen sich auch 
die wichtigsten Einzeldimensionen 
des heutigen Friedensproblems bezie­
hen: 

1. 	 Die wirtschaftlich-soziale Di­
menSIOn 

Sowohl in den Staaten Ost­
europas wie in den Ländern der Zwei­
Drittel-Welt vollzieht sich der Prozeß 
wirtschaftlicher wie sozialer Konsoli­
dierung erheblich langsamer und ist 
von wesentlich mehr Schwierigkeiten 
begleitet, als es nach 1989 erwartet 
wurde. In heiderlei Hinsicht hatten 
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sich damals wichtige Rahmendaten 
verändert. Für die Lebensbedingun­
gen der Menschen im Süden glaubte 
man Besserung erhoffen zu dürfen, 
seit diese aus der Rolle politischer 
oder militärischer Ersatzschauplätze 
fur Ost-West-Auseinandersetzungen 
befreit waren, die in der Kernzone des 
Konflikts nicht ausgetragen werden 
konnten. In der Zwischenzeit wurde 
demgegenüber immer deutlicher 
sichtbar, daß wirtschaftliche und so­
ziale Entwicklung von komplexeren 
Hemmnissen bedroht sind als ledig­
lich der Projektion von politischen 
Auseinandersetzungen aus anderen 
Teilen der Welt. Konflikte um regio­
nale Vorherrschaft, aber auch Stam­
mesrivalitäten um die Teilhabe an der 
politischen Macht innerhalb eines na­
tionalstaatiichen Territoriums spielen 
eine eigenständige, folgenreicbe Rolle 
bei der Verzögerung, ja manchmal 
Verhinderung von Entwicklung. Die 
jüngsten Ereignisse in Ruanda stehen 
beispielhaft fur solche Zusammen­
hänge, in denen durch den Griff zur 
Gewalt allzu häufig jeder zwischen­
zeitlich erreichte Fortschritt in kürze­
ster Frist wieder zunichte gemacht 
wird. Gewaltsam ausgetragene Kon­
flikte lösen zudem regelmäßig .große 
Flüchtlingsströme aus, die gerade in 
den oftmals selbst verarmten Nach­
barstaaten, die die Erstaufnahme­
länder solcher Migratidrsbewegun­
gen smd, zu emer weiteren Verschär­
fimg der sozialen Not beitragen. 

In Osteuropa hängen die Aus­

sicbten wirtschaftlicher und sozialer 
Konsolidierung vor allem davon ab, 
ob und wie die Aufgaben der innen­
politischen Stabilisierung, besonders 
der Entwicklung rechtsstaatlicher und 
demokratischer Regierungsformen, 
bewältigt werden. Das Wiederer­
starken politischer Bewegungen, die 
explizit oder implizit die Grund­
philosophie des demokratischen Sy­
stems zurückweisen, muß somit aus 
sozial- wie aus friedenspolitischer 
Perspektive gleichermaßen besorgt 
machen. Es wirft nicht zuletzt die 
Frage auf, ob die politisch und wirt­
schaftlich starken weltpolitischen Ak­
teure alles ihnen· Mögliche getan ha­
ben und tun, um die mancherorts be­
drohten reformwilligen Kräfte zu 
stützen. Für eine europäische Frie­
densordnung wäre es kontraproduk­
tiv, die innenpolitische Resonanz sol­
cher Parteien und Gruppierungen zu 
fördern, deren politische Programma­
tik eher vom Gedanken der Abgren­
zung gegenüber einer integrierten eu­
ropäischen Ordnung geprägt ist. 
Zwar darf keinem Staat das prinzipi­
elle Recht auf politische Selbstbe­
stimmung bestritten Oder beschnitten 
werden . Doch um so mehr ist auf die 

. Folgen hinzuweisen, die eine kurz­
sichtige politische Strategie nationa­
ler oder gar nationalistischer Identi­
tätsbestimmung nach sich ziehen 
könnte. 

Westeuropa sieht seme eigene 
wirtschafts- und sozialpolitische Ent­
wicklung primär durch die Auswirkun­



91 Auftrag 213 

gen der Migrationsströme bedroht, die 
weltweit zu beobachten und in ihrer 
Größenordnung tatsächlich ohne histo­
risches Beispiel sind. In der Problema­
tik einer sozial gerechten Einwan­
derungs- und Asylpolitik liegt eine der 
größten zukünftigen Herausforderun­
gen fuf jede europapolitische Gesamt­
konzeption. Dabei entstehen die ent­
scheidenden Triebkräfte und Katalysa­
toren jener Bevölkerungsbewegungen 
gerade daraus, daß diejenigen Errun­
genschaften, aufdie die hochentwickel­
ten Länder Europas zu Recht stolz sind, 
weltweit größtenteils noch der Realisie­
rung harren: eine insgesamt verläßliche 
politische Grundstruktur der Gewalten­
teilung und -kontrolle, der grundrechtli­
chen Begrenzung exekutiver Macht­
ausübung, der Monopolisierung von 
Gewaltanwendung beim Staat, eines 
funktionierenden S ysterns sozialstaat­
licher Absicherungen. Wo alI dies fehlt, 
droht nicht nur ständig ein Rückfall in 
gewaltförmige politische Auseinander­
setzungen, es ist letzten Endes die staat­
�iche Grundfunktion einer Sicberung 
elementarer Überlebensbedingungen 
selbst gefuhrdet Eine Politik, der es 
darum gebt, Fluchtursachen konse­
quent zu bekämpfen, bedarf darum ei ­
nes ~omplexen Ansatzes auf mehreren 
Ebenen; vor allem muß ihr daran liegen, 
daß sie kohärent durchgeführt ,vird und 
der Gefahr gegensteuert, daß sinnvolle 
Maßnahmen auf einem Sektor durch 
parallele Aktivitäten auf anderen wie­
der unterlaufen werden. 

2. 	 Die ökologische Dimension 

Immer mehr erweist sieb, auch 
unter einer friedensethischen Per­
spektive, die EntwickJ\illg durcb­
haltbarer, umweltverträglicher For­
men des Wirtschaftens als zentrale 
Herausforderung an die Gestaltungs­
und Steuerungsfahigkeit internatio­
naler Politik . Eine Rückschau auf das 
in der Zeit seit dem "Erdgipfel" in Rio 
1992 auf diesem Feld Geleistete bzw. 
Versäumte wird die Besorgnis, daß 
das Notwendige zu spät oder gar 
nicht begonnen werden könnte, nur 
vertiefen können. Dabei wissen wir 
mittlerweile durchaus, in wie starkem 
Maße ökologische Belastungen, ja 
Raubbau an den natürlichen Lebens ­
grundlagen, gerade in den Ländern 
außerhalb der wirtschaftlich prospe­
rierenden Zonen des Globus oftmals 
direkte Konsequenzen bitterer Armut 
und Not sind. Vor allem aber muß 
besorgt machen, daß Konzepte, die 
dieser Not abhelfen könnten, ~aum 
erkennbar sind. Sicher müßte ein Ent­
wickJungsmodell, das etwa den Le­
bensstil der Mehrheit der Menschen 
in den entwickelten Ländern Europas 
im Weitmaßstab generalisieren woll ­
te, die ökologischen Belastungsgren­
zen der Erde bei weitem überschrei: 
ten . Aber wie weit ist die umgekehrte 
Konsequenz daß es mehr darauf an­
käme, wirtschaftliches Wachstum in 
den entwickelten Ländern unter das 
Primat einer Selbstbegrenzung im In­
teresse eines global verstandenen so­
zialen Wohls zu stellen - politikrahig 
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in unserem eIgenen Land? Und wo 
finden sich die Träger desjenigen so­
zialen Ethos, ohne welches eine sol­
che Korrektur von Interessenwahr­
nehmungen und Bewußtseinslagen 
kaum vorstellbar erscheint? 

3. 	 Das Fehlen verläßlicher Struk­
turen kooperativer und kollek­
tiver Sicherheit 

Verschärft wird die friedenspo­
litische Brisanz der genannten 
Problemkomplexe vor allem dadurch, 
daß weltweit wie regional die beste­
henden sicherheitspolitischen Arran­
gements unzureichend erscheinen. Im 
europäischen Raum bleiben die Me­
chanismen und Kompetenzen der 
KSZE noch deutlich hinter dem zu­
rück, was von der Zielperspektive ei­
nes Systems kollektiver Sicherheit her 
zu fordern wäre. Dies gilt insbesonde­
re fur die begrenzte Reichweite der 
Prozeduren nichtmilitärischer Kon­
fliktbearbeitung und friedlicher Streit­
beilegung. Darüber hinaus stehen der 
KSZE nur schwache Machtressourcen 
zur Verfugung - trotz ihres Bedeu­
tungsanspruchs als regionale Abma­
chung gemäß Art. 52 der UN-Charta. 
Gerade fur den sicherheitspolitischen 
Bereich gilt, daß die Rolle der KSZE 
entscheidend durch die politischen Op­
tionen der in ihr zusanunentreffenden 
Nationalstaaten bestimmt und von hier 
her begrenzt wird. Die Asymmetrien 
regionaler wie globaler Machtvertei­
lung bilden sich entsprechend in der 
Weise der BescWußfassung in den ein-
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scWägigen Gremien ab. Ob friedens­
politische Konsense im KSZE-Rab­
men praktisch durchgesetzt werden 
können, hängt infolgedessen wesent­
lich davon ab, wie weit sich einzelne 
Akteure in ihrem jeweiligen Einflußbe­
reich an diese Übereinkünfte gebunden 
fuWen. 

Auch auf globaler Ebene ist die 
eigenständige Rolle und Bedeutung 
internationaler Organisationen nach 
wie vor zu schwach ausgeprägt; sie 
sind aus eigener Kraft weitgehend au­
ßerstande, in den brisanten Konflikt­
zonen der ,,neuen Weltunordnung" 
wirksam in friedenserhaltender Ab­
sicht tätig zu werden. In der heutigen 
Verfassung der UN selbst erscheint 
überdies das Problem globalpoliti­
scher Machtasymmetrien gewisserma­
ßen festgeschrieben. Dies gilt fur die 
Zuordnung der Kompetenzen von Si­
cherheitsrat und Generalversanun­
lung, vor allem aber fur die unter­
schiedliche Stellung der ständigen und 
nichtständigen Mitglieder des Sicher­
heitsrates selbst Aufgrund ihres Veto­
rechts verfugen die ständigen Ratsmit­
glieder im Prinzip über die Möglich­
keit, jeden gegen ihre Interessen ge­
richteten Beschluß dieses Gremiums 
zu blockieren. Der Idee kollektiver Si­
cherheit kann aus dieser Konstruktion 
erheblicher Schaden entstehen, weil 
das Prinzip der Gleichbehandlung ver­
gleichbarer Konfliktsituationen da­
durch in Frage gesteUt ist. Diese Pro­
blematik wird noch verschärft, wenn 
sich im konkreten VoUzug einer UN­
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Mission der Eindruck verfestigt, daß 
die getroffenen Maßnahmen nur einer 
unzureichenden politischen KontroUe 
durch die zuständigen UN-Insti1l1tio­
nen unterliegen. 

11. 	 Unzureichende Hand­
lungsmöglichkeiten 
Der Schwäche internationaler [0­

sti1l1tionen zur Friedensbewahrung 
steht heute ein Konfliktpotential ge­
genüber, das neben dem herkömmli­
chen Muster zwischenstaatlicher 
Auseinandersetzungen vor allem von 
Herausforderungen durch innerstaat­
liche Destabilisierungen gekennzeich­
net ist. Solche Instabilität ergibt sich 
hauptsächlich aus zwei Ursachen: 
zum einen kann sie durch den zerbre­
chenden Konsens der ethnischen oder 
religiösen Gruppienmgen hervorge­
rufen werden, die den bisherigen 
Staat getragen haben. 1m äußersten 
Fall , besonders bei Formen gewaltsa­
mer Eskalation, kann auf diese Weise 
das Fortbestehen bisheriger staatli­
cher Einheiten selbst in Frage gestellt 
werden . Zum anderen begegnen mas­
sive Menschenrechtsverletzungen 
und brutale Repression innerhalb dik­
tatorisch regierter Staaten zunehmend 
in einem Ausmaß, das es wenigstens 
unter ethischer Rücksicht angeraten 
oder sogar geboten erscheinen läßt, 
nach Möglich.kei ten des Einschreitens 
hiergegen zu suchen. 

Politische Debatten um bewaff­

nete Interventionen dürfen jedoch 
nicht davon ablenken, daß es zu­
nächst der friedensethisch primären 
Pflicht zu politischer Krisenprä­
vention und nichtrnilitärischer Kon­
fliktbearbeitung zu entsprechen gilt. 
An der vorrangigen Option für 
gewaltfreie Konfliktlösungen gilt es 
festzuhalten, auch und gerade ange­
SIchts der gegenwärtigen Herausfor­
derungen. Zwar machen die Befur­
worter von bewaffneten Interventio­
nen regelmäßig geltend, daß politi­
scher und ökonomischer Druck dort 
an deutlich erkennbare Grenzen sto­
ßen, wo kriegerische Auseinanderset ­
zungen bereits begonnen haben. Dies 
ist ein starkes Argument, denn es 
weist zu Recht darauf hin, daß 
gewaltfreie oder -arme Reaktionen 
auf vorgängige Gewalt ihr Ziel : die 
Eindämmung oder Beendigung dieser 
Gewaltanwendung, verfehl en können. 
Aber gerade deswegen ist zurückzu­
fragen, wie weit politische Versäum­
nisse in der Vergangenheit fur die 
schwache Rolle solcher gewalt­
minimierender Strategien direkt ver­
antwortlich sind; sei es dadurch daß 
sie Rechtsübergriffe und Ge:valt­
politik ermutigt oder überhaupt erst 
möglIch gemacht haben - sei es da­
durch, daß Politik entscheidende 
Chancen ungenutzt ließ, die Instru­
mente und Institutionen verregelter 
Konfliktaustragung aufzuwerten . Ge­
wiß mag in der konkreten Entschei­
dungsituation diese Überlegung ana­
chronistisch anmuten; wie immer die 
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Vergangenheit politisch und ethisch 
einzuschätzen sein mag, gehandelt 
werden muß hier und jetzt. Aber gera­
de !Ur eine mittel- und längerfristig 
orientierte Politik muß gelten, daß 
eine ihrer wichtigsten Aufgaben darin 
besteht, Situationen gar nicht erst ent­
stehen zu lassen, in denen jede mögli­
che Handlungsoption tief problema­
tisch wird . 

Insbesondere unter der Rücksicht, 
gewaltorientiertes politisches Handeln 
jedenfalls nicht zu fördern, erweist 
sich die Praxis fortgesetzter weltweiter 
Verbreitung moderner Rüstungsgüter 
als kritikwürdig. Die Vorgeschichte 
des zweiten Golfkriegs ist neben ande­
rem auch ein Lehrstück darüber, wie 
der kriegerische Austrag politischer 
Konflikte durch die leichte Verfiigbar­
keit fast jeder Art von Bewaffnung ent­
scheidend begünstigt werden kann. 
Auch jene Fonnen innenpolitischer 
Repression, die eme unter 
Menschenrechtsgesichtspunkten uner­
trägliche Lage heraufbeschwören kön­
nen, werden dadurch erleichtert, daß 
sich derartige Güter problemlos be­
schaffen lassen. Diejenigen politischen 
Kräfte, die fur solche Unterdrückungs­
maßnahmen verantwortlich sind, wer­
den auf diese Weise zusätzlich stabili­
siert. Friedenspolitisch notwendig er­
scheint es daher, die Proliferation von 
Rüstungsgütern nicht noch zu erleich­
tern . Vielmehr ist auch weiterhin ziel­
strebig zu versuchen, politische und 
wirtschaftliche Kooperationspartner 
anf diesem Gebiet von der Bedeutung 

Auftrag 213 

restriktiver Standards !Ur die Kontrol­
le solcher Lieferungen zu überzeugen. 

Neben dem Imperativ, völker­
rechtswidrige Gewaltpolitik nicht 
durch eigenes Zutun zu erleichtern, 
steht das ethische Gebot, sie nach 
Kräften zu behindern und ihr entge­
genzuwirken. Es kann keine Rede da­
von sein, daß das auf diesem Feld 
Mögliche bereits getan werde und die 
vorhandenen Spielräume ausgeschöpft 
seien. Dies ist noch am wenigsten auf 
Defizite der in diesem Kontext not­
wendigen Theoriearbeit zurückzufiih­
ren. Die Auswertung bisheriger Erfah­
rungen mit den verschiedenen F onnen 
konf\iktpräventiver bzw -mindernder 
Vennittlungs- und ScWichtungs­
bemühungen hat bereits ein differen­
ziertes Instrumentarium an politischen 
Strategien hervorgebracht, die sich im 
Prinzip vor und während solcher Aus­
einandersetzungen nutzen ließen. 
Zwar stellen die neuen Konflikttypen, , 
mit denen wir heute konfrontiert sind, 
uns zum Teil vor veränderte For­
schungsfragen. Aber entscheidender 
dürfte sein, daß dem theoretischen Wis­
sen um Handlungsmöglichkeiten noch 
keine völkerrechtliche Verpflichtung 
entspricht, sie im Ernstfall tatsächlich 
ins Spiel zu bringen. Weder verfugen 
wir über eine obligatorische Schieds­

. gerichtsbarkeit noch über Streit ­
beilegungsmechanismen, die auch in 
den Kernfragen der territorialen Inte­
grität und nationalen Sicherheit ver­
bindlich zuständig wären. Ebenso we­
nig ist damit zu rechnen, daß es bald 
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zur Errichturlg eines Internationalen 
Strafgerichtshofs fur Verbrechen ge­
gen den Frieden und die Menschlich­
keit, d.h. zur Aburteilung massiver 
Menschenrechtsverletzungen kommen 
wird. Auch fehlt es vielfach an der 
Bereitschaft, die vorhandenen Institu­
tionen und Mechanismen innerhalb 
des Instrumentariums moderner Au­
ßenpolitik konsequent zu nutzen. Hin­
zu kommt deren mangelnde Ausstat ­
tung; so wird beklagt, daß die Zahl der 
professionell am Krisenmanagement 
der UN beteiligten Fachleute zu gering 
und ihre technisch-instrumentelle Aus­
rüstung mangelhaft seien, gerade im 
Vergleich zu den Kapazitäten der 
NATO oder der USA. 

• 	 Minderheiten 

Rechtlich wie politisch werden 
ferner die legitimen Anliegen von 
Minderheiten, besonders dasjenige der 
Wahrung ihrer kulturellen Identität, 
derzeit nur unbefriedigend berücksich­
tigt. Daß hier Reformbedarf besteht, 
scheint allgemeiner Konsens, unab­
hängig von der kontroversen Folge­
frage, welche rechtsteclmischen In­
strumente am ehesten Abhilfe schaffen 
könnten. Unzureichender Minderhei­
tenschutz ist ein wesentlicher Grund 
fuf die Eskalation politischer Konflik­
te in gewaltfönnigen Austrag. Gerade 
Bestrebungen, die auf Sezession ans 
hestehenden staatlichen Einheiten und 
auf Grenzrevisionen mit aller ihnen in­
newohnenden friedenspolitischen Pro­
blematik abzielen, werden dadurch 

erst ermutigt. Zu prüfen ist, wie weit 
etlmische Konflikte durch die Förde­
rung regionaler wirtschaftlicher Ent­
wicklung, durch großzügige Autono­
mieregelungen, föderale Strukturen 
und die Herstellung von "Körben" 
gemeinsamer Interessen der rivalisie­
renden Gruppen abgemildert werden 
können; sie könnten Chancen fur all­
seits tragbare Kompromisse unter dem 
Vorzeichen eines gerechten Interessen­
ausgleichs eröffuen. 

• 	 Embargo 

In fortgeschrittenen Stadien ei­
nes Konflikts, besonders dann, wenn 
die Schwelle zur Gewaltanwendung 
bereits überschritten wurde, werden 
seitens der Vereinten Nationen häufig 
Embargomaßnahmen als Alternative 
zur Formen militärischer Einwirkung 
beschlossen. Erfahrungen mit diesem 
Instrument sprechen allerdings dafur, 
daß es durchaus ambivalente Wirkun­
gen haben lind nur unter bestimmten 
Bedingungen semen intendierten 
Zweck erreichen kann. Zum einen 
braucht ein Embargo Zeit, bevor es 
sicb auswirken kann; solche Maßnah­
men wirken kaum kurzfristig und 
möglicherweise auch bei längerer 
Dauer nur unzureichend gegen Des­
poten, denen das Schicksal und die 
Lebensbedingungen des Volkes nicht 
viel bedeuten. Ein umfassendes Em­
bargo, das zu seiner Wirksamkeit ei­
nes möglichst allseitigen, dauerhaften 
Konsenses über die Einhaltung der 
beschlossenen Maßnahmen bedarf, 
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läßt sich eben deswegen leicht unter­
laufen. Dies gilt besonders dann, 
wenn die wirtschaftlichen und finan­
ziellen Verluste, die sich fur Nachbar­
staaten aus den Handelsbeschränkun­
gen ergeben, seitens der internationa­
len Gemeinschaft nicht ausgeglichen 
werden. Und schließlich trifft ein Em­
bargo, jedenfalls wenn es über eine 
reine Unterbindung von Waffenliefe­
rungen hinausgeht, weniger die Re­
gierenden oder Kombattanten als die 
Zivi lbevölkerung. Dies wurde bereits 
deutlich anläßlich des Embargos ge­
gen den Irak, und es läßt sich ebenso 
an den Folgen des Embargos gegen 
Rest jugoslawien aufzeigen. Zivilisten 
aber sollten, so einer der wichtigsten 
kriegsethischen Grundsätze, vor den 
Folgen eines nicht vermeidbaren be­
waffneten Konflikts so weit wie mög­
lich verschont werden. Insofern wird 
man feststellen müssen, daß auch und 
gerade in, konsequenten Vollzug eines 
umfassenden Embargos ein Gewalt­
potential ins Spiel gebracht wird, das 
schwerwiegende Übel fur Unheteilig­
te mit sich bringt. Sich zugunsten ei­
ner solchen Maßnahme anstalt fur 
eine militärische Option zu entschei­
den, ist also nicbt gleichbedeutend mit 
erner Wahl zwischen gewaltfreien und 
gewaltförmigen Strategien. Es läuft 
vielmehr auf eine Abwägung hinaus, 
mit welcher der beiden Optionen vor­
aussichtlich das größere Gewaltpo­
tential verbunden wäre. 

Die aktuelle Debatte um bewaff­
nete Interventionen der internationa­

len Staatengemeinschaft darf sich je­
doch nicht nur an der Frage orientie­
ren, ob ein solches Eingreifen als letz­
te Option zum Schutz grundlegen­
der Menschenrechte gerechtfertigt 
sein kann. Dies wäre allenfalls dann 
zu erwägen, wenn die konsequente 
Nutzung des Instrumentariums nicht­
militärischer Einwirkungsmöglich­
keiten sich als unwirksam erwiesen 
hat oder nur so langfristig zum Erfolg 
fuhren würde, daß bis dahin zu viele 
Opfer zu beklagen wären. Gerade um 
einem politischen Mißbrauch jedes 
Interventionsrechts zur Verfolgung 
rem nationalstaatlicher Interessen 
vorzubeugen, wäre es aber erforder­
lich, potentielle Rechtfertigungs­
gründe und Anlässe fur solches Ein­
greifen so präzise wie möglich zu de­
finieren. Das Nichteinmischungsge­
bot der UN-Charta erwuchs ja seiner­
seits nicht zuletzt aus negativen Er­
fahrungen, die in der Vergangenheit 
mit der Praxis sogenannter humanitä­
rer Interventionen gemacht wurden . 
Die UN-Völkerrechtskommission hat 
in diesem Sinn unlängst einen Ent­
wurf zu Grundsätzen der Staaten­
verantwortlichkeit vorgelegt. Neben 
dem Verbot von Angriffshandjungen 
stehen hier schwere Menschenrechts­
verletzungen bis hin zum Genozid im 
Zentrum der Überlegungen - und 
zwar ohne eine unmittelbare Bindung 
dieser Verbrechen gegen die Mensch­
lichkeit an zusätzliche regionale 
Friedensbedrohungen, die nicht im­
mer mit ihnen einhergehen müssen. 
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Vorgeschlagen wird auch, zur völker­
rechtlichen Kontrolle von Entschei­
dungen der Vereinten Nationen die 
Kompetenzen des Internationalen Ge­
richtshofs auszuweiten . 

Schließlich sollten globale wie re­
gionale Friedensordnungen grundsätz­
lich mehr vom Konsens der i1men un­
terliegenden Völker und Staaten getra­
gen sein als auf erzwungenen Struktu­
ren beruhen. Besonders ein Einsatz 
von Gewalt, der sich ausschließlich 
oder hauptsächlich gegen eine Seite 
richtet, kann die Akzeptanz einer zu­
künftigen Friedensregelung erschwe­
ren . In diesem Fall würde eine Inter­
vention zwar die Lage in einem Kon­
fliktgebiet möglicherweise kurzfristig 
stabilisieren können, aber die Chancen 
fur eine längerfristige Friedensstra­
tegie untergraben. Weil gerade bewaff­
nete Interventionen in der Gefahr ste­
hen, politisch und auch unter humani­
tärem Gesichtspunkt kontraproduktive 
Ergebnisse zu zeitigen, bedarf es nicht 
nur eines ausgearbeiteten politischen 
Konzepts mit dem Ziel einer Hilfe zur 
Selbsthilfe fur die Betroffenen. Dar­
über hinaus kommt es entscheidend 
auf eine nüchterne Kalkulation der 
Erfolgsaussichten gewaltrnindernden 
Einwirkens sowie der Möglichkeiten 
fuf die Beendigung einer Intervention 
zu akzeptablen Bedingungen an. Sie 
sollte nur erwogen werden, wenn sich 
realistischerweise davon ausgehen 
läßt, daß eine dauerhafte Befriedung 
der Konfliktregion im Rahmen einer 
allseits zustimrnungsfahigen neuen po­

litischen Ordnung mit einem bewaff­
neten Eingreifen von außen gefördert 
würde. 

111. 	 Konsequenzen 
Die bisherigen Überlegungen 

fuhren zu einigen Konsequenzen, die 
abschließend zusammengefaßt seien: 

(I) 	Die Entwicklung seit 1989 zeigt, 
daß auch in absehbarer Zukunft 
die moralische und politische 
Ächtung des Kriegs eine frie­
densethische Hauptaufgabe blei­
ben wird. Es gilt nicht nur dem 
Krieg als einem Mittel der Politik 
die Legitimation zu entziehen, 
sondern auch nach Wegen zu su­
chen, die den Rückgriff auf ge­
waltsame Mittel der Gegen­
wehr dort überflüssig machen 
können, wo sich nationale Akteu­
re an das internationale Gewalt­
verbot nicht gebunden fuhlen . 

(2) 	 Als negativer Imperativ ergibt 
sich daraus: die eigene politische 
Gesamtkonzeption darf 
friedenspolitische Ziele nicht 
konterkarieren; i1men kommt 
gerade im Fall von Konkurrenzen 
mit anderen partikularen oder 
sektoralen Interessen eine überge­
ordnete Bedeutung zu. Vor allem 
müssen Diskussionen über die 
Lieferbedingungen von Kriegs­
waffen und anderen rustungs­
relevanten Gütern in dieser Per­
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spektive gefuhrt werden. Es kann 
nicht als ethisch belanglos ange­
sehen werden, ob eine im Prinzip 
venneidbare Situation, in der 
dann Gegengewalt als letztes Mit­
tel erscheinen mag, durch kurz­
sichtige politische Entscheidun­
gen erst herbeigefuhrt wurde. 

(3) 	 Positiv gewendet, bedeutet dies : 
Präventive Diplomatie und eine 
Gesamtkonzeption von Politik, 
die an einer Bekämpfung von 
Konfliktursachen orientiert ist, 
müssen den Vorrang vor Stra­
tegien der Schadensbegren­
zung und humanitären Inter­
vention haben. Nur stichwört­
artig sei das hier zu bearbeitende 
Aufgabenfeld erumert: verläßli­
che Strukturen kooperativer und 
kollektiver Sicherheit sind auf­
und auszubauen, insbesondere 
effiziente politische Frühwarn­
systeme; ferner bedarf es einer 
Verbesserung des Krisenmana­
gements, verstärkter internatio­
naler Gesetzgebung und einer 
Sanktionsfahigkeit von krassen 
Verstößen gegen menschenrecht­
liehe Grundnonnen. Darüber 
hinaus gilt es dringend eine 
menschenrechtsgemaße, sozial 
gerechte und ökologisch verträg­
liche Entwicklungsstrategie aus­
zuarbeiten und politisch umzu­
setzen innerhalb wie außerhalb 
Europas . Der politische und 
rechtliche Minderheitenschutz ist 
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wesentlich zu verbessern . Neu 
entstehende staatliche Einheiten 
sollten nur unter strengen Bedin­
gungen hinsichtlich der Garantie 
von Menschen- und Minder­
heitenrechten internationale An­
erkennung fmden . Ohne \virksa­
men Einsatz fur das Recht und 
den Schutz der anderen Men­
schen entbehrt die Suche nach 
einem gerechten Frieden ihrer 
Glaubwürdigkeit. 
Für den innenpolitischen Um­
gang mit den ungelösten Proble­
men der Migration und der häu­
fig auf Migranten bezogenen Ge­
walttätigkeit heißt dies zumin­
dest: Es gilt, jene Allianzen der 
Solidarität stark zu machen, die 
sich gegen den unterschwellig 
bereits erschreckend oft propa­
gierten Trend zu rassistischen 
und nationalistischen Politikvor­
stellungen zur Wehr setzen. 

(4) 	 Dem Bemühen um friedliche 
Konfliktbearbeitung und Streit­
beilegung im politischen Raum 
müssen Strategien gewaltfreier 
Konfliktaustragung im gesell­
schaftlichen und individuellen 
Bereich entsprechen. Friedens­
erziehung, die auf eine Kultur 
der Gewaltlosigkeit gerichtet 
ist, wird dabei um die Frage nach 
emer notwendigen Änderung 
vorherrschender Lebenshaltun­

. gen nicht herumkommen. Frie­
densförderung bleibt eine gesell­
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schaftliehe Querschnittsauf­
gabe. Due Konzepte und Strate-I 
gien greifen nicht allein, ja viel­
leicht nicht einmal primär aufder 
Ebene der politischen Führungs­
eliten. Sie lebt davon, gesell­
schaftliche Räume zu schaffen, 
in denen sozial gerechte, gewalt­
freie Strukturen des Zusammen­
lebens, Vertrauen in Friedfertig­
keit und die Antizipation, wenn 
nicht das Ereignis von Versöh­
nung unter Gegnern erfuhrbar 
werden . Verantwortung im Be­
zugssystem "Gerechtigkeit 
Frieden - Bewahrung der Le­
bensgrundlagen" sollte deswegen 
nicht so übernommen werden, 
daß Sie sich auf Symbol­
handlungen, auf symbolische Po­
litik beschränkt. Der Protest ge­
gen das, was menschliches Leben 
gefahrdet oder zerstört, muß er­
gänzt werden durch die Ausar­
beitung von Modellen konkre­
ten solidarischen Handeins und 
ziviler Friedensdienste. 

Meine Antwort auf die eingangs 
gestellte Frage - "Läßt sich die Insti­
tution des Krieges überwinden?" lau­
tet also: Sie ließe SIch dann, aber auch 
nur dann überwinden, wenn die Not­
wendigkeit mühsamer täglicher An­
strengung um kleine Schritte zu mehr 
Friedensfahigkeit auf allen genannten 
Ebenen nicht nur deklaratorisch fest­
gehalten, sondern als praktische Her­
ausforderung begriffen würde. Sol­

ches Engagement fur eine friedlichere 
Welt braucht nicht davor zurückzu­
scheuen, auch den Zielkonflikten, 
Dilemmata und Aporien so vieler 
Handlungsoptionen ins Auge zu se­
hen. Sehr genau beschreibt der israe­
lische Schriftsteller Amoz Oz diesen 
Zusammenhang: 

"Als Erzähler und politisch akti­
ver Mensch muß ich mir unablässig 
in Erinnerung rufen, daß es ver­
gleichsweise einfach ist, Gut und 
Böse voneinander zu unterscheiden. 
Die eigentliche moralische Aufgabe 
aber besteht darin, zwischen ver­
schiedenen Grautönen zu unterschei­
den; das Böse in seinen Abstufungen 
wahrzunehmen; zwischen dem Bö­
sen, dem noch Böseren und dem 
AJlerbösesten zu differenzieren. "') 

In dieser Grundhaltung wird es 
vielleicht möglich, der Versuchung 
zur Resignation zu widerstehen und 
Wege zu finden , die - als "Hoffnung 
wider a lle Hoffnung" - immer wieder 
m.it dem Mut zum Weitergehen be­
schritten werden können . Denn vor 
der ethischen Entscheidung, diese 
Welt menscW icher zu machen oder 
aber sie m.it dem Rücken zu den in 
und an ihr Leidenden zu akzeptieren, 
stehen wir jeden Tag neu. 

. ) 	 Amoz _Oz. Friede und Liebe und Kom­
promiß. Rede aus Anlaß der Verleihung 
des Friedenspreises des Deutschen 
Buchhandels im Jahre 1992 , abgedruckt 
in : Frankfurter Rundschau 05.10.92, 10. 

http:05.10.92
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GKS und 
Militärseelsor­
ge auf dem 
Katholikentag 

Klaus Brand' 

Nicht die Selbstdarstellung war 
Ziel auf diesem Katholikentag, son­
dern die Gestaltung der Einheit im 
militärischen Bereich - sowohl bei 
dem Aufeinanderzugehen und gegen­
seitigen Annehmen von alten Bundes­
wehr- und übernommenen ehemali­
gen NVA-Soldaten als auch von 
NATO- und früheren Warschauer­
Pakt-Angehörigen. 

Die beiden in der "Kirchenmeile" 
zentral gelegenen Zelte der GKS und 
der Militärseelsorge waren hiemr ein 
geeigneter Platz. In einem dreitägigen 
Simulationsspiel "Politik und interna­
tionale Sicherheit (POL&IS) der 
GKS wurde eine Gruppe von ca. 30 
Mitspielern drei Tage lang mit Fragen 
internationaler Beziehungen in Pol i ­
tik, Wirtschaft und Sicherheit kon­
frontiert. Bw-Soldaten, Zivildienst­
leistende, ein ungarischer Soldat und 
Militärpfarrer konnten unter der en­
gagierten Anleitung von Major 
Schmidt, Akademie der Bundeswehr 
fur Information und Kommunikation 
in Strausberg, sowie dem Jugend­
offizier Hauptmann Schneider lernen, 
wie christliche und ethische Forde­

rungen in politisches Handeln umge­
setzt werden können. Das Spiel fand 
bei den Teilnehmern und den vielen 
Besuchern Anklang und reges Inter­
esse . Es machte auch manchen nach­
denklich darüber, wie schwierig es in 
der Politik ist, Forderungen und man­
nigfaltige Interessen unter einen Hut 
zu bringen. 

In der anderen Hälfte des Zeltes 
informierten Schau tafeln über die Ak­
tivitäten und Ziele der GKS , aber 
auch Informationsmaterial einschließ­
lich AUFTRAG und GKS-aktue ll. 
Die als Standdienst eingesetzten Sol­
daten waren vielfaltigen Fragen aus­
gesetzt, die das Interesse der Besu­
cher bewiesen, wenn auch einzelnen 
die Bundeswehruniformen noch nicht 
bekannt waren und sie deswegen die 
Soldaten beispielsweise fur Polizisten 
hielten. 

Eine Ecke des Zeltes war fur die 
katholische Arbeitsgemeinschaft fur 
Soldatenbetreuung e.V (KAS) reser­
viert, wo diese erfolgreich ihr Wirken 
darstellen konnte, wie der Besucher­
andrang zeigte. 
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In dem gegenüberliegenden Zelt 
der Militärseelsorge wurden gut be­
suchte Meditationen, Gebete von 
Christen mit Atheisten und Konfessi­
onslosen, ein Podiumsgesprach zur 
internationalen Werkwoche von Sol­
daten mit Vertretern aus Frankreich, 
Österreich, Italien, Großbritannien,. 
Luxemburg der Schweiz, Tschechien 
und Litauen sowie ein Werkstatt­
gespräch mit Soldaten aus Deutsch­

land - Christen , Konfessionslose und 
Atheisten - über ihr gemeinsames Er­
leben in der Kaserne veranstaltet. 

Den Höhepunkt bildete die 
Eucharistiefeier für alle Soldaten mit 
dem Militärbischof, Erzbischof DDr. 
Johannes Dyba, in Konzelebration 
mit seinen internationalen Mitbrüdern 
und die sich anscWießende Stunde der 
Begegnung in St. Peter im Stadtteil 
StreWen. 

Foto: Brockmeier 
Besuch des Militdrbischojs bei POL&IS 
im GKS-Ze/t 
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Treffpunkt 
"Konziliarer Prozeß" 

Militärseelsorge: 
Nicht ob, aber wie 
Mehr Nachfrage nach Militärseelsorge in 
den neuen Bundesländern 

Kurzbencht 

Die unterschiedlichen Zugänge 
zum Diskussionsgegenstand "Mili­
tärseelsorge" spiegelten auch die kon­
träre Haltung der Podiumsteilnehmer 
über eine Struktur der Militärseelsor­
ge. Gottfried Forek, evangelischer 
Altbischof von Berlin, kann sich als 
Aufgabe des Militärpfarrer nur den 
Aufruf zur Verweigerung im Fall ei­
nes Einsatze~ vorstellen. Auch Joa­
chirn Garsteeki, Pax Christi, fordert 
aus friedensethischen Überlegungen 
die Rahmenbedingungen der Mili­
tärseelsorge auch in der katholischen 
Kirche zu diskutieren. Als einziger 
Befürworter der derzeitigen Regelung 
der Militärseelsorge hatte der fur die 
neuen Bundesländer zuständige 
Militärdekan Heinrich Hecker 
Mühe deutlich zu machen, daß die 
rechtliche Regelung Seelsorge ermög­
lichen soll . "Uns schien es wichtig, 
daß die Kirche aus dem Pfarrhaus 
dorthin geht, wo Menschen arbeiten, 
besonders wenn sie vor schwerwie­

genden ethischen Fragen stehen", be­
tonte Hecker. Damit ein Seelsorger in 
der Kaserne nicht aufdas Wohlwollen 
eines Kommandeurs angewiesen sei , 
brauche es die rechtliche Regelung, 
die die Unabhängigkeit des Seelsor­
gers in der Kaserne garantiere. 

Die Diskussion, an der nun auch 
die Zuhörer beteiligt waren, wurde 
teilweise heftig entlang der Frage ge­
fuhrt, ob ein staatlich bezahlter 
Militärpfarrer, der zugleich Bundes­
beamter auf Zeit ist, noch innerlich 
unabhängig im Auftrag der Kirche 
verkündigen könne. Am schärfsten 
formulierte Bischof Forck in seinem 
Vorwurf: Der Staat wolle, daß Pfarrer 
den Wehrwillen der Soldaten stärk­
ten. Ein Teilnehmer vertrat die Positi­
Oll, daß Militärpfarrer aufgrund ihres 
Status nichts gegen Bundeswehrein­
sätze sagen dürften, die die Regierung 
beschließt. Daher sei eine freie Ver­
kündigung unmöglich. 

"In den vier Jahren als Militär­
pfarrer habe ich es noch nicht einmal 
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erlebt, daß ein Kommandeur der Bun­
deswehr mir auch nur Vorschriften zu 
machen versuchte", rückte Militär­
pfarrer Georg Klar aus Berlin zu­
recht. Vielmehr habe er festgestellt, 
daß die Wehrpflichtigen aus den neu­
en Bundesländern häufiger mit dem 
Seelsorger Kontakt aufnehmen als er 
dies in den alten Bundesländern erlebt 
habe. Auch Militärpfarrer Hartrnut 
Gremler hatte den Eindruck, auf dem 
Podium werde sehr theoretisch disku­
tiert und äußerte sein Unbehagen. Er 
sei in Thüringen inuner noch ohne 
evangelischen Mitbruder. Jetzt, beim 

-
Aufbau der Bundeswehr müsse die 
Kirche vor Ort sein, sonst sei die 
Chance vertan . Mit eindringlichen 
Worten forderte er die Teilnehmer des 
Podiums auf, sich vor Ort ein Bild 
von der Militärseelsorge zu machen. 
Auch Heinrich Hecker zeigte sich 
verwundert, daß er und seine Pfarrer 
bislang nicht nach den Erfahrungen 
gefragt worden seien., die die Katholi­
sche Militärseelsorge in den neuen 
Bundesländern mit den gegebenen 
rechtlichen Regelungen und der pa­
storalen Situation gemacht hätten . 

(ZdK) 

Soldaten und ihre Geschichtll 
im Blick der Seelsorge 

Foto: Brockmeler 

Gebete von Christen mit Atheisten und Konfessionslosen 
im Zelt der Milillirseelsorge 



104 Auftrag 213 

Kinder des Kalten Krieges ­
wo ist unsere Zukunft? 
Werkstattgespräch mit Soldaten aus acht Nationen 

Kurzbericht 

Drei Tage haben sie gemeinsam 
in Dresden verbracht und wollten nun 
von ihren gegenseitigen Entdeckun­
gen und Erfahrungen berichten. 40 
Soldaten aus acht ost- und westeuro­
päischen Ländern waren der Ein­
ladung des katholischen Militär­
bischofs, Erzbischof Dyba. nach 
Dresden gefolgt. Den weitesten Weg 
hatten sechs litauische Soldaten ge­
meinsam mit ihrem Militärpfarrer, 
Oberst und Monsignore Antanas 
Svarinkas. zurückgelegt. Die übrigen 
kamen aus Ungam und Tschechien. 
Italien . Schweiz, Österreich, Luxem­
burg und Deutschland. 

Im Rahmen eines Werkstatt­
gesprächs berichteten sie über ihre 
Erfahrungen während des Katholi­
kentages. Besondere Aufmerksamkeit 
zogen die litauischen Soldaten auf 
sich. Hauptmann Antanas Sirtautas 
mußte - wie in den letzten Tagen so 
häufig seine Geschichte erzählen, die 
ihn in die litauische Armee gebracht 
hatte. Im Dezember 1990, als sowje­
tische Panzer in Wilna vor dem Parla­
ment auffuhren, befand er sich mit 
dem späteren ersten Präsidenten des 
Landes, Landsbergis, im Parlaments­

gebäude, um fur die Unabhängigkeit 
seines Landes einzutreten. 

Ganz anders hat die Welt fur den 
Schweizer Luftwaffenleutnant Diego 
Gsponer ausgesehen. Der Kalte Krieg 
und die Veränderungen seit seinem 
Ende habe er mehr theoretisch erlebt, 
schließlich sei er Soldat in der neutra­
len Schweiz. Gemischte Gefuhle habe 
er aber schon gehabt, das erste Mal in 
einen Teil des früheren Ostblocks zu 
fahren, bericbtete er bei dem Werk­
stattgespräcb. Nun sei hier in Dres­
den sein Zinunemachbil! ein litaui­
scber Major eine ganz neue Erfah­
rung. Mike Szöllosy aus Luxemburg 
berichtete, daß es fur seine 7 I-jährige 
Großmutter unfaßbar war, daß er als 
Soldat zu einem solchen Treffen fah­
ren wollte. Der Österreicher Adam 
Helmut betonte, daß man Freund­
schaften geschlossen und so alte 
Grenzen überwunden habe. "Daß so 
was möglich ist, hätte ich nie ge­
dacht," sprang eine junge Dresdnerin 
auf. In der Schule habe man ihr beige­
bracht, daß der Westen der Feind sei . 
Man müsse jetzt aufeinander zugehen 
und miteinander reden. 
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Ob sie sich vorstellen könnten, 
aufeinander zu schießen, wenn Krieg 
wäre, Wurden die jungen Soldaten ge­
fragt . Das Antwortenspektrum reich­
te von "was soll ich denn tun, wenn 
ich dazu gezwungen würde?" bis zur 
optimistischen Hoffnung, daß der 
Krieg in Europa eigentlich der Ver­
gangenheit angehöre. Vor soviel Eu­
phorie warnte der sächsische Innen­
minister Eggert, der sich unter den 
Zuhörern befand, im Blick auf die 
politische Wirklichkeit. (ZdK) 
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Soldaten aus vielen eUTop(jjschen Ländern mit dem deutschen Foto: Brockmeier 

Militärbischoj; Erzbischof Johannes Dyba, bei der Stunde der 
Begegnung 
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Treffpunkt "Frauen" 

Frauen in Europa ­
die vergessene Hälfte? 


! Asfrid Deusch* 
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I. Einleitung 

168 MiUionen Frauen leben m 
der Europäischen Union, das sind 
51,5 % der Bevölkerung. Europaweit 
stellen Frauen 40 % der erwerbstäti­
gen Bevölkerung . 

Ins öffentliche Blickfeld sind die 
Frauen vor allem durch die Recht­
sprechung des Europäischen Ge­
richtshofes zur Gleichbehandlung 
von M ännern und Frauen in der Ar­
beitswe�t geraten . Insbesondere im 
Bereich der Teilzeitarbeit hat das Ge­
richt einige Entscheidungen zu Gun­
sten von Frauen gefal lt. Man kann 
sagen, daß ein allgemeines Problem­
bewu ßtsein rur die mittelbare Diskri­
minierung von Frauen erst durch die 
Europäische Union entstanden ist, 
wobei der Europäische Gerichtshof 
die Diskriminierungsverbote des EU­
Rechts mit großer Entschlossenheit 
durchsetzt. Hierdurch sind die natio­

. nalen Gerichte, u.a. das deutsche 
Bundesarbeitsgericht, wiederholt ge­
zwungen worden, ihre Rechtspre­
chung zugunsten der Frauen entspre­
chend zu korrigieren. 

Die volle Freizügigkeit rur Per­
sonen, Waren, Kapital- und Dienstlei­
stungen im Rahmen des Europäi­
schen Binnenmarktes bringt sozja1e 
Veränderung mit sich, die rur Frauen 
möglicherweise mit anderen Folgen 
verbunden sind als rur Männer. 

Seit Bestehen des EU-Binnen­
marktes ist es keine Vision mehr, daß 
die Bürgerinnen der EU-Staaten heute 

in Rom, morgen in London und über­
morgen in Paris arbeiten. Dies ist 
ohne Formalitäten möglich . 

Es stellt sich jedoch die Frage, ob 
die Europäerinnen diese Chance auch 
wahrnehmen können . Der Binnen­
markt räumt den Frauen zwar mehr 
Möglichkeiten ein, doch nur wenige 
werden in der Lage sein, diese zu er- . 
greifen. 

Der Blick auf die europäischen 
GeseUschaften zeigt, daß das weibliche 
Geschlecht in allen Ländem eine diskri­
minierte Mehrheit darstellt. In allen eu­
ropäischen Ländern sind Mechanismen 
der geschlechtsbierarchischen Arbeits­
teilung wirksam. Die einzelnen Arbeits­
bereiche der Erwerbs- und F amilien­
arbeit sind nach wie vor auf weibliche 
und männliche Lebensmuster zuge­
schnitten, wobei der Grad der patriar­
chalischen Strukturen in den einzelnen 
europäischen Ländern unterschiedlich 
ausgeprägt ist . 

Die in der Regel kostenlos er­
brachte Familienarbeit, d.h. die Auf­
zucht, Betreuung und Versorgung der 
Kinder sowie das Erledigen der Haus­
arbeit, aber auch Tätigkeiten im so­
zialen Bereich wie Pflege von Ange­
hörigen werden nach wie vor in allen 
europäischen Ländern in der Haupt­
sache von Frauen erbracht. 

Trotz ver.fassungsrechtlich ver­
ankerter Gleichstellung von Männem 
und Frauen (Art. 3 " GG), stellt sich 
auch in der Bundesrepublik Deutsch­
land die Lebenswirklichkeit anders 
dar. 
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Was sich jedoch geändert hat, ist, 
daß die Frauen die Loslösung aus ih­
rer traditionellen Rolle anstreben und 
sich verstärkt auf sich selbst als eige­
nes lndividuwn konzentrieren. 

Das Problem der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie trifft jedoch 
nach wie vor in der Regel die Frauen. 
Um Familien- und Erwerbsarbeit in 
Einklang bringen zu können, strapa­
ziert der Großteil der Frauen ihre Lei­
stungsfähigkeit bis an die Grenze des 
Machbaren. 

Frauen machen in ihren berufli­
chen Plänen Abstriche, sie finden sich 
mit eingeschränkten beruflichen 
Chancen ab, mit Positionen, die kaum 
Aufstieg erlauben, mit schlechteren 
Arbeitsbedingungen und geringem 
Verdienst, nur wn ihrer Doppelrolle 
in Beruf und Familie gerecht werden 
zu können . 

Andererseits verzichtet ein Groß­
teil der Frauen, die eine berufliche 
Karriere anstreben, bewußt auf die 
Gründung einer Familie, um dem 
Problem der Vereinbarkeit von Er­
werbs- und Familienarbeit zu entge­
hen. 

Männer sind dagegen lediglich 
auf ihren beruflichen Werdegang kon­
zentriert, da sie in der Mehrzahl nach 
wie vor davon ausgehen, es sei selbst­
verständlich, die Frauen die mit der 
Gründung einer Familie verbundenen 
Belastungen vorrangig tragen zu las­
sen. 

Der Europäische Binnenmarkt 
braucht zwar die Frauen als Arbeits-
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kräfte, doch deren Ausgangslage ist 
ungünstig, weil sie in vielen Ländern 
ein niedrigeres Qualifikationsniveau 
haben und wegen familiärer Pflichten 
weniger mobil sind als Männer. 

Ziel muß daher zuerst eine Ver­
besserung der Lebenssituation der 
Frauen in den einzelnen Ländern, ins­
besondere die Gleichstellung der 
Frauen mit den Männern und dies 
nicht nur auf dem Papier, sondern im 
täglichen gesellschaftlichen Leben, 
seIn. 

So heißt es in der Gemeinschafts­
charta der sozialen Grundrechte der 
Arbeitnehmer: 
"Die Gleichbehandlung von Män­
nern und Frauen ist zu geWährlei­
sten. Die Chancengleichheit von 
Männern und Frauen ist weiter aus­
zubauen. 
Zu diesem Zweck sind überall dort, 
wo dies erforderlich ist, die Maß­
nahmen zu verstärken, mit denen 
die Verwirklichung der Gleichheit 
von Männern und Frauen vor allem 
in Hinblick aufden Zugang zu Be­
schäftigung, Arbeitsentgelt, Ar­
beitsbedingungen, sozialem Schutz, 
allgemeiner beruflicher Bildung so­
wie beruflichen Aufstiegs sicherge­
stellt wird 
Auch sind die Maßnahmen auszu­
bauen, die es Männern und Frauen 
ermöglichen, ihre beruflichen und 
familiären Pflichten besser mitein­
ander in Einklang zu bringen. " 
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11. Die Lage der Frauen 
in den einzelnen Län­
dern der Europäischen 
Union 

In der wissenschaftlichen Litera­
tur 	der Frauenforschung werden in 
Westeuropa 4 Hauptsysteme patriar­
chalischer Gesellschaften unterschie­
den:' ) 

1. 	 Länder mit Ansätzen zu egali­
tären Arbeits- und Sozial­
strukturen (skandinavische 
Länder) 

In diesen Ländern werden tradi­
tionell familiäre Arbeiten im Zuge ei­
ner "Politik der neuen Partnerschaft 
zwischen Staat und Familien" von der 
Gesellschaft gewährleistet und durch 
ein weites Netz von Einrichtungen so­
zialpolitisch abgesichert. Pflegearbei­
ten fur Alte, Kranke und Behinderte 
werden in immer stärkerem Maße als 
wichtige Verantwortungs bereiche 
kommunaler Fürsorge verstanden. 

Die Tatsache, daß die Frauen von 
den Familienarbeiten entlastet worden 
sind, hat in aUen skandinavischen Län­
dern zu einer hohen Frauenerwerbs­
beteiligung beigetragen. 

Weiter bestehen fur Frauen im 
Rahmen der sozialen Sicherungs­
systeme insoweit Vorteile, als diese 
fur alle Bürger- und Bürgerinnen of­
fen sind, unabhängig davon, ob einer 
Berufstätigkeit nachgegangen wird 
oder nicht. 

Sozialleistungen sind nicht an 
vorherige Beitragszahlungen gekop­
pelt, sondern werden aus dem allge­
memen Steueraufkommen fmanziert. 

Öffentlich Einrichtungen fur alte 
Menschen und behinderte Personen 
spielen eine weit wichtigere Rolle als 
in den übrigen EU-Ländern. 

Die Sozialsysteme beruhen auf 
dem Grundsatz des Individualrechts 
und sichern daher prinzipiell die 
Gleichbehandlung von Frauen und 
Männem. 

Weiter gibt es in diesen Staaten 
großzügige Arbeitszeitregelungen, 
dIe Eltern eine bessere Vereinbarkeit 
von Berufstätigkeit und Familienauf­
gaben ennöglichen sollen. Es besteht 
die 	 Möglichkeit zum Elternurlaub 
der finanziell fast mit IOD % des er: 
zielten Erwerbseinkommens abgesi­
chert ist') 

Familienpolitische Leistungen 
sind hier auch nicht an den Ehestatus 

gebunden, sondern am Vorhandensein 


. von Kindern orientiert. Die Versor­

gungsquote mit öffentlich finanzier­

ten Kinderbetreuungseinrichtungen 

liegt hier verhältnismäßig hoch. 

2. 	 Länder des familienbezogen 
Patriarchalismus 

(Bundesrepublik, Frankreich, Belgi­
en, Niederlande, Norditalien, Luxem­
burg) 
Beispiele Bundesrepublik, Frank­
reich und Belgien 

In Frankreich wird beispiels­
weise im Rahmen eines Systems der 
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materiellen Familienförderung mehr 
fur die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familienleben getan als in der Bun­
desrepublik. Allerdings sind die Be­
weggründe der französischen Regie­
rung, eine deutlich bessere ökonomi­
sche Absicherung fur erwerbstätige 
und nichterwerbstätige Frauen zu ge­
währleisten, weniger gleichstellungs­
als geburtenpolitisch begründet. 

Die Familienpolitik beschränkt 
sich nicht nur auf hohe Geld­
leistungen, sondern stellt auch ein 
breites Angebot an öffentlichen 
Dienstleistungen fur Familien zur 
Verftigung. Krippen und Ganztags­
kindergärten sind beispi elsweise in 
höherem Maße als in der Bundesre­
publik vorhanden. Auch Frankreich 
verfugt über ein aus dem Staatshaus­
halt finanziertes Grundsicherungs­
system mit Zusatzrente. Somit ist der 
Großteil der erwerbstätigen Frauen 
im allgemeinen im Sozialversiche­
rungssystem erfaßt . 

Belgien hat neben Dänemark 
fur Kinder das beste Betreuungsan­
gebot in der Europäischen Union.') 
Kinder können nach Ablauf des 
Mutterschaftsurlaubs in Krippen ge­
bracht werden. Der reguläre Kinder­
garten fangt je nach Schultyp zwi­
schen 16 Monaten und 3 Jahren an. In 
speziellen Einrichtungen mit ausge­
bildeten Krankenschwestern . werden 
kranke Kinder versorgt. 

Es besteht die Mögl ichkeit, un­
bezahlten Urlaub aus familiären oder 
persönlichen Gründen verbunden mit 
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einer Arbeitsplatzgarantie zu neh­
men . Allerdings kann das Unterneh­
men die Zustimmung zur Arbeits­
platzunterbrechung verweigern. 

Die Bundesrepublik weist im 
europäischen Vergleich vornehmlich 
Besonderheiten aus, die sich zu La­
sten der Frauen auswirken . Hinsicht­
lich der Lohndiskrepanz zwischen 
Frauen- und Männerlöhnen befindet 
sich die Bundesrepublik Deutschland 
im LänderVergleich am unteren Ende 
der Skala') Insbesondere gab es in 
den letzten 10 Jahren keinerlei nen­
nenswerte Verbesserungen in der rela­
tiven Lohnposition der Frauen. 

Weiter weist die Bundesrepublik. 
einen äußerst schlechten Versor­
gungsgrad der öffentlichen Kinder­
betreuungseinrichtungen aus, was 
sich als Hindernis fur die Frauen 
beim Zugang zur Erwerbstätigkeit 
niederschlägt.') Nur fur 3 % der Kin­
der bis zu 3 Jahren gibt es staatlich 
finanzierte Krippen, wobei die ganz­
tägigen Einrichtungen in der Minder­
zahl sind. 

Es besteht zwar die Möglichkeit 
rur Mütter oder Väter Erziehungs­
urlaub bis zu 3 Jahren zu nehmen, die 
Tatsache, daß das in dieser Zeit ge­
währte Erziehungsgeld lediglich bei 
DM 600,- monatlich liegt und nach 
der jüngsten Gesetzesänderung vom 
I. Tag an lediglich einkommensbe­
zogen gewährt wird, hat jedoch ledig­
lich die Subventionierung der Rück­
kehr von berufstätigen Müttern in die 
häusliche Kindererziehung zur Folge. 
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Hinzukommt, daß die Männer in 
der Regel ein höheres Einkommen als 
Frauen erzielen, und somit aus finan­
ziellen Gründen ein effektives Wahl­
recht der Eltern, wer den Erziehungs­
urlaub in Anspruch nehmen soll, 
nicht besteht. 

Zur Lösung des Problems der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
gibt es daher in der Bundesrepublik 
nur wenig infrastrukturelle Unterstüt­
zung. 

Der Familienlastenausgleich ist 
auf die familienorientierte Ehefrau 
ausgerichtet, die höchstens nach der 
Familienpause noch einer Teilzeit­
beschäftigung nachgeht. 

Eine erhebliche Steigerung der 
Frauenerwerbstätigkeit war anschei­
nend rue Ziel bundesdeutscher 
Arbeitsmarktpolitik. 

Auch die sozialen Sicherungs­
systeme (Arbeitslosen- und Renten­
versicherung) sind geschlechtsspezi­
fisch ausgestaltet. Da diese beitrags­
finanziert sind und sich an der Lohn­
höhe sowie der Dauer der Erwerbstä­
tigkeit orientieren, sind hier Frauen 
erheblich benachteiligt. Dies drückt 
sich insbesondere in einer steigenden 
Altersarmut der Frauen aus . 

Auch das Steuersystem knüpft in 
der Bundesrepublik lediglich an eine 
bestehende Ehe an. Dabei wird das 
Splittingverfahren mit der Erwerbs­
und Verbrauchsgemeinschaft der Ehe­
gatten begründet. Durch die Anwen­
dung des Splittingsverfahrens ergibt 
sich infolge der Halbteilung des ge­

meinsarnen Einkommens bei Verschie­
denheit der Einkommen von Frau und 
Mann stets ein Progessionsvorteil. Die 
Fälle, in denen die Ehefrau keine oder 
keine nennenswerten Einkünfte erzielt, 
werden auf diese Weise dem F aU, daß 
beide verdienen, gleichgestellt. Hier­
aus ergebe sich laut Gesetzgeber eine 
besondere Anerkennung der Aufgabe 
der Ehefrau als Hausfrau und Mutter6 ) 

Der Gesetzgeber hat somit durch 
die Zusammenveran1agung der Ehe­
gatten einen gewissen Edukations­
effekt beabsichtigt, da der Steuervor­
teil fur Ehen mit nur einem Verdiener 
am größten ist. Dies läuft eindeutig der 
Gleichbehandlung von Männem und 
Frauen zuwider. Auf diese Art und 
Weise wird die Institution Ehe derzeit 
mit ca. 30 Mrd. DM jährlich staatlich 
gefOrdert, während die Leistungen fur 
Familien lediglich 22 Mrd. DM jähr­
lich betragen. 

3. Länder mit marktförmigem 
Patriarchalismus 

(Großbritannien, USA und Japan) 
Beispiel Großbritannien 

Der Zusammenbruch des Wohl­
fahrtsstaates in Großbritannien, der 
auf das Konto der konservativen Re­
gierung geht, hat die Arbeits- und Le­
bensbedingungen von Frauen drama­
tisch verschlechtert. 

Lange Arbeitszeiten der Männer 
und ein unzureichendes Dienstlei­
stungsangebot fur Kindererziehung 
und Pflege hat zur Folge, daß die 
Frauenerwerbstätigkeit zeitlich be­
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grenzt und sozial ungesichert ist. Hin­
zukommt, daß aufgrund niedriger Re­
allöhne der Zwang zum Zuverdienen 
besteht. Die Folge hiervon sind er­
höhte Verarmungsrisiken fur Frauen 
und der Zwang zu ungünstigen Ar­
beitsbedingungen, beispielsweise 
nachts zu arbeiten, um Familie und 
Erwerbsarbeit in Einklang bringen zu 
können. 

Weiter gibt es weder einen ausge­
bauten finanziellen Kinderlasten­
ausgleich noch genügend familien­
orientierte Hilfen fur erwerbstätige 
Frauen.') Die Familiensphäre ist so­
mit allein der privaten Initiative und 
Leistungsrahigkeit überlassen. Nicht 
einmal ein gesetzlicher Mutterschutz 
ist gewährleistet. 

Das Steuersystem und das Sy­
stem der sozialen Sicherung ist ex­
trem sexistisch ausgestaltet. So ist 
z.B . Kinderbetreuung allein fur den 
alleinerziehenden Vater, nicht jedoch 
fur die alleinerziehende Mutter steu­
erlicb absetzbar. 

4. Länder mit ausgeprägten agra­
risch/klerikalen Strukturen 

(Griechenland, Spanien, Portugal, 
Süditalien, Irland) 
Beispiel Spanien 

In Spanien wurden in der Zeit 
von 1939 bis 1975 die errungenen 
Rechte der Frau, (Stimmrecht, Ehe­
scheidungs recht) wieder abgeschafft 
und versucht, deren Stellung auf dem 
Stand der Erziehungsvorschrift des 
16. Jaluhunderts festzuschreiben. 
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Spanischen Ehefrauen wurde be­
rufliche Tätigkeit geradezu verboten. 
Aus dem öffentlichen Leben waren 
die Frauen völlig ausgeschlossen, ihr 
Bewegungsspielraum wurde auf den 
innerhäuslichen Bereich eingrenzt. 

Weiter hatte der Vater das Mono­
pol in der Kindererziehung. Einzige 
Aufgabe, die der Frau zukam, war fur 
die Reproduktion zu sorgen. 

Anfang der 60-iger Jalue wurde 
aus wirtschaftlichen Gründen auf die 
weibliche Arbeitskraft zurückgegrif­
fen und das strikte Arbeitsverbot fur 
Ehefrauen aufgehoben. 

1983 wurde den Ehegatten die 
gleiche Verantwortung in der Familie 
übertragen. Spanien ist neben Irland 
das Land mit der niedrigsten Frauen­
erwerbsquote aller EU-Länder 

In Spanien wird kein Erzieh­
ungsurlaub gewährt') Es gibt eine 
maximal dreijährige unbezahlte Frei­
stellung fur Beschäftigte. Das Kin­
dergeld liegt EU-weit an der Unter­
grenze. Pro Kind werden monatlich 
ca. DM 4,- gewährt. 

Wie im deutschen Sicherungs­
system sind die Risiken fur die Verar­
mung von Frauen auf die direkte 
Form der Ungleichbehandlung, also 
darauf zuruckzufuhren, daß die so­
zialen Sicherungssysteme die Un­
gleichheiten aufdem Arbeitsmarkt in­
folge der Familienphasen fortschrei­
ben, anstatt sie auszugleichen . 
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111. Erwerbstätigkeit 
und Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf-
Die Situation der Frauen 
in den Ländern der Eu­
ropäischen Union 

1. Beruflich selbständige Frauen 
Die Erwerbslage von Frauen hat 

diese in den letzten Jahren veraniaßt, 
sich verstärkt fur berufliche Selbstän­
digkeit zu entscheiden, um sich einen 
Platz am Arbeitsmarkt zu schaffen. 

In Griechenland und Portugal ist 
fast jede 4. erwerbstätig Frau seIb­
stänclig. Auch in Spanien, Italien und 
Frankreich gehen über 60 % aller er­
werbstätigen Frauen einer selbstäncli­
geu Tätigkeit nach. Obwohl hundes­
deutsehe Frauen im Verhältnis zu 
Frauen anderer EU-Mitgliedstaaten 
mit nur 5 % Selbständigen am Schluß 
der Skala stehen, ist auch Iller eiu, 
enormer Zuwachs an beruflich selb ­
ständigen Frauen zu verzeichnen. Na­
hezu jede 3. deutsche Unternehmens­
gründung erfolgt heutzutage von ei­
ner Frau. 

Nach einer Stuclie sind die mei­
sten Frauen, clie sich beruflich selb­

. stänclig machen, entweder arbeitslos, 

von Arbeitslosigkeit bedroht oder mit 

ihrer bisherigen Berufssituation un­

zufrieden. 

Häufig haben die Frauen gerade 
eine Familienpause beendet und ver­
suchen, den Wiedereinstieg in das Er­

werbsleben durch eine Existenz­
gründung zu verwirklichen 9 ) Durch 
Existenzgründungen wollen sich die 
Frauen insbesondere inclividuelle Ar­
beitsplätze schaffen, clie auf ihre Fä­
Illgkeiten und persönliche Lebenssi­
tuation abgestimmt sind. Vorrangiges 
Ziel ist es, sich von staatlichen (Ar­
beitslosengeld! Arbeitslosenhi Ife/So­
ziallll lfe) und privaten Unterhaltszah­
lungen zu lösen und statt dessen eine 
eignen ErwerbsgrundJage bei selb­
ständigen Tätigkeiten und eigene Be­
triebe aufzubauen . 

Bei ihren Bestrebungen zur Selb­
ständigkeit stehen den Frauen jedoch 
viele Hindernisse entgegen. In den 
meisten EU-Staaten ist das Informati­
ons- und Bi Idungsangebot im Bereich 
spezieller Fachkenntnisse und kauf­
männischer FäIllgkeiten unzurei­
chend bzw. nicht auf die Problematik 
der Frauen abgestimmt. 

Weiter gründen Frauen haupt­
sächlich in Branchen, wo sie mit einem 
germgen Startkapital auskommen. 
Aber seIbst geringe Summen aufzu­
bringen, stellt Frauen vor Probleme, 
insbesondere wenn sie vorher arbeits­
los waren. Die wenigsten Frauen ver­
fugen über größere Summen Eigenka­
pital . Für Bankkredite fehlen notwen­
dige Sicherheiten, so daß Gründerm­
nen oft mit mehreren Banken verhan­
deln müssen, um überhaupt einen Kre­
dit zu erhalten, wobei sie Illerbei oft­
mals bereits im Vorfeld scheitern. 

Es besteht wohl clie Möglichkeit, 
staatliche Förderung zur Existenz­
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gründung in Anspruch zu nehmen. In 
der Bundesrepublik verfugt zum Bei­
spiel jedes Bundesland über eigene 
Förderprogramme für Gründungs­
vorhaben, die jedoch in den seltensten 
Fällen geschlechtsspezifisch orien­
tiert sind und somit den Besonderhei­
ten der Existenzgründung von Frauen 
nicht gerecht werden. 

Weiter besteht in der Bundesre­
publik wohl die Möglichkeit, daß bei 
einer Existenzgründung über eine ge­
wisse Dauer· weiterhin Arbeitslosen­
unterstützung bezogen werden kann, 
wenn davon auszugehen ist, daß 
durch die Existenzgründung die vor­
herige AIbeitslosigkeit dauerhaft 
überwunden werden kann. Auch hier 
kommen Frauen nur selten in den Ge­
nuß der Gelder, da sie oft die Bewil­
ligungsvoraussetzungen nicht erfül­
len. Dies gilt insbesondere, soweit die 
Programme an die Schaffung zusätz­
licher AIbeitsplätze gebunden sind, 
da Frauen häufig allein einen Betrieb 
gründen, das heißt, sich also nur 
selbst einen Arbeitsplatz schaffen. 

Soweit Betriebe nur in bestimm­
ten Branchen gefördert werden, die ka­
pitalintensiv sind, kommen Frauen 
auch insoweit nicht in den Genuß der 
Gelder. Auch auf EU-Ebene bestehen 
keine Auflagen, nach denen Förder­
mittel zu gleichen Teilen an Frauen 
und Männer vergeben werden müßten. 

Die EU-Kommission stellt bei­
spielsweise Gelder zur Gründungs­
finanzierung von Frauenprojekten zur 
Verfügung. Es wurden im Rahmen 
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des mittelfristigen Aktionspro­
gramms von 1986 bis 1990 rur Ver­
besserung der Chancengleichheit der 
Frauen zwischen 1986 und 1988 rund 
I Million ECU als Starthilfe für Un­
temehmerinnen bereitgestellt. Unter­
stützt werden sollten lokale Frauen­
initiativen, die neue Arbeitsplätze 
schaffen. 

Das bekannteste EU-Progranun 
ist das European-Recovery-Programm 
zur Aufualune zinsgünstiger Darlehen. 
Aber auch hier erfuUen Frauen als 
Gründerinnen nur selten die Zugangs­
voraussetzungen . 

Zusammenfassend kann also ge­
sagt werden, daß weder die nationa­
len noch die europäischen Grün­
dungsrorderungsprogramme den spe­
ziellen Problemen VOn Existenz­
gründungen durch Frauen gerecht 
werden. Sie sind daher nicht geeignet, 
einer breiten Masse zur besseren fi­
nanziellen Voraussetzung bei Exis­
tenzgründungen zu verhelfen und ar­
beitslose Frauen zu beruflichen Selb­
ständigkeit zu ermutigen. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
sich Frauen in der Regel nicht deshalb 
selbständig machen, um "das große 
Geld" zu verdienen, sondern um sich 
eine eigene Existenz zu schaffen. 

Die Gründerinnen schränken 
sich dabei finanziell im Betrieb und 
im Privatleben ein, um sich mit den 
geringen Einkünften zu arrangieren . 
Infolgedessen wird auch an sozialer 
Sicherung gespart. Je nach Renten­
system werden sich die geringen Ein­
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kommen erneut in fehlender oder un­
zureichender Altersversorgung nie­
derschlagen, weil die Renten über 
Beiträge finanziert werden. 

Es gilt also auch in diesem Be­
reich der Europäischen Union wirk­
samere Maßnahmen zugunsten der 
Frauen zu ergreifen. So hat beispiels­
weise auch Bundesfrauenministerin 
Angelika Merkel betont, daß sie es 
fur besonders wichtig halte, daß in 
den Ländern der EU gezielte 
Fördermaßnahmen zur Qualifikation 
und Weiterbildung ebenso wie Maß­
nahmen zu r Unterstützung von 
ExistenzgIiindungen von Frauen er­
griffen werden. 10) 

2. 	 Abhängige Erwerbstätigkeit 
von Frauen 
Die Erwerbsbeteiligung von 

Frauen steigt seit vielen Jahren in den 
EU-Staaten stark an. Die berufliche 
Integration der Frauen ist jedoch in 
den einzelnen Mitg liedsstaaten unter­
schiedlich weit fortgeschritten. 

Die höchste Frauenerwerbsbetei­
ligung ist in Dänemark und Großbri­
tannien zu finden, gefolgt von Frank­
reich und Portugal, wo über 38 % 
aller Erwerbstätigen weiblich sind. 
Spanien und Irland weisen dagegen 
nur eine Frauenerwerbsbeteiligung 
von 23 % auf." ) 

Neue Lebenssituationen und ein 
geändertes Selbstverständnis bei 
Frauen haben deren Berufstätigkeit 
wesentlich verstärkt. Vor allem sind 
wesentlich mehr jüngere Frauen er­

werbstätig als noch vor 10 Jahren. 
Das Heiratsalter ist gestiegen und die 
Kinderzahl gesunken. Weiter sind 
Frauen nicht mehr nach wenigen Be­
rufsjahren vom Arbeitsmarkt ver­
schwunden und vor allen Dingen sind 
Kinder häufig kein Grund mehr zur 
Berufsaufgabe/-Unterbrechung. 

Dennoch verteilen sich die be­
rufstätigen Frauen EU-weit auf ein 
relativ enges Berufsfeld. In der Bun­
desrepublik arbeiten beispielsweise 
90 % der erwerbstätigen Frauen in 
nur 12 verschiedenen Berufsgrup­
pen12

) Der größte Zuwachs an Ar­
beitsstellen ist im Dienstleistungsbe­
reich zu verzeichnen, wo 73 % aller 
erwerbstätigen Frauen innerhaJb der 
EU beschäftigt sind. In der Industrie 
arbeiten ein Fünftel aller Frauen. 

Viele der typischen Frauenberufe 
erfordern jedoch nur geringe Qualifi­
kationen, bieten keine oder geringe 
Aufstiegschancen und schlechte Be­
zahlung. 13) Ökonomische Unabhän­
gigkeit und berufl iche Befriedigung 
finden Frauen dort nur selten. 14) 

Der Zugang von Frauen zu einer 
Arbeitsstelle ist nach wie vor aus ge­
schlechtsspezifischen Gründen er­
schwert. 

Zum einen erfordert die heutige 
Situation und das Verständnis der 
Männer von der erwerbstätigen Frau 
besonders in Führungspositionen eine 
Überqualifikation als Leistungsnach­
weis. Die Gelassenheit, mit der sich 
gute Männer dem Wettbewerb stellen 
können, ist der Frau nicht vergönnt. 

http:selten.14
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Wer sich als Frau in Politik, Medien, 
Wirtschaft und Wissenschaft nicht 
mit den untersten Rängen zufrieden­
geben will, sondern mit dem berech­
tigten Anspruch antritt, nach einer 
qualifizierten Ausbildung auch den 
Platz einzunehmen, zu dem man befa­
higt ist, muß besser sein als der kon­
kurrierende Mann. Diese Tatsache 
wird sich auch nicht ändern, solange 
Männer bei Einstellungen das Sagen 
haben. '5) 

Weiter stellt insbesondere fur 
junge Frauen, die die Familienpla­
nung noch nicht abgeschlossen ha­
ben, die Tatsache, daß sie Kinder be­
kommen kölUlen und am Arbeitsplatz 
aus diesem Grunde vorübergehend 
ausfallen, ein tatsächliches Ein­
stellungshindernis dar. 

Hinzukommt, daß diese Frauen 
auch heute noch aufgrund der gesell­
schaftlichen Realität gezwungen sind, 
bei ihrer Berufsplanung die Entschei­
dung fur oder gegen eine Familie ein­
zubeziehen. 

So sind beispielsweise bei den 
Hochschulabsolventen Frauen und 
Männer etwa gleich stark vertreten, 
während die Zahl der Frauen als 
Berufseinsteigerinnen, insbesondere in 
Führungspositionen relativ gering ist. '6) 

Frauen werden in die unteren Po­
sitionen des Arbeitsmarktes gedrängt. 
Dabei ist weiter von Bedeutung, daß 
gerade in leistungsorientierten Berei­
chen selbst ein kurzfristiges Ausstei­
gen infolge Familiengründung grund­
legende Nachteile im Wettbewerb um 

leitende Positionen mit sich bringt. 
Schwierig ist fur diese Frauen insbe­
sondere der Wiedereinstieg ins Er­
werbsleben nach einer Familien­
phase. Die Folgen sind Dequali­
fizierung, Arbeitslosigkeit, Diskonti­
nuität sowie Karrieresprunge. 

Wenn es in der Bundesrepublik 
nach den Männem ginge, müßte jede 
funfte junge Mutter ausschließlich zu 
Hause bleiben, nicht einmal jede 
zehnte dürfte ganztags erwerbstätig 
sein. Je mehr Bedeutung der Beruf im 
Wertesystem des Mannes einnimmt, 
desto verbreiterter ist diese Argumen­
tation.") 

Es besteht nach wie vor eine 
geschlechtsbewgene Einkommens­
diskriminierung, die einem erheblichen 
Teil , selbst der erwerbstätigen Frauen, 
keine eigenständige Existenzsicherung 
gewährleistet, wobei sich diese 
Schlechterstellung bis hin zu den so­
zialen Sicherungssystemen fortsetzt . 

Ungeachtet der Gesetze zur 
Gleichstellung von Frauen und Män­
nem in\ Erwerbsleben sind weiterhin 
drastische Lohnunterschiede ZWI­

schen den Geschlechtern vorhanden. 
So verdienen in der Industrie bei­
spielsweise Männer im Schnitt 25 % 
mehr als Frauen.'") Dabei sind die 
Lobnunterschiede in den einzelnen 
Mitgliedsstaaten unterschiedlich . Dä­
nische und italienische Frauen erhal­
ten fur manuelle Tätigkeiten in der 
Industrie etwa 85 % der Männer­
löhne, französische und griechische 
Frauen etwa 80 %, englische und iri­
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sehe 70 % und luxemburgische Frau­
en gar nur 60 % der Löhne von Män­
nern mit ähnlicher Tätigkeit. 

Die Erwerbs- und Familienarbeit 
ist in den Ländern der EU nach wie 
vor nach geschlechtsspezifischen 
Mustern organisiert. Die Arbeitsbe­
reich sind auf weibliche und männli­
che Lebensmuster festgelegt, die auf 
biologische und psychologische Spe­
zifikationen zurückgefuhrt werden . 

In diesem Zusammenhang nimmt 
auch die Werbung Einfluß auf die 
Denk- und Verhaltensweisen vieler 
Menschen. Die Darstellung von Frau­
en in der Werbung, die die traditionel­
len Rollenbilder verkörpern, verfestigt 
einseitige Rollenzuweisungen und 
Auffussungen vom Wesen der Frau. 

So werden Frauen als allein für 
den Haushalt zuständig oder weitge­
hend unselbständig, insbesondere als 
inkompetent in handwerklichen und 
technischen Dingen dargestellt. Dabei 
ist selbst eine offensichtlich frauen­
diskriminierende Werbung, bei der 
die Frau als bloßes Sex- oder Deko­
rationsobjekt dargestellt wird, nach 
wie vor in bestimmtem Umfang "ge­
sellschaftsfahig". 

Eine entscheidende Rolle spielt 
hierbei die Sozialisation der Jugendli­
chen in der Gesellschaft. Solange tra­
ditionelle rollenspezifische Verhal­
tensweisen in den Familien weiterver­
mittelt werden, ist es schwer, in der 
Gesellschaft eine Bewußtseinsverän­
derung herbeizuführen, die eine unab­
dingbare Grundlage für eine Gleich­

stellung von Frauen und Männern 
darstell! 

Trotz rechtlich verankerter 
Gleichstellung von Männern und 
Frauen im Erwerbsbereich auf natio­
naler und auf EU-Ebene, stellt sich 
die Lebenswirklichkeit anders dar. 
Die Frauen streben verstärkt die Los­
lösung aus traditionellen Rollen an 
und konzentrieren sich in verstärktem 
Maße auf die eigene Person. Als 
Chance sehen sie hier insbesondere, 
durch Erwerbsarbeit ihre Ziele ver­
wirklichen zu können. 

Die gesellschaftliche Organisati­
on von Erwerbsarbeit, Entgelt und 
Zeiteinteilung erfolgt jedoch nach wie 
vor nach männlichen Mustern der to­
talen Verfügbarkei! Da das Problem 
der Vereinbarkeit von Beruf und Fa­
milie in der Hauptsache den Frauen 
zugeschoben wird, werden sie beim 
Zugang zur Erwerbsarbeit von vorn­
herein benachteiligt. 

Dennoch verlassen zunehmend 
mehr Frauen die Sphäre der Repro­
duktion und damit der privaten Arbeit 
und streben eine Erwerbsarbeit an. 

Zum einen ist dies begründet 
durch den Wunsch der frauen sich 
selbst zu verwirklichen und eine ei­
genständige, vom Partner wirtschaft­
lieh unabhängige Lebensführung zu 
erlangen. 

Viele Frauen sehen sich jedoch 
auch aus materiellen Gesichtspunkten 
gezwungen, aufgrund der schlechten 
finanziellen Situation in der Familie 
eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, 
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wobei sie ihre SelbsverwirkJichung 
eher darin sehen, sich zu Hause der 
Aufzucht ihrer Kinder zu widmen, 
dies jedoch nicht können, da die im 
Zusammenhang mit der Aufzucht von 
Kindern liegenden Leistungen in der 
EU zur Sicherung des Lebensunter­
halts der Familie nicht ausreichen. 

Weiter können sich u.a. frauen­
spezifische Schutzrechte im Bereich 
des Arbeitsschutzes (z.B. Mutter­
schutzgesetz) faktisch als Ein­
stellungshindernisse fur Frauen in der 
Praxis auswirken. Das bedeutet je: 
doch nicht, daß Schutzrechte abge­
baut werden sollten, im Gegenteil 
sollten bestimmte Schutzrechte auch 
auf Männer ausgedehnt werden. 

So hat das Bundesverfassungs­
gericht das in der Arbeitszeitordnung 
verankerte Nachtarbeitsverbot fur 
Arbeiterinnen unter Bezugnahme auf 
das Gleichbehandlungsgebot fur ver­
fassungswidrig erklärt, gleichzeitig 
jedoch aufdie schädlichen Folgen von 
Nachtarbeit fur die Gesundheit der 
Betroffenen hingewiesen und den Ge­
setzgeber aufgefordert, entsprechen­
de Schutzvorschriften fur Männer 
und Frauen zu schaffen. 

Dieser Aufforderung ist der Ge­
setzgeber bei der jüngst erfolgten 
Neuregelung des Arbeitszeitrechts 
nicht nachgekommen. 

In der Praxis werden derartige 
Entscheidungen seitens des Gesetzge­
bers auf nationaler sowie auf EU­
Ebene dazu genutzt, die Schutzvor­
schriften nicht entsprechend auszu-
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dehnen, sondern ersatzlos zu strei­
chen (vgl. fast vollständiger Wegfall 
des Frauenarbeitsschutzes im Rah­
men des neuen Arbeitszeitrechts­
gesetzes). 

Seit der NeuregeJung des 
Arbeitszeitrechts durch den bundes­
deutsehen Gesetzgeber haben 
schwangere Frauen beispielsweise 
erst ein Recht auf eine Ruhepause 
nach 6 Arbeitsstunden. Im Bäckerei­
gewerbe fehlt darüber hinaus jegliche 
Regelung zu den Ruhepausen. 

3. Teilzeitarbeit als Domäne der 
Frauen 
Im Rahmen der schlechten Wirt­

schaftslage ist auch in der Bundesre­
publik wieder verstärkt die Diskussi­
on in Gang gekommen, wie dem Phä­
nomen Arbeitslosigkeit begegnet wer­
den kann. Hier wir immer wieder das 
"Teilen" von Arbeit angefuhrt. Der 
derzeitige Arbeitsumfang soll auf 
mehr Arbeitnehmer/innen verteilt 
werden, wobei diejenigen, die in ei­
nem Erwerbsverhältnis stehen, vom 
Umfang ihrer Tätigkeit an diejenigen 
abgeben sollen, die ohne Erwerbs­
arbeit sind. 

Frauen sind europaweit im Be­
reich der Teilzeitbeschäftigung über­
repräsentiertl9) 

Diejenigen Frauen, die sich dem 
Rollenverständnis, sei es freiwillig 
oder unfreiwillig nach wie vor unter­
ordnen, versuchen meist, Familien­
arbeit und Erwerbstätigkeit·miteinan­
der in Einklang zu bringen, wobei oft 
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lediglich die Möglichkeit zu emer 
Erwerbstätigkeit auf Teilzeitbasis 
besteht. Teilzeitarbeitsverhältnisse 
korrunen daher den Frauen entgegen. 

Diese Tatsache wird von den Ar­
beitgebern seit Jahren im Sirme einer 
Deregulierung von Arbeitszeiten und 
arbeitsrechtlichen Nonnen genutzt, 
um flexiblere Anpassungen an die 
Produktions- und Arbeitsabläufe zu 
erreichen. 

Diese Tendenz wurde trotz der 
auf europäischer Ebene bestehenden 
Vorgaben zur Gleichstellung von 
Männern und Frauen in der Bundes­
republik Deutschland im Rahmen der 
Verabschiedung des Arbeitszeit­
rechtsgesetzes gesetzlich zementiert. 
Dabei werden die Regelungen der Ar­
beitszeit den gesellschafts- und 
familienpolitischen Zielen, insbeson­
dere dem Problem der Vereinbarkeit 
von Familien- und Erwerbsarbeit in 
keiner Weise gerecht. Vor allem die 
Zulässigkeit von Nachtarbeit ohne 
hinreichende flankierende Schutz­
maßnahmen und die Ausdehnung der 
Sorm- und Feiertagsarbeit aus wirt­
schaftlichen Grunden, gehen eindeu­
tig zu Lasten der Familien und bier 
insbesondere der Frauen. 

Trotz eindeutiger Vorgaben von 
Seiten der Europäischen Union im 
Hinblick auf die Gleichstellung von 
Frauen wir im bundesrepublikani­
schen Recht die Rechtsposition der 
Frau durch arbeitsrechtliche Rege­
lungen weiter verschlechtert. 

So werden beispielsweise im Rah­
men einer Neufassung des Bescbäf­
tigungsförderungsgesetzes die Mög­
lichkeiten zur Befristung von Arbeits­
verhältnissen ausgedehnt, eine Maß­
nahme, die in der Praxis hauptsächlich 
die Frauen nachteilig treffen wird. 
Um dem Risiko des Ausfalls einer 
Frau bei einer etwaigen Schwanger­
schaft zu entgehen oder dieses kalku­
herbar zu machen, werden die Arbeit­
geber in diesem Bereich verstärkt von 
Befristungsmöglichkeiten Gebrauch 
machen, um so den besonderen Kündi­
gungsschutz der Frauen im Rahmen 
des Mutterschutzgesetzes zu umgehen. 

Bei einer Befristung hindert bei­
spielsweise die Tatsache, daß eine 
F rau schwanger ist, das Aus laufen des 
Arbeitsverhältnisses nicht, während 
beim unbefristeten Arbeitsverhältnis 
nach dem Mutterschutzgesetz sowie 
nach dem Bundeserziehungsgeld­
gesetz ein Kündigungsverbot besteht. 

Aus der Tatsache, daß Frauen in 
größerem Umfang Teilzeitarbeit lei­
sten als Märmer ergeben sich weitere 
geschlechts spezifische, im folgenden 
zu nennende Benachteiligungen: 

Geringere Qualität der Arbeits­
plätze im Teilzeitbereich verbun­
den mit verhältnismäßig niedri­
gen Löhnen 
Teilzeitarbeitsplätze in gehobe­
nen, verantwortungsvollen Posi­
tionen sind eher die Ausnahme, so 
daß sich die Frauen in diesem Be­
reich nur schlecht emanzipieren 
und selbst verwirklichen können 
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Benachteiligung bei der Alterssi­
cherung, da entsprechend gerin­
ger Rentenanwartschaften beste­
hen 
Benachteiligung bei Anwart­
schaften auf Sozialleistungen, 
weil entsprechende Beiträge 
nicht oder nur in geringem Um­
fang entrichtet wurden 
Benachteiligung von Teilzeitar­
beitnehmer/innen auf den Gebie­
ten des Arbeits- und Sozial­
rechts, bei tarifvertraglichen Re­
gelungen, da diese in der Regel 
an eine wöchentliche Mindestar­
beitszeit anknüpfen. Gerade auf 
diesem Gebiet hat jedoch der Eu­
ropäische Gerichtshof zugunsten 
der Frauen auf dem Hintergrund 
der Gleichbehandlung von Män­
nern und Frauen eine Vorreiter­
roUe inne. 

Ein großes Problem im Zusam­
menhang mit der Teilzeitarbeit steUt 
vor aUem die noch weitgehend unzu­
reichende soziale Absicherung dersel­
ben dar. Typische Frauenbranchen mit 
einem hohen Anteil sozialversi­
cherungsfreier Beschäftigungsverhält ­
nisse sind das Reinigungsgewerbe, 
Privathaushalte, Handel, Gastgewerbe 
und soziale Einrichtungen. 

In der Bunctesrepublik sind bei­
spielsweise 60 % der 2,3 Mio gering­
fiigig Beschäftigten Frauen. (20) 

So entfäUt in den meisten EU­
Mitgliedstaaten fiir geringfiigig be­
schäftigte Teilzeitarbeitnehmerlinnen 
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die Einbindung in soziale Sicherungs­
systeme. Aufgrund geringer Wochen­
arbeitszeiten oder zu geringer Gehäl­
ter sind viele Teilzeitarbeitnehmer/in­
nen gar nicht oder nur unzureichend 
arbeitslosen,- kranken oder renten­
versichert. Gegenüber VolIzeitbe­
schäftigten haben Teilzeitarbeitneh­
mer/innen, wenn überhaupt, nur un­
verhältnismäßig geringe Leistungsan­
sprüche. 

Weiter gelten betriebliche und ta­
rifliche Sonderleistungen häufig nur 
fur Arbeitnehmer/innen mit bestimm­
ten Mindestwochenarbeitszeiten, also 
in der Regel nicht fur geringfugige 
Beschäftigte. Hier nehmen die EU­
Länder Spanien und Portugal eine 
VorreiterroUe ein, wo Arbeitnehmer/ 
innen bereits ab ° Arbeitsstunden 
sozialversichert sind. 

Da der Großteil der Frauen in der 
Europäischen Union aufgrund ihrer 
familiären Situation in sog. unge­
schützten Arbeitsverhältnissen tätig 
ist, ist hier eine Absicherung in den 
Sozial systemen auf nationaler Ebene 
dringend erforderlich. 

Die Katholische Arbeitnehmer­
Bewegung fordert beispielsweise seit 
Jahren die Sozialversicherungspflicht 
fur Arbeitnehmer/innen ab der ersten 
Mark Arbeitsentgelt. In der Bundesre­
publik Deutschland liegt die 
Sozialversicherungsgrenze z. Zt. bei 
DM 560,-. 

Was die Sozialversicherung der 
Frauen anbelangt, die in ungeschütz­
ten Beschäftigungsverhältnissen tätig 
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sind, ist hier die Altersarmut stark 
verbreitet. Um Abhilfe zu schaffen, 
müßten die EU-Länder auf nationaler 
Ebene Alterssicherungssysteme ein­
fuhren, die u.a. eine staatliche Min­
destrente, unabhängig von der Er­
werbstätigkeit, sichern. 

IV. 	 Frauenarbeitslosig­
keit in der Europä­
ischen Union 

Die Frauenarbeitslosigkeit hat in 
den letzten Jahren stark zugenonmlen 
und ist durchschnittlich doppelt so 
hoch wie bei den Männern. 1990 lag 
die Arbeitslosenquote der Frauen bei 
11,1 %, die der Männer dagegen nur 
bei 6,5 %. 53 von 100 Erwerbslosen 
sind Frauen." ) 

In Spanien, Süditalien und Grie­
chenland ist jede dritte Frau unter 25 
Jahre arbeitslos .") [n der Bundesre­
publik betrug der Anteil der unter 35­
jährigen Frauen 1991 44,5 %23) 

Im Zeichen der zunehmendenden 
Arbeitslosigkeit in den EU-Ländern 
sind Frauen in fast allen EU-Staaten 
stärker von Arbeitslosigkeit betroffen 
als Männer, wobei sie oft nicht in der 
amtlichen Arbeitslosenstatistik aus­
gewiesen sind, da sie sich nicht ar­
beitslos melden, aufgrund ungünsti­
ger Arbeitsmarktchancen. 

Als Grund tur die allgemein stei-
I 

gende Arbeitslösigkeit wird neben 
wirtschaftlichen Ursachen u.a. die 
Tatsache gesehen, daß die Erwerbs­

beteiligung von Frauen stetig an­
steigt, da auf das gleiche bzw. ein 
reduziertes Arbeitsplatzangebot er­
heblich mehr Bewerber/innen kom­
men. In diesem Zusammenhang wer­
den auch wieder Stimmen laut, die 
Erwerbstätigkeit von Frauen im Wege 
von finanziellen Anreizen bei Aufga­
be der Erwerbstätigkeit zurückzu­
drängen. 

So sind derzeit insbesondere auf 
tarifvertraglicher und betrieblicher 
Ebene Bestrebungen im Gange, F rau­
en aus Doppelverdienerehen zur Auf­
gabe ihres Arbeitsplatzes mit oder 
ohne finanzielle Anreize zu bewegen. 

Frauen wurden dabei von jeher 
als sog. "Reserven" fur den Arbeits­
markt genutzt. 

Dort wo ihre Arbeitskraft unent­
behrlich ist, werden sie eingesetzt, wo 
sie sich zu Konkurrentinnen der Män­
ner entwickeln, wird versucht, deren 
Erwerbstätigkeit zurückzudrängen. 

Es stellt sich nun die Frage, war­
um gerade die Frauen verstärkt von 
Arbeitslosigkeit betroffen sind. 

Zum einem sind die Berufsfelder, 
die von Frauen wahrgenommen wer­
den, weniger krisensicher als 
Männerarbeitsplatzbereiche und da­
durch besonders anfällig fur Arbeits­
losigkeit. 

Der technische Wandel kostete 
bisher vor allem Arbeitsplätze im ge­
werblichen Bereich, die mit an- bzw. 
ungelernten Frauen besetzt waren. 
Aufgrund zunehmender Einfuhrung 
von Jnformation- und Kommunikati­



122 Auftrag 213 

onsteclullken in Büro und Verwaltung 
muß in Zukunft au eh dort mit einem 
Abbau von Arbeitsplätzen gerechnet 
werden, fur die bisher nur geringe 
Qualifikationen erforderlich waren. 
Auf diesen Arbeitsplätzen sind eben­
falls zum größten Teil Frauen (Büro­
gehilfinnen, Schreibkräfte, usw.) be­
schäftigt. Die Konzentration auf we­
nige "frauentypische Berufe" verengt 
den Arbeitsmarkt. 

Frauen mit qualifizierte Ausbil­
dung in Berufen, die traditionell nicht 
den Frauen zugeordnet sind (gewerb­
lich-technischer Bereich, Fachhoch­
schul- und Hochschulausbildung au­
ßerhalb der Sozial- und Lehrberufe), 
treffen immer noch auf deutliche Vor­
urteile und Vorbehalte. 

Weiter unterbrechen viele Frauen 
aus fumiliären Gründen ihre Berufstä­
tigkeit Ihre Berufsrückkehr nach die­
ser Familienphase ist oft mit großen 
Schwierigkeiten verbunden. In ländli­
chen Gebieten erschwert zudem das 
traditionelle Rollenverständnis den 
Frauen eine Rückkehr in den Beruf. 

Die Branchen mit einem hohen 
Frauenanteil , wie z.B. die Textil- und 
Bekleidungsindustrie sowie andere 
arbeitsintensive Industriesektoren 
sind im Zuge des Europäischen Bin­
nenmarktes einem höheren Wettbe­
werbsdruck durch ausländische Un­
ternehmen ausgesetzt. Hier sind vor 
allem ungelernte Frauen, Frauen, die 
m ungeschützten oder Teilzeit­
beschäftigungsverhältnissen stehen, 
Frauen, die alleinerziehend sind, von 

zunehmendem Arbeitsplatzabbau be­
troffen. Zwischen 1986 und 1990 
ging die Beschäftigung hier EU-weit 
um 9,4 % zurück.2') 

Insoweit fuhrt der Europäische 
Binnenmarkt zu einer Verschlechte­
rung der Situation der Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt. 

Eine geringe Schulbildung fuhrt 
zwar häufig zu höherer Frauen­
arbeitslosigkeit. In den EU-Staaten 
Griechenland, Italien und Spanien 
sind jedoch gerade die gutaus­
gebildeten Frauen stärker von Ar­
beitslosigkeit betroffen, was nach wie 
vor mit geschJechtspezifischen Struk­
turen zusammenhängt. 

Weiter sind Frauen stärker von 
Langzeitarbeitslosigkeit betroffen als 
Männer, 1989 waren 52,6 % aller 
Langzeitarbeitslosen in der EU Frau­
en. Da die Zahl der erwerbstätigen 
Frauen geringer ist als die der Männer 
bedeutet dies, daß Frauen in starkem 
Maße von Langzeitarbeitslosigkeit be­
troffen sind. Das gilt fur alle Mitglied­
staaten mit Ausnahme der Niederlande 
und Großbritannien. 2$) 

Sind die Frauen arbeitslos, so 
setzt sich beim Anspruch, der Dauer 
und der Höhe der Leistungen ihre Be­
nachteiligung fort . In den meisten 
EU-Ländern richten sich die Unter­
haltszahJungen nach der Beschäfti­
gungsdauer. Da Frauen häufiger und 
länger arbeitslos als Männer sind, ha­
ben sie seltener Anspruch auf Ar­
beitslosengeld. 

Weiter wird die Höhe der Lei­
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stung von den vorherigen Gehältern 
hestinunt, so daß die Frauen auch hier 
infolge der Lohndiskriminierung und 
der Tatsache, daß sie meist nicht voll­
beschäftigt sind, in der Regel geringe­
re Leistungen als Männer erhalten. 

Für viele Frauen entfallt ein An­
spruch auf Arbeitslosenunterstüt­
zung, da sie unterhalb der Sozial­
versicherungsgrenze beschäftigt sind 
oder "schwarz" arbeiten. 

In den Ländern der EU erhalten 
über die Hälfte der Männer Arbeitslo­
senunterstützung, während nur ein 
Drittel der Frauen sozialen Schutz 
während der Arbeitslosigkeit genie­
ßen .26) 

Beispielsweise erhielten in der 
Bundesrepublik im September 1989 
28,3 % der arbeitslosen Frauen, aber 
nur 16,4 der arbeitslosen Männer kei­
nerlei Leistungen.21) 

Bei Teilzeitbeschäftigten ist der 
Anspruch entsprechend geringer. Bei 
verheirateten Frauen wird häufig das 
Einkommen des Ehepartners auf die 
Bemessungsgrenze der Arbeitslosen­
unterstützung angerechnet, wobei vom 
LeistungsausschJuß insoweit insbe­
sondere Frauen betroffen werden . 

v. 	 Soziale Sicherung 
der Frauen in der 
Europäischen Union 

Frauen sind aufgrund der Tatsa­
che, daß sie in der Praxis nach wie 
vor aufgrund festgefahrener Rollen­

verteilung gezwungen sind, Farnilien­
und Erwerbsarbeit miteinander in 
Einklang zu bringen, auch im Rab­
men des Alterssicherungssystems be­
nachteiligt. 

Wie wir gesehen haben, sind 
Frauen überproportional in Teilzeit­
arbeitsverhältnissen und ungeschütz­
ten Arbeitsverbältnissen beschäftigt, 
so daß sie entweder vöUig von den 
Altersicherungssystemen ausgeschlos­
sen sind oder entsprechend geringe 
Anwartschaften erwerben konnten. 

Weiter wirkt sich hier die Diskri­
minierung der Frauen beim Lohn 
nochmals bei der Höhe der zu er­
langenden Alterssicherung aus. 

Aufgrund der geringeren Anzahl 
von Versicherungsjahren und der 
niedrigeren Verdienste ergibt sich bei­
spielsweise in der Bundesrepublik fiir 
Frauen eine durchschnittlich um mehr 
als die Hälfte niedrigere Versiche­
rungsrente als für Männer. Selbst bei 
denjenigen Frauen, die 35 Versiche­
rungsjahre und mehr aufweisen, be­
trug 1990 die durchschnittliche 
Rentenhähe nur 70 % deIjenigen der 
Männer.") 

Dabei wirken sich die Benachtei­
ligungen fiir Frauen je nach Art des 
Versicherungssystems, das in den ein­
zelnen EU-Staaten zur Anwendung 
kommt, unterschiedlich stark aus. Bei 
den nationalen Alterssicherungs­
systemen kann man grundsätzlich 3 
Typen unterscheiden:' 9) 

Eigenständige Sicherung, hier 
wird 	 nochmals unterschieden 
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zwischen Grund- und Staats­
bürgerversorgungssystemen und 
erwerbseinkommensbezogenen 
Systemen 
Anknüfung an die Sicherung des 
Partners 
Beteiligung an den Anwartschaf­
ten des Partners 

Die verschiedenen nationalen 
Systeme sind im Hinblick darauf zu 
untersuchen, wie sie den speziellen 
Bedürfnissen der sozialen Alterssi­
cheru ng der Frau Rechnung tragen. 

1. Eigenständige Sicherung 
Soweit eine eigenständige Siche­

rung der Frau angestrebt wird, so 
sind die Instrumente mit denen diese 
Ziel erreicht werden soll in den ver­
schieden Sicherungssystemen unter­
schiedlich. Der wichtigste Unter­
schied besteht darin, ob es sich um ein 
Grund- und Staatsbürgerversor­
gungssystem oder um ein Sozial ver­
sicherungssystem handelt, das an den 
dem Erwerbseinkommen anknüpft. 

Die Grund- und Staatsbürgerver­
sorgungssysteme können steuer- oder 
beitragsfinanziert sem. Bei den 
steuerfinanzierten Systemen kann 
man weiter danach unterscheiden, ob 
die Leistungen bedarfsabhängig oder 
bedarfsunabhängig ausgestaltet sind. 

Allgemeine Grundsicherungs­
systeme, die bedarfsabhängig sind, 
weisen die Länder Spanien, Italien, 
Portugal und Belgien auf Die 
Bedarfsabhängigkeit kann jedoch 

sehr unterschiedlich ausgestaltet sein. 
Auf eine Heranziehung der Unter­
haltspflichtigen wird in der Regel ver­
zichtet, die Leistungen werden als 
Renten und nicht etwa als Fürsorge 
qualifiziert. 

In Frankreich wird die Grund­
sicherung aus Steuermitteln bzw. nur 
rur eine bestimmte Persooengruppe, 
nämlich Frauen von Arbeitnehmern 
mit mindestens 5 Kindern, gewährt. 

In Dänemark gibt es hingegen 
eine bedarfsunahhängige Grundrente. 

In Schweden und den Niederlan­
den werden die Grundrenten durch 
Beiträge finanziert, wobei die Beiträ­
ge nicht mit den bundesrepublikani­
scben Sozialversicberungsbeiträgen 
vergleichbar sind, da zwischen den 
Leistungen und den Beiträgen in die­
sen Staaten keine oder nu r eine sehr 
lockere Beziehung besteht 

Das Leistungsniveau bei den 
beitragsfinanzierten Grundrenten ist 
dabei regelmäßig höher als bei den 
steuerfinanzierten Leistungen. 

Im Hinblick auf die Benachteili­
gung von Frauen ist festzuhalten, 
daß vor allem die Systeme einer 
steuerfinanzierten Grundrente SI­

cherstellen, daß auch Frauen im Al­
ter eine Grundsicherung erhalten, 
und zwar auch dann, wenn sie keine 
oder nur kurzfristig Erwerbstätigkei­
ten ausgeübt haben . 

Im Hinblick auf das Gebot der 
Gleichbehandlung stellen jedoch auch 
die Grundsicberungssysteme nicht die 
optimale Lösung dar, da auch in die­
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sen Staaten regelmäßig ergänzende 
Sicherungs systeme bestehen, die an 
die Erwerbstätigkeit anknüpfen. Hier 
wirkt sich Familienarbeit dann erneut 
nachteilig fiir die Alterssicherung 
aus. 

Bei erwerbseinkommensbezoge­
nen Systemen ergeben sich spezifi­
sche Schwierigkeiten fiir die Alterssi­
cherung von Frauen. Wird die Alters­
sicherung nur auf die Erwerbstätig­
keit bezogen, fuhrt dies dazu, daß fa­
miliäre Tätigkeiten, wie Kindererzie­
hung und Pflege von Familienangehö­
rigen, bei der Alterssicherung unbe­
rücksichtigt bleiben. Weiter schlagen 
sich hier die niedrigen Frauenlöhne 
auch bei der Höhe der Renten­
anwartschaften nieder. 

Zur Linderung dieses Problems 
werden m Spanien und Itälien 
Mindestrenten gewährt. Auch besteht 
die Möglichkeit, Umverteilungs­
mechanismen ins Sicherungssystem 
einzubauen, die sich zugunsten der 
Versicherten mit geringen Verdiensten 
auswirken oder im System schlechte­
re Zeiten auszuschließen bzw. nur die 
besten Jahre zählen zu lassen. 

Zeiten familiärer Tätigkeit kön­
nen fiir die Bemessung der Altersren­
ten berücksichtigt werden. Hier wer­
den teilweise als relevante Zeiten nur 
solche der Kindererziehung aner­
kannt, teilweise werden aber auch 
Ptlegezeiten in gleicher oder ähnli­
cher Weise wie Kindererziehungs­
zeiten berücksichtigt. 

Dies wird teilweise durch Steuer­

mittel, teilweise im Rahmen der Soli­
dargemeinschaft der Beitragszahler 
finanziert. Unterschiede bestehen hier 
vor allem bezüglich der Bewertung 
der familiären Tätigkeiten. In Frank­
reich, Itälien, Spanien und Belgien 
werden diese Zeiten mit Versiche­
rungszeiten gleichgesetzt. Sie können 
aber auch zu einer Pflichtversiche­
rung fuhren. In Frankreich werden 
dabei weiter die Kleinrenten im Falle 
der Kindererziehung aufgestockt. 

Lücken in der Rentenbiographie, 
die auffehlender Erwerbstätigkeit be­
ruhen, können in gewissem Umfang 
durch freiwillige Beiträge ausgegli­
chen werden . 

In Deutschland ist diese Mög­
lichkeit, soweit nicht im Falle der 
Pflege eine Umwertung zu Pflichtbei­
trägen enolgen kann, insoweit mit 
Nachteilen verbunden, als ein Inva­
liditätsschutz nur mit Pflichtver­
sicherungsbeiträgen begründet wer­
den kann. 

2. 	 Anknüfung an die Sicherung 
des Partners 
Wichtigste Gestältungsform bei 

der Anknüpfung an die Sicherung des 
Partners ist die Hinterbliebenen­
versicherung, die in vielen Sozial­
systemen wiederzufinden ist. 

Hier gibt es jedoch unerwünscht 
Kumulationen, gleichzeitig aber auch 
Versorgungsdefizite. 

Weiter knüpft die Hinterblie­
benenversicherung zunächst an eine 
gültige Ehe an, so daß bei der derzei­
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tigen Zunahme der nichtehelichen Le­
bensgemeinschaften die gesellschaft­
liche Frage zu entscheiden ist, ob in­
soweit auch eine nichteheliche Part­
nerschaft genügt. 

Als nachteilig ist im Zusammen­
hang mit der Gleichstellungspolitik 
insoweit auch die Tatsache zu seben, 
daß die Frau bei diesem Modell die 
Versorgungsberechtigung vom Part­
ner ableiten muß und diese nicht 
selb st erwirbt. 

3. 	 Beteiligung an den Anwart­
schaften des Partners 
Das Gleiche gilt fur die Beteili­

gung an den Anwartschaften des 
Partners . Dieses System ist jedoch 
nur fur den Fall der Trennung einer 
Lebensgemeinschaft vorgesehen, und 
nicht etwa während des Bestehens der 
Ehe. 

Als Beispiel ist hier der Versor­
gungsausgleich nach deutschem Recht 
zu nennen, wobei deIjenige Partner, 
der während der Ehezeit geringere 
Rentenanwartschaften erworben hat, 
gegen den Partner einen Anspruch auf 
Übertragung der Hälfte dessen Über­
schusses geltend machen kann. 

In Belgien ist im Fall der Schei­
dung eine besondere Gutschrift zu­
gunsten des schwächeren Partners 
vorgesehen, die jedoch zu Lasten der 
Solidargemeinschaft geht, weil keine 
Minderung der Anwartschaften bei 
dem anderen Partner erfolgt. 

Zusammenfassend läßt sich fest­
halten, daß der Blick in die einzelnen 

EU-Länder zeigt, daß es keine Ideal­
lösung fur das Problem der Alterssi­
cherung der Frauen gibt. 

Eine gesellschaftliche Benachtei­
ligung von Frauen bei der Alterssi­
cherung ist dort weniger stark ausge­
prägt, wo aus dem Staatshaushalt fi­
nanzierte Grundsicherungssysteme 
bestehen. Auch hier fmdet allerdings 
eine Benachteiligung der Frauen inso­
weit statt, als dadurch lediglich eine 
Mindestversorgung gewährleistet 
wird und sich wieder Unterschiede im 

. Sicherungsniveau bei den jeweiligen 
Ergänzungssystemen, die an eine Er­
werbstätigkeit anknüpfen , ergeben. 
Hier wirken sich dann erneut die un­
terschiedlichen Erwersbiographien 
von Männern und Frauen aus. 

Am 	besten scheint das Problem 
der Alterssicherung der Frauen dort 
zu lösen zu sein, wo verschiedene In­
strumente kombiniert werden, wie 
dies 	 derzeit z. B. in Frankreich und 
Dänemark der Fall ist. 

Eine befriedigende Lösung kann 
wohl nur durch ein Maßnahmebündel 
erreicht werden. 

Das Europaparlament hat zu­
sanunen mit den europäischen Ge­
werkschaften mehrfach eine Harrno­
nisierung der nationalen Sicherungs­
systeme gefordert . Diese Forderung 
stößt jedoch auf Ablehnung bei den 
konservativen Regierungen der EU­
Länder sowie den Unternelnnens­
verbänden. 
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VI. Die Stellung der 
Frau in der Kirche 

Von den 26,2 Mio Angehörigen 
der römisch-katholischen Kirche sind 
mehr als die Hälfte Frauen. Unter den 
aktiven Gläubigen und ehrenamtlich 
Tätigen sind Frauen weit in der Über­
zahl. Das angewandelte Selbstver­
ständnis der Frau nimmt Einfluß auf 
ihre Art zu glauben, auf das Zusam­
menspiel von Glaube und Lebens­
prozessen . 30) 

Anfang 1993 legte das Sekretari­
at der Deutschen Bischofskonferenz 
eine vom Institut rur Demoskopie in 
Allensbach erstellte Repräsentativ­
untersuchung " Frauen und Kirche" 
vor, deren Inhalt es war, die Lebenssi­
tuationen und das Lebensgefuhl heu­
tiger Frauen realitätsnah in den Blick 
zu nehmen.)I) 

Danach erleben mehr als die 
Hälfte aller katholischen Frauen 
nämlich 54 %, die Kirche eher al~ 
"Männerkirche". Bei den Frauen un­
ter 30 Jahren sind dies mehr als zwei 
Drittel. Nur jede funfte Frau traut der 
Kirche Verständnis fur Anliegen und 
Probleme heutiger Frauen zu . 

45 % der Frauen vermuten bei 
der katholischen Kirche ein festge­
fugtes , eindimensionales Frauenbild 
das u.a. mit Begriffen, wie "aufop: 
femd, dienend, dem Mann untertan" 
charakterisiert wird. 

Glaubenszeugnissen von Frauen 
wird immer noch 'wenig Bedeutung 

beigemessen, vor allem weil ihre 
Stimme in Gottesdiensten bisher zu 
wenig Raum hat. 

Die Tatsache, daß nach der Stu­
die zwei Drittel aller Katholikinnen 
die katholische Kirche zu den gesell­
schaftlichen Bereichen zählt, in denen 
die Gleichberechtigung von Männem 
und Frauen nur unzureichend ver­
wirklicht ist, ist alannierend. 

Dennoch sind weiterhin überpro­
portional viele Frauen in der Kirche 
engagiert, Frauen prägen Kirche vor 
Ort in den meisten ihrer Dienste auf 
dem Gebiet der Caritas, also Dien­
sten, die auch heute noch als wichti­
ges Zeichen der Glaubwürdigkeit der 
Kirche gelten. In der Ausbildung der 
Ordnung der Ämter und Dienste 
spielt nicht das Individuum, sonden: 
das Geschlecht eine Rolle . Auch heu­
te gilt immer noch das Prinzip in der 
katholischen Kirche, daß nur ein ge­
taufter Mann die Weihe gültig emp­
fangen kann, wobei diese Weihe in 
der Regel zugleich die Voraussetzung 
zur Wahrnehmung wirklicher Leitungs­
aufgaben ist. 

Frauen fordern zunehmend die 
Anerkennung ihrer ehrenamtlichen 
Tätigkeit und eine partnerschaftliche 
Mitwirkung an wichttgen Entschei­
dungen sowie Gleichberechtigung in 
LeItungsfunktionen. 

Annette Schavan fuhrt in diesem 
Zusammenhang aus : " Unsere Zeit 
bietet, davon bin ich zutiefst über­
zeugt, dieser Kirche wesentliche 
Chancen der Erneuerung - und damit 
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Die Kirche, wie Jesus sie wollte, hat wenig mit RoLLen- und Foto: Brockmeler 

Machtverteilung, dafar aber viel mit geschwisterlicher 
Freude, Freundlichkeit und Anteilnahme tU tun 

auch in der Frauenfrage. Warum soll­
te das, was mit Begriffen wie Emanzi­
pation und Selbstverwirklichung ge­
meint ist, konträr zur Botschaft des 
Christentums stehen? Da überlassen 
wir Begriffe anderen, die sie dann fuf 
sich besetzen, anstatt sie im Kontext 
der christlichen Botschaft zu entfal­
ten und offensiv zu vertreten. Jeder 
Mensch ist berufen zur Freiheit, beru­
fen zur Entfaltung seiner Talente und 
Begabungen, und nichts anderes be­
deutet Emanzipation und Selbstver­
wirklichung. Frauen erwarten, daß 
die Emanzipation der Frau, ihr ge­

wandeltes Selbstverständnis, Gleich­
berechtigung zwischen Mann und 
Frau in der Kirche tatsächlich reali­
siert werden. Es ist zunehmend wich­
tig, daß Frauen in die klassischen 
theologischen Disziplinen gelan­
gen".32) 

Die von Papst Paul Johannes 
Paul II, im Rllhmen des apostolischen 
Schreibens "Ordinatio Sacerdotalis" 
getroffene Aussage, "die Priesterwei­
he, durch welche das von Christus 
seinen Aposteln anvertraute Amt 
übertragen wird, die Gläubigen zu 
lehren, zu heiligen und zu leiten", sei 
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in der katholischen Kirche von An­
fang an ausschließlich den Männer 
vorbehalten gewesen, so daß die Kir­
che nicht die Vollmachten besitze, 
Frauen die Priesterweihe Zu erteilen, 
bedeutet fur die Frauen in der Kirche, 
die auch auf diesem Gebiet um eine 
Gleichstellung mit den Männem 
kämpfen, einen schwereren Rück­
schlag. 

Konsequenzen zur Veränderung 
der Situation von Frauen in der Kir­
che sind von höchster Dringlichkeit. 
Es bleibt zu hoffen, daß die Kirche 
den gesellschaftlichen Wandlungs­
prozeß, auf den Frauen besonders 
sensibel reagieren, ernst nimmt, so 
kann sie zu einer aktiv die Gesell­
schaft gestaltenden Kraft werden.33) 

VII. Ausblick 

Auf EU-Ebene sind bisher funf 
Richtlinien zur Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen erlassen 
worden : 

Richtlinie zur Lohngleichheit, sie 
präzisiert den Grundsatz des 
glei chen Entgelts, der im EU­
Vertrag selbst enthalten ist34) 

Gleichbehandllmgsrichtlinie, die 
sich mit den Bereichen Zugang 
zur Beschäftigung, zu r Berufs­
bildung und zum beruflichen 
Aufstieg und mit den Arbeitsbe­
dingungen befaßt") 

• 	 Richtlinie zur Gleichstellung im 
Bereich der sozialen Sicherheit, 
die die Gleichbehandlung im Be­
reich der gesetzlichen Systeme 
der sozialen Sicherheit zum In­
halt hat" ) 
Richtlinie zur Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen bei den 
betrieblichen Systemen der so­
zialen Sicherheit, die sich mit der 
Gleichstellung im Bereich der 
betrieblichen Systeme der sozia­
len Sicherheit befaßt") 
Gleichbehandlungsrichtlinie bei 
selbständiger Erwerbstätigkeit, 
die sich mit der Gleichstellung 
von Männern und Frauen, die 
eine selbständige Erwerbstätig­
keit - auch in der Landwirtschaft 
- befaßt" ) 
Mutterschutzrichtlinie") 
Eine Rechtspflicht der Mitglieds­

staaten, Maßnalunen zur Förderung 
der Chancengleichheit von Männem 
und Frauen zu treffen, enthält das 
EU-Recht bisher nicht. Es gibt ledig­
lich eine Empfehlung des Rates zur 
Förderung positiver Maßnalunen fur 
Frauen . Darin wird den Mitglieds­
staaten empfohlen, ein Bündel positi­
ver Maßnalunen vorzunehmen, um 
die faktischen Ungleichheiten, mit de­
nen Frauen im Berufsleben konfron­
tiert sind, zu beseitigen und die Auf­
hebung der Geschlechtertrennung auf 
dem Arbeitsmarkt zu fordern . 

In der Praxis ist es dabei erfor­
derlich, daß die EU eine größere 
Kompetenz bekommt, um schneller 

http:werden.33
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und effektiver, notfalls auch gegen 
den Willen einzelner Mitgliedsstaa­
ten, Richtlinien und Gesetze zu erlas­
sen und deren Umsetzung besser zu 
kontrollieren, ggf. anzuordnen. 

Wichtig ist weiter, daß Gesetze 
konkreter formuliert werden. 

Vordringlichste Aufgabe im Zu­
sammenhang mit der Gleichstellung 
der Frauen in der Europäischen Uni­
on ist die Verbesserung der Arbeits­
marktsituation von Frauen. Dabei 
müssen die Aktionsprogramme der 
Europäischen Union zur Chancen­
gleichheit für Frauen zum einen 
durchsetzbar zwingend festgeschrie­
ben werden, wobei diese nicht nur in 
die Soiial- bzw. Beschäftigungspoli­
tik, sondern insbesondere auch in die 
Wirtschaftspolitik der Europäischen 
Union Eingang finden müssen. 

Frauenrechte müssen europaweit 
auf einem möglichst hohen Niveau 
angeglichen und umgesetzt werden. 
Um das zu erreichen, müssen Frauen 
in weit stärkerem Maße als bisher an 
gesellschaftlichen und politischen Ent­
scheidungsprozessen beteiligt sein. 

Nur 19,3 % der Mitglieder des 
Europaparlaments sind Frauen. Noch 
schlechter sieht es in den nationalen 
Parlamenten aus, hier liegt der 
Durchschnitt europaweit bei 11 %. 

In der Bundesrepublik sind es 
beispielsweise 21 % Frauen, was in 
der Hauptsache auf die Quoten­
regelung der SPD und der Grünen 
zurückzuführen ist. 

Dänemark und die Niederlande 
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schneiden im Vergleich ebenfhlls ver­
hältnismäßig gut ab mit 33 % und 24 
%. Die Schlußlichter bilden das Ver­
einte Königreich mit 7,4 %, Frank­
reich mit 4,8% und Griechenland mit 
4,7 %. 

Dabei zeigt sich, daß nur die 
Länder Fortschritte in dieser Frage 
erzielen, die starre oder flexible Quo­
ten aufWeisen.. Dänemark hat bei­
spielsweise vor 6 Jahren die Wahlge­
setze geändert, danach müssen min­
destens 30 % Frauen auf den Kandi­
datenliste stehen.40) 

Nachstehende Einzelmaßnahmen 
sind im Zusanunenhang mit der 
Gleichstellung der Frauen unabding­
bar: 
1. 	 Eine effektive Wirtschafts-, Be­

schäftigung- und Sozialpolitik 
der EU-Staaten, die an frauen­
politischen Interessen ausgerich­
tet ist. 

2. 	 Ein erweiterter Arbeitsbegriff, 
der nicht nur die Erwerbsarbeit, 
sondern auch die Familienarbeit 
miteinbezieht, insbesondere die 
Aufwertung der Familienarbeit 
in der Gesellschaft. 

3. 	 Der Abbau überkommener 
Rollenzuweisungen und die part­
nerschaftliche Arbeitsteilung im 
Bereich der Familie. 

4. 	 Die Einführung familiengerech­
ter Arbeitszeiten. 

5. 	 Die finanzielle Förderung spezi­
eller Ausbildungs-, Fort- und 
Weiterbildungs- sowie Beschäf­

http:stehen.40
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tigungsprogramme, die auf die 
Bedürfuisse der Frauen zuge­
schnitten sind. 

6. 	 Die finanzielle Anerkennung der 
Arbeit im Zusammenbang mit 
der Aufzucht von Kindern und 
die Gleichstellung mit der Er­
werbsarbeit, um die effektive 
Wahlfreiheit zwischen Erwerbs­
und Familienarbeit zu gewährlei­
sten. 

7. 	 Die Einfuhrung von Eltern­
urJaubsphasen mit Lohnersatz­
leistungen. 

8. 	 Der Ausbau und die Finanzierung 
gesellschaftlicher Kinderbetreu­
ungsmöglichkeiten (Kindertages­
stätten, USw.) 

9. 	 In der Familienpolitik, vor allem 
im Steuerrecht, weg von der För­
derung der Ehe als Institution zur 
Förderung der Familie (Famili­
en- statt Ehegattensplitting) 

10. 	Eine Erhöhung der Zahl der 
Frauen In Führungspositionen 
und politischen Amtern. 

11 . Die Einführung starrer oder fle­
xibler Quoten, um die Zahl der 
Frauen in den nationalen Parla ­
menten zu erhöhen, so daß 
frauenspezifische Vorstellungen 
in gesetzliche Regelungen umge­
setzt werden könne. 

12. Die Einfuhrung einer generellen 
Sozial versicherungspflicht aller 
Beschäftigungsverhältnisse und 
em Verbot ungeschützter Be­
schäftigungsverhältnisse. 

13 . 	Die Festschreibung gleicher 

arbeits-, sozial- und tarif­
rechtlicher Bestimmungen für 
die Teilzeitarbeit WIe für die 
Vollzeitarbeit. 

14. 	Der Abbau von geschlechtsspezi­
fischen Einstellungshindernissen. 

15. 	 Die weitere Öffuung der sog. 
"klassischen Männerberufe" für 
Frauen. 

16. Die Schaffung eInes europa­
weiten Altersicherungssystems, 
daß nicht lediglich an der 
Erwerbsarbeit anknüpft und 
frauenspezifische Benachteili­
gungen finanziell auffängt. 

17 . Die Abkopplung der Sozial­
versicherungsanspTÜche von ge­
leisteten Mindesarbeitszeiten 
oder Mindesteinkommen. 

18. 	 Die Förderung geschlechts- bzw. 
rollenneutraler Sozialisation der 
Kinder im Elternhaus und in den 
öffentlichen Bildungseinrichtungen 

Zusammenfassend kann mit 
Blick auf die Ausgangsfrage, Frauen 
in Europa - Die vergessene Hälfte?, 
gesagt werden: 
Maastricht kann frauenpolitisch 
nicht als Erfolg gewertet werden. 4I 

) 
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"UNTERWEGS ZUR EINHEIT" 
Predigt von Bischof Prof. DDr. Karl Lehmann, 
Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz, im 
Hauptgottesdienst zum Abschluß des 92. Deutschen 
Katholikentags am Sonntag, 3. Juli 1994, in Dresden 

Die Emmaus-Geschichte hringt 
im Neuen Testament vennutlich am 
stärksten das Leitwort dieses Katho­
likentages "Unterwegs zur Einheit" 
zur Sprache. Wir alle sind müde, re­
signierte Wanderer auf den Straßen 
dieser Welt. Wie die Emmaus-Jünger 
haben wir hier in Dresden drei Tage 
über alles gesprochen, was sich er­
eignet hatte, und dazu unsere Mei­
nungen ausgetauscht. Sie waren 
recht gemischt und manchmal auch 
wirr. Mit der immer noch vorhande­
nen Freude über die vor funf Jahren 
geschenkte "Wende" verbindet sich 
Enttäuschung, weil wir zwar zusam­
mengefunden haben, aber noch nicht 
recht zusammengewachsen sind. Wir 
erfahren gerade hier in Dresden von 
Monat zu Monat einen unleugbaren 
Aufschwung, aber es geht uns alles 
zu langsam Je mehr die europäi­
schen Länder wirtschaftlich und po­
litisch zusanunenrücken, desto mehr 
erschrecken wir vor den Interessen­
gegensätzen und dem Wiederaufle­
ben alter Vorurteile. Allenthalben 
schießen wieder Nationalismen ins 
Kraut, die wir, wenn nicht fur über­
wunden, so doch fur bezähmt hiel­

ten. Viele Hoffnungen auf eine ra­
schere Entwicklung der "Dritten 
Welt" sind verflogen. 

Wir dürfen uns nicht abwenden 
von diesen großen Aufgaben. Wir 
müssen beieinander bleiben, auch 
wenn wir uns heftig in die Haare 
geraten. Wir dürfen einander nicht 
lassen auf der Suche nach der Ein­
heit unseres Landes, Europas und 
der Menschheitsfamilie. Gleichgül­
tigkeit ist schlimmer als Streit. Un­
terwegs sein heißt Bereitschaft zum 
Gespräch, schließt auch Umwege 
und Abwege, ja manchmal auch Irr­
wege nicht aus, aber wir bleiben un­
beirrbar einem Ziel verpflichtet, das 
wir nicht aus dem Auge lassen. 

Dies gilt erst recht fur die pil­
gernde Kirche. Sie ist zwar ihrer 
letzten Hoffnung gewiß, sie weiß 
aber auch um die Vorläufigkeit ihrer 
Schritte. Darum müssen wir mitten 
in aller Wahrheits suche, von der wir 
nicht ablassen wollen, tolerant blei­
ben. Wir wehren uns, auf eine 
cliquenhafte Minderheit zusammen­
zuschrnelzen. Dresden hat mit seinen 
vielen Gesprächen und Ständen in 
der Kirchenmeile gezeigt, wie viele 
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Wege und Freiheiten es in der Kirche 
gibt, weit ab von jeder gekünstelten 
Unifonnität. Gerade so suchen wir in 
der Vielfalt eine-neue Verbindlichkeit 
und damit auch eine neue Einheit, die 
mit unserem Hang zu Beliebigkeit 
ringt. 

Gerade so wollen wir den Dia­
log mit den evangelischen Schwe­
stern und Brüdern, der diesen Katho­
likentag so sehr gekennzeichnet hat, 
fortsetzen, um gemeinsam noch sehr 
viel besser gerüstet zu sein fur das 
Gespräch mit den vielen, vielen 
Menschen in unserem Land und in 
Europa, die das Evangelium der 
Freiheit aus Gott noch nicht oder 
nicht mehr kennen . Von diesem Ka­
tholikentag in Dresden müssen ein 
neuer ökumenischer Schwung f'nd 
ein frischer missionarischer Jtlan 
ausgehen, die morgen nicht ei~ach 
wieder wie ein abgebranntes Fe?er­
werk kraftlos auf die Erde fallen ~ür­
fen. Wir müssen diese unver­
krampfte Weite des Geistes und !des 
Herzens noch sehr viel mehr pflegen. 
Denn nichts anderes heißt Kafuo­
lischsein fur uns. Wir haben wiJder 
dankbar erlebt, wie wir in unsher 
Kirche und dies heißt immer auch 
mit dem Papst als dem Zentrum der 
Einheit - weltweit, und doch ganz 
nahe, mit vielen Schwestern und 
Brüdern verbunden sind. Dies gilt 
gerade fur ürte, wo offene Wunden 
sind. Ich nenne nur Bosnien, Ruanda 
und den Sudan. 

Dieser Einsatz fur die Nöte in 
unserer Gesellschaft und in der gan­
zen Welt kann uns auch bewahren, 
der unausrottbaren Gefahr ewiger 
Selbstbespiegelung zu verfallen, an­
statt uns zuerst von den Zerrissen­
heiten und den Wunden unserer Welt 
bewegen zu lassen. Gerade dafur 
müssen wir aber als Kirche von in­
nen, das heißt von Glaube, Hoffnung 
und Liebe her, stark werden, die Ver­
schiedenheit der Kräfte zuzulassen, 
aber auch der Versuchung zu weh­
ren, durch ein verführerisches Alles­
Dulden salzlos zu werden. Dafur 
brauchen wir einen neuen Stil des 
manchmal durchaus harten, aber 
menschenfreundlichen Umgangs 
miteinander. Wir wollen die Wahr­
heit nicht aufgeben, aber auch die 
Liebe nicht verraten. Wie könnten 
wir sonst Zeugen Jesu Christi sein in 
der Welt I 

Wahrend die Emmaus-Jünger 
ihren Weg gingen und überall dies 
sprachen, kam ein Unbekannter zu 
ihnen. Vielleicht ist es in diesen Ta­
gen auch uns oft so gegangen, daß 
sich ein Fremder in unsere Gesprä­
che einmischte und andere unvermu­
tet in unsere Zelte fanden . So haben 
wir wieder erfahren, daß wir Jesus 
Christus in vielen Menschen entdek­
ken können . 

Einheit hat ihren Preis . Sie ver­
langt viel Wagnis und viel Risikobe­
reitschaft. Wir brauchen darum im­
mer wieder den anderen, den Frem­
den, der uns aus der Selbstzufrieden­
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heit herausreißt, mit Recht unsere 
Kreise stört und unsere oft bornier­
ten Horizonte sprengt. Und wenn 
diese anderen und Fremden gar Not 
leiden, können wir in den geringsten 
Schwestern und Brüdern lesus Chri­
stus entdecken. 

Nicht jeder Unbekannte ist Je­
sus . Darum enthüllt er sich auch auf 
dem Weg der Emmaus-Jünger selbst. 
Jesus korrigiert die Jünger auf dem 
Weg, weil sie sich nur an den soge­
naitDten "Tatsachen" allein orientier­
ten . Sie haben die Hoffnung preisge­
geben - das Schlimmste! Dann 
schließt Jesus ihnen das Wort der 
Schrift au f. Aber damit allein kann 
er ihnen noch nicht die Augen öff­
nen . So haben sie Sorge, sie könnten 
ihn wieder verlieren und bitten ihn 
darum : "Bleibe bei uns". Bisher sind 
sie mehr nebeneinander als miteinan­
der gegangen. Voll erkennen sie sich 
erst in der Gemeinschaft des Mahls , 
das als Eucharistie verstanden wer­
den will. Das Geben lesu ist offen­
bar die alles beherrschende Mitte. 

So ist er, wie damals bei den 
Jüngern unterwegs nach Emmaus, 
auch heute unverstellt und unmittel­
bar gegenwärtig bei uns, nämlich im 
Wort der Schrift und in der Euchari­
stie. Wir versäumen nichts, wenn wir 
zu den Spätgeborenen gehören, son­
dern haben frischen Zugang zu ihm 
durch sein Wort und durch seine 
Hingabe beim Brotbrechen. 

So erkennen wir, wie unterwegs 
Einheit wird. Dies geschieht jetzt, 
hier bei uns in Dresden. Darin voll­
endet sich unser Unterwegssein in 
den vielen Ki rehen, in unserem 
Land, in Europa und in der ganzen 
Welt. Diese Weggemeinschaft, wie 
es unser Freund Klaus HemmerIe 
gerne sagte, endet nicht hier beim 
Abschlußgottesdienst, soridern jede 
Sammlung bedeutet Sendung: Der 
Geist von Dresden muß auch leben­
dig bleiben, wenn wir wieder in un­
sere jeweilige Heimat gehen. Wir 
müssen erzählen und bezeugen, was 
wir "unterwegs zur Einheit" erIebt 
haben1 Amen. (ZdK) 
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KIRCHE UND STAAT 

Die Neuordnung der Bistümer 
in Deutschland 
Begriffe und Geschichte im Überblick 

Paul Schulz 

1. 	 Neuordnung der 
Bistumsgrenzen 
Nach der staatsrechtlichen Neu· 

ordnung der Bistumsgrenzen in Ost­
deutschland zählen zur katholischen 
Kirche in der Bundesrepublik derzeit 
sechsundzwanzig Diözesen und der 
lurisdiktionsbereich des Katholi­
schen Militärbischofs fur die Deut­
sche Bundeswehr. Als siebenund­
zwanzigstes Bistum wird das zu er­
richtende Erzbistum Hamburg in eini ­
gen Monaten hinzukommen. Von die­
ser Zahl sind sieben Diözesen Erzbis­
tümer, zwanzig sind Bistümer. 

Die Geschichte der aufder linken 
Rheinseite gelegenen ältesten deut­
sehen Bistümer (Trier, Mainz, Köln, 
Speyer) beginnt bereits in der Rö­
merzeit Wesentliche Neugründungen 
(Eichstätt, Erfurt, München-Frei­
sing, Passau, Regensburg, Würz­
burg) kamen in der Mitte des achten 
Jahrhunderts hinzu, als der heilige 
Bonifatius, der "Apostel der Deut­
schen", die Missionsbewegung nach 
Osten voranbrachte. Wenige Jahr­
zehnte später setzte Kar! der Große 

die Gründungen fort (Münster, Osna­
brück, Paderbom). Mehrere Verän­
derungen brachte dann die Reformati­
on mit dem Westfalischen Frieden. 
Der letzte wichtige Einschnitt erfolgte 
mit der Säkularisation, als Bistümer 
nach 1802 aufgelöst und 1821 grund­
legend neugeordnet wurden. Die 
kirchliche Struktur erhielt damals im 
Gebiet der späteren Bundesrepublik 
in weiten Teilen ihre heutige GestalI. 
Die Teilung Deutschlands nach dem 
Zweiten Weltkrieg hatte zu DDR-Zei­
ten kirchenjuristisch nur begrenzte 
Folgen. Die jetzt erfolgte Neu­
ordnung - Berlin und die Neugrün­
dung Hamburg erhalten den Rang 
von Erzbistümern, die Apostolischen 
Administraturen Magdeburg, Erfurt 
und Görlitz werden Bistümer - kam 
erst nach der "Wende" ins Rollen. 

2. 	 Begriffserläuterungen 

2.1 	 Erzbistum, Erzdiözese, 
Kirchenprovinz, Metropolie 

Um ein gemeinsames pastorales 
Vorgehen von Nachbardiözesen ent­
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sprechend den persönlichen und örtli­
chen Umständen zu fördern und um 
die Beziehungen der Diözesanbi­
schöfe untereinander besser zu pfle­
gen, werden benachbarte Bistümer 
(Teilkirchen, Suffragandiözesen) zu 
Kirchenprovinzen mit genau wn­
schriebenem Gebiet verbunden (CIC 
Can. 431). Der Kirchenprovinz steht 
ein Metropolit vor. 

Die Erzdiözese oder das Erzbis­
twn (Metropolie), ist die erste Diöze­
se in der jeweiligen Kirchenprovinz in 
der der Erzbischof (Metropolit) resi­
diert. Innerhalb der Kirchenprovinz 
ist in gewissen kirchenrechtlichen 
Angelegenheiten das Erzbistum als 
Berufungsinstanz zuständig (Beispie­
le: Ehegerichtsbarkeit, Personalange­
legenheiten. Erzbischofund Metropo­
litankapitel (Kathedralkapitel, Dom­
kapitel) nehmen ihren Sitz in der 
Kathedralkirche der Metropolie. Die­
ses Kanonikerkapitel ist eine Gemein­
schaft von Priestern, deren Aufgabe 
es ist, die feierlichen Gottesdienste in 
der Kathedralkirche durchzufuhren. 
Seine Aufgabe ist es außerdem, sol­
che Aufgaben wahrzunehmen, die 
ihm vom Metropoliten übertragen 
werden. (CIC Can. 503) 

Bereits fur das dritte Jahrhwldert 
ist belegbar, daß sich einzelne Orts­
kirchen zu einem übergeo rdneten Ge­
bilde, einer Kirclienprovinz, zusam­
menscWossen. Dies sollte die Missio­
nierung und die Verwaltung erleich­
tern . Erstmals tauchte der Titel Me­
tropolit fur den Bischof der Haupt­

diözese im vierten Jahrhundert auf. 
Die sieben deutschen Erzbistü­

mer sind nach der Neuordnung: Bam­
berg, Berlin, Freiburg, Hamburg, 
Köln, MÜllchen-Freising und Pader­
born. 

2.2 Bistum, Diözese, Sprengel 

Diözese [griech. dioikein = haus­
halten; dioikesesis = Verwaltung) 
(gleichbedeutend ,nit Bistwn, auch 
Sprengel; nach CIC Can. 368 "eccle­
sia particularis = Teilkirche") ist die 

. von einem Bischof geleitete seelsor­
gerische, verwaltungsmäßige und kir­
chenrechtliche Einheit in der katholi­
schen Kirche. Dem Diözesanbischof 
kommt nach Kirchenrecht (CIC Can. 
381) in der ihm anvertrauten Diözese 
die ganze, ordentl iche, eigenberech­
tigte und unmittelbare Gewalt zu, die 
zur Ausübung des Hirtenamtes erfor­
derlich ist. 

In den ersten Jahrhunderten nach 
Christus stand der Begriff fur die bi­
schöfliche Stadtgemeinde, die sich 
mit der Missionierung des wnJiegen­
den Landes ausdehnte . 

Die bischöfliche Verwaltungsbe­
hörde zur Leitung des Bistwns beißt 
(Diözesan)Kurie [Iat. = Hof], Ordi­
nariat [Iat. = Amt) oder auch - da 
sie einem Generalvikar als Leiter un­
tersteht - Generalvikariat . Diese 
Zentral stelle besteht aus jenen Ein­
richtungen und Personen, die dem Bi­
schof bei der Leitung der gesamten 
Diözese belfen, insbesondere bei der 
Leitung der pastoralen Tätigkeit, bei 
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der Besorgung der Verwaltung der 
Diözese sowie bei der Ausübung der 
richterlichen Gewalt. (CIC Can. 469) 
(zum Domkapitel s. 2.1) 

Der Weihbischof ist ein Hilfs­
bischof (Auxiliarbischof), der den 
Diözesanbischof vor allem bei den 
Weihefunktionen (Finnung, Kirchen­
weihe) unterstützen soll und ihn bei 
öffentlichen Anlässen vertreten kann. 
Zuweilen ist er auch als Regional­
bischof zuständig fur die Leitung der 
Seelsorge in einer Region der Diöze­
se. Ein Auxiliarbischof besitzt nicht 
das Recht der Nachfolge. Dieses ist 
dem Bischofskoadjutor gegeben, der, 
sollte es dem Heiligen Stuhl bei Vor­
liegen schwerwiegender Umstände 
(zR schwere und dauerhafte Erkran­
kung des residierenden Bischofs) 
zweckmäßig erscheinen., von Amts­
wegen ernannt und mit besonderen 
Vollmachten ausgestattet werden 
kann. 

2.3 Jurisdiktionsbereich 

(Jurisdiktion ~ Rechtssprechung, 
Gerichtsbarkeit) Der Jurisdiktions­
bereich bezeichnet kirchenrechtlich 
den Bereich in dem ein Bischof die 
Juri sdiktion oder Amtsgewalt ausübt. 
Bei einem Diözesanbischof stimmen 
lurisdiktionsbereich und das Gebiet 
seines Bistums räumlich überein . 
Nicht so beim Militärordinariat des 
Katholischen Militärbischofs fur die 
Deutsche Bundeswehr, das sich weni­
ger durch eine territoriale Abgren­
zung, als vielmehr aus der Zuständig­

keit fur einen bestimmten Personen­
kreis (nämlich die Soldaten und die 
katholischen Familienmitglieder der 
Berufssoldaten und Soldaten aufZeit, 
auch wenn der Familienvater nicht 
katholisch ist) und ein Gebiet der 
Sonderseelsorge (als das Militärseel­
sorge verstanden wird) ergibt. 

Der Jurisdiktionsbereich des Ka­
tholischen Militärbischofs ist "keine 
Teilkirehe in ihrer rechtlichen Voll­
gestalt wie eine Diözese, aber eine 
Organisationsfonn der Teilkirche, da 
er wesentliche Merkmale aufweist, 
die fur das Teilkirchesein charakteri­
stisch und notwendig sind: Es ist ein 
auf personaler Ebene fest abgegrenz­
ter Teil des Gottesvolkes, dem ein Bi­
schof mit eigenberechtigter Gewalt 
vorsteht, der ein eigenes Presbyteri­
um aus Priestern besitzt.... Zudem 
finden sich in ihm die tragenden Ele­
mente kirchlichen Lebens und Sei bst­
vollzugs: die Verkündigung und Aus­
legung des Wortes Gottes (Kateche­
se), die Feier der Sakramente (Litur­
gie) und der Dienst fur den Menschen 
(Diakonie)."l) 

ln seinem Jurisdiktionsbereich 
besitzt der Militärbischof, der in 
Deutschland immer zugleich residie­
render Diäzesanbischof ist, die glei­
chen Pflichten und Rechte, wie sie 
den Diäzesanbischöfen zukommt. 
Sein Jurisdiktionsbereich ist nach 
kirchlichem Recht den Diözesen 
gleichgestellt und wie diese von 
Rechts wegen mit der Qualität der 
Recbtspersönlichkeit ausgestattet. 
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3. 	 Die Kirchenprovinzen 
und ihre Bistümer 

Kirchenprovinzl 
Diözese

Erzdiözese 
(Grdg-Jahr)

(Grdg.-Jahr) 

3.1 Köln / 

Köln (3. Jhd.) 	 Aachen (1804) 

Essen (1958) 

Umburg (1827) 

MUnster (792) 

Trier (3. Jhd.) 

3.2 Paderbom J 

Paderbom (799) 	 Fulda (1752) 

Effurt (1994) 

Magdeburg (1994) 

3.3 Bamberg / 

Bamberg (1007) Eichstatt (741) 

Speyer (vor 614) 
WOlZburg (742) 

3.4 Oberrheinische 

Kirchenprovinz Mainz (3. Jhd.) 

Freiburg I Rottenburg-Stuttgart 
Freiburg (1827) (1828) 

3.1 	 Kirchenprovinz Köln 

Das Erzbistum Köln hat seine 
Wurzeln in der Rämerzeit. Erster 
nachweisbarer Bischof ist der heilige 
Matemus im dritten Jahrhundert. 
Während des Mittelalters wurde die 
Erzdiözese wiederholt von Wirren er­
schüttert. So mußten die Erzbischöfe 
nach der verlorenen Schlacht bei 
Worringen von 1288 jahrhunderte­
lang außerhalb Kölns residieren. Im 
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Kirchenprovinzl 
Diözese 

Erzdiözese 
(Grdg-Jahr)

(Grdg.-Jahr) 

3.5 MOnchen u. 

Freising I Augsburg (6. Jhd .) 

Manchen u. Passau (8. Jhd.) 

Freising (739) Regensburg (739) 

3.6 Berlin I Berlin 
(1930 Bis1um, Oresden-Meißen 
Erzbistum 1994) (1921) 

GMitz (1994) 

3.7 Hamburg I 
Hamburg (1995) Hildesheim (815) 

OsnabrOck (803) 

3.8 (Jurisdiktions- Jurisdiktionsbereich 

bereich) 	 des Katholischen 

Militär­

bischofs ftlr die 

Deutschen 

Bundeswehr (1956) 

sechzehnten Jahrhundert wollte Erz­
bischof Hermann von Wied mit dem 
Bistum lutherisch werden, dies wurde 
von Domkapitel und Volk verhindert. 

Das 	 Bistum Aachen, das bis 
1801 zu Lüttich gehörte, wurde 1804 
von Napoleon nach einem Konkordat 
mit Papst Pius vn. gegründet. Nach 
dem Sturz Napoleons verlor Aachen 
den Bischofssitz und wurde wieder an 
das 	 Erzbistum Köln angegliedert. 
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Neuordnung der Bistümer 


!I neue Bistümer 
• Offizialat Vechta 

gehört zu Münster• Erzbistum ~ Bistum "'" gehört zu Mainz 

GKS-Grafik H echt 
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1830 wurde die Diözese aus Teilen 
des Kölner Erzbistums und einigen 
Dekanaten des Bistums Münster 
wiedererrichtet. 

Das Bistum Essen war vor der 
jetzt vollwgenen Neuordnung die 
jüngste deutsche Diözese. Sie wurde 
1953 mit Rücksicht auf die wirt­
schaftlichen und sozialen Entwick­
lungen im Ruhrgebiet aus Teilen der 
Erzdiözesen Köln, Paderborn und des 
Bistums Münster errichtet. 

Das Bistum Limburg wurde 
1827 gegründet, als die Regierung 
von Nassau die Kirche unter ihre 
Aufsicht stellen wollte. Diese Ausein­
andersetzung mit der weltlichen Herr­
schaft prägte die ersten Jahrzehnte 
der Diözese. 

Das Bistum Münster wurde 792 
von Karl dem Großen errichtet, der 
den Friesen Liudger ins Münster!and 
schickte. Sämtliche Krisen der Ge­
schichte überstand die Diözese ohne 
wesentliche Erschütterungen. 

Das Bistum Trier ist vom 
historischen Nachweis her die älteste 
Diözese aufdeutschem Boden mit der 
ältesten Bischofskirche. Der erste Bi­
schof, Eucharius, lebte Mitte des drit­
ten Jahrhunderts. Die größte Ausdeh­
nung hatte das damalige Erzbistum 
von 480 an, als Metz, Toul, Verdun, 
das heutige Luxemburg und Teile 
Belgiens dazugehörten. Die Erzdiöze­
se wurde von den Franzosen in der 
Säkularisation zerschlagen und 1824 
vom Vatikan in heutiger Gestalt neu 
umschrieben. 

3.2 Kirchenprovinz Paderborn 

Das Erzbistum Paderborn wur­
de 799 von Papst Leo ur. und Kar! 
dem Großen gegründet, als sich beide 
mehrere Monate in der Stadt aufhiel­
ten. Den ersten Bischof erhielt Pader­
born erst 806. Seit Beginn des neun­
zehnten Jahrhunderts veränderte sich 
mehrfach die äußere Gestalt des Bis­
tums. Bislang gehörte zu Paderborn, 
das seit 1930 Erzbistum ist, auch 
Magdeburg. 

Das Bistum Erfurt geht gleich­
falls auf Bonifatius zurück. Er grün­
dete 742 ein erstes Bistum Erfurt, das 
aber nur wenige Jahre bestand. Da­
nach kam das Gebiet fur mehr als ein 
Jahrtausend zum Erzbistum Mainz. 
Seit 1930 gehörte es zu den Diözesen 
Fulda und Würzburg, deren Bischöfe 
durch die deutsche Teilung ihre Amts­
vollmachten jedoch immer weniger 
ausüben konnten. Deshalb setzte 
Papst Paul VI. 1973 einen Apostoli­
schen Administrator fur das Bischöf­
liche Amt Erfurt-Meiningen ein, der 
direkt dem Vatikan unterstellt war. 

Das Bistum Erfurt liegt in der 
thüringischen Diaspora, nur 8,3 % 
der Bevölkerung (2,5 Mio Einwohner 
zu 212.970 Katholiken) sind katho­
lisch. Allerdings gehört zum Bistum 
auch das zu mehr als 80 % katholi­
sche Siedlungs gebiet Eichsfeld im 
Nordwesten Thüringens. Erster Bi­
schof von Erfurt ist Joachim Wanke, 
der seit 1981 die ehemalige Apostoli­
sche Administratur leitet. Patronin 
der Diözese ist die heilige Elisabeth 



Auftrag 213 143 

von Thüringen ("1207 in Ungarn, t 
1231 in Magdeburg) 

Das ' Bistum Fulda wurde for­
mell 1752 errichtet. Es hat aber in der 
Person des heiligen Bonifatius Mitte 
des achten Jahrhunderts seinen 
wesentlichen Ausgangspunkt. Das 
Rhön-Bistum war von der deutschen 
Teilung besonders betroffen. Der grö­
ßere Teil lag auf dem Gebiet der 
DDR, in Erfurt residierte ein Bischof 
als Apostoli scher Administrator. 

Das Bistum Magdeburg wurde 
im Jahre 968 von Kaiser Otto dem 
Großen als Erzbistum errichtet und 
galt bis zur Reformation als bedeu­
tendste deutsche Erzdiözese neben 
Köln . Seit der Neuordnung von 1821 
gehörte das Gebiet zum Bistum Pa­
derborn, was auch nach der Teilung 
Deutschlands kirchenrechtlich nicht 
geändert wurde. Der Vatikan ernann­
te dann aber im Jahre 1973 den in 
Magdeburg residieren den Weihbi­
schof zum "Apostolischen Admini­
strator" für das "Bischöfliche Amt 
Magdeburg". Dieser war somit direkt 
dem Papst unterstellt. 

Das Bistum Magdeburg hat rund 
200.000 Katholiken, was einem An­
teil von 6,6 % der Bevölkerung ent­
spricht. Seit dem 08.07.94 ist der bis­
herige Apostolische Administrator, 
Leo Nowak, Bischofvon Magdeburg. 
Patron des Bistums ist der heilige 
Norbert von Xanten (* 1080, t 1134 
als Bischof von Magdeburg). 

3.3 Oberrbeiniscbe Kirchenprovinz 
Freiburg 

Das Erzbistum Freiburg ent­
stand trotz der langen kirchlichen 
Tradition in der Breisgaustadt erst 
1827 Es wurde zusammengefügt aus 
Teilen der sechs Diözesen Konstanz, 
Straßburg, Speyer, Worms, Würz­
burg und Mainz. Über viele Jahrhun­
derte war Konstanz am Bodensee, wo 
im fünfzehnten Jahrhundert auch ein 
allgemeines Konzil stattfand, Bi­
schofssitz gewesen. 

Das Bistum Mainz gebört zu 
den ältesten und im Laufe der Kir­
chengeschichte bedeutendsten deut­
schen Bistümern. Bereits für das drit­
te Jahrhundert sind hier Spuren des 
Christentums belegt, rur den Beginn 
des fiinften Jahrhunderts das Martyri­
um eines Bischofs, 747 wurde der 
heilige Bonifatius Bischof von Mainz 
und die Stadt zum Sitz eines Erzbi­
schofs erhoben. Mainz war rur mehr 
als ein Jahrtausend Metropolitankir­
che, der außer den früh un tergegange­
nen Diözesen Erfurt und Buraburg 
die Bistümer Konstanz, Augsburg, 
Speyer, Worms, Paderborn, Hildes­
heim, Chur, Würzburg, Eichstätt, 
Straßburg sowie Prag, Olmütz, 
Halberstadt, Verden und Fulda zuge­
ordnet waren. Nach einer ersten 
Schwächung im Zuge der Reformati­
on brach das Erzbistum Mainz mit 
der Besetzung des linken Rheinlands 
durch die Franzosen nach der Franzö­
sischen Revolution zusammen. Seit 

http:08.07.94
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1821 hat die Diözese ihre heutige Ge­
stalt. 

Die Diözese Rottenburg-Stutt ­
gart entstand zu Beginn des vorigen 
Jahrhunderts als Folge von Säkulari­
sation und napoleonischer Machtpoli­
tik. Nach harten Verhandlungen zwi­
schen Stuttgart und Rom wurde 1828 
der erste Bischof inthronisiert. 

3.4 Kirchenprovinz Bamberg 

Das Erzbistum Bamberg nahm 
seinen Ursprung 1007 in einer Ini­
tiative Kaiser Heinrich II . und seiner 
Frau Kunigunde. Zur Diözese gehör­
ten bei ihrer Gründung bereits etwa 
dreißig Pfarreien. Der zweite Bischof 
von Bamberg Siutger (1 040-1047), 
wurde 1046 Papst Clemens II , starb 
aber kurz nach seiner Wahl . Die ober­
fränkische Stadt besitzt das einzige 
Papstgrab Deutschlands . Seit 1802, 
als Bamberg bayerisch wurde, ist es 
Sitz eines Erzbischofs. 

Das Bistum Eichstätt geht auf 
Bonifatius zurück, der als Apostel der 
Deutschen gilt. 741 setzte er seinen 
Verwandten Willibald zum Bischof 
von Eichstätt ein. 1055 bestieg ein 
Eichstätter, Bischof Gebhard I , als 
Vtktor II. den Papstthron in Rom. 

Das Bistum Speyer bestand auf 
jeden Fall bereits 614 als ein Speyerer 
Bischof "amtlich" erwähnt wurde. 
Vermutet wird, daß es bereits im vier­
ten Jahrhundert einen Bischofssitz 
mit Kirche gab . Die Wirren des neun­
zelmten Jahrhunderts erfaßten auch 
das zu Salierzeiten bedeutende Bis-
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tum: Nach seiner Auflösung 1802 
dauerte es knapp zwanzig Jahre, bis 
die Diözese in ihrer heutigen Form 
wieder errichtet wurde. 

Das Bistum Würzburg wurde 
742 vom heiligen Bonifatius errichtet. 
Nachdem bereits Jahrzelmte vorher in 
der Region missioniert worden war. 
Nach Jahrhunderten voller geistlichen 
und politischen Ansehens verlor die 
Diözese mit der Reformation an Be­
deutung. 1803 fiel sie der Säkulari­
sation zum Opfer und wurde achtzehn 
Jahre später in heutigen Form wieder­
errichtet. Zu DDR-Zeiten lagen die 
Dekanate Meiningen und SaaJfeld 
jenseits der innerdeutschen Grenze. 

3.5 	Kirchenprovinz München und 
Freising 

Das Erzbistum München und 
Freising hat seine Wurzeln in der Neu­
ordnung der bayerischen Kirche durch 
Bonifulius 739, al s Freising Bischofs­
sitz wurde. Nach dem Konkordat von 
1817 wurde 1818 das Erzbistum MÜlI­
cheo-Freising errichtet, dem unter an­
derem das vormalige Bistum Freising 
und das aufgehobene Bistum Chiem­
see zugeordnet wurden . 

Augsburg wurde im sechsten 
Jahrbundert Bischofssitz. Mit der 
Diözese besonders verbunden ist der 
Name des heiligen Ulrich, der im 
neunten Jahrhundert dem Bistum 
vorstand. 

Das Bistum Passau hat seine 
Wurzeln zu Beginn des achten 
Jahrhunderts. Der erste Bischof wur­
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de 739 von Bonifatius bestätigt. Das 
heute flächenrnäßig nur noch kleine 
Bistum war im elften Jahrhundert das 
größte des "Heiligen Römischen Rei­
ches Deutscher Nation" und erstreck­
te sich bis zur heutigen österreich­
ungarischen Grenze . Die heutige Ge­
stalt erhielt das Bistum in der Zeit der 
Säkularisation. 

Das Bistum Regensburg wurde 
739 von Bonifatius organisiert - ob es 
bereits in römischer Zeit, als es in der 
Stadt aufjeden Fall Christen gab, Bi­
schofssitz war, ist unklar. Bis 973, 
der Gründung der Diözese Prag, ge­
hörte auch Böhmen zur Jurisdiktion 
Regensburgs . 

3.6 	Kirchenprovinz Berlin 

Das Bistum Berlin, am 08.07.94 
zum Erzbistum erhoben, besteht seit 
1930, als es in einer Diaspora-Umge­
bung gegründet wurde. Die ge­
schichtlichen Wurzeln der neuen Erz­
diözese reichen aber bis zur Slawen­
Missionierung im elften Jahrhundert. 
Die alten Bistümer Brandenburg, 
Havelberg, Kammin und Lebus gin­
gen in der Reformation unter. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg fiel der östlich 
der Oder gelegene Teil des Bistums 
einschließlich der Hafenstadt Stettin 
an Polen und kam 1972 zu den 
neugegründeten Bistümern Stettin­
Kanunin und KösLin-KoLberg. Beson­
derheit: Das Bistum Berlin wurde 
durch ein Dekret im selben Jahr un­
mittelbar dem Heiligen Stuhl unter­
stellt. 

Das Bistum Dresden-Meißen 
wurde 968 bei der Slawenmission 
gründet. Mitte des sechzehnten 
Jahrhunderts resignierte der Bischof, 
nachdem das Domkapitel protestan­
tisch geworden war. Die Bischöfliche 
Jurisdiktion ging an den Dekan des 
Bautzener Kollegiatsstiftes über. 1921 
wurde Meißen als exemptes (d.h. von 
bestimmten Pflichten befreites) Bis­
tum wiederhergestellt. Nach der Verle­
gung des Bischofssitzes von Bautzen 
nach Dresden wurde 1979 der Name 
des Bistums in Dresden-Meißen geän­
dert. Es war im geteilten Deutschland 
die einzige Diözese, die vollständig auf 
dem Gebiet der DDR lag. 

Das Bistum Görlitz wurde 1972 
vom Vatikan als Apostolische Admi­
nistratur - so bisher der Titel - aus 
dem in der DDR liegenden Teil der 
ehemaligen Erzdiözese Breslau er­
richtet. Er war seit 1945 von einem 
"Erzbischöflichen Amt Görlitz" ver­
waltet worden. Görlitz ist das zahlen­
mäßig kleinste Bistum in Deutsch­
Land, auch wenn es von der Fläche her 
größer ist als etwa Aachen oder Es­
sen . Es zeichnet sich durch eine be­
sondere Diasporasituation aus: nur 
etwa 50.000 Katholiken (5,5 % der 
Gesamtbevälkerung) leben hier. Er­
ster Bischof ist nach dem bisherigen 
Apostolischen Administrator, Bi­
schof Bernhard Huhn, seit 08 .07. 94 
Bischof Rudolf Müller. Patronin des 
Bistums ist die heilige Hedwig von 
Schlesien (*1I74 in Andechs, t 1243 
in Trebnitz). 

http:08.07.94
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3.7 Die Kirchenprovinz Hamburg 

Das Erzbistum Hamburg, das 
voraussichtlich in einigen Monaten er­
richtet wird, ist keine komplette Neu­
gründung. Bemerkenswert ist, daß 
Harnburg gleich den Status einer 
Metropolie erhält, also Erzbistum 
wird. Die jetzige Gründung kann an 
eine mittelalterliche Tradition anknüp­
fen: seit dem neunten Jahrhundert be­
stand über Jahrhunderte ein Erzbistum 
BremenlHamburg, das in der zweiten 
Hälfte des sechzehnten Jahrhunderts 
protestantisch wurde. Das neue Erz­
bistum soll die Bundesländer Harn­
burg, Schleswig-Holstein sowie den 
meckJenburgischen Teil Mecklenburg­
Vorpommems umfassen. In ihm geht 
auch das "Bischöfliche Amt Schwe­
rin" auf. Schwerin war von 1160 bis 
zur Reformation 1533 Sitz eines ka­
tholischen Bischofs . 

Der Vertrag zur Errichtung des 
Erzbistums und der Kirchenprovinz 
Harnburg ist arn 22.09.94 in Harn­
burg unterzeichnet worden. Erzbi­
schöflicher Stuhl und Metr'opolitan­
kapitel werden Ihren Sitz bei der Kir­
che "Maria - Hilfe der Christen" ha­
ben. Wie der Apostolische Nuntius in 
Deutschland, Erzbischof Lajos Kada, 
bei der Vertragsunterzeichnung be­
tonte, habe das neue Erzbistum die 
Aufgabe, eine Brücke in den Norden 
Europas zu schlagen. Da die Erzdi­
özese ein Diasporagebiet sei, werde 
die ökumenische Arbeit von besonde­
rer Bedeutung sein. 

Die Bistümer Osnabrück und 
Hildesheirn werden aus den Kirchen­
provinzen Köln und Paderbom aus­
gegliedert und zukünftig zur Kirchen­
provinz Hamburg gehören. 

Das Bistum Hildesheim wurde 
815 von Ludwig dem Frommen ge­
gründet. Besondere Bedeutung errang 
es in der sächsischen Kaiserzeit, als 
hier Reichspolitik gestaltet wurde und 
die Bischöfe wesentlichen politischen 
Einfluß hatten. Nach einigen Wirren 
während der Zeit der Säkularisation 
erhielt Hildesheirn 1824 seine heutige 
Gestalt, als ihm das Bistum Verden 
sowie Teile der Erzbistümer Bremen! 
Hamburg, Mainz und des Bistwns 
Minden zugeordnet wurden. 

Das Bistum Osnabrück fuhrt 
seinen Ursprung aufKarl den Großen 
zurück. Er gab 803 dem Bistum 
Land, und Wiho wurde erster Bi­
schof. Über Jahrhunderte war das 
Bistum von einer Besonderheit ge­
prägt: Durch den Westfalischen Frie­
den von 1648 war es bis ins neun­
zehnte Jahrhundert möglich, daß die 
Diözese abwechselnd von einem ka­
tholischen und einem evangelischen 
Fürstbischof regiert wurde. Nach der 
Teilung Deutschlands wurde in 
Schwerin ein Apostolischer Admini­
strator tur den mecklenburgischen 
Teil der Diözese zuständig, der dem 
zukünftigen Erzbistum Hamburg zu­
geordnet wird. 

http:22.09.94
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3.8 Jurisdiktionsbereiche 

• 	 Jurisdiktionsbereich des Ka­
tholischen Militärbischofs für 
die Deutsche Bundeswehr 

Sonstige Jurisdiktionsbereiche 
Apostolisch Exarchie für ka­

tholische Ukrainer des byzantini­
schen Ritus in Deutschland und 
Skandinavien 

Apostolischer Visitator für 
Priester" und Gläubige aus dem 
Erzbistum Breslau2) 

Apostolischer Vi sitator der 
Danziger Katholiken') 

Apostolischer Visitator für 
Priester und Gläubige aus der 
Diözese ErmJand2) 

Apostolischer Protonotar für 
Priester und Gläubige aus der 
Freien Prälatur Schneidemühl') 
Kanonischer Visitator rur Prie­
ster und Gläubige aus der Graf­
schaft Glatz (dt. Anteil der Erz­
diözese Prag)') 

Kanonischer Visitator fur 
Priester und Gläubige aus dem 
deutschen Anteil der Erzdiözese 
ülmütz') 

Prälatur vom Heiligen Kreuz 
und Opus Dei') 

Anmerkungen: 
Der Beitrag wurde zusammengestellt nach 
folgenden Unterlagen: 
- ,.Sechsundzwanzig deutsche Kirchen­

sprengel" in: Deutsche Tagespost Nr. 
83 vom 14.07.94 

- "Vertrag zur Errichtung des Erzbistums 
Hamburg besiegelt" in: Deutsche 
Tagespost Ne. 114 vom 24.09 .94 

- Martin Lohmann ,,Mit der Einheit kam 
die Trennung - Die neuen Bistümer in 
Deutschland". in : Rheinischer Merkur 
- Chri st und Weil Nr. 37 vom 16 .09.94, 
s. 25 

- • .Neuordnung vollzogen" in : Kirchen­
zeitung [ar das Erzbistum Köln- Nr. 
29-30/94 

- Adreßbuch für das kathol ische 
Deutschland 1993 , Hrsg. Sekretariat 
der Deutschen Bischofskonferenz und 
Generalsekretariat des Zentralkomitees 
der deutschen Katholiken 
Sonderheft 1990 (32. J8) der Zeitschrift 
Militärseelsorge, hrsg. vom ICatholi· 
sehen Militärbischofsamt 

-	 Codex [J.lris Canonici (C1C) 1983 

1) 	 AJfred E. Hierold: "Statuten für den 
lurisdik1ionsbereich des Katholischen 
Militärbischofs fur die Deutsche Bun· 
desweh r". in: .'päpstliche Dokumente 
für die Militärseelsorge ... " , Sonderheft 
1990 (32. Jg) der Zeitschrift Militär­
seelsorge". hrsg. vom Katholischen 
Militärbischofsamt, S. 54. 

2) 	Diese lurisdiktionsbereiche werden 
nicht durch Bischöfe geleitet und besit· 
zen nach Kirchenrecht nicht die volle 
RechtssteJlung einer Diözese 
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GESELLSCHAFT NAH UND FERN 


Alles hat seine Zeit - vom 
Untergang des Sozialismus! 
Helmut Fettweis 

Kohelet, ein Prediger des alten 
Testamentes, (etwa um 400 v. Chr.) 
hat in seinem Werk (3. Kap. 1-11) 
dargestellt, daß alles seine Zeit hat: 
Geburt, Leben, Pflanzen, Ernten, La­
chen, Klagen, Tanzen, Liebkosen, 
Fremdsein, Krieg und Frieden. Gott 
aber ist der Mittelpunkt, er ist ewig. 

Und in 11,9 sagt er dann: "Doch 
wisse wohl, daß dich nach alledem 
Gott ins Gericht wird ziehen." 

Seit den 50er Jahren wußte man­
Nebenprodukt der Auseinanderset­
zung mit dem Nationalsozialismus ­
daß die Philosophie des Sozialismus, 
Kommunismus gescheitert war. Eben­
so wie Kapitalismus, Liberalismus, 
Nationalsozialismus bezieht sich auch 
der Kommunismus auf ein falsches ­
verlogenes - Menschenbild. 

Der Mensch ist - das wissen 
auch heute Naturwissenschaftler ­
weder das Produkt des Zufalls noch 
der Evolution oder Revolution. Der 
Mensch ist das Geschöpf Gottes und 
mit einer Fülle von Anlagen ausge­
stattet, die er, leider durch den Sün­
denfall eingeschränkt, auch heute 
noch hat. Weder die ungebundene 
Freiheit noch der Zwang zum Kollek­
tiv sind "artgerecht". 

Unter "idealen" Bedingungen ­
fleißige Menschen mit hohem Aus­
bildungsstand, leidliche technische 
Infrastruktur - wollte man in der da­
maligen SBZ - später DDR - den 
sozialistischen Staat gestalten. Nach 
dem Fiasko mit Hitler glaubten die 
Menschen leider nunmehr den roten 
Rattenfangern. Die natürlichen Res­
sourcen wurden brutal ausgebeutet, 
die Menschen "abgerichtet" und auf 
Feindbilder ausgerichtet. Das schien 
40 Jahre gut zu gehen. 

Doch aus der Bundesrepublik 
sah man das traurige Los der Men­
schen im Osten. Aus unterschiedli­
chen Gründen versuchte man zu hel­
fen. Einige mit Krediten und dem 
Freikauf von Menschen, andere in 
harter Konfrontation (ErfassungssteI­
le Salzgitter) . Und wiederum andere 
versuchten, mit "Wandel durch Annä­
herung" den Zwiespalt zu lösen. 

Plötzlich kam das Jahr 1989. 
Trotz Überwachung liefen die Men­
schen der damaligen DDR davon. 
Über Ungarn und andere Staaten 
suchten sie die Freiheit. Sie suchten 
nicht in erster Linie das Wohlleben, 
sondern das Leben als freie Men­
schen. Dann kamen die beeindrucken­
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den Kundgebungen in Dresden und 
Leipzig. "Wir sind das Volk! " Und 
das Volk wollte unter ein Grundge­
setz, das ihm menschenwürdiges, 
freiheitliches Leben garantieren 
konnte. Und dieses Grundgesetz hat 
die damalige Bundesrepublik Deutsch­
land zu einem geachteten und interna­
tional anerkanntem Staatswesen ge­
macht. 

Der Beitritt der neuen deutschen 
Länder kam und offenbarte, daß der 
alte SED-Staat schon lange bankrott 
war. Er hatte die Menschen über 40 
Jabre ausgebeutet und alle Guthaben 
verspielt. Nun wurde deutlich, was 
sich in Polen, Ungarn, Tschechien, 
Rumänien, Bulgarien, Ukraine, Weiß­
rußland, auch im weiten Rußland, in 
Estland, Lettland, Littauen gezeigt 
hatte: Der Sozialismus ist nicht nur 
als Idee, sondern auch in der realen 
Wirklichkeit gescheitert. Er ist noch 
destruktiver als der Nationalsozialis­
mus, den man mit dem Faschismus 
auf die gleiche Stufe stellt. Aber auch 
dieser - der Faschismus - gehört zu 
den überholten Ideologien der Men­
schen. 

Was nun? 

Vor einem solchen Scherbenhau­
fen menschlicher Ideen müßte man an 
eines denken: wer oder was ist der 
Merisch? Er ist das Geschöpf Gottes, 
Ebenbild des Schöpfers in der Gestalt 
der Materie. 

Nun gibt es in unserem Vaterland 
Menschen, die ihren alten so­

zialistischen Glauben nicht aufgeben 
wollen . Sie wollen nicht erkennen, 
daß das Gedankengebäude von Marx 
schlichthin fehlerhaft war, daß Lenin 
und Stalin daraus Unterdrückungs­
instrumente konstruierten und daß es 
noch an keiner Stelle - seit 75 Jahren 
gelungen ist, den "menschlichen So­
zialismus" ZU gestalten. (Stalin: 21 
Mio umgebrachte Menschen) 

In unserem Vaterland prallen nun 
die Gedanken aufeinander. "Das 
Volk" wählte die Freiheit. Unser 
Grundgesetz verbürgt Freiheit. Aber 
alte Gedanken vom Sozialismus, ver­
sucht man in demokratische "Flos­
keln" zu gießen. In der Sache unver­
bindlich glaubt man, einen "menschli­
chen und demokratischen Sozialis­
mus" kreieren zu können. Dazu hätte 
man in Deutschland allein 50 Jabre 
Zeit gehabt. Aber es ist nichts daraus 
geworden. 

So versucht man heute, mit alten 
Ideen unter demokratischen "Lenden­
schürzchen" die Bundesrepublik in 
einen "sozialistischen Staat" umzu­
funktionieren. Man vergißt dabei, daß 
immerhin 60 Mio Bürger der Bundes­
republik die Menschen aus der ehe­
maligen alten DDR mit Freude und 
Begeisterung aufgenommen haben. 
Die finanziellen - aber auch die per­
sönlichen - Hilfen waren enorm und 
sind nur in Milliardenhöhe zu bezif­
fern . 

Dazu hat jeder Bürger im Westen 
erheblich beigetragen. Dabei hat er 
nicht gefragt, ob z.B. die Vergangen­
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heit der Nationalsozialisten dort 
ebenso aufgearbeitet wurde wie im 
Westen. Es sind nicht nur Einzelfalle 
bekannt, daß ein harter Nazi nach ei­
nem "reuigen Bekenntnis" - das nie­
mand außer der Partei vernommen 
hat - zu einem bewährten "Soziali­
sten" umfunktioniert wurde. 

Wenn nun Schahneienklänge an 
unser Ohr dringen, daß man die 
"Werte des Sozialismus" in eine De­
mokratie einbringen müsse, dann stei­
gen Bedenken auf Und diese Beden­
ken müßten auch jene haben, die sich 
mit der PDS zu liieren versuchen. Sie 
sollten an den alten kommunistischen 
Spruch erinnert werden, daß "die 
Kapitalisten noch den Strick verkau­
fen, an dem 'wir' sie aufhängen wer­
den". Sieht man alles in allem, dann 
ist es hoch an der Zeit, taub zu sein 
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für die verführerischen Klänge der ro­
ten Nachlaßverwalter (PDS). Sie 
wollen nur eines, mit Hilfe der alten 
"Nomenklatura" das demokratische, 
föderalistische System der Bundesre­
publik Deutschland in ein nebulöses 
System sozialistischer Experimente 
überführen. Deutschland - unser Va­
terland - und wir, seine Bürger, hät­
ten den Schaden und den Verlust des 
Wissens, daß der Mensch ein Ge­
schöpf Gottes ist und zur Freiheit im 
Geiste berufen wurde. 

Alles hat seine Zeit l Auch der 
Sozialismus. Ihn wiederzubeleben 
wäre gegen die Geschichte. Aber Un­
ruhe und "Ärger" können die "Gestri­
gen" noch bringen. 

Deshalb wehret den sozialisti­
schen Wölfen im Schafspelz der De­
mokratie. 
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Weichen für die Entwicklung und 
den Auftrag der Bundeswehr gestellt 

Die GKS hat sich aus sozialethischer Sicht und im Interesse katholischer 
Soldaten frühzeitig zur Berechtigung und zu den Kriterien internationaler 
Einsätze der Bundeswehr geäußert: 

• 	 Erklärung des Bundesvorsitzenden der GKS zum Krieg am arabischen 
Goifvom 31.01.91 (HdBuch 7.1.3) 
Dresdner Erklärung der GKSvom 17. Januar 1992 "Zur Beteiligung der 
Bundeswehr an militärischen Maßnahmen im Aujirag der Vereinen Na­
tionen oder anderer kollektiver Sicherheitsbündnisse " (HdBuch 7.1.5) 

• 	 Bundesvorsitzender der GKS "Legitime Entscheidung der Bundesregie­
rung" - Katholische Soldaten sehen Adria-Einsatz durch GG gedeckt 
(Interview KNA/WKS mitJ Bringmann am 24.07.94, s. AUFTRAG 202, 
S 168f) 
B.F Schulz "Über die Zulässigkeil von Einsätzen der Bundeswehr im 
Ausland im Rahmen der Vereinten Nationen " (A UFTRA G 208, S 103 jJ) 

Durch die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts sieht sich die GKS in 
ihrer Auffassung gestärkt, daß - wenn die Kriterien für eine sittlich erlaubte 
Gewaltanwendung erfüllt sind - Soldaten der Bundeswehr auch nach ihrem 
Soldateneid handeln und vor ihrem Gewissen bestehen können. 

Nachfolgend gibt der AUFTRAG die Leitsütze wieder, die das BVerfG seiner 
Entscheidung zu internationalen Einsätzen der Bundeswehr vorangestellt 
hat. Diese Leitsätze sind zugleich Richtschnur für die politische Interpretati­
on der Konzeptionellen Leitlinie zur Weiterentwicklung der Bundeswehr 
(KLL), Die KLL ist nach Verabschiedung im Bundeskabinett am 08.06.94 
durch Bundesverteidigungsminister Volker Rühe am 12.07. 94 erlassen wor­
den. Sie soll zum OJ.0195 inkrajitreten. Obwohl die KLL sowohl in Bw 
aktuell (Juli 94) als auch als Dokumentation im Reader Sicherheits politik 
(Kapitel VI]], ErgänzungslieJerung 9/94) abgedruckt wurde, gibt AUFTRAG 
sie anschließend an die Leitsätzen des BVerjG (S 99- 108) wieder, um allen 
Lesern, die nicht unmittelbaren ZugrifJauf die Publikationen der Bundeswehr 
haben, Gelegenheit zu geben, sich über die das Weißbuch 1994 ergänzenden 
planerischen Vorgaben für die Bundeswehr zu informieren. (PS) 

http:08.06.94
http:24.07.94
http:31.01.91
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Leitsätze des Bundesverfassungs­
gerichts zu internationalen Ein­
sätzen der Bundeswehr 
I. 	 Die Ermächtigung des Art. 24 

Abs. 2 Grundgesetz (GG) berech­
tigt den Bund nicht nur zum Ein­
tritt in ein System gegenseitiger 
kollektiver Sicherheit und zur 
Einwilligung in damit verbundene 
Beschränkungen seiner Hoheits­
rechte. Sie bietet vielmehr auch 
die verfussungsrechtliche Grund­
lage fur die Übernahme der mit 
der Zugehörigkeit zu einem sol­
chen System typischerweise ver­
bundenen Aufgaben und damit 
auch fur eine Verwendung der 
Bundeswehr zu Einsätzen, die im 
Rahmen und nach den Regeln die­
ses Systems stattfinden. 

2. 	 Art. 87 a GG steht der Anwen­
dung des Art . 24 Abs. 2 GG als 
verfassungsrechtliche Grundlage 
fur den Einsatz bewaffneter 
Streitkräfte im Rahmen eines Sy­
stems gegenseitiger kollektiver 
Sicherheit nicht entgegen. 

Gesetzgeber gestaltet 

3.a 	 Das Grundgesetz verpflichtet die 
Bundesregierung, fuf einen Ein­
satz bewaffneter Streitkräfte die 
- grundsätzlich vorherige - kon­
stitutive Zustimmung des Deut­
schen Bundestages einzuholen. 

3. b Es ist Sache des Gesetzgehers, 
jenseits der im Urteil dargelegten 
Mindestanforderungen und Gren­
zen des Parlamentsvorbebalts, fur 
den Einsatz bewaffneter Streit­
kräfte die Form und das Ausmaß 
der parlamentarischen Mitwir­
kung näher auszugestalten. 

4. 	 Zur Friedenswahrung darf die 
Bundesrepublik Deutschland ge­
mäß Art. 24 Abs. 2 GG in eine 
"Beschränkung" ihrer Hoheits­
rechte einwilligen, indem sie sich 
an Entscheidungen einer inter­
nationa](~n Organisation bindet, 
ohne dieser damit schon im Sinne 
von Art. 24 Abs. I GG Hoheits­
rechte zu übertragen. 

Völkerrechtlich gebunden 

5.a 	Ein System gegenseitiger kollek­
tiver Sicherheit im Sinne des Art. 
24 Abs . 2 GG ist dadurch ge­
kennzeichnet, daß es durch ein 
friedenssichemdes Regel werk 
und den Aufbau einer eigenen 
Organisation fur jedes Mitglied 
einen . Status völkerrechtlicher 
Gebundenheit begründet, der 
wechselseitig zur Wahrung des 
Friedens verpflichtet und Sicher­
heit gewährt. 
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Ob das System dabei aussch! ieß­
lieh oder vornehmlich unter den 
Mitgliedsstaaten Frieden garan­
tieren oder bei Angri ffen von au­
ßen zum kollektiven Beistand 
verpflichten soll, ist unerheblich. 

5.b Auch 	 Bündnisse kollektiver 
Selbstverteidigung können Sys­
teme gegenseitiger kollektiver Si­
cherheit im Sinne von Art. 24 
Abs. 2 GG sein, wenn und soweit 
sie strikt auf die Friedenswah­
rung verpflichtet sind. 

Streitkräfte-Eingliederung 

6. 	 Hat der Gesetzgeber der Einord­
nung in ein System gegenseitiger 
kollektiver Sicherheit zuge­
stimmt, so ergreift diese Zustim­
mung auch die Eingliederung 
von Streitkräften in integrierte 
Verbände des Systems oder eine 
Beteiligung von Soldaten an mi­
litärischen Aktionen des Systems 
unter dessen militärischem Kom­
mando, soweit Eingliederung 
oder Beteiligung in Gründungs­
vertrag oder Satzung, die der Zu­
stimmung unterlegen haben, be­
reits angelegt sind. 
Die darin liegende Einwilligung 
m die Beschränkung von 
Hoheitsrechten umfaßt auch die 
Beteiligung deutscher Soldaten 
an militärischen Unternehmun­
gen auf der Grundlage des Zu­
sammenwirkens von Sicherheits­

systemen in deren jeweiligen 
Rahmen, wenn sich Deutschland 
mit gesetzlicher Zustimmung 
diesen Systemen eingeordnet hat. 

Kompetenz der Regierung 

7. Akte der auswärtigen Gewalt, 
die vom Tatbestand des Art. 59 
Abs. 2 Satz I GG nicht erfaßt 
werden, sind grundsätzlich dem 
Kompetenzbereich der Regie­
rung zugeordnet. Art. 59 Abs . 2 
Satz 1 GG kann nicht entnom­
men werden, daß immer darm, 
wenn ein Handeln der Bundesre­
gierung im völkerrechtlichen 
Verkehr die politischen Bezie­
hungen der Bundesrepublik 
Deutschland regelt oder Gegen­
stände der Bundesgesetzgebung 
betrifft, die Fonn eines der 
gesetzgeberischen Zustimmung 
bedürftigen Vertrags gewählt 
werden muß. Auch insoweit 
kommt eine analoge oder erwei­
ternde Auslegung dieser Vor­
schrift nicht in Betracht (im An­
schluß an BVerfGE 68,1 (84 f). 

(Quelle Bw aktuell) 
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Konzeptionelle Leitlinie zur Weiter­
entwicklung der Bundeswehr 

I. 	 Vorbemerkung 

Die grundlegend geänderten 
sicherheitspolitischen Bedingungen 
und die gewachsene internationale 
Verantwortung Deutschlands haben 
Auswirkungen auf die Rolle, den 
Auftrag, die Struktur und die Ausri)­
stung der Bundeswehr. 

Nach der Vereinigung Deutsch­
lands kam es fur die Bundeswehr ZII­
nächst darauf an, die Nationale 
Volksarmee aufzulösen, die Bu~­
deswehr im Osten Deutschlands auf­
zubauen, die gesamtdeutschen Streit-

I 

kräfte um ein Drittel zu reduzieren, 
sie teilweise neu zu stationieren und 
gleichzeitig bereits auf neue Aufga­
ben auszurichten. Mit der Rückfuh­
rung der Streitkräfte auf die vertrag­
lich vereinbarte Obergrenze von 
370.000 Soldaten ist dieser Prozeß 
weitgehend abgeschlossen. 

Angesichts der fundamental ver­
änderten Sicherheits lage und der b~­
grenzten Ressourcen müssen die 
Streitkräfte, die Deutschland haben 
und behalten will, in ihren Fähigkei­
ten und Zielstrukturen im einzelnen 
definiert lind so angepaßt werden, 
daß sie ihren Aufgaben auch in' Zu­
kunft gerecht werden können. 

Das Weißbuch 1994 der Bun­
desregierung ist der konzeptionelle 
Rahmen fur die Fortentwicklung 

der Streitkräfte. Es stellt den zwin­
gend notwendigen, logischen Zusam­
menhang her zwischen der Analyse 
der sicherheitspolitischen Lage, der 
Verantwortung Deutschlands im 
Bündnisverbund und in den Vereinten 
Nationen, dem Auftrag der Bundes­
wehr und den zu seiner Erfullung er­
forderlichen Fähigkeiten. 

Die Konzeptionelle Leitlinie ist 
das notwendige Bindeglied zwi­
schen Weißbuch und Bundeswehr 
Planung. Sie setzt den im Weißbuch 
gesteckten Rahmen in planerische 
Vorgaben für die Ausgestaltung der 
Bundeswehr um. Sie definiert konkre­
te Eckwerte fuf den Friedens- und 
Verteidigungsunuang der Streitkräfte 
und ihre Struktur sowie fur die 
Größenordnung der Krisenreaktions­
kräfte. Sie legt den erforderlichen 
Unlfang an Berufssoldaten, Zeit­
soldaten und Wehrpflichtigen für die 
künftige Bundeswehr fest und defi­
niert die Ausgestaltung des Grund­
wehrdienstes unter den künftigen 
Rahmenbedingungen . 

Sie macht Vorgaben fur eine Op­
timierung der Streitkräfte und ihren 
Betrieb - dies mit dem Ziel, ein besse­
res Verhältnis von Betriebsausgaben 
zu Investitionen zu erreichen. 
Schließlich richtet sie die Planung 
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darauf aus, den notwendigen organi­
schen Zusanunenhang ZMrischen 
Krisenreaktionskräften und Haupt­
verteidigungskräften zu wahren. 

11. 	 Die veränderten strategischen 
Rahmenhedingungen 

Die Lageanalyse fuhrt im Kern 
zu dem Ergebnis, daß die Bedin­
gungen europäischer und vor allem 
deutscher Sicherheit in dreierlei Hin­
sicht grundlegend verändert sind: 
• 	 Deutschland ist nicht mehr 

Frontstaat, sondern umgeben­
von VerbÜDdeten und befreun­
deten Partnern; 
Deutschland liegt nicht mehr in 
der Reichweite eines zu raum­
greifenden strategischen Ope­
rationen befabigten Gegners; 

• 	 gleichzeitig aber wächst die Ge­
fahr regionaler Krisen und Kon­
flikte innerhalb und außerhalb 
Europas, die auch di e Sicherheit 
Deutschlands betreffen. 

Die Notwendigkeit, das deutsche Ter­
ritorium gemeinsam mit den VerbÜD­
deten verteidigen zu können, bleibt 
erhalten. Aber in Mitteleuropa ist die 
Wahrscheinlichkeit fur einen Konflikt 
gering und nur nach einer grundlegen­
den Umkehr der derzeitigen Ent­
wicklung denkbar. Viel wahr­
scheinlicher sind Krisen und Kon­
flikte in anderen Teilen Europas, die 
regional begrenzt bleiben, solidarisch 
mit den Verbündeten gemeistert und 
damit von Deutschland ferngehalten 
werden müssen. 

Die Bundeswehr ist heute auf 
den unwahrscheinlichsten, wenn auch 
gefährlichsten Einsatzfall noch am 
besten, fur die wahrscheinlichsten 
neuen Einsatzaufgaben aber am we­
nigsten gut vorbereitet. Dieser 
Zusammenhang begründet die Not­
wendigkeit, unsere Streitkräfte an die 
künftig erforderlichen Fähigkeiten 
anzupassen. 

111. 	Der Auftrag der Bundeswehr ­

Landes- und BÜDdnisverteidi­
gung in einer entscheidend ver­
besserten Sicherheitslage in Mittel­
Europa und die gestiegene Bedeutung 
wirkungsvoller präventiver Kri sen­
bewältigung sind der neue Bezugs­
rahmen fur den Auftrag der Bundes ­
wehr. 

Die Streitkräfte müssen gemein­
sam mit den Verbündeten in der Lage 
seIß, 

Deutschland als Tei l des Bünd­
nisgebietes zu verteidigen, 
im BÜDdnisgebiet Beistand zu 
leisten, wenn dies zur kollektiven 
Verteidigung oder im Rahmen 
der Krisenbewältigung durch 
NATO oder WEU nötig ist, 
im Rahmen von Krisenbewält­
igung und Kon.fliktverhinderung 
eingesetzt zu werden, um den 
Zielen der Vereinten Nationen 
Geltung zu verschaffen, 

. ' 	 und darüber hinaus in Kata­
strophenfallen zu helfen und 
Menschen aus Notlagen zu ret­
ten . 
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Dementsprechend braucht Deutsch­
land 

Streitkräfte zur Landesvertei­
digung, die im Frieden in Prä­
senz und Einsatzbereitschaft 
zurückgenommen werden kön­
nen und damit mobilmachungs­
abhängiger werden, 
und Kräfte zur Krisenreaktion, 
die im Frieden voll präsent, ein­
satzbereit, schnell verlegefahig 
und durch hohe Professionalität 
in der Lage sind, im ganzen 
Spektrum von Krisenbewälti­
gungsoperationen eingesetzt zu 
werden. 

IV. 	 Rahmenbedingungen für die 
Bnndeswehrplanung 

Notwendigkeiten und Möglich­
keiten von Landesverteidigung und 
Krisemeaktion fuhren künftig zu ei­
ner dem Auftrag entsprechenden 
deutlichen Differenzierung hinsicht­
lich Ausbildung und Einsatzbereit­
schaft. 

Die strategische Lage erlaubt 
es, die Präsenz der Streitkräfte für 
die Landesverteidigung deudich zu 
verringern . Die militärisch nutzbare 
Warnzeit für den Fall einer größeren 
Aggression legt nahe, Teile der 
Hauptverteidigungskräfte im Frieden 
vom Einsatzauftrag zu entlasten und 
ihre volle Ausbildung für den Einsatz 
in den Zeitraum einer Krise zu verle­
gen. 

Aufgrund der geostrategischen 
Lage Deutschlands ist ein besonderer 
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Beitrag zum Umfang der Haupt­
verteidigungskräfte in Zentraleuropa 
ein mitbestimmender Faktor für 
Deutschlands Einfluß im Bündnis. 
Mobilmachungsfähige Hauptver­
teidigungskräfte sind Grundlage 
der Landesverteidigung und zu­
gleich ein entscheidendes Element 
des deutschen Gewichts für eine 
Kernaufgabe der NATO, die der 
kollektiven Verteidigung. 

Im Rahmen von NATO, WEU 
und Vereinten Nationen leistet 

"Deutschland militärische Beiträge 
überwiegend im Rahmen multinatio­
naler Truppenkörper beziehungswei­
se in integrierten Strukturen. 

Es ist daher unwahrscheinlich 
daß Deutschlands Streitkräfte grö­
ßere Operationen allein durchfuhren 
müssen. Wahrscheinlich ist daß Ein­
sätze regional, im Umfang und zeit­
lich begrenzt sind. In multinationalen 
Strukturen eingebundene nationale 
Elemente müssen nicht notwendiger­
weise selbst vollständig autark sein. 
Deutsche Kontingente müssen daher 
nicht nur aus nationalen Strukturen 
über längere Zeiträume unterstützt 
werden können. Es gibt auch keinen 
Automatismus für die Ablösung deut­
scher Kontingente durch weitere 
deutsche Kräfte . Allerdings müssen 
auch deutsche Kräfte in der Lage 
sein, die anderer Nationen ablösen zu 
können. 
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IV. 	 Rahmenhedingungen für die 
Bundeswehrplanung 

Das erweiterte Aufgabenspek­
trum der Bundeswehr stellt auch neue 
Anforderungen an die Fiihrungs­
fahigkeit des Inhabers der Befehls­
und Kommandogewalt und die 
Fiihrungsorganisation der Streitkräf­
te . Zwar wird wie bisher der Einsatz 
großer Teile der Streitkräfte in inte­
grierten Kräfte- und Kommando­
strukturen der NATO erfolgen. Aber 
künftig müssen auch solche Kräfte in 
nationaler Zuständigkeit gelUhrt wer­
den, die an Friedensmissionen der 
Vereinten Nationen und an hu­
mani tären Einsätzen teilnehmen. 

Diese Kräfte können sich nach 
Größenordnung und Zusammenset­
zung unterscheiden und bestehen 
überwiegend aus Truppenteilen aller 
Teil Streitkräfte. Einsatzplanung und 
Führung können daher nicht durch 
fallweise zusammengestellte Stäbe 
oder nur durch Stäbe der einzelnen 
Teilstreitkräfte erfolgen. Ziel muß 
sein, für Einsätze der Bundeswehr 
außerhalb der BÜßdnis-Führungs­
strukturen eine zentrale, teilstreit­
kraftübergreifende Führung der ein­
gesetzten Truppenteile durch den In­
haber der Befehls- und Kommando­
gewalt sicherzustellen. Insgesamt 
aber ist der Führungsaufwand zu ver­
nngern. 

Die Bundesregierung braucht fur 
die frühzeitige Gewinnung von Indi­
katoren krisenhafter Entwicklungen 
weitreichende Aufklärungsfahigkeit ­

dies mit Blick auf die zunehmende 
Mobi lmachungsabhängigkeit, aber 
auch fur politische Handlungsfähig­
keit in Krisen jedweder Art. 
Aufklärungs- und Kommunikations­
fahigkeit sind wesentliche Vorausset­
zungen fur nationale Führung. Ein 
zutreffendes Lagebild ist notwendig 
um urteilsfahig zu sein und deutsche 
Interessen angemessen in internatio­
nalen Organisationen vertreten zu 
können. 

Umfassende Aufklärungsfähig­
keit kann nicht allein national 
sichergestellt werden. Daher wird· 
sich Deutschland am Aufbau und Be­
trieb solcher Systeme im internatio­
nalen Verbund beteiligen. 

V. Aufgaben und Umfang der 
Streitkräftekategorien 

Hauptverteidigungskräfte 

Aufgabe der Hauptverteidigungs­
kräfte ist es, 

im Frieden durch Ausbildung 
die Voraussetzungen zu schaffen, 
daß in der Krise die volle Vertei­
digungsbereitschaft erreicht wer­
den kann, 
in der Krise durch Mobilma­
chung den Aufwuchs der Streit­
kräfte zu gewährleisten, 
im Verteidigungsfall gemeinsam 
mit den Bündnispartnern das 
NATO-Gebiet zu verteidigen. 

Die Hauptverteidigungskräfte sind 
daher im Rahmen der bestehenden 
Divisionen des Heeres, der vorhan­
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denen Geschwader der Luftwaffe 
und Typverbände der Marine nach 
Präsenz, Ausbildung, Ausrüstung, 
Betrieb und Versorgbarkeit anders 
als die Krisenreaktionskräfte zu ge­
stalten und in ihren Binnen­
strukturen stärker auszu­
differenzieren. 

Die HauptverteieJigungskräfte 
werden so entwickelt, daß ihre auch 
bisher für den Verteidigungsfall ge­
plante Kampfkraft erhalten bleibt. 
Thre volle Einsatzbereitschaft fur die­
sen Fall wird aber erst durch abge­
stufte Mobilmachung und damit ein­
hergehende intensive Ausbildung in 
der mil itäriscb nutzbaren Vorberei­
tungszeit hergestellt. 

Ziel ist dabei, durch Abstufung 
der Verfugbarkeit zweierlei zu errei­
chen - zum einen die Möglichkeit, 
Kriseoreaktionskräfte zu ergänzen, 
zum anderen eine solche Gesamt­
struktur, daß in Abhängigkeit von der 
sicherheitspolitischen Lage flexibel 
gehandelt werden kann. Der not­
wendige organische Zusammenhang 
zwischen Hauptverteidigungs- und 
Krisenreaktionskräften wird auch da­
durch gewahrt, daß vor allem die Ver­
bände des Heeres ein Kontinuum 
zeitlich abgestuft verfügbarer Kräf­
te bilden. 

Das Wehrsystem, das auf Wehr­
pflichtige im Grundwehrdienst und 
auf Reservisten abstellt, muß sicher­
stellen, daß die Streitkräfte auf einen 
Verteidigungsumfang von 650.000 
bis 700.000 Soldaten aufwachsen 
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können. Ziel ist, im Rahmen abge­
stufter Mobilmachung in einem in­
tensiven Krisenausbildungspro­
gramm von zirka vier Monaten die 
volle Verteidigungsbereitschaft her­
stellen zu können . 

Krisenreaktionskräfte 

Aufgabe der Krisenreaktions­
kräfte ist es, 
• 	 In der Landesverteidigung 

durch die Fähigkeit zum soforti­
gen geschlossenen Einsatz poten­
tielle Angreifer abznhalten und 
dadurch Konflikte zu verhindern, 
in NATO und WEU zur 
Krisenbewältigung und Kon­
fliktverhinderung sowie zur Ver­
teidigung beizutragen, 
im Rahmen der Vereinten Na­
tionen und der KSZE Einsätze 
im gesamten Spektrum von 
humanitären Maßnahmen bis hin 
zu militärischen Einsätzen nach 
der Charta der Vereinten Natio­
nen durchzufuhren . 

Um diesen Aufträgen gerecht ZII wer­
den, ist die Fähigkeit zum gleich­
zeitigen Einsatz von Kräften bis zur 
maximalen Größenordnung von einer 
Heeresdivision sowie entsprechender 
Luftwaffen- und Marinekontingente 
angemessen und ausreichend. Dafur 
müssen folgende schnell einsetzbare 
und verlegefahige Kräfte vorgehalten 
werden: 

im Heer als deutscher Beitrag zu 
den NATO-Reaktions kräften und 
zum EUROKORPS insgesamt 
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fünf präsente mechanisierte 
und leichte, luftbewegliche 
Brigaden. Dazu kommen die 
notwendigen Kampfunterstüt­
zungs- und Versorgungstruppen 
sowie der deutsche Anteil an der 
Deutsch-Französischen Brigade; 
in der Luftwaffe sechs fliegende 
Staffeln fur Luftangriff. Luft­
verteidigung, Aufklärung und 
nukleare Teilhabe sowie zwei ge­
mischte bodengestützte Luft­
verteidigungsverbände, . dazu 
zwei bis drei Lufttransportge­
schwader sowie eine Hubschrau­
berstaffel für Rettungsaufgaben 
unter Einsatzbedingungen; 
in der Marine zwei hochseefa­
hige Einsatzgruppen aus je zwei 
bis drei Schiffen, die entspre­
chenden Komponenten fur Mi­
nenabwehr und Unterwasser­
kriegsfuhrung, schwimmende 
Führungs- und Versorgungskom­
ponenten, eine Staffel Marine­
jagdbomber, Marineaufklärungs­
und lTjagd-Flugzeuge, Rettungs­
hubschrauber sowie eine Kompa­
nie Kampfschwinuner 

Dieses Mindestkontingent an deut­
schen Krisenreaktionskräften in einer 
Größenordnung von 50.000 Mann 
muß in Übereinstimmung mit den 
Bereitstellungskategorien der NATO 
zu kleineren Teilen in drei bis sieben 
Tagen, in Gänze nach 15 bis 30 Tagen 
verlegebereit sein. Sie müssen so aus­
gebildet sein, daß ihre Kampfeinhei­
ten in der Regel ohne Personalaus­
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tausch eiJ)gesetzt werden können. Die 
Forderung an Verfügbarkeit und 
Professionalität verlangt, daß sie 
überwiegend aus Zeit- und ·Berufs­
soldaten bestehen. Wehrpflichtige 
können in den Krisenreaktionskräften 
dienen, wenn sie sich bei Dienstantritt 
bereiterklären, fur alle Krisenreak­
tionsaufträge zur Verfugung zu ste­
hen 

Um solche Aufträge erfullen zu 
können, wird es in der Regel not­
wendig sein, daß Wehrpflichtige 
mindestens zwolf Monate dienen. 

Die Militärische Grundorganisation 

Zur Führung der Streitkräfte, zur 
Unterstützung ihres Betriebs, zu-r 
Durchfuhrung von Ausbildungs- und 
Versorgungsaufgaben, fur die Zivil­
Militärische Zusammenarbeit und fur 
die Unterstützung der Alliierten wird 
eine Militärische Grundorganisation 
benötigt, die die Funktion emer 
Streitkräftebasis übernimmt. 

Ausgestaltung des Wehrdienstes 

Die unterschiedlichen Aufträge 
der Hauptverteidigungskräfte und der 
militärischen Grundorganisation ei­
nerseits sowie der Krisenreaktions­
kräfte andererseits erlauben, die Aus­
gestaltung der Wehrpflicht flexibel zu 
handhaben. Die Pflicht zur Mindest­
dienstzeit wird auf 10 Monate festge­
legt, die freiwillige auftragsorientierte 
Wahrnehmung der Dienstzeit liegt bei 
12 Monaten. Für Soldaten, die 10 
Monate dienen, schließt sich eine be­
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sondere Verfugungsbereitschaft an, 
die gesetzlich geregelt werden soll, in 
der sie fur weitere 2 Monate zum 
Dienst herangezogen werden können . 

Um den jungen Männem 
zusätzliche Flexibilität fur ihre beruf­
liche Lebensplanung im Zusammen­
hang mit dem Wehrdienst zu geben, 
soll ihnen angeboten werden, freiwil­
lig bei höherem Wehrsold länger zu 
dienen als die Mindestzeit. Damit 
ergibt sich eine Spanne der Wehr­
dienst -Dauer zwischen mindestens 
zehn und maximal. dreiundzwanzig 
Monaten. 

Für alle Soldaten gilt, daß in den 
ersten zwölf Monaten ihrer Dienst­
zeit kein Dienstzeitausgleich in Frei­
zeit gewährt wird. Mehrgeleisteter 
Dienst wird in dieser Zeit im Rahmen 
der bisherigen Ansätze finanziell ver­
gütet. Der Anspruch der Soldaten auf 
Erholungsurlaub sowie die bisherige 
Rahrnendienstzeitwerden davon im 
Grundsatz nicht berührt. 

Vom 13. Dienstmonat an wird 
mehr geleisteter Dienst über die 
Rahrnendienstzeit von 46 Wochen­
stunden hinaus durch Freizeit oder fi­
nanzielle Vergütung mit um 40% er­
höhten Sätzen abgegolten. Die Art 
der Gewährung des Ausgleichs soll 
sich dabei an den Erfordemissen der 
Ausbildung und Einsatzbereitschaft 
orientieren. 

Eine differenzierte Wehrpflicht 
erweitert die Wahlmöglichkeiten der 
jungen Soldaten mit Blick auf Ver­
wendungen, Wehrctienstdauer, Wehr-
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sold und Reservedienstgrad. Zugleich 
erhält ctie Bundeswehr ctie Möglich­
keit, bei unterschiedlichen Jahrgangs­
stärken flexibel bei der Deckung des 
Bedarfs an längerdienenden Mann­
schaften zu reagieren und auf wichti­
gen Funktionsdienstposten ausgebil­
dete Wehrpflichtige über längere Zeit 
effektiver einzusetzen. 

VI. 	 Folgerungen für Umfang und 

Struktur der Bundeswehr 


Personal 

Aus der Wechselbeziehung von 
Krisenreaktionskräften und Haupt­
verteidigungskräften, aus der Wech­
selbeziehung von Wehrpflicht und 
Wehrgerechtigkeit und aus der 
Wechselbeziehung von Präsenz und 
Mobilmachung ergibt sich der 
Friedensumfang der Bundeswehr in 
einer Größenordnung von 340.000 
Soldaten. 

Er setzt sich zusammen aus 
etwa 200.000 Berufs- und Zeit­
soldaten, 

• 	 bis zu 135.000 Wehrpflichtigen 
bei einer differenzierten Wehr­
ctienstdauer und 
zirka 3.000 Wehrübungsplätzen. 

135.000 Dienstposten für Wehr­
pflichtige mit einer differenzierten 
Wehrdienstdauer bedeuten, daß bis zu 
160.000 Wehrpflichtige pro Jahr 
ihren Dienst antreten können. 

Die Verringerung des militäri­
schen Personals fuhrt dazu, daß auch 
der Umfang des Zivilpersonals ent­
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sprechend reduziert werden kann ­
entgegen der bisherigen Zielgröße 
von 151.300 im Jahre 2000 auf unter 
140.000 in der neuen Zielstruktur. 

Bei diesem Ansatz wird davon 
ausgegangen, 

daß das Aufkommen an taug­
lichen Wehrwilligen wie bisher 
voll ausgeschöpft wird, dies 
auch bei unterschiedlichen Jahr­
gangsstärken ; 
daß die Laufbabnaussichten des 
PersonalstrukturmodeUs 370 er­
halten bleiben und schließlich 
daß die Strukturen der S.treit­
kräfte bei Bedarf einen Frie­
densumfang von 370.000 zu­
lassen; dieser Ansatz ermöglicht 
auch, in Krisen die international 
vereinbarte Höchstgrenze von 
370.000 einnehmen zu können, 
beispielsweise durch Aufruf der 
Verfugungsbereitschaft und zu­
sätzliche Wehrübungen, ohne da­
mit schon die Rüstungskon­
trollbeschränkungen aufzukün­
digen . 

Personalverringerungen zur Absen­
kung der Betriebskosten und die Ver­
änderung der Strukturen werden 
letztlich dazu fuhren, daß die Statio­
nierung der Streitkräfte noch einmal 
überprüft wird. Dabei spielen das re­
gionale Personalaufkommen, Ausbil­
dungs- und Übungsmöglichkeiten, die 
Infrastruktur und Wirtschaftlichkeit 
der Standorte ebenso eine Rolle wie 
die Lebensqualität fur die Bundes­
wehrangehörigen und ihre Familien. 

Es ist klar, daß Konsequenzen fur die 
Stationierung erst im Verlauf des 
Planungsprozesses im einzelnen fest­
gelegt und erst in den nächsten J abren 
umgesetzt werden. 

Rationalisierung 

Die sicherheitspolitisch begrün­
deten künftigen Fähigkeiten der 
Streitkräfte müssen in Einklang mit 
den begrenzten Ressourcen gebracht 
werden . Heute ist die Bundeswehr 
unterfinanziert. Deshalb muß die 
Schere zwischen Auftrag und Mitteln 
geschlossen und finanzieller Spiel­
raum fur die Neugestaltung der Bun­
deswehr gewonnen werden. 

Nur so können die dringend be­
nötigten Investitionen fur eine auf­
gabengerechte und moderne Aus­
rüstung der Krisenreaktionskräfte er­
möglicht und zugleich ein Min­
destmaß an leistungs- und wett­
bewerbsfahiger wehrtechnischer In­
dustrie als Teil deutscher Sicher­
heitsvorsorge erhalten werden. 

Die Bundeswehr wird weiter 
konsequent rationalisieren, Redun­
danzen abbauen und dort privatisie­
ren, wo militärisch sinnvoll Einspa­
rungen zu erwarten sind. Vier Ar­
beitsgruppen haben Strukturen und 
Abläufe im Ministerium, in der Terri­
torialen Wehrverwaltung, im Rüs­
tungshereich und im Betrieb der 
Streitkräfte durchforstet, um Ein­
sparpotential zu gewinnen. 

Für die Straffung und Neuord­
nung des Bundesministeriums der 
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Verteidigung ist ein Konzept ent­
wickelt worden, mit dem das BMVg 
auf seine ministeriellen Kern­
funktionen zurückführt wird und 
das zugleich straffere und zügigere 
Entscheidungsprozesse ermöglicht. 

Das Personal des Ministeriums 
wird um insgesamt 38% auf etwa 
3.300 Dienstposten reduziert. Die 
Neuordnung soll bis Ende der 90er 
Jahre verwirklicht werden. In diesen 
Zusammenhang gehört auch die Neu­
ordnung des Rüstungsbereichs, deren 
Implementierung sofort in Angriff 
genommen wird . 

Der Betrieb der Bundeswehr 
wird konsequent auf die grundlegend 
veränderten sicherheitspolitischen 
Rahmenbedingungen und die neuen 
Aufgaben und Strukturen der Bun­
deswehr ausgericbtet. Ziel ist, unter 
betriebswi rtschaftlichen Gesichts­
punkten den gesamten Betrieb in ei­
nem ersten Schritt durch interne Opti­
mierung zu rationalisieren und wo 
zweckmäßig, zu privatisieren. 

Dieser Ansatz erfordert eine 
Neuorientierung von Strukturen, Ab­
lauforganisation und Personalbedarf 
im Betrieb der Bundeswehr und die 
Einführung bewäluter betriebswirt­
schaftIicher Methoden. 

In vollem Umfang kann die Opti­
mierung des Betriebs der Bundeswehr 
erst mittelfristig realisiert werden. 
Aber schon jetzt kommt es darauf an, 
Schwerpunkte zu setzen und kurzfri­
stig eine erste Umsteuerung der Res­
sourcen einwleiten. Die Rationali-
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sierungsbemühungen werden sich 
daher zunächst vor allem auf vier 
Felder konzentrieren: 
• 	 Materialwirtschaft (Bevorra­

tung und Lagerhaltung) 
• 	 Materialerhaltung 
• 	 Logistische Organisation 
• Führungsunterstützung. 
Die Motivation der Mitarbeiter fur 
die Rationalisierung des Betriebs der 
Bundeswehr ist einer der Schlüssel 
zum Erfolg. Dazu muß der militäri­
sche Führer erfahren können, daß 
Sparen sich in seinem Verantwor­
tungsbereich lohnt. 

Die durch die Betriebsoptimie­
rung freigesetzten Ressourcen sind im 
Zusammenhang zu sehen mit der Not­
wendigkeit, zu einem besseren Ver­
hältnis von Investitionsmitteln zu Be­
triebskosten zu kommen und ergän­
zen die Einsparungen durch die 
Strukturreform der Bundeswehr ein­
schließlich der Zurücknahme des 
Friedensumfangs . 

Die erwirtschafteten Gewinne 
aus Rationalisierung und der Ver­
ringerung der Personalbetriebs­
kosten durch Zurücknahme des 
Friedensumfangs müssen dem 
Verteidigun2sbaushalt erhalten 
bleiben. Nur so können der investive 
Anteil erhöht und die Anfungs­
investitionen geleistet werden, die fur 
den Beginn von Rationalisierungen 
im Betrieb nötig sind. 

Der planerische Ansatz der Kon­
zeptionellen Leitlinie basiert auf den 
Beschlüssen zur mittelfristigen Fi­
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nanzplanung, wonach der Einzelplan Qualitativ bedeutet die umfas­
14 in den Jahren 1995 bis 1997 bei sende Ausrichtung auf neue Aufga­
47,5 Mrd. Mark plus 0,4 Mrd. Mark ben bei gleichzeitiger struktureller 
Personalverstärkungsmittel verstetigt Differenzierung einen tiefgreifenden 
wird und ab 1998 wieder anwächst. Veränderungsprozeß, der unseren 

Streitkräften ein neues, aber auch 
VII.Zusammenfassung zeitgemäßes Gesicht geben wird. 

Die ins Auge gefaßte Reduzie­ Der hier skizzierte Ansatz erhält 
rung des Friedensumfangs der Bun-· die Verteidigungsfahigkeit im Bünd­
deswehr und die Weiterentwicklung nisverbund auf der Grundlage mobil­

von Fähigkeiten und Strukturen der machungsfahiger Streitkräfte und 

Streitkräfte bedeuten unter quantita­ fuhrt zugleich durch die Fähigkeit 

tiven Gesichtspunkten einen mode­ zum raschen solidarischen Handeln in 

raten Eingriff - was mit Blick auf die der Krise zu größerer politischer 

eher krisenträchtige Lage auch gebo­ Handlungsfähigkeit Deutschlands in 

ten ist und von unseren Bürgern und NATO, WEU und in den Vereinten ' 

im Bündnis auch zu Recht so erwartet Nationen. 

wird. 


Nicht Siegen sondern Dienen 
"Agenda tor Peace" und die neue Rolle der Bundes­
wehr - Militärseelsorge gerade heute unverziehtbar 

Klaus Liebetanz 

Der Verfasser Major a.D. Klaus Liebetanz, Mitarbeiter im Arbeitsstab Huma­
nitäre Hilfe im Auswärtigen Amt, stellt im folgenden Artikel kurz die wesent­
lichen Kernpunkte der "Agenda for Peace" (ein Programm for den Frieden) 
des Generalsekretär der Ve reinten Nationen, Boutros-Ghali vor Er prüft im 
weiteren die zu schaffenden Voraussetzungen der Bundeswehr, besonders für 
die Krisenreaktionskräfie und deren Teilnahme an VN-Friedensmissionen. 
Dabei legt der Verfasser besonderen Wert aufdie geistig/ geistliche "Aufrü­
stung ". Ein neuer Geist ist erforderlich. Die EKD sollte aus der Militärseel­
sorge nicht aussteigen. 
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Ursprunl: und Entstehung der 
"Agenda" 

In der Erklärung des Sicherheits­
rat vom 31. Januar 1992 wurde der 
Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen, Boutros-Ghali, beauftragt, bis 
zum 1. Juli 1992 eine Empfehlung 
auszuarbeiten, in wie weit die Kapa­
zität der Vereinten Nationen im Rah­
men der VN-Charta 
• 	 zur vorbeugenden Diplomatie, 

zur Friedensschaffung 
(peacemaking) und 
zur Friedenssicherung 
(peace-keeping) 

gestärkt und effizienter gestaltet wer­
den kann. Diese Tagung des Sicher­
heitsrates wurde erstmals auf der 
Ebene der Staats- und Regierungs­
chefs abgehalten. In diesem Zusam­
menhang wurde nach dem Ende des 
Kalten Krieges von einer neuen Welt­
ordnung gesprochen. Am 17. Juni 
1992 legte Boutros-Ghali - nach 
gründlicher Rücksprache mit den 
Vertretern der wichtigsten Staaten der 
Welt - der Generalversammlung seine 
24-seitige Agenda for Peace vor 
(erhältlich im VN-Referat des Aus­
wärtigen Amtes). 

Wesentliche Kernpunkte der 
Agenda (stark verkürzt) 

Neue Handlungsfreiheit nach dem 
Ende des Ost West-Konflikt 

Nach Ende des Kalten Krieges 
und dem Einsturz der ideologischen 
Trennmauem dürfen die Vereinten 
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Nationen nie wieder so hand­
lungsunfähig werden, wie in der zu­
rückliegenden Ära der Ost-West­
Konfrontation, um die Ziele der VN­
Charta zu erreichen. Die großen Ziele 
der Charta sind: 

Erhaltung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit 

• 	 Gerechtigkeit und die Achtung 
der Menschenrechte 
sozialer Fortschritt fur alle 
Menschen und einen besseren 
Lebensstandart in Freiheit. 

Fester Wille und Entschlossenheit 
der Mitgliedstaaten gefordert 

Der offenkundige Wunsch der 
Mitgliedsstaaten nach Zusammenar­
beit ist erkennbar. Ein Erfolg der be­
absichtigten gemeinsamen Anstren­
gungen ist jedoch äußerst unsicher. 
Die Suche nach besseren Mechanis­
men und Techniken in den Vereinten 
Nationen ist solange relativ bedeu­
tungslos, wie die einzelnen Staaten 
nicht von dem festen Willen getragen 
sind, auch schwierige Entscheidun­
gen zu treffen. 

Der souveräne Staat bleibt als 
Grundeinhell imverzichtbar 

Der souveräne und unversehrte 
Staat bildet weiterhin das Grund­
prinzip des gemeinsamen Umgangs. 
Die absolute und exklusive Souverä­
nität gehört jedoch der Vergangenheit 
an. Die Vereinten Nationen haben ihre 
Pforten fur die NeugfÜßdung von 
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Staaten nicht verschlossen. "Wollte 
jedoch jede ethnische, religiöse und 
sprachliche Gruppe Anspruch auf 
Staatshoheit erheben, käme es zu ei­
ner maßlosen Zersplitterung, und es 
würde immer schwieriger, Frieden, 
Sicherheit und wirtschaftliches Wohl­
ergehen fur alle zu verwirklichen." 

Weltentwicklung mit widersprÜchli­
chen Tendenzen 

Die neueste Weltentwicklung ist 
geprägt von höchst widersprüchli­
chen Tendenzen. Einerseits kommt es 
zu regionalen und kontinentalen Zu­
sammenschlüssen von Staaten, die 
zum Teil ihre Souveränitätsrechte 
größeren gemeinsamen politischen 
Zusammenschlüssen übertragen, an­
derseits brechen an neuer Stelle Na­
tionalismus und Souveränitätsdenken 
mit Gewalt Bahn, und brutale ethni­
sche, religiöse, soziale, kulturelle und 
sprachenbezogene Auseinanderset­
zungen bedrohen den Zusammenhalt 
der Staaten. 

Friedenserhaltende Maßnahmen des 
Sicherheitsrats 

Der Sicherheitsrat muß zum zen­
tralen Instrument der Konflikt­
verhütung und Konfliktlösung wer­
den. Seine Maßnahmen werden wie 
folgt definiert: 

Vorbeugende Diplomatie be­
zeichnet Maßnahmen mit dem Ziel, 
das Entstehen von Streitigkeiten zwi­
sehen einzelnen Parteien zu verhüten, 
die Eskalation bestehender Streitigkei­

ten zu verhindern und, sofern es dazu 
kommen sollte, diese einzugrenzen. 

Friedensschaffung (Peacema­
king) bezeichnet Maßnahmen mit 
dem Ziel, feindliche Parteien zu einer 
Einigung zu bringen, im wesentlichen 
durch solche friedlichen Mittel, wie 
sie im Kapitel VI der Charta der ver­
einten Nationen vorgesehen sind (Un­
tersuchung, Vennittlung, Vergleich, 
Schiedsspruch usw.) 

Friedenssicherung (Peace-
Keeping) bezeichnet die Einrichtung 
einer Präsenz der Vereinten Nationen 
vor Ort. Die geschah bisher mit Zu­
stimmung aller beteiligten Parteien, 
im Regelfall unter Beteiligung von 
Militär- und/oder Polizeikräften der 
Vereinten Nationen und häufig auch 
von Zivilpersonal der VN. Die Frie­
denssicherung ist so eine Technik, 
welche die Möglichkeiten fur eine 
Konfliktverhütung wie auch der 
Friedensschaffung noch erweitert. 

Teile letzterer Maßnahmen wer­
den populär auch als "Blauhelm­
einsätze" bezeichnet. Diese sind je­
doch in der VN-Charta nicht aufge­
fuhrt. Es handelt sich um eine Hilfs­
konstruktion, die der außergewöhnli­
che Generalsekretär der VN (1953­
1961) und Friedensnobelpreisträger, 
Dag Hammarskjöld, entwickelt hat, 
um den Frieden in verschiedenen Re­
gionen der Welt sicherzustellen. 

Ständige Truppen zur Friedens 
durchsetzung 

Ferner fordert Boutros Ghali 
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gefechstaugliche Truppen zur Frie­
densdurchsetzung (Peace-enforce­
ment units), die den Auftrag haben, 
eine gebrochene Waffenruhe wieder­
herzustellen und aufrechtzuerhalten. 
Sie sollen auf Abruf bereitgehalten 
werden. (Nach Ausbruch der Feind­
seligkeiten in Ex-Jugoslawien benö­
tigten die Vereinten Nationen neun 
Monate, um VN -Streitkräfte vor Ort 
verfugbar zu haben.) 

Vorrang ziviler Maßnahmen vor 
mililtirischen Zwangsmitteln 

Grundsätzlich haben politische, 
wirtschaftliche und humanitäre Maß­
naJunen klaren Vorrang fur die Siche­
rung und Stärkung des Friedens. Mi­
litärische Zwangsmaßnahmen sind 
stets nur das äußerste Mittel. Der un­
parteiisch gewährten humanitären 
Hilfe kommt eine besondere konflikt­
entschärfende Funktion zu . 

Die antängliche Euphorie über die 
"Neue Weltordnung" ist verflogen 
- langer Atem ist angesagt 

Nach Beendigung des Kalten 
Krieges keimte kurzfristig die Hoff­
nung auf, man werde internationale 
Konflikte in kollektiver Anstrengung 
der Völkergemeinschaft mit friedlichen 
Mitteln erfolgreich begegnen können. 
Diese Hoffuung hat getrogen. 

Allein seit 1987 mußten die Ver­
einten Nationen über achtzehn Frie­
densoperationen durchfuhren, bei de­
Den Streitkrafte im Auftrag der Ver­
einten Nationen in unterschiedlichen 

Formen der Friedenssicherung betei­
ligt waren. Der nunmehr zwei Jahre 
andauernde UNPROFOR-Einsatz im 
ehemaligen Jugoslawien zeigt wie 
langwierig, krafte- und finanzzehrend 
Friedensmissionen sein können, wenn 
der. Haß der Kriegsparteien unüber­
windlich ist. 

Gemessen an den Ereignissen vor 
fiinfzig Jahren, als Millionen von Zivi­
listen in brutalster und grausamster 
Weise umgebracht wurden, ohne daß 
sich die Weltöffentlichkeit darum 
scherte, muß die von vielen Seiten ge­
scholtene Friedensmission der Verein­
ten Nationen in Ex-Jugoslawien als ein 
wichtiger Fortschritt in der Mensch­
heitsgeschichte gewertet werden. 

Gleichzeitig zeigt diese wahrhaft 
schwierige Friedensmission, welches 
Maß an Disziplin, Professionalität, 
Zurückhaltung und wieviel Zivilcou­
rage von den Blauhelm-Soldaten er­
wartet wird (vgl. General Mourion 
und viele andere) . Dabei darf nicht 
vergessen werden, daß einige ihr Le­
ben lassen mußten. 

Auch die Friedensmission in So­
malia zeigte aufwelchem schwierigen 
Terrain sich Blauhelmeinsätze bewe­
gen, und daß diese Missionen nicht in 
"John Wayne-Manier" gelöst werden 
können . (vgl. "Wanted Aidid") 

Der Aufenthalt der Bundeswehr 
in Somalia stellte hohe Anfor­
derungen an die psychische Stabilität 
der Soldaten. Der Bundeswehreinsatz 
zeigte jedoch auch, welche inunensen 
Kosten ein derartiger Aufenthalt ver­
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ursacht: über 300 Mio DM fur einen 
ca. sechs-monatigen Aufenthalt in 
Somalia. Diese Summe ist knapp 
viermal so hoch., wie der Jahres­
haushaltsansatz der Bundesrepublik 
Deutschland fur weltweite humanitä­
re Soforthilfe. 

Gleichwohl war auch dieser VN­
Friedenseinsatz ein Erfolg, weil das 
Massensterben in den Lagern beendet 
werden konnte und bis heute in die­
sem Ausmaß nicht wieder begonnen 
hat. Teilweise war die Kritik der 
Hilfsorganisationen fehl am Platz, da 
es unbestritten ist, daß erst der militä­
rische Einsatz die Humanitäre Hilfe 
wieder ermöglicht hatte. 

Voraussetzungen für die neue Rolle 
der Bundeswehr 

Mit dem BVG-Urteil vom 12. 
Juli wurden weltweite Einsätze der 
Bundeswehr im Rahmen kollektiver 
Sicherheits bündnisse fur verfas­
sungsgemäß erklärt, sofern der Deut­
sche Bundestag mit einfacher Mehr­
heit zustimmt. 

Damit .ist fur die Bundeswehr 
nach fast 40 Jahren ihres Bestehens 
eine erheblich veränderte Situation 
entstanden. War sie bislang eine auf 
das Gefechtsfeld Mitteleuropa fixierte 
Verteidigungsarmee, so hat sie sich 
nunmehr aufweltweite Einsatzorte mit 
den verschiedensten Einsatzarten ein­
zustellen. Hinzu kommt, daß die neuen 
deutschen Streitkräfte seit ihrem Be­
ginn noch nie einen scharfen Schuß 
auf einen Gegner abgegeben haben. 
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Zerstückelte und verkohlte Leichen 
kennen die Soldaten und ihre Führer 
nur aus dem Fernsehen . Die Bundes­
wehr ist keine kampferprobte Armee. 

Das kann man den Soldaten je- . 
doch nicht zum Vorwurfmachen. Wir 
können dem Schöpfer dankbar sein, 
daß uns ein Krieg seit 1945 erspart 
geblieben ist. Der neue Auftrag erfor­
dert jedoch zwingend eine Verände­
rung in der 
• 	 Ausrüstung, 

Ausbildung und in der 
geistig/geistlichen ,,Aufrüstung". 

Die Teilaspekte Ausrüstung und Aus­
bildung sollen hier nicht weiter behan­
delt werden., da sich das "Weißbuch 
1994 zur Sicherheit der Bundesrepu­
blik Deutschland und zur Lage und 
Zukunft der Bundeswehr" ausfuhrlieh 
diesen Fragen gewidmet hat. Eins aber 
muß unbedingt betont werden: 

Kein deutscher Soldat darf unan­
gemessen ausgerüstet und schlecht 
bewaffuet in einem unter Umständen 
äußerst gefährlichen Auftrag ge­
schickt werden. 

Sonderausbildung für die neuen 
Aufträge im Rahmen der VN 

"Das erweiterte Aufgabenspek­
trum der Bundeswehr, vor allem der 
Einsatz im Rahmen der Friedens­
missionen der Vereinten Nationen, er­
fordert eine neuartige Ausbildung. 
Diese Einsätze stellen größte Anfor­
derungen an die körperliche Belast­
barkeit, an die geistig-seelische 
Durchhaltefähigkeit in extremen Si­
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tuationen und an die diplomatisch-so­
zialen Fähigkeiten der Soldaten, be­
sonders des Führungspersonals" 
(Weißbuch 94 ; Nr. 724). 

Zur erweiterten Ausbildung ge­
hört sicher auch: 
• 	 Kenntnisse über die internationa­

len Hilfsorganisationen, wie z.B. 
die VN-Organisationen und die 
Rot-Kreuzbewegung (IKRK) 
und die Föderation der Rotkreuz­
und Rothalbmondgesellschaften) 
kulturelle Sensibilisierung 
Sicherheitstraining (Angebot des 
IKRK) 
Antistresstraining 
Sozio-kulturelles "Engineering" 
Durchfuhren von Versöhnungs- ' 
programmen 

Die Bundeswehr war und ist gut bera­
ten, von den Kenntnissen der blau­
helm erfahrenen Österreicher, Schwe­
den, Norwegern, Dänen und Finnen 
zu· profitieren und deren VN-Aus­
bildungseinrichtungen zu nutzen. 

Forderung auch nach geistig/geist­
licher Aufrüstung 

Die Welt ist an einen Scheideweg 
gekommen. Die großen Probleme wie 
die gewaltigen Umweltzerstörungen 
(Ozonschicht u. die dezimierten Ur­
wälder), die immer größere Disparität 
zwischen reichen und armen Ländern 
mit der Folge von nunmehr ca . 17 
Mio Flüchtlingen und ca. 20 Mio Ver­
triebenen, das eskalierende Bevölke­
rungswachstum sowie zahllose Bür­
gerkriege kömlen nur noch gemein-
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sam gelöst werden. Die kompromiß­
lose nationale Durchsetzung auf poli­
tischem, wirtschaftlichen und kultu­
reUen Gebiet fuhrt zum Untergang al­
ler Staaten. 

Ein neuer Geist ist erforderlich 

Der große christliche Philosoph 
und Naturwissenschaftler, C. F. von 
Weizsäcker, kommt als Quintessenz 
seiner Erkenntnisse zu dem Schluß: 
"Das innerste Gesetz dieser Welt sind 
die Prinzipien der Bergpredigt. "Be­
rogen auf unser Thema lautet eine der 
Seligpreisungen der Bergpredigt: 
"Selig, die Frieden stiften, denn sie 
werden Söhne Gottes genannt wer­
den." Ein Blauhelm-Soldat ist per 
definitionem nichts anderes als ein 
Friedensstifter. Diese Auffassung 
wird durch die berühmte Pastoral­
konstitution über die Kirche in der 
Welt von heute "Gaudium et Spes" 
des Ir. Vaticanum feierlich bestätigt: 
"Wer als Soldat im Dienst des Vater­
landes steht, betrachte sich als Diener 
der Sicherheit und Freiheit der Völ­
ker. Indem er diese Aufgabe recht er­
fullt, trägt er zur Festigung des Frie­
dens bei." 

Es ist sicher kein Zufall, daß der 
o.a. hervorragende evangelische Christ 
und Generalsekretär der Vereinten 
Nationen von 1953-1961 , Dag Ham­
marskjöld, der posthum mit dem Frie­
densnobelpreis ausgezeichnet wurde, 
der Erfinder der Blauhelmtruppe war. 
Er hat seinen nahen gewaltvollen Tod 
vorausgeahnt und ist vor entscheiden­
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den Verhandlungen während der Kon­
gokrise am 17.09.61 in unmittelbarer 
Nähe des Flugplatzes am nordrhode­
sischen Verhandlungsort vermutlich 
abgeschossen worden. Sein später 
aufgefundenes Tagebuch, "Zeichen 
am Weg" läßt erahnen, aus welch spi­
ritueller Tiefe er Politik machte. 

Generalinspekteur Klaus Nau­
mann fordert in seinem Buch "Die 
Bundeswehr in einer Welt im Um­
bruch" neben der Ausbildung des 
Soldaten zum Kämpfer auch eine 
Ausbildung zum Helfer, Retter und 
Beschützer und knüpft damit an das 
christliche Ritterideal an . 

Um Mißverständnissen vorzu­
beugen, hat der Geist der Bergpredigt 
nichts, aber auch gar nichts mit einer 
wie auch immer gearteten, im Grunde 
genommen faschistoiden Kreuzzugs­
idee zu tun, die so häufig in der Ge­
schichte Elend über die Menschen ge­
bracht hat. 

Wenn die Bundeswehr beabsich­
tigt, an der Spitze des wahren und 
menschlichen Fortschritts zu mar­
schieren, dann ist ihr sehr zu raten, 
sich den Geist Christi zu eigen zu 
machen. Wie der Knecht/Soldat Got­
tes auszusehen habe, beschreibt der 
Prophet Jesaias im 42. Kapitel: "Er 
wird nicht schreien, nicht rufen, man 
wird keinen Lärm hören auf den Gas­
sen (kein Medienrummel). Er wird 
das geknickte Rohr nicht zerbrechen 
(nicht großspurig auftreten) und den 
noch glimmenden D.ocht nicht auslö­
schen (Hilfe zur Selbsthilfe leisten)." 

Unverzichtbare Aufgabe der Mili­
tärseelsorge 

Den Militärseelsorgem kommt in 
diesem Zusammenhang eine besonde­
re - wie es sogar im Weißbuch 94 
heißt - eine unverzichtbare Aufgabe 
zu: Sie haben die Soldaten geistlich 
vorzubereiten und sie in der Gefahr 
zu begleiten, ihnen wo notwendig bei­
zustehen und Trost zu Spenden. Fer­
ner sollten sie möglichst häufig die 
Abendmahlfeier anbieten, sei es in 
Kellern oder Unterständen, um die 
Soldaten mit der Energiequelle des 
Friedens zu verbinden. 

Es bleibt sehr zu hoffen, daß die 
Evangelische Küche Deutschlands 
den Militärseelsorgevertrag nicht auf­
kündigt. Damit würde sie sich aus der 
realexistierenden Soldatenwelt verab­
schieden und den Versuch aufgeben, 
den Geist Jesu Christi zum Herzstück 
der Bundeswehr zu machen. Das 
deutlichere Zeichen wäre heute, bei 
den Soldaten zu bleiben. 

Der Bundeswehr insgesamt ist zu 
wünschen, daß Haltung und Geist der 
Soldaten mit besonderem Hinblick 
auf die Agenda for Peace immer mehr 
dem deutschen nationalen Erken­
nungszeichen an den Fahrzeugen ent­
spricht, nämlich dem Kreuz, was 
praktisch heißt: Bescheiden mit leisen 
Tönen, unverkrampft, qualifiziert 
dem Frieden in der Welt zu dienen, 
wie es unserem Verfassungsauftrag 
entspricht. 

http:17.09.61
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Interview mit 
dem scheiden­ ([ß 
den Bundesvor- aktion kaserne 
sitzenden der Arbeitsgemeinschaft für Wehrpflichtige 

Enno Bernzen 
JosefKönig 

Frage: Vor gut fonf Jahren sind 
Sie zum ersten Male zum ehren­
amtlichen Bundesvorsilzenden der 
" aktion kaserne " als eine von Mit­
gliedsverbänden des BDKJ getragene 
Arbeitsgemeinschaftfir Wehrpflichti­
ge gewt/hlt worden. Wie beurteilen Sie 
nun zum Ende Ihrer Amtszeit dieses 
Engagement in einer katholischen 
Wehrpflichtigenorganisation? 

Enno Bemzen (EB): Als ich vor 
fünf Jahren kanruruerte, war mein 
Interesse, meine zurückliegenden Er­
fahrungen als ehemaliger gnmdwehr­
ruenstleistender Soldat in rue Arbeit 
in einen Jugendverband einzubringen, 
um damit Sorge zu tragen, daß die 
besondere Lebenssituation als Wehr­
pflichtiger mit den durch den Auftrag 
begründeten eingeschränkten Grund­
rechten gerade in einem Jugendver­
band präsent bleibt. Gerade Jugend­
verbände - und dabei auf Gnmd der 
spezifischen Geschichte des BDKJ 
zur Zeit der WiederbewaffilUngsde­
batte im Nachkriegsdeutschland ­
stehen nach wie vor in der Verpflich­

tung, im Interesse der jungen Wehr­
pflichtigen rue Stimme dann zu erhe­
ben, wenn es darum gehen soll, diese 
besondere Lebenssituation zu beglei­
ten. Daß sich dafur ein Engagement 
in der "aktion kaserne" anbot, ist 
schlichtweg damit begründet, daß ich 
als Mitglied in einem Trägerverband, 
der Katholischen Studierenden Ju­
gend (KSJ), darin eine gute Fortset­
zung meines verbandJichen Engage­
ments sah. Wenn ich nun diese Zeit 
Revue passieren lasse, so karm ich 
mit gutem Gewissen feststellen, daß 
mein Anliegen und mein Interesse, 
das mit meiner ersten Kandidatur ver­
bunden war, gefruchtet hat. 

Frage:' Worauffi hren Sie dieses 
doch positive Ergebnis zurück? 

EB: Dies hat mehrere Griinde. 
Zum einen liegt es daran., daß sich die 
Arbeit in der "aktion kaserne" kon­
zentriert auf rue Fragen, rue sich aus 
der allgemeinen Wehrpflicht ergeben 
und nicht gleichsam "Alles und Je­
des" zum Thema machte. Gerade die 
Konzentration auf Grundf ragen einer 
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zeitgemäßen Weiterentwicklung der 
Inneren Führung im Bereich des Aus­
baues der Beteiligungsrecbte der Sol­
daten, der Freizeit und F reizeitgestal­
tung in Kasernen, aber auch mit den 
damit verbundenen Gesprächen mit 
dem Führungsstab der Streitkräfte 
(FüS I) und dem Wehrbeauftragten 
des Deutschen Bundestages gewähr­
leisten, daß man sich nicht verzettelt 
und zu "Allem und Jeden" etwas sagt. 
Zum anderen liegt es auch sicherlich 
daran, daß die Arbeit der "aktion 
kaserne" auch fiir die jungen Wehr­
pflichtigen, seien es nun Vertrauens­
personen, die fiir ihre Soldaten spre­
chen oder Wehrpflichtige, die ein 
Freizeitbüro leiten, konkret erfahrbar 
wird: "aktion kaserne" hat ein Ge­
sicht in Seminaren und Tagungen 
geht ~s zur Sache, Verantwortliche in 
der aktion kaserne" kelll1en sich;" 
!-"Urzum: das, was in der kirchlichen · 
Jugendarbeit gerne unter dem Stich­
wort "personales Angebot" vertreten 
wi rd kann man in der "aktion 
kase~e" auch erleben. Sicherlich ist 
ein .dritter Grund der, daß die gute 
Zusammenarbeit mit der katholischen 
Militärseelsorge, der Bereitschaft, 
diese Arbeit auch zu förden>, vieles 
ennöglicht, was sonst nicht machbar 
wäre . Ich will an der Stelle auch in 
Erinnerung rufen, daß der "Dienst­
sitz" Jugendhaus Düsseldorf am 
Carl-Mosterts-Platz I in jeder Hin­
sicht fiir die "aktion kaserne" von 
Vorteil ist, weil. die notwendigen 
Verwaltungs- und Dienstleistungsas­

pekte aucb bei einem Engagement fiir 
Soldaten im Jugendhaus Düsseldorf 
gut aufgehoben sind und keinerlei 
Auswirkungen auf die inhaltliche Ar­
beit haben. 

Frage: Nunjielen in Ihre Amtszeit 
auch gravierende außen- und 
sicherheits politische VerCindernngen 
mit erheblichen Auswirkungen für die 
Bundeswehr und den Soldaten. Wer 
vor fünf Jahren gesagt hätte, daß 
1994 auch grnndwehrdienstleistende 
Soldaten außerhalb des NATO­
Vertragsgebietes im Auftrag der Ver­
einten Nationen Dienst verrichten 
würden, wCire .sicherlich belCichelt 
worden. Wie beurteilen Sie die weitere 
Entwicklung in der Bundeswehr und 
der allgemeinen Wehrpflicht? 

EB: Nach meinem Eindruck gibt 
es hier keine gesicherten Daten, delll1 
momentan ist Superwahljahr 1994 
und am 16. Oktober ab 18.20 Uhr 
nach den ersten Hochrechnungen wis­
sen wird mehr. Aufgefallen beim Le­
sen der Programme der großen Volks­
parteien ist mir, daß es keine substan­
tiellen Unterschiede in Fragen der 
Verteidigungspolitik zwischen den 
großen staatstragenden Parteien gibt. 
Alle halten Streitkräfte fur nötig und 
um die Zukunft der allgemeinen 
Wehrpflicht ist mir zunächst auch 
nicht bange. Man wird aufinerksam 
die erste Regierungserklärung lesen 
müssen um berauszufinden, was der 
"Primat der Politik" will. Allerdings, 
ich kann mich des Eindruckes nicht 
erwehren, daß zunehmend die Haus­
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haltslage des Bundes darüber bestim­
men wird, wohin es mit den Streit­
kräften gehen wird. Aber wie soll der 
Auftrag der Streitkräfte, der ja nach 
der zurückliegenden Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtet auch 
Einsätze außerhalb der bündnisbe­
zogenen Landesverteidigung verfas­
sungsrechtlich für möglich erklärt, 
dann auch realisierbar bleiben? Die 
Soldaten haben doch ein Recht auf 
gute Ausbildung und Gerät, wenn sie 
im Auftrag derer, die sie ja wollen, 
Dienst leisten. Allerdings sehe ich 
schon die Gefahr, daß sich die Bun­
deswehr dann zu einer "Zwei-Klas­
sen-Armee" entwickelt, sofern es 
nicht gelingt zu begründen, wanun 
die sog. Hauptverteidigungskräfte 
auch tatsächlich das Hauptaugen­
merk brauchen. Und dort werden die 
meisten Wehrpflichtigen Dienst lei­
sten. Wer die Wehrpflicht aufrechter­
halten will, muß sie gegenüber demje­
nigen, der ihr nachkommen muß, 
auch gut begründen können. Gelingt 
dies auf Dauer nicht, kann sie nicht 
mehr auf der Grundlage eines 
Wehrpflichrgesetzes eingefordert wer­
den . 

Frage: In der Evangelischen 
Kirche ist eine Entscheidung zugun­
sten einer Neuordnung ihrer Militär­
seelsorge erfolgt. In der Katholi­
schen Kirche bleibt es bei der bishe­
rigen Form. Seelsorge for Soldaten. 
Was ist Ihr Standpunkt? 

EB: Wenn ich einmal alle staats­
kirchenrechtlichen Fragen beiseite las-
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se und nicht auf die rechtlichen Unter­
schiede in Fragen der Militärseelsorge 
der beiden großen Kirchen eingehe, 
dann deshalb, weil mir es als Soldat in 
erster Linie darauf ankommt, wie sich 
Seelsorge für Soldaten praktisch und 
in der besonderen Situation in meinem 
Alltagsleben in der Bundeswehr ge­
staltet. Und dabei lasse ich mich zu­
nächst nur davon leiten, wie der Solda­
ten gesetzlich garantierte Anspruch 
auf ungestörte Ausübung meines 
Glaubens und meiner christlichen 
Überzeugung realisiert wird. Dabei 
habe ich die ErfaJuung machen kön­
nen, daß es für meinen GlaubensvoU­
zug besser und damit eben praktischer 
ist, wenn an meinem Standort eine ei­
gene, halt eben Militärgemeinde ist, in 
die der Standortpfarrer eingebunden 
ist und nicht erst sich zum Besuch an 
der Wache anmelden muß . Die Beson­
derheiten des militärischen Dienstes 
erlauben es mir in der Regel nicht, die 
ortsübliche Gemeinde aufzusuchen, 
denn was soll ich im Manöver oder auf 
Truppenübungsplätzen oder auf den 
schwimmenden Einheiten machen? Ob 
ein Pfarrer Bundesbeamter ist oder 
nicht, spielt in meinen Überlegungen 
keine besondere Rolle. So wie von al­
len beamteten Hochschulprofessoren, 
die Pfarrer sind, e"varte ich auch von 
einem beamteten Militärpfarrer, daß er 
das Evangelium verkündigt und dies 
unabhängig davon, wie sein vorüber­
gehender Status ist. Unabhängigkeit 
ist aus meiner Sicht in erster Linie eine 
Frage der inneren Hal tung, weniger 
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eine Frage 'der möglichweise fur die 
Bundeswehr notwendigen Sta­
tusfragen . AufgefuUen in den Diskus­
sionen um die Militärseelsorge ist mir 
aUerdings schon, daß sie nur fur diesen 
Teil der Kategorialseelsorge gefuhrt 
wird. Keinem Beamtetenseelsorger 
beispielsweise im Strafvollzug ist die 
Frage gestellt worden, ob er das Evan­
gelium unverkürzt wegen seines Status 
verkündigen kann oder nicht. 

Abschließende Frage Herr Bern­
zen: Wie geht es bei Ihnen persönlich 
weiter? 

EB: Zunächst werde ich mein 
Studium an der Universität der Bun­
deswehr in München beenden und 
hoffe dann, daß mir die Abteilung 
Personal eine integrierte Verwendung 
ermöglicht. 

Herzlichen Dank. 

Anmerkung: 
Das von Josef König am 

18 .08 .94 getUhrt Interview tUr die 
Ausgabe 3/94 des Organes der 
"aktion kaserne" JUGEND UND 
BUNDESWEHR wurde AUFTRAG 
freundlicher Weise vom Interviewer 
zur Verfiigung gestellt. 

Wenn Soldaten Frieden sagen ••• 


Helmut Fettweis 

Unter dem vorgenannten Titel 
hat die Gemeinschaft Katholischer 
Soldaten (GKS) seit 1974 in nunmehr 
drei Auflagen aus ihrer Arbeit tUr den 
Frieden berichtet. 

Diese Dokumentation, die auch 
die Arbeit des Königsteiner Offi­
zierlaeises (KOK) einsch ließt, hat 
wesentlichen Einfluß darauf ausge­
übt, daß unter katholischen Soldaten 
und dadurch in der Bundeswehr die 
Gedanken eines "Feindbildes" nicht 
um sich gegriffen, sondern den Dienst 
fur das "wofur" man bereit sein muß, 
einleuchtend gemacht haben. 

In diese Dokumentation flossen 
die Diskussionen und Gedanken ein, 
die dem Frieden dienten . Ausgangs­
punkt war in jeder Phase die Rückbe­
sinnung aufden Glauben und die Leh­
re der Kirche . 

Fußten die ersten Überlegungen 
noch auf Erklärungen Papst Pius XII. 
(I939-1958), der die alte Lehre der 
Kirche vom ,,gerechten Krieg" zeit­
bezogen angewendet hat, so stieß man 
bald zu tiefergehenden Begründun­
gen. Erkannt wurde, daß der Friede 
das hohe Prinzip ist, dem auch der 
Soldat dienen muß. 
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Die Themen des 11. Vatikanischen 
Konzils (1962-1965) brachten dazu 
neue Anstöße. Bereits 1965 gelang es 
in Königstein, Friedensgedanken in 
die Thematik der Tagung einzubezie­
hen. Die "Königsteiner Überlegungen" 
breiteten sich innerhalb des KOK aus 
und wurden später mit noch größerer 
Intensität von der GKS weiterentwik­
kelt. 

Situationen 

Seit 1990 hat sich die politische 
Landschaft erneut gewaltig verän­
dert. Das politische Drohpotential des 
Sozialismus (Kommunismus) exi­
stiert nicht mehr. Der Warschauer 
Pakt hat sich aufgelöst und viele 
Staaten des Ostens suchen die Hilfe 
aus dem Westen. 

Deutschland ist nicht mehr ge­
teilt und die furchtbare Drohung, daß 
eine kommunistische Armee aus 
Deutschen als Speerspitze der roten 
Angriffsannee die damalige Bundes­
republik und Westeuropa überfallen 
könnte, besteht nicht mehr. Die Bun­
deswehr hat in Gemeinschaft mit der 
NATO geholfen, vor einem solchen 
Krieg abzuschrecken . 

Für sehr viele Menschen in unse­
rem Land besteht nunmehr kein Grund 
mehr, eine (so große) Armee wie es die 
Bundeswehr ist, aufrechtzuerhalten. 
Sie könnte der "Steinbruch" sein, aus 
dem man dicke Finanzblöcke ausbre­
chen kann, um damit andere Vorhaben 
zu fördern . Ist dem aber wirklich so? 
Gibt es nunmehr nur noch Frieden? 
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Sieht man auf die Länder rund­
um, dann kann man feststellen , die 
russische Armee ist noch in respekt­
voller Größe vorhanden, aber man 
kennt die Schwächen. Ukraine, Weiß­
rußland, Polen, Ungarn, Rumänien, 
Bulgarien, Tschechien sind eigenstän­
dige Staaten. Man kann uns daher 
nicht plötzlich überfallen. 

Im Westen und Süden oder auch 
im Norden sind Kriege undenkbar ge­
worden. Wozu also noch eine Annee? 
Ein Wachbataillon müßte genügen. 

Dennoch kommt selbst bei man­
chem Friedensenthusiasten bei dieser 
Aufzählung eine gewisse Skepsis auf, 
wenn er an Jugoslawien deru..1. Hier 
wird offenbar, daß weder die europäi­
schen Staaten noch die Weltgemein­
schaft "Frieden machen" können . Im 
Gegenteil, es bestand und besteht die 
Gefahr, daß aus diesem Bürgerkrieg 
ein Flächenbrand entsteht, der auch 
zum großen Krieg eskalieren und da­
mit die Not wieder vor unsere Schwel­
le tragen könnte. Es ist nicht Sum die­
ser Abhandlung, ein Horror-Szenario 
aufzuzeigen . Es soll nur zur sorgfulti­
gen Analyse angeregt werden. 

Analysen 

Ein wichtiger Ausgangspunkt 
muß die NT. 78 der Pastoralkonsti­
tution sein, die da lautet: "Insofern 
die Menschen Sünder sind, droht ih­
nen die Gefahr des Krieges, .. . ". Es 
heißt allerdings auch: "Soweit.. . die 
Menschen sich in Liebe vereinen und 
so die Sünde überwinden, überwinden 
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sie auch die Gewaltsamkeit " 
Schauen wir uns die Welt an, dann 

müssen wir feststellen: Gewalt und 
Sünde sind weitverbreitete Übel -innen­
und außenpolitisch. Somit drohen also 
nach wie vor Gewalt und Krieg. Es ist 
daher notwendig, daß Politiker und Sol­
daten eine Situationsanalyse vorneh­
men . Man muß feststellen, welche Ge­
fuhren uns drohen. 

Nach dem Konzilsdekret (Nr. 79) 
sind die Regierenden dazu verpflich­
tet, das Wohl der ihnen anvertrauten 
Völker zu schützen. Und das Konzil 
mahnt besonders die Verantwortli­
chen: "sie sollen diese ernste Sache 
ernstnehmen". Wir müssen also unse­
re Verantwortlichen - Politiker und 
Soldaten - sehr daran erinnern, daß 
sie in einer Zeit der Friedenseuphorie 
nicht ablassen, die Frage nach der 
Bedrohung zu stellen. 

Nach dieser ersten Frage folgt 
eine zweite, welche Aufgaben 'aufuns 
zukommen, wenn wir im 5. Kapitel 
der Pastoralkonstitution alles lesen, 
was unter der Überschrift subsumiert 
ist "Die Förderung des Friedens und 
der Aufbau der Völkergemeinschaft". 

Da heißt es auch (Nr. 79): "Der 
Unmenschlichkeit der Kriege Dänune 
setzen". 

Was müssen wir also mit wel­
chen Kräften tun, um die Not in 
der Welt, aber auch die Kriegsge­
fahr und die Kriege, einzudäm­
men? 
Welche Aufgaben kommen dabei 
auf die Soldaten zu? 

Welche Aufgaben können zivile 

Hilfsdienste oder vorbeugende 

Politik lösen? 

Welche Bündnisse sind geeignet, 

die Lasten zu verteilen und wie 

müssen wir uns in diese Bündnis­

se einbringen? 

Für welche humanitären Hilfen 

sind wir mit welchen institutio­

nen gerüstet? 

Muß und kann auch das ein Ge­

biet fur die Bundeswehr sein? 


Kräfte 

Hat man die Situation gründlich 
und ausreichend - im Blick auf Rand­
gebiete - analysiert, dann muß der 
Gedankengang folgen, mit welchen 
Kräften kann man die Bundesrepu­
blik Deutschland, die Staaten Euro­
pas schützen und den Vereinten Na­
tionen helfen, die Kraft zu werden, 
die in der Lage ist, jeglichen Krieg zu 
ächten (vgl. N r. 82). 

Für uns als katholische Soldaten 
in der GKS besteht nunmehr die neue 
Aufgabe, mitmarbeiten an einer Bun­
deswehr, die den Anforderungen der 
Zukunft gerecht wird. Wenn die gei­
stigen Grundlagen erstellt sind, dann 
kommt es darauf an, mit Sachkennt­
nis und Energie fur ein Konzept der 
Verteidigung einzutreten, das den Er­
fordernissen unseres· Staates ent­
spricht. Das geht aber nicht, ohne daß 
wir uns bemühen, auch die Ursachen 
aller Gewalt zu beseitigen. Es muß 
Aufgabe der GKS als kirchlicher Ver­



176 

band, bleiben, sich um die Überwin­
dung der menschlichen Fehler zu sor­
gen. Das schließt nicht nur die per­
sönlichen Vergehen ein, sondern be­
zieht sich auch auf die Schuld im Be­
reich des Staates. Die Mitglieder der 
GKS, aber auch diese Gemeinschaft 
als Institution, müssen sich immer 
wieder bemühen, Christi Gebot und 
Lehre im Alltag zu verwirklichen. 
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Nicht nur Analysen und gutes Wol­
len, sondern auch sittlich gut Handeln 
und Beten um die Gnade des Herrn 
sind unerläßlich. 

Das Gebot zur Liebe besteht alle 
Tage. 

Anmerkung~ 

Verweise und Zitate alle: ,,Pastoral 
Konstitution Ober die Kirche in der 
Welt von heute ." 

KÖNIGSTEINER ENGEL 
Symbol des ehemaligen Königsteiner Offizierkreises (KOK) 

und bis in die 80er Jahre auch Logo der GKS 
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AUS GKS, PGR UND AMI 

Familienurlaub mit 
dem AMI 1994 
in Bad Aussee 
Klaus Költzsch * 

Es war schon etwas ungewöhn­
lich fur uns, am AMI-Familienurlaub 
teilzunehmen. Wie kamen wir dazu 
und welche Eindrücke konnten wir 
mitnehmen? 

Am Anfang standen zwei Wo­
chenenden der Begegnung im Ostsee­
bad Nienhagen. Initiatoren dieser bei­
den Veranstaltungen waren Familie 
Thye und Herr Born. Grundgedanke 
dieser Wochenenden war, Angehörige 
der Bundeswehr und der ehemaligen 
Nationalen Volksarmee (NVA) einan­
der näher zu bringen. Die sogenann­
ten Berührungsängste waren schnell 
verflogen und man kam miteinander 
ins Gespräch . Wir selbst nahmen 
1992 und auch 1993 an den Wochen­
enden der Begegnung teil. Beide steIl­
ten fur uns eine große Bereicherung 

* 	 Anmerkung: 
Klaus Költzsch und seine Ehefrau Cor­
nelia waren heide Angehörige der NVA 
im Bereich Kommando der Volksmarine 
in Rostock. Comelia Költzsch ist heule 
im Marinekommando Rostock tätig. 
Über die Begegnungswochenenden der 
GKS in Nienhagen bei WamemOnde 
wurde in AUFTRAG Nr. 203, Seite 170 
ff. berichtet. 

dar. So lernten wir Hiltrud und GÜll­
ter Thye kennen. 

Wir sprachen auch über das AMI 
und der Möglichkeit, mit dem AMI 
Familienurlaub zu machen . In diesem 
Jahr stand Bad Aussee auf dem Pro­
gramm . Ein kleiner Kur- und Erho­
lungsort im Herzen Österreichs, ge­
nauer gesagt der Mittelpunkt des 
Landes. Über das Angebot von Fami­
lie Thye, an diesem Familienurlaub 
teilzunehmen, hatten wir uns sehr ge­
freut. Wir gaben jedoch zu bedenken, 
daß wir aufgrund unserer Erziehung 
keiner Kirche angehören. Diese Be­
denken wurden schnell ausgeräumt 
und wir gaben unsere Teilnahme­
meldung ab. Im April d.J. kam dann 
die Zusage vom Militärkommando 
Steiermark. Man kann sich sicher 
vorstellen, mit welcher Erwartung 
und auch Spannung wir diesen Ur­
laub antraten. 

Am 30.07.94 begann unsere Rei­
se mit Zwischenstopp in Regensburg . 
Diesen kurzen Aufenthalt nutzten 

http:30.07.94
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wir, um die Stadt und die nähere Um­
gebung kennenzulemen. Das Wetter 
war hervorragend und wir alle gut 
gelaunt. 

Am 01.08 .94 hieß es dann auf 
zur zweiten Etappe mit dem Ziel Bad 
Aussee im Salzburger Land. Zeitlich 
kamen wir gut voran, so daß wir un­
terwegs die Gelegenheit nutzten, im 
herrlich gelegenen Traunsee zu ba­
den. Unsere Kinder waren darüber 
natürlich happy, so war die Autofahrt 
fur sie nicht zu anstrengend und bot 
eine kleine Abwechselung. 

Planmäßig 17.00 Uhr trafen wir 
im Elisabetheim ein. Rolf Urrisk und 
Wemer Eigl hießen uns mit einem 
"Herzlichen Grüß Gott" willkorrunen. 
Nachdem wir unser Zimmer bezogen 
hatten (unsere beiden Kinder nutzten 
die Möglichkeit, im Mädchen- bzw. 
Jungenzirnrner ZU schlafen), ging es 
auch schon zum gememsamen 
Abendbrot. Nach einer ersten groben 
Orientierung über die nächsten zwei 
Wochen, nahm der Urlaub seinen 
Lauf. 

Am zweiten Abend stand das nä­
here Kennenlemen und die Vorstel­
lung aller Anwesenden auf dem Pro­
gramm. Familien aus Österreich, 
Deutschland und auch eUle Familie 
aus Frankreich waren Teilnehmer die­
ses Urlaubs. Der Vater des Gedan­
kens war, viele Veranstaltungen ge­
meinsam durchzufuhren . Jedem blieb 
die Entscheidung jedoch selbst über­
lassen, an den Veranstaltungen teilzu­
nehmen. Auf dem Programm standen 
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u.a. eine Wanderung zum Loser sowie 
zum Dachstein, zwei Grillabende, ein 
Ausflug zu einem nahegelegenen 
Hubschraubergeschwader mit an­
schließendem Flug über die schöne 
Landschaft, die Besichtigung des 
Salzbergwerkes in HaJlstadt, die 
Fahrt zum Stift Seckau. Dort konnten 
sich die Kinder in einem Wettkampf 
sportlich betätigen. Diese Aufzählung 
ist natürlich nicht vollständig, es wür­
de ansonsten auch an dieser Stelle den 
Rahmen sprengen. 

Wir hatten viele schöne Stunden, 
haben viel erIebt, gesehen und Be­
kanntschaften geschlossen. Ob nun in 
der großen Gemeinschaft oder in klei­
neren Gruppen, es war fur uns ganz 
einfach eine Bereicherung, in dieser 
Form Urlaub zu machen. 

Wir nutzten in diesen Tagen auch 
die Möglichkeit, wenn auch mit etwas 
gemischten Gefuhlen, am sonntägli­
chen Gottesdienst teilzunehmen. Der 
Gottesdienst, die abendlichen Tisch­
gebete und viele interessante Gesprä­
che, die wir fuhrten , regten zum 
Nachdenken an. Ob es nun die Frage 
des Glaubens war, Fragen des alltäg­
lichen Lebens, ja selbst Fragen nach 
unserem Aufwachsen und Leben in 
einer /Ur die meisten doch anderen 
und in vielen Punkten unbekannten 
Gesellschaftsform. Es ergaben sich so 
viele Anknüpfungspunkte fur weitere 
Gespräche und Gedanken, daß die 
Zeit mitunter einfach zu kurz war, 
tiefgründiger aufdas eine oder andere 
einzugehen. 

http:01.08.94
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Als Resümee können wir sagen: 
Dieser Urlaub unter dem Zeichen des 
AMI war nicht nur schlechthin ein 
"schöner Urlaub", sondern hat uns 
aufgezeigt, wieviele schöne Stunden 
man in einer Gemeinschaft verbrin­
gen kann. Trotz unterschiedlichen 
Glaubens und verschiedener Ansich­
ten! Auffussungen, bedingt durch die 
persönlichen Entwicklungswege, fan­
den sich viele Gemeinsamkeiten, die 
uns letztendlich zusammenfuhrten. 

An dieser Stelle möchte ich mich 
auch im Namen meiner Familie bei 
allen bedanken, die uns die Möglich­
keit gaben, am Familienurlaub 1994 
in Bad Aussee teilzunehmen. Unser 
Dank geht besonders an die Organisa­
toren, aber auch an jene, die uns so 
herzlich in ihre Mitte aufnahmen. Wir 
wünschen allen Gesundheit und sind 
guter Hoffnung auf ein Wiedersehen 
mit der einen oder anderen Familie. 

Foto: K6ltzsch 
Die Teilnehmer der AMI-Familien/reizeit bei der Führung im 
Stift Seckau/Salzkammergut durch Pater Gabriel 
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INFORMATIONEN 


AUSSCHREIBUNG DES 

KATHOLISCHEN JOURNAlISTENPREISES 

1995 

Anfäßlich des Welttages der sozialen Kommunikationsmittel 1995 werden die Arbeitsge­
meinschaft Katholische Presse 9. V. und die Gesellschaft Katholischer Publizisten zum 
zwanzigsten Mal den von der Deutschen Bischofskonferenz gestifteten "Katholischen Jour­
nalistenpreis" verleihen. Wie bisher gliedert sich der Preis in zwei Teile. mit dem Ersten 
Preis soll ein Autor für eine herausragende Leistung auf dem Gebiet der katholischen Publi­
zis tik 8usgezeichnet werden . Der zweite Preis will junge katholische Journalisten zu ver­
antwortungsbewußter Arbeit in ihrem Beruf ermut igltn;" er soll daher satzungsgemäß einem 
jüngeren Autor zugesprochen werden. Der Preis ist insgesamt mit 20.000,- DM dotiert . 
Bisherige Träger des Hauprpreises sind von einer weiteren Avszeichnung ausgeschlossen. 

A, ,sschreih! IOQsbed jog! lOgeo 

,. Für den ..Katholischen Journalistenpreis 1995 '" kann Iilila Arbeit je Autor eingereicht 
werden. Sie muß in deutscher Sprache verfaßt sein und nach dem 15. Dezember 
1993 in einem Presseorgan des Deutschen Sprllchreumes abgedruckt oder von einer 
Rundfunkanstalt des deutschen Sprachgebietes lIusgestrahlt worden sein. Die Einrei· 
chung kann entwedeö vom Verlasser selbst oder von anderen Personen erfolgen. Dies 
schließt nicht aus, daß von mehreren Personen mehrere Arbeiten eines Alltors einge· 
reicht werden. 

2 . Den Arbeiten sind Angaben zur Person (berufliche Position, Alter) des Autors beizufü· 
gen. 

3: Die Arbeit ist in fünffaCMr AU$fertigung an die Geschäftsstelle der Arbeitsgemein· 
schaft KatholiSChe Presse, Adenauerallee 176, 53'113 Bonn, oder an die Geschäfts· 
steUe der Gesellschaft Katholischer Publizisten, Breite Str. 106, 50667 Köln, einzu~ 
senden . Bei Femsehbeiträgcn genOgt die Einsendung einer Videokassette. 

Ejnseodeschluß ist dflC 15 Dezember 1994 

Über die Verleihung des Pro ises entscheidet eine Jury. Diese besteht 9US zwei von der Ge­

sellschaft katholischer Publizisten benannten Mitgliedem, zwei von der Arbeitsgemeinschaft 

Katholische Presse benannten Mitgliedem und einem Mitglied, das von der Publizistischen 

Kommission der Deutschen Bischofskonferenz benannt wurde. Die Jury faßt ihre Beschlüs­

se mit eInfacher Mehrheit. Der Preis wird unter Ausschluß des Rechtsweges verliehen; die 

Entscheidungen der Jury sind nicht anfechtbar. 


ARBEITSGEMEINSCHAFT KATHOLISCHE PRESSE E.V. 

Adenauerall" 176, 53113 Bonn, Tel.: (0228) 21 53 34; FAX: (02 281 21 09 22 


GESELLSCHAFT KATHOLISCHER PUBLIZISTEN OEUTSCHLANDS E.V. 

Breite Str. 106, 50667 Köln, Tel.: (0221) 25 76 111, FAX; (O221) 26 54 62 
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Gesellschaft für übernationale Zusammenarbeit e.V. 
Bureau International de Liaison et de 


Documentation (B.I.L.D.), Paris 

Herausgeber der Zeitschrift DOKUMENTE und DOCUMENTS 

Bachstraße 32,0 - 53115 BONN 

Telefon: (0228) 7290080 

Telefax: (0228) 69 03 85 


deutsch-französische Begegnungen 


ANIMATEURE GESUCHT 


Die Gesellschaft für übernationale Zusammenarbeit e. v., Bonn, sucht 
Animateure (Gruppen leiter). 

Der Verein veranstaltet mit Förderung und finanzieller Unterstützung 
des Deutsch-Französischen Jugendwerks Jugendbegegnungen tür 
junge Deutsche und Franzosen im Alter von 13 bis 18 Jahren. 

Die Gesellschaft bietet den zukünftigen Betreuern eine Ausbildung 
an. Sie findet im Februar statt und bietet Gelegenheit, sich mit der 
Problematik von binationalen Jugendgruppen auseinanderzusetzen 
sowie eine pädagogische Zusatzqualifikation zu bekommen. 

Die Betreuer für diese deutsch-französische Begegnungen sollen 
mindestens 21 Jahre alt sein und die deutsche und französische 
Sprache beherrschen. 

Erwartet werden zudem gute Allgemeinkenntnisse in französischer 
und deutscher Landeskunde und Geschichte. Von Vorteil wären päd­
agogische Erfahrungen im Umgang mit Jugendlichen. 

Unterlagen anfordern bei der 

Gesellschaft für übernationale Zusammenarbeit eV 
Jugendabteilung 
Bachstraße 32 

53115 Bonn 
Tel.: 0228-7290080 
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